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Betreff: Neues Vertriebskonzept des Statistischen Bu ndesamtes

Sehrgeehrte Damen und Herren,

da unser Haus ab Aprit 2004 sein Vertriebskonzept neu ordnet, möchten wir Sie als Bezieher unserer
Veröffentlich ungen ü ber die Sie betreffend en Anderungen unterrichten.
Nachdem sich - nationaI und international- das lnternet zurallgemein zugänglichen und wahrge-
nommenen Kommunikationsplattform entwickelt hat, baut das neue Vertriebskonzept unseres
Hauses auf dieser modernen lnformations- und Kommunikationstechnik auf.
Das bedeutet für Sie im Einzelnen:
7. Die lhnen bekannten Veröffentlichungsreihen Fachserie 1 bis 19 werden ab AnfangApril2004

kostenfrei als Download-Produkte über unser neues Online-Shop-System herausgegeben.
2. Einhergehend mit diesem elektronischen Angebot werden schrittweise die kostenpflichtigen

Printausgaben eingestellt.
3. ln der ersten Umstellungsphase ab April 2004 werden die Fachstatistiken im pdf-Format und

schrittweise auch als Excel-Datei zum Download angeboten.
4. Kostenpflichtige Mehrwertprodukte in Print- und elektronischer Form, wie z. B. das Statistische

Jahrbuch, die Blickpunktreihe, Spektrum- und Forumsbände sowie Klassifikationen, wie das
Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik, werden weiterhin in unserem Veröffentlichungs-
programm vertreten sein.

5. Der neue Online-Shop des Statistischen Bundesamtes wird am 5. Aprit 2004 eröffnet. Sie finden
i h n unter der I nternet-Adresse http://www.destatis.de/shop. Der bislang über diese Adresse be-
triebene Statisti k-Shop wird zum Sta rtzeitpun kt dea ktiviert
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Unser Haus wird das neue Online-Shop-System gemeinsam mit seinem Vertriebspartner Service-
center Fachverlage betreiben, um lhnen einen besseren Überblick und Zugang zum Leistungsange-
bot der amtlichen Statistik und ihrer lnhalte zu ermöglichen.
o So enthält das neue Online-Shop-System alle im Vertrieb befindlichen Veröffentlichungs-

produkte im Print- und elektronischen Bereich.
o Diverse Suchfunktionen werden lhnen eine effiziente Recherche nach statistischem Daten-

material ermöglichen.
i Auf Wunsch werden Sie per E-Mai[ über aktuelle Neuausgaben zu einem Titel informiert.
o Sie sind bereits als Kunde in unserem bisherigen Statistik-Shop registriert? Dann bitten wir Sie

um Beachtung und lhr Verständnis, dass der neue Online-Shop, aus technischen Gründen eine
N e u regi strie ru n g I h rerseits erfo rd erlic h m acht.

t Ausnahme hierzu stellen die kostenfreien 0nline-Produkte dar, diese stehen künftig jedem Shop-
Besucher unmittelbar zum direkten Download bereit.

t Natürlich können Sie auch weiterhin lhre Bestellungvon Print- und CD-ROM-Produkten telefo-
nisch oder in schriftlicher Form, per Brief, Fax oder als E-Mail unserem Vertriebspartner in Auftrag
geben.

o Abonnenten, die von der Einstellung der Printausgabe im Fachserienbereich betroffen sind, wer-
den von unseren Fachredaktionen im Hause entweder durch Beilage in den noch erscheinenden
Fachserien oder durch persönliche Anschreiben unterrichtet. Mit Einstellung der Printausgaben
endet der Abonnementauftrag. Der alternative Bezug der Download-Produkte erfordert die per-
sönliche Registrierung im neuen Online-Shop-system ab April.

o Natürlich haben wir auch an all die Bezieher gedacht, die auf die Printausgabe trotz deren Ein-
stellung als Veröffentlichung nicht verzichten können: lhnen stehen unsere Fachauskunfts-
dienste im Hause zurVerfügung, deren Leistungsspektrum u. a. auch ein Print-on-demand-
Angebot umfasst.

Sollten Sie weitere lnformationen benötigen oder Fragen zu unserem Vertriebskonzept haben, ste-
hen lhnen unsere Mitarbeiter im Bereich ZD/Vertrieb unter der Service-Nummer +49(0)67U753725
gerne mit Rat und Tat zur Seite.

Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie uns auf dem Weg ins digitate Zeitatter begteiten und Sie unse-
ren neuen Online-Shop ab 5. Aprit 2004 als Zugangsportal für einen schnellen und kostengünstigen
Datenbezug in lhrem Hause nutzen.

Wir bedanken uns für das uns entgegengebrachte Veftrauen und hoffen, Sie auch weiterhin zu unse-
rem Kundenstamm zähten zu dürfen.

Mit freundlichen Grüßen
lm Auftrag

*/*

Marion Engelter

Statistisches Bundesamt Deutschland
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Statistik-Shop
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www.destatis.de/shop.
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*) GENESIS-Online löst den Zeitreihenservice zum 1.1.2004 ab

E-Mail: shop-produkte@destatis.de





lnhalt

Seite

Textteil

I Hinweise zur Methodik

7
7
8
8
8

I
1.1
1.2

Veränderungen in derAgrarstatistik ab 2003
Verlauf der Agrarstrukturerhebung 2003

1.3
7.4 Für 2003 gettende Rechtsvorschriften

Die Agrarstrukturerhebung 2003..............

2
2.7
2.2
2.3

Betrieb als Erhebungs- und Darstetlungseinheit
AItgemeines

Hinweise zur Stichprobenerhebung

Hoch rechn ung

72
72
t2

29
30
36
36

9
10
11

Erhebungs- und Darstellungsbereich

3 Merkmals(Erhebungs)Programm. 72

4

Erläuterungen zum Verfahren der Betriebsklassifizierung
Ve rfa h re n.......
Hinweise zu den Berechnungsmethoden und zu methodischen Anderungen

5
5.7
5.2

6
6.7
6.2
6.3
6.4

8
8.1
8.2
8.3

9
9.t
9.2

28
29

7 Vorbereitung der Erhebung

Aufbereitung
Technische Vorarbeiten für die Aufbereitung..............
Kontrolla rbeiten

36

37
38
38

39
40

10

Veröffentlichungen der Ergebn isse
Veröffentlichungen durch das Statistische Bundesamt (SIBA)............
Veröffentlichungen durch die Statistischen Landesämter (StlX)

Unterschiede zwischen den Ergebnissen aus totalen und aus repräsentativen Zählungsteilen

11 EG-Agrarstrukturerhebung

Übersichten innerhalb der Hinweise zur Methodik

Übersicht 1 Agrarstrukturerhebungen sowie Erhebungen über die Bodennutzung und Viehhaltung in land- und
forstwirtschaft lichen Betriebe n 7999 -2007

übersicht 2:
Übersicht 3:
übersicht 4:

Agrarstrukturerhebung 2003 - lntegrierte Erhebung

t4

47

Schematische Übersicht über die Agrarstrukturerhebung im Mai 2003..
Zuordnung von Merkmalen der Agrarstrukturerhebung 2003 zu den betriebswirtschaftlichen
Ausrichtungen des Klassifizierungssystems für die Landwirtschaft - BWA 1-5

Übersicht 5: Zuordnung von Merkmalen derAgrarstrukturerhebung 2003 zu den betriebswirtschaftlichen
Ausrichtungen des Klassifizierungssystems für die Landwirtschaft - BWA 6-9

Übersicht6: AuswahlplanfürdieAgrarstrukturerhebung2003...........

Statlstlsches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003 -3-

t8
32



Anhang

Anlage 1 Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz - BStatG)
vom 22. Januar 1987 (BGB[. I S. 462,565), zuletzt geändert durch Artikel 16
des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGB[. I 5.3322) 45

Anlage 2 Gesetz überAgrarstatistiken (Agrarstatistikgesetz - AgrStatG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 08. August 2002 (BGBI. I S. 3118) ..... 83

Verordnung (EWG) Nr. 571188 des Rates vom 29. Februar 1988 zur Durchführung
von Erhebungen der Gemeinschaft über die Struktur der landwirtschaftlichen
Betriebe (ABl. EG Nr. L 56 vom 02. März 1988, S. 1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG)Nr. 74312002 derKommission vom 24.lanuar 2002 (Abt. EG Nr. L 245.76
vom 26.07.2002) ........... ......105

Anlage 4 Gesetz zur Gleichstellung stittgelegter und landwirtschaftlich genutzter Flächen
vom 10. Juti 1995 (BGBt.lS.910) 727

Anlage 5 Verordnung zur Aussetzung und Ergänzung von Merkmalen nach dem Agrarstatistik-
gesetz (Erste Agrarstatistikverordnung - 1. AgrStatV) vom 20. November 2002
(BGBI. r S. 441s) ...................129

Anlage 6 Merkmalskatatog zur ASE 2003.. 735

Anlage 7 Erhebungsvordrucke zurASE 2003 753

Anlage 8 Anleitung zur Durchführung derASE 2003...... 779

Anlage 9 Vezeichnis der Sachgebietstabellen zurASE 2003 237

Anlage 10 Gesamtüberbtick über die Vorspalten-Größenklassenschemata für LF, SDB,
Altersgruppen und ArbeitSkräfte in den Aufbereitungstabellen zurASE 2003 233

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

Seite

Anlage 3

-4-



A

a

AB

ABI.

AgrStatG

AK-Einheit

AMR

ASE

BF

BGBI.

BMVEL

BRL

BStatG

BWG
EG

eGkl

EQM

EU

EUROFARM

Abkürzungen

Arbeitstabelle
Ar

Agra rberichterstattun g

Amtsblatt (der Europäischen Gemeinschaft)
Agra rstatistikgesetz
Arbeitskräfte-Einheit (Maßeinheit der Arbeitsleistung)
Arbeitsmarktregionen
Agra rstrukturerhebun g

Betriebsfläche
Eundesgesetzblatt
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung
und Landwirtschaft
Betriebsregister Landwirtschaft
Bundesstatistikgesetz
Bodenverwertungs- und -verwaltungsgesellschaft

Europäische Gemeinschaft en

Eingeschränkte Größenklassengliederung
Einheitsquadratmeter
Europäische Union
lnformationssystem der EG zur landwirtschaftlichen
Strukturstatistik
Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaft
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
Hektar
Hauptproduktionsrichtung
Kuratorium fürTechnik und Eauwesen in der
Landwirtschaft
Landwirtschaft liche Betriebe
Landwirtschaftlich genuute Fläche
(ehemalige) Landwirtschaft liche
Produktionsgenossenschaft
Landwirtschaft liche Wirtschaftsgebiete
La n dwirtschaftszä h lung
N ichtadministrative Gebietseinheiten
Ohne Größenklassengliederung
Repräsentativerhebung
Statistikanpassungsverordnung
Statistisches Bundesamt
Standarddeckungsbeitrag
Statistische Landesämter
Totalerhebung
Votlständige Größenklassengliederung

Eurostat

EWG

ha

HPR

KTBL

L

LF

LPG

LWG

LZ

NAGE

oGkl
R

5taüAV

StBA

SDB

StLÄ

T

vGkl

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003. -5-



Vorbemerkung

ln der Bundesrepublik Deutschland werden Agrarstrukturerhebungen im zweijährtichen Abstand seit 19751) durchgeführt. Ab 1999 findet mit
der,,lntegrierten Erhebung' ein neues Organisatlonskonzept Anwendung, d.h. alle Produktions- und Strukturmerkmale werden im Mai des
jeweiligen Erhebungslahres zeitgteich erfragt. Mit dem Wechset des 0rganisationskonzeptes wurde auch die bisherige Bezeichnung

Agrarberichterstattung durch den Begriff Agrarstrukturerhebung ersetzt. Das Erhebungs. und Darstellungsprogramm der
Agrarstrukturerhebung erfüllt2) die Anforderungen der im selben zweijährlichen Turnus vorgeschriebenen Erhebung über die Struktur der

landwirtschaftlichen Betriebe der Europäischen Gemeinschaft. ln Jahren mit einer Landwirtschaftszählung, die im Abstand von 8 bis 12 lahren
durchgeführt wird, ist die Agrarstrukturerhebung in diese Großzählung integriert. Landwirtschaftszählungen und Agrarstrukturerhebungen

werden unter dem Oberbegriff,,strukturerhebungen in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben' zusammengefasst. Entsprechend werden

alle im Rahmen der Landwirtschaftszählung erhobenen Daten auch als Ergebnisse der Landwirtschaftszählung veröffentlicht.

Die Agrarstrukturerhebung liefert aktuelle betriebsbezogene Daten über die Produktionsstrukturen und -kapazitäten der landwirtschaftlichen
Betriebe sowie über die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse der Betriebsinhaber und/oder -leiter. Der Ergebnisnachweis bezieht sich

u.a. auf die Nutzung der Bodenflächen, auf Viehbestände, den Einsatz von Arbeitskräften, die sozialökonomischen Verhältnisse sowiä die

Eigentums- und Pachtverhältnisse in der Landwirtschaft. Die Veränderungen im zeitlichen Vertauf spiegeln den strukturellen und sozialen

Anpassungsprozess der Landwirtschaft an veränderte produktionstechnische und agrarpolitische Bedingungen wider. Die Ergebnisse der

Agrarstrukturerhebungen dienen sowohl der Erfolgskontrolle von Maßnahmen der europäischen und nationalen Markt- und Preispolitik als

auch einer Abschätzung künftiger Entwicklungen und der damit verbundenen Agrarausgaben. Sie sind somit eine unentbehrliche Grundlage

für sachgerechte agrarpolitische und soziatökonomische Entscheidungen auf nationaler und supranationaler Ebene.

Die Strukturerhebungen in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben setzen sich aus Einzelerhebungen zusammen. Das Grundprogramm der

Agrarstrukturerhebung umfasst die Merkmale zur Bodennutzung und zu den Viehbeständen. Dazu zählen auch Angaben zu den Betrieben mit

ökologischem Landbau. lm Ergänzungsprogramm werden weitere Strukturdaten, wie Angaben zu den Arbeitskräften, und sozialökonomische

Merkmale entweder repräsentativ in einem ausgewählten Betriebskreis oder in allen Betrieben erfragt. Den repräsentativ erhobenen

Merkmalen liegt seit 1999 ein einheitliches Stichprobenkonzept zugrunde. Mit der Novellierung des Agrarstatistikgesetzes vom 25. luni 1998

(BGBl. I S. 1635) wurde überdies der Erhebungsbereich von Produktions- und Strukturstatistiken vereinheitlicht und die unteren

Erfassungsgrenzen angehoben. Die ab 1999 dargestellten Ergebnisse beziehen sich nunmehr auf Betriebe mit einer landwirtschafttich
genutzten Fläche von mindestens zwei Hektar bzw. mit einer Waldfläche von mindestens zehn Hektar (bis 1997 jeweils ein Hektar). Für

Betriebe, die diese Flächenausstattung nicht aufweisen, aber über Viehhaltung bzw. über Spezialkulturen verfügen, besteht Auskunftspflicht,
wenn vom Agrarstatistikgesetz vorgegebene Viehbestände oder Mindestanbauflächen vorhanden sind. Die beschriebenen Anderungen

gegenüber der bisherigen Erhebungspraxis wirken sich auch auf die Vergleichbarkeit der aktuellen Ergebnisse mit denen vorangegangener

Erhebungen aus. Dies ist bei der lnterpretation der veröffentlichten Daten aus verschiedenen Erhebungsjahren, aber auch von verschiedenen

Erhebungsmerkmaten zu berücksichtigen.

Seit 1997 erfotgt die Ergebnisaufbereitung mit dem Aufbereitungskonzept,,AGRA". ln diesem Zusammenhang wurde auch das

Tabellenprogramm der Landwirtschaftszählung/Agrarstrukturerhebung durchgreifend überarbeitet. Dazu zählt die Reduzierung des

zahlenmäßigen Tabellenumfanges und die Neugestaltung der Tabellen, um dem aktuell bestehenden lnformationsbedarf Rechnung zu tragen.

1) Bis 1997 Agrarberichterstattung.

2) Außer2001.

Statistlsches Bundesamt, Fachserle 3, Meth. Grundl. 2003-6-



Hinweise zur Methodik

1 Allgemeines

Die agrarstatistischen Rechtsvorschriften schreiben

Agrarstrukturerhebungen (ASE) in zweiiährlichen, Land-

wirtschaftzählungen in 8-1 2 iährtichen Abständen vor. lm

lahr einer Landwirtschaftszählung ist die ASE integrierter

Bestandteil dieser. Aufgrund der Mitte 1998 in Kraft

getretenen Neufassung des Agrarstatistikgesetzes

wurden ab 1999 Anderungen gegenüber der bisherigen

Erhebungspraxis wirksam, die sich u.a. auch auf die

Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit denen vorangegan-

gener Erhebungen auswirken. (Veränderungen von 1991

bis 7997 siehe Fachserie 3 ,,Methodische Grundlagen

der Agrarberichterstattungen/Landwirtschaftszählung

(Haupterhebung) 1991-1997" und Veränderungen 1999

und 2OO1 siehe Fachserie 3, Reihe 2 S.2 ,,Methodische

Grundlagen der Strukturerhebungen ab 1999").

Mit der vorliegenden Veröffentlichung werden die Verän-

derungen für die ASE 2003 dargestellt. Diese lassen sich

wie folgt zusammenfassen:

1.1 Veränderungen in der Agrarstatistik ab 2003

Auf der Grundlage der Novellierung des "Gesetz(es) tiber

Agrarstatistiken (Agrarstatistikgesetz - AgrStatG) in der

Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 2002

(BGBI. I S. 3118) wurden für die ASE 2003 folgende

Veränderungen eingeführt.

Der Kreis der Auskunftspflichtigen wurde dahingehend

eingeschränkt, dass nur die landwirtschaftlichen Be-

triebe in die Erhebung einbezogen werden, d.h. forstwirt-

schaftliche Betriebe sind für die Agrarstrukturerhebung

nicht mehr auskunft spflichtig.

Für den Komplex Arbeitskräfte traten mehrere Verände-

rungen ein:

1. Der Berichtszeitraum wurde für alle Personengrup-

pen vereinheitlicht. Er bezieht sich jetzt auf 12

Monate vor dem Erhebungszeitpunkt, d.h. für die

ASE 2003 von Mai 2002 bis Aprit 2003 (bis dahin

für Familienarbeitskräfte und ständig Beschäftigte

in Stichprobenbetrieben 4 Wochen im April und für

den gteichen Personenkreis in Nichtstichprobenbe-

trieben 12 Monate vor dem Erhebungszeitpunkt).

Für die nicht ständig Beschäftigten bestand dieser

Berichtszeitraum bereits seit der ASE 1999.

Die Angaben zu den im Betrieb geleisteten Arbeits-

zeiten für Familienarbeitskräfte und ständig Be-

schäftigte wurden in allen Betrieben und für alle

Personen bzw. Personengruppen (außer für nicht

ständig Beschäftigle) einheitlich nach 5

Arbeitszeitgruppen aufgegliedert erfragt und nicht

wie bisher als durchschnittliche Anzahl der

Stunden le Woche und Anzahl der Wochen in

Stichprobenbetrieben und 4 Arbeitszeitgruppen

zur ASE/LZ 1 999 in Nichtstichprobenbetrieben.

2.

Gegenüber der ASE/LZ 1999 wurden die Personen-

gruppen (in Nichtstichprobenbetrieben) dahinge-

hend aufgelöst, dass die Familienarbeitskräfte un-

terteilt nach Betriebsinhaber, Ehegatte und sons-

tige Familienangehörige sowie die ständig und

nicht ständig Beschäftigten ieweils getrennt erfragt

werden.

Die Fragen zur Art der Bewirtschaftung, d,h. zum ökolo-

gischen Landbau, sind um Fragen hinsichtlich der

umgestellten bzw. sich in der Umstellung befindlichen

landwirtschaftlich genutzten Flächen und um

einbezogene Tierarten in die ökologische

Bewirtschaftungsmethode ergänzt worden.

Neu in das Merkmalsprogramm aufgenommen wurden

folgende Sachverhalte:

1. Einkünfte aus anderen Erwerbstätigkeiten als

Landwirtschaft, die direkt mit dem landwirtschaft-

lichen Betrieb in Verbindung stehen.

2. UmweltleistungendesBetriebes.

Mit der ASE 2003 wird das Ktassifizierungsverfahren der

tandwirtschaftlichen Betriebe der EU auch national ein-

geführt. Dabei ist der prozentuale Anteil der Standard-

deckungsbeiträge der einzelnen betriebswirtschaftli-

chen Ausrichtungen in EGE (Europäische Wirtschafts-

einheit: 1 EGE gleich 1 200 EURo) am gesamten Stan-

darddeckungsbeitrag des Betriebes maßgebend flir die

Eingruppierung der landwirtschaftlichen Betrlebe nach

der betriebswirtschaft lichen Ausrichtung.
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Bisher erfolgte die Zuordnung der Betriebe zu den Be.

triebssystemen auf der Grundlage des Standard.

deckungsbeitrages in EUR0.

Detaillierte Hinweise zu den o.a. Neuerungen in der Agrar-

strukturerhebung 2003 sind den Abschnitten 3 ,,Merk.

mals(Erhebungs)programm' und 4,,Verwendete Begriffe und

Definitionen" vorliegender Veröffentlichung zu entnehmen.

7,2 Verlauf der Agrarstrukturerhebung 2003

Die ASE 2003 wurde nach den Festlegungen des Agrarstatis.

tikgesetzes allgemein, d.h. in allen landwirtschaftlichen

Betrieben, im ersten Halbjahr 2003 (Anfang Mai) durchge.

führt.

Die ASE umfasst ein

Grundprogramm mit Merkmalen der

. Bodennutzung

o Viehhaltung

Ergänzungsprogramm mit Merkmalen über Arbeitskräft e

und weitere Strukturmerkmale.

Die ASE setzt sich aus einem repräsentativen und einem

allgemeinen Erhebungsteil zusammen, wobei nur etwa ieder
vierte Betrieb den umfangreicheren repräsentativen Fragen.

katalog zu beantworten hat.

7.3 Die Agrarstrukturerhebung 2003

Mit dem repräsentativen Erhebungsteil werden ausgewählte

landwirtschaftliche Betriebe (Stichprobenbetriebe) befragt.

Erhoben werden sämtliche Merkmale des Grundprogramms

- Bodennutzungshaupterhebung,

. Erhebung über die Viehbestände,

und des Ergänzungsprogramms

- Arbeitskräfte(nachdemEinzelpersonenkonzept),

. Eigentums-undPachtverhältnisse,

- Erwerbs-undUnterhaltsquellen,

- GewinnermittlungundUmsatzbesteuerung,

- sozialökonomischeVerhältnisse,

- Anfall und Aufbringung von Wirtschaftsdüngern tieri-

scher Herkunft,

- Einkünfte aus anderen Eniverbstätigkeiten als Landwirt-

schaft, die direkt mit dem landwirtschaftlichen Betrieb

in Verbindung stehen,

- Umweftleistungen des Betriebes.

Der allgemeine Erhebungsteil stützt sich auf ein einge-

schränktes Erhebungsprogramm. Es besteht aus Merkmalen

des Grundprogramms

- Bodennutzungshaupterhebung,

- Erhebung über die Viehbestände

und des Ergänzungsprogramms

- Arbeitskräfte(nachdemPersonengruppenkonzept)

. sozialökonomischeVerhältnisse

- GewinnermittlungundUmsatzbesteuerung.

Die Ergebnisse derASE setzen sich aus denen des repräsen-

tativen und des allgemeinen Erhebungsteils zusammen.

Einen Überblick über die ASE 2OO3 und weitere Erhebungen

bis 2007 geben die Übersichten 1 und 3 aufden Seiten 9 und

1 1 dieser Veröffentlichung,

1,4 Für 2003 geltende Rechtsvorschriften

Ftir die ASE 2003 gelten folgende Rechtsgrundlagen:

1. Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundessta-

tistikgesetz - BStatG) vom 22. ,anuar 1987 (BGBI. I

5.462, 565), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Ge-

setzes vom 21. August 2002 (BGBt. I S. 3322),

2. Gesetz über Agrarstatistiken (Agrarstatistikgesetz -
Agrstatc) in der Fassung der Bekanntmachung vom

08. August 2002 (BGBI. I S. 3118),

3. Verordnung (EWG) Nr. 577188 des Rates vom

29. Februär 1988 zur Durchführung von Erhebungen der

Gemeinschaft über die Struktur der landwirtschaftlichen

Betriebe (ABl. EG Nr. L 56 vom 02. Mäz 1988, S. 1), zu.

letzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 143/2002

der Kommission vom 24. ,anuar 2002 (ABt. EG Nr. L 24

S. 16 vom 26.01.2002),

4. Gesetz zur Gleichstellung stillgelegter und landwirt.

schaftlich genutzter Fläche vom 10.Juti 1995 (BGBl.l

s. 910),

5. Verordnung zur Aussetzung und Ergänzung von Merk-

malen nach dem Agrarstatistikgesetz (Erste Agrarstatis-

tikverordnung - 1. Agrstatv) vom 20. November 2002

(BGBl. I S. 4415).

Siehe Anhang dieser Veröffentlichung Anlagen 1 bis 5.
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Übersicht 1: Agrarstrukturerhebungen sowie Erhebungen über die
Bodennutzung und Viehbestände in

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 7999 bis 2OO7,)

Programme / Erhebungen / Merkmale 1999
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Atra6trukturerhebunB
(Zur Landwirlschafts.
zählung 1999 Teil der
Haupteöebunt)

') Bis 2OO2: Gesetz über AtraEt.tistiken (Atrarstalistiktesetz - At6larG) i.d.F. de. Bekanntmachung vom 25. luni r 998 (8GBl. r 5. 1 635)i
danach: GeselzüberAgrarstatistiken(Agrarstalistikgesetz.Ag6tatG)i.d.F.derBekanntma(hungvomS.August2OO2(BGBl.lS.31f8).

1) Strukturerhebung ab 1999 alle zwei lahre (einschließlich Bodennutzung und Viehhaltund.
2) Gcftcinsame Erhebung der Bodennutzung utd Viehhaltung ab 2OOO atle zwei Jahre außerhalb der Strukturerhebung.

schrltten werden.
4) Foßtwinschafrliche Betriebe (gelriebe mit einer Wäldfläche von mindestens 1O ha).

fü. land. und torgtwirlschaft liche Betriebe.
6) Einschließlich forstwirtschaftliche Belriebe (Eetriebe mit einer Waldfläche von mindestens 1O ha).
7) Für 20O1 austeselzt.
8) Fü. Nlchlstichprobenbetriebe.

Ve@.dnunt zur Augsetzung und Ergänzunt von Merkmalen nach dem Agra6tatistiktesetz (Erste Agrarslatislikverordnunt . 1. AgrstatV) vom 20. Nwember 2OO2 (BGBl. I S. 441 5).
lallgemeine Erhebung

Lrepräsentative E.hebunt

e)

E
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Rechtsform der Betrlebe;
tlauptnutzungs. und Xultur.
anen (Nutzung der Gesamt.
flä(he)

Anbau au[ dem Ackerland
(Nutzunt der Bodenfläche)

Stillgelegte Rächen,
Zwischenf,u(htanbau

Sodennutzungs-
haupterhebung

Ökologischer Landbau

Rinder, Schweine, Schafe,
Pterde und GeflüBel

Grundpro
Sramm

vrenoeStanoe.tr
Mai

Rinder, Schweine, Schrte

Einzelpe6onenkonzeptArbeitskräfte

Pe60nengruppenkonzept

an der landwirtschaftlich
tenutzt€n Fläche und der.
zeitite rahrespa.ht

Eigentums. und
Pa(htverhälf
nisse

innerhalb der letzten 2 jahre
erstmals tepachlete Elächen
und Flächen mit Pachtpreis.
änderunt

Sozialökonomische Verhältnisse des Betrie-
bes (Haupt./Nebeneeerb)

GMinnerminlung und Umsatzbesteuerung

Auße.beklebliche Eilerbs- und Unterhalts-
quellen

Eßänzunts.

protramm

Anfatl und Aurbrintunt von Wirtschafts'
dringern tierischer He*unft (Festmist, ,au.
che, Gülle)

5) 6) 6)

Einkünft e aus anderen ENerbstätigkeiten
als Landwins(haft, die direkt mit dem
Betrieb in Verbinduns slehen

Umweltleistunten des Betriebes

l. AtrStalVO

Eerufsbildung des Betriebsleite6

3l

. .9) ...



Übersicht 2:

Nu, in
Nur in Nichtstichprobenbetrieben

Agrarstrukturerhebung 2003
- lntegrierte Erhebung.

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

Eh-e.hu!'J
Merkmal

Erhebunts.
zeitraum raum, -punkt

Berichtszeit- Erhebungsanen
T-total

R-repräsentativ

3. Mai (bis ca.15. MaD

lanuar bis Mai

3. Mai

3. Mai

3. Mai

3. Mai

3. Mai

3. Mal

3. Mai

3. Mai

3. Mai

in der Regel der Tag der ersten
Aulforderung zur
Auskunftserteilung

Mai des Voriahres bis April des
Berichtsiahres

Mai des Vorjahres bis April des
Berichtsiah res

Mai des Voriahres bls April des
Eerichtslahres

in der Regel derTag dere6ten
Aufforderung zur
Auskunftserteilung'

Mai des Voriahre5 bis April des
Berichtsjah res

Mai des Vorjahres bis April des
Beri€htsjahres

in der Regel der Tag der ersten
Aufforderung zur Auskunftser.
teilunE

l. Mai

Wirtschafrsiahr

T

T

R0

Ta

T

T

T

T

R

R

R

Grundprotramm mit Merkmalen der Einzeleöebungen
.Eodennutzungshaupterhebung

. Rechtsform der Eetriebe
- Hauptnutzungs.und Kulturarten (Nutzung der
Gesamtfläche)

-Anbau autdem Ackerland (Nuuung der Bodennäche)
- Stitlgelegte Rächen
. Zwlschenrruchtanbau
. Ökologischer Landbau

.Viehbestände
- Rinder, Schweine, Schate, Pferde und Geflügel

Ertänzungsprotramm
.Aöeitskräfte
. Einzelpersonenkonzept

Betriebsinhaber, Ehegatte
und seine mit betrieblichen
Aöeiten beschäftigten Fami-
lienangehörigen
stäodite (familienfremde) Arbeitskriifte
nichtständiBe (tamilienfremde) Arbeitskräfte
(einschl. Saisonarbeitskäfte)

PersonenSruppenkonzept
Mit betrleblichen Arbeiten beschäftigte
Betriebsinhaber
Eheganen
sonstite tamilienantehöilte

ständi8e (familienfremde) Arbeitskräfte
nichtständige (familienfremde) Arbeitskräft e
(einschl. Saisonaöeitskräft e)

so2ialökonomische verhältnisse

außeöetriebliche ENerbs. und
Unterhaltsquellen

Gewinnemittlung und Umsatz-
besteuerung

EitentumS- und Pachtverhält.
nisse, in den letzten zwei
Jahren verelnbane Pachtent.
Selte

Anfall und Ausbringung von
Wirtschaft sdüngern tierischer
Hcrku nft

Einkünfte aus anderen ENerbstätitkeiten
als Landwi(schaft, die direkt mit dem Betrieb
in Verbindung stehen

UmweltleistunSen des Setriebes
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2 Betrieb als Erhebungs- und Darstellungs-
einheit

2.1 Allgemeines

Gegenstand der ASE sind Erhebungseinheiten, die die Krite-

rien eines Betriebes in der Landwirtschaft erfüllen (vgl. Ab.

schnitt 2.2). Diese Betriebe werden mit ihren Erzeugungs.

grundlagen und -strukturen dargestellt.

2.2 Erhebungs- und Darstellungsbereich

Zum Erhebungs- und Darstellungsbereich der ASE gehören

landwirtschaftliche Betriebe, und zwar:

a) mit einer LF von mindestens zwei Hektar,

oder mit mindestens jeweils

- acht Rindern oder Schweinen oder

- zwanzig Schafen oder

- zweihundert Legehennen oder .lunghennen oder

Schlacht-, Masthähnen, -hühnern und sonstigen

Hähnen oder Gänsen, Enten und Truthühnern

oder

- jeweils dreißig Ar bestockter Rebfläche oder Obst-

fläche, auch soweit sie nicht im Ertrag stehen, oder

Hopfen oder Tabak oder Eaumschulen oder Gemü-

seanbau im Freiland oder Blumen- und Zierpflan-

zenanbau im Freitand oder Anbau von Heil- und

Gewürzpflanzen oder Gartenbausämereien für Er'

werbszwecke oder

- jeweits drei Ar Anbau für Erwerbszwecke unter Glas

von Gemüse oder Btumen und Zierpftanzen.

Betriebe mit weniger als zwei Hektar LF werden in die Erhe'

bung einbezogen, wenn bei mindestens einem der in Frage

kommenden Merkmale die angegebene Mindestgröße an

Tierbeständen oder Spezialkulturen erreicht oder überschrit'

ten wird.

2.3 Betriebsort

Die Erhebung aller Angaben erfolgt nach dem 0 r t d e s

B e t ri e b s s i tz e s, nicht nach der Belegenheit dervom

Betrieb selbst bewirtschafteten Flächen. Betriebssitz ist die

Gemeinde, in der sich die wichtigsten Wirtschaftsgebäude

des Betriebes befinden. Dies gilt auch für Betriebe, deren

Flächen teils im lnland, teils im Ausland liegen sowie für das

auf diesen Flächen befindliche Vieh. Demzufolge ist Vieh, das

sich auf den im Ausland bewirtschafteten Flächen von Betrie-

ben mit Betriebssitz im lnland befindet, in den Ergebnissen

enthalten, Vieh auf den im lnland gelegenen Flächen von

Betrieben mit Betriebssitz im Ausland dagegen nicht. Zuge-

pachtete Flächen und zur Bewirtschaftung unentgeltlich

erhaltenes Land sowie Dienstland, aufgeteilte Allmende und

dergleichen Flächen werden demjenigen Betrieb zugerech-

net, der sie bewirtschaftet (selbstbewirtschaftete Fläche).

Entsprechend werden verpachtete Flächen eines Betriebes

nicht bei ihm, sondern beim zupachtenden Betrieb erfasst

und nachgewiesen.

ln der ASE werden jene Tiere nachgewiesen, die sich am

Stichtag in den Ställen und auf den Flächen des Betriebes

befinden, unabhängig davon, ob sie Eigentum des Betriebs-

inhabers sind oder nicht. ln Pension weggegebene eigene

Tiere gehen somit in die Ergebnisse des Pensionsbetriebes

ein.

3 Merkmals(Erhebungs)programm

Das Merkmatsprogramm der ASE ist vom Gesetzgeber mit der

Neufassung des Agrarstatistikgesetzes vom 08. August 2002

vorgegeben.

Hierdurch setzt sich das Erhebungsprogramm der ASE 2003

aus einem repräsentativen und einem allgemeinen Erhe-

bungsteil zusammen.

Den allgemeinen Erhebungsteil hatten hierbei alle Betriebe,

den umfangreicheren repräsentativen Erhebungsteil iedoch

nur ca. 20 "/o aller Betriebe zu beanwvorten.

Über das jetzige Merkmalsprogramm und die in Kraft getrete-

nen Veränderungen informiert der nachstehende Uberblick:

Bodennutzung

Die Bodennutzung wird anhand eines Fragenprogramms zur

Nutzung der Gesamtflächen nach Hauptnutzungs' und Kul-

turarten, zum Anbau auf dem Ackerland, zur Flächenstillle'

gung und zum Zwischenfruchtanbau untersucht. Es umfasst

atte für die Beurteilung der Bodenbewirtschaftung wichtigen

Flächenkategorien. Neu aufgenommen wurde ab 1999 die

,,Art der Bewirtschaftung'. Sie diente der Unterscheidung der

landwirtschaftlichen Betriebe in,,konventionelle' Betriebe

und Betriebe des ökologischen Landbaus. Mit Hilfe dieser

Zusatzfrage konnten wirtschaftlich wichtige Merkmale ge'

trennt für beide Betriebsgruppen ausgewertet werden, wobei

für Betriebe des ökologischen Landbaus ab 1999 aber atle

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003-L2-



Flächen des Betriebes nachgewiesen wurden. Ein getrennter

Nachweis der Flächen .nur" für den ökologischen Landbau

konnte nicht vorgenommen werden.

Eeginnend mit der ASE 2003 werden Auskünfte über die

Größe der bereits auf die ökologische Bewirtschaftungsme-

thode umgestellten und der sich in Umstellung befindtichen

landwirtschaftlich genutzten Fläche getrennt erfragt. Des

Weiteren werden ebenfalls die in die ökologische Bewirt-

schaftung einbezogenen Tierarten erfasst, sodass mit der

ASE 2003 gegenüber 1999 und 2001 weitergehende Aussa-

gen zum ökotogischen Landbau getroffen werden können.

o Viehzählung

Die Angaben zu den Viehbeständen der Betriebe werden über

ausgewählte T'ierkategorien erhoben. Viehbestände in Kom-

bination mit der Bodennutzung werden für die Betriebsklassi-

fizierung und Berechnung des Standarddeckungsbeitrages

venlrrendet.

o Rechtsformen

Die landwirtschaftlichen Betriebe werden, wie auch 1999 und

2001, getrennt nach drei Rechtsformen nachgewiesen:

- Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen,

- Betriebe derRechtsform Personengemeinschaften,

-gesellschaften,

- Betriebe der Rechtsform juristische Personen.

. Arbeitskräfte

Bei der Erfassung der Arbeitskräfte treten für die ASE 2003

mehrere Veränderungen in Kraft:

1. Der Berichtszeitraum für die einzelnen Personengrup-

pen wird einheitlich auf 12 Monate vor dem Erhebungs-

zeitpunkt (Mai 2002 bis April 2003) festgelegt. Bisher

war der Berichtszeitraum für die Familienarbeitskräfte

und die ständig beschäftigten (fämilienfremden) Ar-

beitskräfte 4 Wochen im Aprit in Stichprobenbetrieben

und 12 Monate vor dem Erhebungszeitpunkt in Nicht-

stichprobenbetrieben.

2. ln Stichprobenbetrieben kommt nach wie vor das Ein-

zelpersonenkbnzept zur Anwendung. Für die betriebli-

che Arbeit ist keine durchschnittliche wöchentliche Ar-

beitszeit in Stunden anzugeben, sondern die einzelnen

Personen sind auf der Grundlage ihrer geteisteten Ar-

beitszeit bzw. Arbeitstage einer von flinf Aüeitszeit-

gruppen zuzuordnen.

ln Nichtstichprobenbetrieben werden die Arbeitskräfte

nicht mehr nur nach zwei Personengruppen, a) Famili-

enarbeitskräfte und b) Ständig und nicht ständig Be-

schäftigte einschließ[ich Saisonarbeitskräfte nachge-

wiesen, sondern getrennt für

Betriebsin haber,

Ehegatten,

sonstige Familienangehörige,

ständi g beschäft igte Arbeitskräfte

Die Personengruppen werden in eine der fünf

Arbeitszeitgruppen (bisher vier) eingeordnet.

Für die nicht ständig Beschäftigten (einschließlich Sai-

sonarbeitskräfte) werden die Anzahl der Personen und

die geleisteten Arbeitstage für den Betrieb als Summe

im Zeitraum von 72 Monaten vor dem

Erhebungszeitraum erhoben.

Sozialökonomische Verhältnisse

Mit dem Sachkomplex,,Sozialökonomische Verhältnisse" der

Betriebe werden Merkmale erfasst, die in Kombination mit

den Angaben über die Arbeitskräfte der Betriebe Aussagen

über deren Haupt- oder Nebenerwerbscharakter (bei Einzel-

unternehmen) zulassen.

Gegenüber 1999 und auch 2001 sind hinsichtlich der Zuord-

nung der Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen zum

Haupt- bzw. Nebenerwerb keine Veränderungen vorgenom-

men worden. Als Haupterwerbsbetrieb wird der Betrieb defi-

niert, der über 1,5 Arbeitskräfte-Einheiten (Vollarbeitskräfte)

und mehr verfügt und Betriebe, die mit weniger als 1,5 Ar

beitskräfte-Einheiten bewirtschaftet werden (0,75 bis unter

1,5 Arbeitskräfte-Einheiten), und bei denen der Anteil des

betrieblichen Einkommens am Gesamteinkommen des Be-

triebes 50 % und mehr beträgt. Betriebe, die dieser Definition

nicht entsprechen, sind Nebenerwerbsbetriebe.

Eigentums- und Pachtverhältnisse

3

Das Fragenprogramm über die Eigentums- und Pachtverhätt.

nisse an der landwirtschaftlich genut2ten Fläche (LD spiegelt

wider, inwieweit die landwirtschaftlich genutzte Fläche des

Betriebes ats eigene oder gepachtete oder als unentgeltlich

zur Bewirtschaftung erhattene LF bewirtschaftet wird und
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a

welcher Pachtpreis für die zugepachtete LF an die Verpächter

zu entrichten ist. Außerdem sind die verpachteten und un-

entgeltlich zur Bewirtschaftung abgegebenen landwirtschaft-

lich genutzten Flächen nachzuweisen.

Gewinnermittlung und Umsatzbesteuerung

Betriebe der Rechtsform,,Personengemeinschaften"

Mehrere natürliche Personen, die als Gesetlschafter Träger

der Rechte und Pflichten in ihrer Verbundenheit sind, die sich

nach den Regeln über die Gesamthand richten. Personenge-

meinschaften haben keine eigene Rechtspersönlichkeit. Zu

den Personengemeinschaften rechnen: Gesellschaft des

bürgerlichen Rechts, Offene Handelsgesellschaft, Komman-

ditgesellschaft, Personengemeinschaft mit Gesellschafterver-

trag.

Betriebe der Rechtsform,,iuristische Personen'

Betriebe, deren lnhaber eine juristische Person ist, und zwar

- des privaten Rechts:

eingetragene Genossenschaft, eingetragener Verein,

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), Aktien-

gesettschaft (AG), Stiftung des privaten Rechts (einschl.

Gemeinschaft sforsten mit ideellem Besitzanteil),

des öffentlichen Rechts:

. Kirche, kirchliche Anstalt oder dergleichen Anstalt

oder Stiftung des öffentlichen Rechts,

. Gebietskörperschaften:Bund,Bundesland,Bezirk,

Kreis, Gemeinde, Bezirks-, Kreis- oder Gemeinde-

verband.

Betriebe nach der betriebswirtschaft lichen Ausrich-

rung (BWA)

Die betriebswirtschaftliche Ausrichtung eines Betriebes ist

ein Ausdruck für die Spezialisierungsrichtung eines Betrie-

bes, seines Produktionsschwerpunktes. Dieser wird durch

den Standarddeckungsbeitrag der verschiedenen Produkti-

onszweige im Verhältnis zum gesamten Standarddeckungs-

beitrag des Betriebes gekennzeichnet.

le nach Genauigkeitsgrad der betriebswirtschaftlichen Aus-

richtung werden grundsätzlich unterschieden:

Altgemeine betriebswirtschaftliche Ausrichtung (2.8.

Spezialisierte Ackerbaubetriebe),

Hauptausrichtung der betriebswirtschaft lichen Ausrich-

tung (2.8. Spezialisierte Ackerbaubetriebe allgemeiner

Art),

Einzelausrichtung der betriebswirtschaftlichen Ausrich-

tung (2.8. Spezialisierte Hackfruchtbetriebe).

ln diesem Komplex wird bei der Gewinnermittlung die Art und

bei der Umsatzbesteuerung die Form dargestellt.

Detaillierte Ausführungen zum Merkmals(Erhebungs)pro-

gramm der Erhebungsjahre vor 7999 siehe Faehserie 3 ,,Me-

thodische Grundlagen der Agrarberichterstattung/ Landwirt-

schaftszählung (Haupterhebung) 1991-1997" und Fachserie

3, Reihe 2 S.2 ,,Methodische Grundlagen der Strukturerhe-

bungen in iand- und forstwirtschaftlichen Betrieben ab

t999".

4 Verwendete Begriffe und Definitionen

Betrieb

Technisch-wirtschaftliche Einheit, die die in Abschnitt 2.2

genannte Mindestgröße an LF aufweist bzw. über vorgege-

bene Mindesttierbegtände oder Mindestanbauflächen für

Spezialkulturen verfügt, für Rechnung eines lnhabers (Be-

triebsinhaber) bewirtschaftet wird, einer einheitlichen Be-

triebsführung untersteht und landwirtschaft liche Erzeugnisse

hervorbringt.

Erfüllt ein Betrieb eine der unter Abschnitt 2.2 angegebenen

Bedingungen, ist er als landwirtschaftlicher Betrieb in die

Erhebung einzubeziehen. ln begründeten Einzelfällen wird

von der Zuordnung der Betriebe auf der Grundlage der ange-

gebenen Flächengrößen bzw. Anzahl der Tiere abgewichen.

So werden zum Beispiel Betriebe mit Waldflächen, die einen

forstwirtschaftlichen Betrieb kennzeichnen, und gleichzeitig

große Tierbestände haben, geziett der Landwirtschaft zuge-

ordnet.

Betriebe nach der Rechtsform

Betriebe der Rechtsform,,Einzelunternehmen"

Eine natürliche Person ist Alleininhaber eines selbständig

wirtschaftenden Betriebes.

Einem Alleininhaber sind - sofern kein entsprechender

Vertrag vorliegt - Ehepaare, Geschwister, Erbengemeinschaf-

ten gleichgesetzt.
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Weitere Unterteilungen der Einzelausrichtung der betriebs.

wirtschaftlichen Ausrichtung werden in der Regel aus Ge-

heimhaltungsgründen für die Veröffentlichung nicht bereitge.

stellt, da die Zahl der Betriebe mit dieser Spezialisierungs.

richtung sehr gering ist (siehe auch nachfolgendes Schema

der BWA für die ,,Allgemeine betriebswirtschaftliche Ausrich-

tung" - das ausführliche Klassifizierungsschema übersichten

4 und 5 aufden Seiten 14 bis 16 sowie 18 und 19).

Die landwirtschaftlichen Betriebe werden entsprechend dem

Anteil des Standarddeckungsbeitrages, der sich für die ein.

zelnen betriebswirtschaftlichen Ausrichtungen am gesamten

Standarddeckungsbeitrag des Betriebes ergibt, einer be.

triebswirtschaft lichen Ausrichtung wie folgt zugeteilt:

Betriebe nach den sozialökonomischen Verhältnissen
(Erwerbscharakter)

Die aus den personenbezogenen Daten berechnetd Arbeits.

leistung, ausgedrückt in Arbeitskräfte.Einheiten (AK-E) (siehe

Seite 27 dieser Veröffentlichung), je Betrieb und das Verhält.

nis von betrieblichem und außerbetrieblichem Einkommen

bilden die Grundlage für die Zuordnung zu den ,sozialöko-
nomischen Betriebstypen".

Haupterwerbsbetriebe:

Betriebe mit 1,5 Arbeitskräfte.Einheiten ie Betrieb und

mehr oder

2. Betriebe mit 0,75 bis unter 1,5 Arbeitskräfte-Einheiten

ie Betrieb und einem Anteil des betrieblichen Einkom.

mens am Gesamteinkommen des Betriebes von 50o/o

und mehr.

Nebenerwerbsbetriebe:

Alle Betriebe, die den oben angeführten Kriterien nicht

entsprechen, werden den Nebenerwerbsbetrieben zu-

geordnet.

Gewinnermittlung und Umsatzbesteuerung der Be-

triebe

Die Angaben zur Gewinnermittlung der Betriebe werden

durch vier Fragen nach der Art und durch eine Frage zur

Umsatzbesteuerung im Erhebungsvordruck zur Agrarstruk-

turerhebung 2003 gewonnen.

Die Gewinnermittlung für steuerliche Zwecke kann nach

einem der vler folgenden Verfahren durchgeführt werden:

- Buchführung mit Jahresabschluss

Landwirte, die verpflichtet sind, Bücher zu führen

und aufgrund jährlicher Bestandsaufnahme Ab-

schlüsse zu machen (2.8. nach der Abgabenordnung

(§ 141 AO) oder wenn der Wirtschaftswert 20 000 €,

der Gewinn im Kalenderjahr 25 000 € oder der Um-

satz im Kalenderjahr 260000€ übersteigt) oder

freiwillig Bücher führen. Als Bestandsaufnahme gilt

die Aufstellung über das lebende und tote lnventat

an einem bestimmten Stichtag.

Ein nah men -Ausga ben-Ü berschussrechnung

Landwirte, die nicht aufgrund gesetzlicher Vorschrif.

ten verpflichtet sind, Bücher zu führen und regel.
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Betriebswirt-
sc haftlic he
Ausrichtunq

Anteil des Standarddeckungsbeitrages der
Einzel-BWA am gesamten Standard.
deckungsbeitrag des Betriebes beträgt:

Ackerbau-
betriebe

Ackerbau (d.h. Getreide, Eiweißpflanzen zur
Körnergewinnung, Kartoffeln, Zuckerrüben,
Futterhackfrüchte, Handelsgewächse, fri.
sches Gemüse, Melonen, Erdbeeren im Feld-
anbau, Futterpflanzen, Sämereien und
Pflanzgut auf dem Ackerland, sonstige Kultu-
ren auf dem Ackertand und Folgekulturen, die
nicht dem Futteranbau dienen, und Schwarz-
brache (Grünbrache), die nicht wirtschaftlich
genutzt wird, aber einer .Beihilferegelung
unterliegt >2/3

Gartenbau-
betriebe

Frisches Gemüse, Metonen, Erdbeeren im
Freiland und unter Glas, Blumen und Zier.
pflanzen im Freiland und unter Gtas, Pilze
und Baumschulen >213

Dauerkultur.
betriebe

Obst- und Beerenobstanlagen, Zitrusanbau,
Olivenanbau, Rebanlagen, sonstige Dauerkul-
turen und Dauerkulturen unter Glas >2/3

Futterbau-
betriebe

Wiesen (d.h. Daueruviesen und .weiden,
ertragsarme Weiden) und Weidevieh (d.h.
Einhufer, alle Klassen von Rindern, Schafen
und Ziegen) > 2/3

Veredlungs-
betriebe

Veredlung, d.h. Schweine (d.h. Ferkel,
Zuchtsauen, sonstige Schweine), Geflügel
(d.h. Masthähnchen und .hühnchen, Lege-
hennen, sonstiges Geflügel) und Mutterka-
ninchen >.2/3

Pflanzenbau-
verbundbe-
triebe

Ackerbau > 1 / 3, aber < 2/3, oder Gartenbau >
1/3, aber s 213 oder Dauerkulturen > 1/3,
abet < 213, kombinie( mit Grünland und
Weidevieh s 1/3 und Veredlung < 1/3

Viehhal-
tungsver-
bundbetriebe

Grünland und Weidevieh > 713, aber < 213
oder Veredlung > 1/3, aber < 2/3 kombiniert
mit Ackerbau < 1/3, Gartenbau < 1/3 und
Dauerkutturen < 1/3

Pflanzenbau-
Viehhal-
tungsbe-
triebe

Betriebe, die von den Klassen 1 bis 7 ausge.
schlossen wurden.

Nicht klassi
fizierbare
Betriebe

Betriebe, die den Ktassen 1-8 nicht zugeord-
net werden konnten.
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mäßig Abschtüsse zu machen oder freiwillig Bücher

führen und solche Landwirte, die die Vorausset'

zungen für die Gewinnermittlung nach Durch-

schnittssätzen nicht erfütlen oder freiwillig auf An'

trag aus dieser Gewinnermittlungsmethode ausge'

schieden sind.

. Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen (§ 13 a -
Landwirt)

Bei Landwirten, die nicht aufgrund gesetzlicher Vor

schriften verpflichtet sind, Bücher zu führen und re-

gelmäßige Abschlüsse zu machen, erfolgt die Ge'

winnermittlung nach Durchschnittssätzen, wenn

. die selbstbewirtschaftete Fläche der landwirt'

schaftlichen Nutzung ohne Sonderkulturen nicht

20 Hektar überschreitet und

. die Tierbestände 50 Vieheinheiten nicht überstei-

gen und

. der Wert der selbstbewirtschafteten Sondernut'

zungen nicht mehr als 1 023 € ie Sondernutzung

beträgt.

- Gewinnschätzung des Finanzamtes

Buchführungspflichtige Landwirte, die dieser Pflicht

nicht oder nicht ordnungsgemäß nachkommen oder

Landwirte, die unter die Überschussrechnung fallen,

aber keine entsprechende Aufzeichnung tätigen.

Um satz besteueru n g

Für die Umsätze landwirtschaftlicher Betriebe sind bestimmte

Durchschnittssätze festgesetzt, deren Höhe so zu bemessen

ist, dass sie der Vorsteuerbelastung des Sektors Landwirt'

schaft entsprechen und deshalb eine Steuerzahllast nicht

entsteht.

Durch eine option können Betriebe der Rechtsform Einzelun-

ternehmen und Personengemeinschaften gegenüber dem

Finanzamt erklären, dass die Umsätze nach den atlgemeinen

Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes behandelt werden

sollen (sog. Regelbesteuerung). gat der Landwirt eine ent-

sprechende Option gegenüber dem Finanzamt abgegeben,

liegt Umsatzbesteuerung vor. Betriebe der Rechtsform iuristi'

sche Personen des Privatrechts unterliegen der Regelbesteu'

erung grundsätzlich.

Standarddeckungsbeitrag (SDB)

Der Standarddeckungsbeitrag ist eine standardisierte Re'

chengröße, die u.a. für die Eingruppierung der landwirt'

schaftlichen Betriebe nach ihrer betriebswirtschaft[ichen

Ausrichtung ermittelt wird.

Der Standarddeckungsbeitrag wird le Flächeneinheit einer

Fruchtart bzw. je Tiereinheit einer Viehart aus eeeugter

Menge mal zugehörigem Preis als geldliche Bruttoleistung

ermittelt, von der die zurechenbaren variablen Spezialkosten

abgezogen werden. Dabei werden durchschnittliche, stan'

dardisierte Erträge, Preise und Auhrvendungen angesetzt, die

sich aus Statistiken und Buchführungsunterlagen ergeben.

Um zum Standarddeckungsbeitrag des gesamten landwirt'

schaftlichen Betriebes zu gelangen, werden die einzelnen

Standarddeckungsbeiträge je Flächen- und Tiereinheit auf die

betrieblichen Gegebenheiten hinsichtlich Art und Umfang der

Bodennutzung und Tierhattung bezogen und dann zugesam'

mengefasst.

Ein heitsquadratmeter (EQM)

Ftächenäquivalent, mit dem unterschiedlich intensiv bewirt'

schaftete Flächen verschiedener Betriebe durch Multiplika'

tion mit Faktoren in ihrer Ftächen- und Arbeitsproduktivität

dargesteltt und verglichen werden können. Es ermöglicht

Vergleiche zwischen Betrieben mit umfangreichem Anbau

von Gemüse (auch unter Glas) und anderen Betrieben, die

überwiegend weniger intensive Kulturen (2.8, Getreide)

anbauen.

Die allgemein gängigen Koeffizienten zur Ermittlung der EQM

wurden den Bedingungen der Agrarstrukturerhebung ange'

passt:

o Blumen und Zierpflanzen unter Glas = Faktor 19,4

o Gemüse, Erdbeeren im Wechsel

mit Gartengewächsen unter Glas = Faktor 8,6

. Blumen und Zierpflanzen im Freiland,

Gartenbausämereien, auch unterGlas > Faktor 2,0

o Gemüse, Erdbeeren im Wechsel mit

Gartengewächsen im Freiland oder

landwirtschaft lichen Kulturen,

0bstantagen, Baumschulen = Faktor 1,0

. Getreide einschl. Mais, Hü[senfrüchte

Kartoffeln, Rüben, Ölfrüchte, Handels-

gewächse, Tabak, Hopfen, Rebland

und stillgelegte Ftächen = Faktor 0,2
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Bodennutzung der Betriebe

Hauptn utzu ngsarten:

Selbstbewirtschaftete Gesamtfläche des Betriebes

(Betriebsfläche)

Die Betriebsfläche (BF) umf3sst folgende Hauptnutzungsar.

ten:

- landwirtschaftlichgenutzteFtäche,

- Öd- und Unland,

- unkultivierteMoorfläche,

- Waldfläche,

- Gewässerfläche,

- übrige Flächen.

Landwirtschaft tich genutzte t[äche

Die LF umfasst alle landwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-

nutzten Flächen, einschließlich der im Rahmen des Stillle-

gungsprogramms stillgelegten Flächen. Zur LF rechnen im

Einzelnen folgende Kulturarten:

. AckerlandeinschließlichgärtnerischeKulturen,

Erdbeeren und Unterglasanlagen,

- Dauergrünland,

- Haus- und Nutzgärten,

- Obstanlagen (ohne Erdbeeren),

- Baumschulflächen (ohne forstliche Pflanzgärten für den

Eigenbedar0,

- Rebland,

- Weihnachtsbaumkulturen, Korbweiden- und

Pappelanlagen außerhalb des Waldes.

Nlcht mehr genutzte [andwlrtschaftliche F[äche

Aus wirtschaftlichen Gründen nicht mehr bestelltes Acker

land, nicht mehr gemähtes oder beweidetes Dauergrünland,

nicht mehr genutztes Rebland, nicht mehr genutzte obstan-

lagen.

Öd- und Unland

Flächen, die land- und forstwirtschaftlich nicht nutzbar sind,

wie Felsen, Schutthalden, Hecken, aber auch Sandgruben,

Steinbrüche, Torfstiche und anderes Abbautand.

Unkultivierte Moorf lächen

Ohne Torfstiche und bereits abgetorfte, aber noch nicht

kultivierte Flächen.

Waldf lächen

Holzbodenfläche und forstliche Pflanzgärten für den Eigen-

bedarf. Zur Hotzbodenfläche gehören auch Wege unter 5 m

Breite, Blößen (Kahtflächen, die wieder aufgeforstet werden),

gering bestockte (Nichtwirtschaftswald) und unbestockte

Flächen (2.8. Holzlagerplätze), deren Größe den Zuwachs

nicht wesentlich mindern.

N i c h t zur Waldfläche rechnen alte innerhalb des Waldes

gelegenen, dauernd als Acker oder Wiese usw. genutzte

Flächen, ferner ftächenmäßig ausgeschiedene Wege, Was.

serläufe, Teiche, Öd- und Unlandflächen sowie bebaute

Flächen und dazugehörende Hofräume und Gärten (2.8,

Forstdienstgehöft e), ferner die Flächen der Weihnachtsbaum.

kutturen, Korbweiden- und Pappelanlagen außerhalb des

Watdes.

Gewässerflächen

Seen, Teiche, Bäche und Gräben (soweit zur Gesamtfläche

des Betriebes zugehörend).

0brige Ftächen

Gebäude- und Hofflächen, Wege, Straßen, Überuvege, Cam-

pingplätze, Parks, Ziergärten und Rasen.

Ku lturarten:

Ackerland

F[ächen der landwirtschaftlichen Feldfrüchte einschließlich

Hopfen, Grasanbau (zum Abmähen oder Abweiden) sowie

Gemüse, Erdbeeren, Blumen oder sonstige Gartengewächse

im feldmäßigen Anbau und im Erwerbsgartenbau, auch unter

Glas. Ebenso Ackerflächen mit Obstbäumen, bei denen das

Obst nur die Nebennutzung, Ackerfrüchte aber die Haupt-

nutzung darstellen, sowie Schwarzbrache und stiltgelegte

Ackerflächen im Rahmen des Stilllegungsprogramms.

N i c h t zum Ackerland rechnen die Ackerflächen, die aus

sozialen, wirtschaft lichen oder anderen Gründen brachliegen

sowie die Ackerflächen mit Obstbäumen, bei denen das Obst

die Hauptnutzung darstellt (siehe Obstanlagen).

Haus- und Nutzgärten

Gartenflächen, auf denen für den eigenen Bedarf Gartenge-

wächse (Obst, Gemüse, Zierpflanzen) oder Kartoffeln u.a.

angebaut werden, auch Grabeland auf dem Acker außerhalb

der Fruchtfolge.
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N i c h t zum Gartenland rechnen die Flächen des Feldgemü-

sebaus und des Erwerbsgartenbaus, auch wenn sie einge-

zäunt sind, sowie private Parkanlagen, Rasenflächen und

Ziergärten.

Dauerkulturen

Landwirtschaftliche Kulturen außerhalb der Fruchtfolge, die

den Boden während eines längeren Zeitraums beanspruchen,

wie Obstanlagen, Rebland, Baumschulen sowie Weihnachts-

baumkutturen, Korbweiden- und Pappelanlagen außerhatb

des Waldes.

Obstanlagen

Ertragfähige und noch nicht ertragfähige Anlagen von 0bst-

bäumen und Obststräuchern ohne Unterkultur oder als

Hauptnutzung mit Unterkultur (auf Ackern, Wiesen oder

Viehweiden, auf denen die Arbeiten hauptsächlich auf die

Bedürfnisse der 0bstkulturen ausgerichtet sind).

Baumsch u lflächen

Flächen zur Anzucht und Vermehrung von Gehölzen, jedoch

ohne forsttiche Pflanzgärten für den Eigenbedarf und ohne

Rebschulflächen und Rebschnittgärten.

Dauergrllnland

Grünlandflächen (Wiesen, Mähweiden, Weiden, Hutungen,

Almen, Streuwiesen), die zur Futter- oder Streugewinnung

oder zum Abweiden - ohne Unterbrechung durch andere

Kulturen - bestimmt sind. Auch Grünlandflächen mit Obst-

bäumen als Nebennutzung und Gras- oder Heugewinnung als

Hauptnutzung.

N i c h t zum Dauergrtinland rechnen die Wiesen und Weiden

mit Obstbäumen, bei denen das Obst die Hauptnutzung

darstellt, sowie der Grasanbau auf dem Ackerland und die

Dauergrünflächen, die aus sozialen, wirtschaftlichen oder

anderen Gründen nicht mehr genutzt werden.

Rebland/Rebfläche

Mit Reben bestockte Flächen (einschl. Rebschulflächen,

Rebschnittgärten, lungfelder) und Rebbrache.

Welhnachtsbaumkulturen, Korbweiden- und Pappelanlagen

Flächen mit geschlossenen Beständen von Weihnachtsbäu-

men, Korbweiden oder Pappeln außerhalb des Waldes.

Fruchtarten (Anbau auf dem Ackerland):

Getreide einschl. Körnermais

Weizen, Triticate, Roggen, Gerste, Hafer, Menggetreide,

Körnermais, Corn-Cob-Mix zur Körnergewinnung.

Htilsenfrtichte

Zum Ausreifen bestimmte Hülsenfrüchte (einschl. Flächen mit

gemischtem Anbau von Getreide und Hülsenfrüchten); Flä-

chen mit grün abgeernteten Hülsenfrüchten werden unter der

dem Verwendungszweck entsprechenden Anbaufläche nach-

gewiesen, z.B. Frischerbsen, Buschbohnen unter der Position

,,Gemüse", Grünwicken u.a.m. unter der Position "Futter-
pflanzen ".

Hackfrüchte

Kartoffeln,

Zuckenüben

zur Rübengewinnung (ohne Samenanbau),

Futte rhac kfrüc hte

Runkel- oder Kohlrüben (ohne Samenanbau), Mark-

stammkohl, Futtermöhren, Futterkohl usw.

Flächen mit Gartengewächsen

Flächen im Freiland und unter Glas für den Anbau von Ge-

müse, Spargel, Erdbeeren im Wechsel mit landwirtschaftli-

chen Kulturen und im Wechsel mit Gartengewächsen sowie

für den Anbau von Blumen, Zierpflanzen, Stauden und lung-

pflanzen sowie von Gartenbausämereien, Blumenzwiebeln

und -knolten.

Handelsgewächse

- Zum Ausreifen bestimmte Ölfrlichte (Raps, Rübsen,

Ftachs/Lein, Körnersonnenblumen u.a.),

- Hopfen,

- Tabak,

- Rüben und Gräser zur Samengewinnung,

- Heil- und Gewürzpflanzen, Zichorien und andere Han-

delsgewächse (2.8. Topinambur, Hanl Kanariensaat,

Kenaf, Hirse, Buchweizen, Chinaschit0.

tutterpflanzen

Klee, Kleegras, Klee-Luzerne-Gemisch, Kleebrache;

Luzerne,

Grasanbau (auf dem Ackerland zum Abmähen oder

Abweiden),
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- Silomais (Grün- oder Silomais) einschließlich Liesch.

kolbenschrot,

- alte anderen zur Grünfutter- oder Heugewinnung be-

stimmten Pflanzen einschl. Flächen mit in grünem Zu.

stand abgeerntetem Getreide, Hülsenfrüchten und ö1.

früchten.

Brache

Brache (Rotations. und Dauerbrache) einschließlich stillge.

legter Fläche zur Erlangung der Ausgldichszahlung ohne

Anbau von nachwachsenden Rohstoffen.

Viehhaltung der Betriebe

Ausgewählte Tierkategorien:

Milchkühe

Hierzu gehören alle Kühe, die zur Milchgewinnung gehalten

werden, ohne Ammen- und Mutterkühe und ohne Schlacht.

und Mastkühe.

Ammen- und Mutterkühe

Kühe, die das ganze Jahr nicht gemolken werden und deren

Milch nur von Kätbern verbiaucht wird.

Mastschweine

lung- und Mastschweine jeden Gewichts. Zur Schlachtung

vorgesehene Schweine mit 50 kg und mehr Lebendgewicht.

Geftüget

Legehennen und Junghennen (einschl. der zur Aufzucht als

Legehennen bestimmten Küken), Schlacht. und Masthähne

und -hühner (einschl. der hierfür bestimmten Küken) und

sonstige Hähne, Gänse, Enten und Truthühner ohne Perl. und

Zwerghühner.

Betriebe nach Eigentums- und Pachtverhältnissen

Die Eigentums- und Pachtverhältnisse an der LF werden in

folgenden Unterscheidungen nachgewiesen:

a) nachPachtverhältnissen

- Selbstbewirtschaftete LF des Betriebes

Das ist die vom Betrieb selbst bewirtschaftete LF, ohne

Rücksicht darauf, ob diese Fläche im Eigentum des Be.

triebes steht, von diesem zugepachtet oder ihm zur Be-

wirtschaftung unentgeltlich überlassen worden ist. Sie

schließt die Fläche von erhattenem Qienstland, Heuer.

lingsland und aufgeteilter Allmende ein.

Gepachtete selbstbewirtschaftete LF

Gepachtete selbstbewirtschaftete LF sind Flächen, die

vom Betrieb gegen Entgelt (in Geld, Naturalien oder sons,

tigen Leistungen) aufgrund eines schriftlichen oder

mündlichen Pachwertrages zur Nutzung übernommen

worden sind und auch von diesem bewirtschaftet wer.

den. Hierzu zählt ebenfalls gepachtete LF, die vorüberge.

hend stillgelegt ist (Brachlegung), sofern sie nicht aufge.

forstet oder einer nichtlandwirtschaftlichen Nutzung zu.

geführt wurde.

Nicht einzubeziehen war gepachtete LF, die an Dritte wei.

terverpachtet worden ist. Die Pachtfläche umfasst die LF

von Einzelgrundstücken und/oder von gesamten Betrie.

ben (,,Geschlossene Hofpacht') ohne Gebäude. Bei der

Erhebung wird unterschieden, ob die Verpächter dieser

Flächen

Familienangehörige (Eltern, Ehegatte oder sonstige

Verwandte und Verschwägerte des Betriebsinha.

bers)

oder

sonstige natürtiche oder iuristische Personen sind

(andere Verpächter).

Unentgeltlich zur Bewirtschaftung erhaltene LF

Zu der unentgeltlich zur Bewirtschaftung erhaltenen LF

gehören z.B.:

. von der Bodenverwertungs. und -verwaltungsge.

sellschaft (BWG) venivaltete bisherige volkseigene

Flächen, sofern keine Pacht gezahlt wird,

o Ftächen, zu deren Nutzung der abwesende Eigen.

tümer keine (ausdrückliche mündliche oder

schriftliche) Zustimmung erteilt hat, die iedoch aus

Gründen des allgemeinen lnteresses (2.8. Land.

schaftspflege, Schutz vor Verunkrautung) bewirt.

schaftet werden müssen,

o Dienstland,Heuerlingsland,aufgeteilteAllmende,

o Flächen im Zuge der Durchführung eines Flurberei-

nigungsverfahrens.
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b) nachEigentumsverhältnissen

- Eigene LF des Betriebes

Sie umfasst die eigene LF des Betriebes überhaupt, und

zwar ohne Rücksicht darauf, ob diese Fläche vom Be-

trieb selbst bewirtschaftet wird, verpachtet oder zur Be.

wirtschaftung unentgeltlich abgegeben worden ist. Die

LF von Betrieben, die ihre gesamte eigene LF nicht

selbst bewirtschaften, iedoch aufgrund der Größe der

selbstbewirtschafteten Pachtfläche bzw. vorhandener

Mindesttierbestände oder Mindestanbauftächen für

Spezialkutturen zum Erhebungs- und Darstellungsbe-

reich der ASE 2003 gehören, sind in den Nachweis der

,,eigenen LF überhaupt" einbezogen. Dabei werden Flä-

chen, die vom Betriebsinhaber als Nutznießer oder Erb-

pächter bewirtschaftet werden, der eigenen LF gleichge-

setzt.

- Selbstbewirtschaftete eigene LF

Das ist die selbstbewirtschaftete LF des befragten Be-

triebes, die Eigentum des Betriebsinhabers ist. Alten-

teilerland wird zur setbstbewirtschafteten eigenen LF

des abgebenden Betriebes gerechnet, sofern es vom Al-

tenteiler nicht mit eigenen Arbeitskräften und eigenen

Produktionsmitteln bewirtschaft et wird.

- Verpachtete eigene LF

Hierbei handelt es sich um verpachtete Eigenflächen

aus der LF des befragten Betriebes.

- Unentgeltlich abgegebene eigene LF

Unentgettlich abgegebene eigene LF des befragten Be-

triebes ist die Dritten ohne jegliche Geld- oder Natural-

leistungen auf bestimmte oder unbestimmte Zeit zur

Bewirtschaftung überlassene LF. Dazu gehört auch das

an Heuerlinge unentgeltlich abgegebene Heuerlings-

land.

Personen und Arbeitskräft er)

Betriebsinhaber

Dieienige natürliche oder juristische Person, für deren Rech-

nung der Betrieb bewirtschaftet wird, ohne Rücksicht auf die

leweiligen individuell gestalteten Eigentumsverhältnisse.

Auf dem Betrieb lebende Familienangehörige

Ehegatte, VeMandte und Verschwägerte des Betriebsinha-

bers (einschließlich Kinder), die während des Berichtszeit.

raumes, auch wenn nur vorübergehend, dem mit dem Betrieb

räumlich verbundenen Haushalt des Betriebsinhabers ange-

hören; ferner Verwandte und Verschwägerte des Betriebsin.

habers, die im Berichtszeitraum einem anderen, räumlich mit

dem Betrieb verbundenen Haushalt angehören, sofern ihre

Verpflegung überwiegend vom Betrieb bezogen wird. Ver-

wandte und Verschwägerte, die auf dem Betrieb leben, aber

nicht mit betrieblichen Arbeiten beschäftigt sind, werden ab

der ASE 1999 nicht mehr in die Erhebung einbezogen.

lm [andwirtschafttichen Betrieb mit betrieblichen Arbelten

besch äft igt

Zur Tätigkeit für diesen landwirtschaftlichen Betrieb (ein-

schließlich verarbeitenden Nebenbetrieben) rechnen z.B. alle

folgenden aufgeführten Arbeiten:

- Feld-, Hof- und Staltarbeiten (einschließlich Melken),

Arbeiten im Wald dieses Betriebes, Tätigkeit in den zu

diesem Betrieb gehörenden, überwiegend selbster-

zeugte Produkte des landwirtschaftlichen Betriebes

verarbeitenden Nebenbetrieben, z.B. landwirtschaftli-

che Brennereien,

- Tätigkeiten für die Betreuung von Gästen im Rahmen

von ,,Ferien auf dem Bauernhof',

- Transportleistungen, z.B. beim Absatz der selbsterzeug-

ten [andwirtschaftlichen Produkte dieses Betriebes

(auch Direktvertrieb von Eiern u.A.) und beim Bezug von

Prod uktionsm ittetn,

. Arbeiten für die Unterhaltung der Betriebsgebäude und

des lnventars,

- Arbeiten für die Betriebsorganisation und -ftihrung

(einschließtich Buchführung),

- Nachbarschaftshilfe in anderen landwirtschaftlichen

Betrieben.

lm Haushatt des Betriebsinhabers beschäftigt

Zur Tätigkeit für den Haushalt des Betriebsinhabers rechnen

z.B. alle fotgenden aufgeführten Arbeiten:

- Beköstigung und Versorgung,
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- Wäsche- und Wohnungspflege,

- Arbeiten im Haus, Garten und dergleichen

nur für den Betriebsinhaber und/oder den Ehegatten. Ab

1999 witd die Beschäftigung im Haushalt für die Familienan-

gehörigen (außer für den Ehegatten) nicht mehr erfragt.

ln anderer Erwerbstätigkeit beschäftigt

Betriebsinhaber und seine mit betrieblichen Arbeiten be.

schäftigten Familienangehörigen, die im Berichtszeitraum

außerbetriebliche Tätigkeiten ausüben, gleichgültig, ob sie

regelmäßig oder nur gelegentlich ausgeübt werden. Hierzu

rechnenalleauf E r w e r b ausgerichtetenaußerbe-

trieblichen Tätigkeiten (2.8. in gewerblichen Betrieben ande-

rer Eigentümer (lndustrie, Handel), im Öffentlichen Dienst, in

einem Gewerbebetrieb des Betriebsinhabers, in einem frem.

den Forstbetrieb, z.B. als Waldarbeiter oder Arbeiten auf-

grund eines Heimarbeitsvertrages).

N i c h t zur anderen Erwerbstätigkeit rechnen dagegen die

Nachbarschaftshilfe in einem anderen Betrieb sowie die

Tätigkeit in der - in steuerlicher Hinsicht - ,,gewerblichen"

Viehhaltung des eigenen Betriebes.

Arbeitskräfte

Personen, die im jeweiligen Arbeitsbereich während des

Berichtszeitraums beschäft igt sind.

Familienarbeitskräfte

Betriebsinhaber und ihre sowohl auf dem Betrieb lebenden

als auch mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Familien-

angehörigen, die während des Berichtszeitraums in den für

die Darstellung der Ergebnisse zugrundegelegten Arbeitsbe-

reichen

- Betrieb (für Betriebsinhaber und o.g. Familienangehö-

rige),

- Haushalt des Betriebsinhabers (für Betriebsinhaber und

seinen Ehegatten),

- in anderer Erwerbstätigkeit (für Betriebsinhaber und

seinen Ehegatten in jedem Fall, für die weiteren Famili-

enangehörigen nur, wenn diese ebenfalls im Arbeitsbe-

reich .Betrieb")

beschäftigt sind.

Ständ i ge Arbeitskräfte

Arbeitskräfte, die im Berichtszeitraum im Arbeitsbereich

Betrieb (bis einschließlich 7997 gab es neben dem Arbeits.

bereich Betrieb den Haushalt des Betriebsinhabers) in einem

unbefristeten oder auf mindestens drei Monate abgeschlos.

senem Arbeitsverhältnis zum Betrieb beschäftigt sind (ein.

schließlich im Betrieb beschäftigte Verwandte und Ver.

schwägerte des Betriebsinhabers, die nicht auf dem Eetrieb

leben).

Arbeitskräfte in Kost und Wohnung

Dieses Merkmalwird ab 1999 nicht mehr erhoben.

Nichtständige Arbeitskräfte

Alle übrigen Arbeitskräfte (einschl. Saisonarbeitskräfte), die

im Berichtszeitraum für Rechnung des Betriebsinhabers,

auch wenn nur gelegentlich, mit betriebtichen Arbeiten be-

schäftigt sind.

N i c h t hierzu zählen Arbeitskräfte, die im Rahmen der

Nachbarschaftshilfe oder im Auftrag von Lohnunternehmen

im Betrieb tätig sind.

Votlbeschäftigte

Familienarbeitskräfte sowie ständige Arbeitskräfte, die im

jeweitigen für die Darsteltung der Ergebnisse zugrundegeleg-

ten Arbeitsbereich

- Betrieb,

- Haushalt des Betriebsinhabers,

- andereEMerbstätigkeit

durchschnitttich je Woche im Berichtszeitraum Mai 2OO2 bis

April 2003 42 (Familienarbeitskräfte) bzw.40 (ständige

familienfremde Arbeitskräfte in den neuen Ländem und

Bertin-Ost) oder 38 (ständige familienfremde Arbeitskräfte im

früheren Bundesgebiet) oder mehr Stunden beschäftigt sind3

Betriebsinhaber und/oder Ehegatten, die im Arbeitsbereich

- andereErwerbstätigkeit

durchschnittlich ie Woche im Berichtszeitraum Mai 2002 bis

April 2003 38 oder mehr Stunden beschäftigt sind.

Tei tzeitbesch äftigte

Familienarbeitskräfte sowie ständige Arbeitskräfte, die die

Mindestzahl der für vollbeschäftigte Arbeitskräfte güttigen
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Anzahl der durchschnittlich geleisteten Stunden le Woche

nicht erreichen.

AK-Einheit (Maßeinheit der Arbeitsleistung)

Die AK-Einheit ist die Maßeinheit der Arbeitsleistung einer im

Berichtszeitraum mit betrieblichen Arbeiten vollbeschäftigten

und nach ihrem Alter voll leistungsfähigen Arbeitskraft. Die

Berechnung der AK-Einheiten ist ab der ASE 2003 aufgrund

der Einstufung der Arbeitskräfte in Arbeitszeitgruppen verän-

dert. Es wird eine Bewertung der einzelnen Personen bzw. der

Personengruppen le Arbeitszeitgruppe vorgenommen, die

sich auf Erfahrungswerte und konkrete Untersuchungen der

bis zur ASE 2001 erfassten konkreten Anzahl der geleisteten

durchschnittlichen Arbeitsstunden je Woche und die Anzahl

der Arbeitswochen je Monat stützt.

Die Bestimmung der AK-E erfolgt ab 2003 wie nachfolgend

beschrieben:

Familienarbeitskräfte

Arbei tsz eitgru ppe n

. vollbeschäftigt,

o überwiegendbeschäftigt,

. teilweisebeschäftigt,

. gering beschäftigt,

. fallweisebeschäftigt.

ln Stichprobenbetrieben werden die Arbeitskräfte nach dem

Einzelpersonenkonzept erfragt, in Nichtstichprobenbetrieben

leweils für die Personengruppen

Betriebsin ha ber,

Ehegatten,

Sonstige Familienangehörige,

Ständig beschäft igte (familienfremde) Arbeitskräfte

Die nicht ständig beschäftigten (famitienfremden) Arbeits-

kräfte (einschließtich Saisonarbeitskräfte) werden ieweils als

Summe der Zahl der beschäftigten Personen und der Ar-

beitsleistung in vollen Arbeitstagen sowohl in Stichproben-

als auch in Nichtstichprobenbetrieben erfasst. ln Stichpro-

benbetrieben erfolgt eine Unterscheidung nach dem Ge-

schlecht.

Betriebtiche Einkommen

Zu den Einkommen aus dem landwirtschafttichen Betilöb

gehören die Einnahmen aus dem Verkauf [andwirtschaftlicher

Produkte und - sofern vorhanden - auch die Einnahmen aus

der Zimmervermietung an Ferien- oder Kurgäste. Unberück-

sichtigt bleiben Einkünfte, die in einem Hotel, Gasthof, einer

Pension oder dergleichen Beherbergungsstätten des Be-

triebsinhabers angefallen sind.

Außerbetriebliche Einkommen

Berücksichtigt werden die außerbetrieblich bezogenen Ein-

kommen des Betriebsinhabers und seines Ehegatten in der

Unterscheidung nach folgenden Quellen:

- aus außerbetrieblicher (anderer) Erwerbstätigkeit (ab-

hängige Tätigkeit als Angestellter, Arbeiter, Beamter

oder freiberufliche/selbständige Tätigkeit, z.B. in eige-

ner Gaststätte, Metzgerei oder dgl. eigenem Gewerbebe-

trieb, ebenfalls werden Einkommen aus vorübergehen-

der Erwerbstätigkeit, z.B. in einem fremden Forstbetrieb

als Waldarbeiter oder aufgrund eines Heimarbeitsver-

trages einbezogen),

5tändie besc häftis!elfatrrltellrendd&bellskal!e

vottbeschäftigt

überwiegend beschäft igt

teilweise beschäftigt

gering beschäftigt

fallweise beschäftigt

vollbeschäftigt

überwiegend beschäftigt

teilweise beschäftigt

gering beschäftigt

fallweise beschäftigt

1,00 AK-E

0,55 AK-E

O,4O AK.E

0,25 AK.E

0,10 AK-E

1,OO AK.E

0,75 AK-E

0,50 AK-E

0,25 AK.E

O,1O AK.E

Ein konkreter Altersabzug wird nich.t mehr vorgenommen, ist

aber indirekt in den Koeffizienten enthalten.

Bei den nichtständigen Arbeitskräften, bei denen die Zahl der

Arbeitstage (1 Arbeitstag = 8 Stunden) erfasst wird, wird für

eine AK-Einheit die Arbeitsleistung von 220 Arbeitstagen im

Berichtszeitraum (Zeitraum von 12 Monaten vor dem Erhe-

bungszeitraum) zugrunde gelegt.

Arbeitskräft e nach Arbeitszeitgruppen

Für die mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Arbeitskräfte

wird die geleistete Arbeitszeit ab der ASE 2003 nach fünf

(bisher vier) Arbeitszeitgruppen erhoben.
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- aus sonstigen außerbetrieblichen Quellen (Altersgeld

für Landwirte, Landabgabenrente, Produktionsaufga-

benrente, Rente, Penslon, Arbeitslosengeld/-hilfe, Sozi.

alhilfe, Einkommen aus Verpachtung, Vermietung, Kapi-

talvermögen und desgl.).

Darüber hinaus werden die Quellen für das außerbetriebliche

Einkommen des Betriebsinhabers und seines Ehegatten

(sowie seiner mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Fami-

lienangehörigen) in der Unterscheidung nach 4 Einkom.

mensarten erhoben.

Nicht zum Nettoeinkommen (weder betrieblich noch außer-

betrieblich) zählen u.a.:

- Heirats- und Geburtsbeihitfen des Arbeitgebers,

- Auszahlung fätliger Lebensversicherungen o.a, Versi.

cherungsleistungen,

- Erbschaften,

- Erstattung privater Steuern (2.8. Einkommens-/Vermö-

genssteuer),

- Reisekosten-, Umzugsvergütungen aus öffentlichen

Kassen.

Anfall und Aufbringung von Wirtschaftsdl,lngern tierischer

Herkunft

ln der Tierproduktion anfallender Dung in fester und ftüssiger

Form, der aus den Stallungen entfernt, gelagert oder ausge-

bracht wird. lm Einzelnen bedeuten in diesem Zusammen-

hang:

Festmist: Kot (mit oder ohne Einstreu) von Nutz-

tieren,

lauche: Harn von Nutztieren, der in der Regel

zusammen mit Festmist anfällt,

Gülle: Gemisch aus Kot- und Harnausschei-

dungen von Nutztieren, das auch mit

Wasser vermischt sein kann,

Gülle-Lager- vorhandenerundnutzbarerLagerraum

kapazität: für Gülle in dafür vorgesehenen Behäl-

tern, Gruben, Lagunen u.a.,

Dungeinheit: Eine Dungeinheit (DE) bedeutet 80 kg

Gesamtstickstoff oder 70 kg Gesamt'

phosphat aus Wirtschaftsdüngern tieri-

scher Herkunft. Eine DE entspricht somit

einem Tierbesatz, der nicht mehr als

d iese Düngermenge absetzt.

5 Erläuterungen zum Verfahren der Betriebs-
klassifizierung

5.7 Verfahren

Ziel der Betriebsklassifizierung ist es, die Betriebe nach ihrer

betriebswirtschaftlichen Ausrichtung und ihrer wlrtschaftli-

chen Betriebsgröße zu kennzeichnen und zu gruppieren. Ab

der ASE 2003 wird das gemeinschaftliche Klassifizierungs-

system der Europäischen Gemeinschaft auch national

eingeführt. Die bisherigen Unterschiede zwischen den

nationalen Klassifizierungen und der EG-Klassifizierung fallen

somit weg. Die Betriebsklassifizierung stützt sich auf!

a) einzelbetriebliche Angaben über Art und Umfang der

Bodennutzung sowie über Größe und Zusammenset.

zung der Viehbestände,

b) Standarddeckungsbeiträge für die unter a) genannten

Merkmale,

c) Einstufung der einzelnen betriebswirtschaftlichen

Ausrichtungen nach Regierungsbezirken,

d) sonstige Erträge ie ha LF

Bei der Klassifizierung werden die bei der Bodennutzungs-

haupterhebung und der Viehzählung in physischen Größen

(Flächen in Hektar, Anzahl der Tiere) gewonnenen einzelbe-

trieblichen Angaben über die pflanzlichen und tierischen

Produktionsgrundlagen mit frucht- und viehartenspezifischen

Standarddeckungsbeiträgen (SDB, Öefinition siehe S. 21)

bewertet. Diese werden für die Betriebe nach ihrer betriebs-

wirtschaftlichen Ausrichtung berechnet. Die Klassifizierung

der landwirtschaftlichen Betriebe nach der betriebswirt-

schaftlichen Ausrichtung erfolgt über bis zu vier Aggregati-

onsstufen. Man unterscheidet die Klassen der Allgemeinen

Ausrichtungen (Altgem. BWA), der Hauptausrichtungen

(Haupt-BWA), der Einzelausrichtungen (Einzel-BWA) und die

Unterteilungen bestimmter Klassen der Einzelausrichtungen

(Untertlg. Einzet-BWA). Der Standarddeckungsbeitrag des

Betriebes bildet die Bezugs- und Ausgangsgröße für die

Ableitung der einzelnen betriebswirtschaftlichen Ausrich-

tung.
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Die einzelnen betriebswirtschaft lichen Ausrichtungen werden

ermittelt, indem jeder der Betriebe anhand des Verhältnisses

der Standarddeckungsbeiträge, und zwar sowohl einzelner

Merkmalsgruppen (Atlg. BWA, Haupt-BWA, Einzet-BWA,

Untertlg. Einzel-BWA) zueinander ats auch zum gesamten

SDB des Betriebes, einer der Gliederungen der einzelnen

betriebswirtschaft lichen Ausrichtungen für die Landwirtschaft

zugeordnet wird (siehe Übersichten 4 und 5 auf den Seiten

14 bis 20).

5.2 Hinweise zu den Berechnungsmethoden und zu

methodischen Anderungen

Für die Beurteilung der Ergebnisse der Betriebsklassifizierung

in diesem Bericht sind folgende zusätzliche Hinweise zu den

Berechnungsgrundlagen und zu den methodischen Ande-

rungen, die gegenüber vorangegangenen Agrarstrukturerhe-

bungen eingefügt worden sind, von Bedeutung:

A. Bezugszeiträume

Für die Agrarstrukturerhebung 2003 wurden zur Betriebs-

klassifizierung Standarddeckungsbeiträge und Funktionen

für die festen Spezial- und Gemeinkosten herangezogen,

denen ein Bezugszeitraum von drei Wirtschaftsjahren

zugrunde liegt (1999 bis 200r).

B. Feste Spezial- und Gemeinkosten

Die festen Spezial- und Gemeinkosten abzüglich nicht be-

triebszweiggebundener Erträge werden nach der betriebswirt-

schaftlichen Ausrichtung und der Betriebsgröße ermittelt. Sie

enthalten feste oder ,,sprungfixe" Kosten, die einer be-

triebswirtschaftlichen Ausrichtung direkt zugeordnet werden

können oder auf den ganzen Betrieb einwirken.

Weitere Hinweise und Unterlagen zur Klassifizierung der

[andwirtschaftlichen Betriebe 2003 und zurAbleitung

- der Bruttoteistungen und variablen Spezialkosten für

die Berechnung der Standarddeckungsbeiträge der ein-

zelnen Frucht- und Vieharten sowie

- der festen Spezial- und Gemeinkosten

können der Veröffentlichung des Kuratoriums für Technik und

Bauwesen in der Landwirtschaft (KTBL) entnommen werden

(Sauer N., Burgath A: Standarddeckungsbeiträge 2000/01

und Rechenwerte für die Betriebssystematik in der Landwirt-

schaft, Datensammlung SDB 25. Auflage, Kuratorium für

Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft e.V. (KTBL),

Darmstadt, 2000 und andere,lahrgänge).

6 HinweisezurStichprobenerhebung

6.7 Grundlagen

Seit 1975 wird in jedem zweiten Jahr (Berichtsiahr) eine

Erhebung über die Struktur in land- und forstwirtschaftlichen

Betrieben durchgeführt, (ab 2003 nur noch in landwirtschaft-

lichen Betrieben) bis einschließlich 7997 unter der Bezeich-

nung,,Agrarberichterstattung', ab 1999 als "Agrarstruktur-
erhebung". lm repräsentativen Teil dieser Erhebung werden

rund 100 000 landwirtschaftliche Betriebe befragt. Die Stich-

probe ist als Mehrzweckstichprobe angelegt. Bis 1997 diente

sie außer für die Agrarberichterstattung (Ec-Agrarstrukturer-

hebung) auch für die Einzelerhebungen über die Arbeitskräfte

In der Landwirtschaft und für die Bodennutzungshaupterhe-

bung. Für die Erhebungen über die Viehbestände wurde bis

1998 ein eigenes Stichprobenkonzept angewendet, Die bis

1997 eigenständigen Erhebungen über die Viehbestände,

Bodennutzung und Arbeitskräfte wurden 1999 in die Struk-

turerhebungen integriert.

Zur Verbesserung der Ergebnisqualität wurde das Prinzip der

,,Kontrolliefien Stichprobenauswaht" zusätzlich eingeführt

(siehe Punkt 6.2-AuswahD.

Mit dem Agrarstatistikgesetz von 1998 wurde eine neue

Tgrminologie für die ,,Strukturerhebungen in den land- und

forstwirtschaftlichen Betrieben' eingeführt. Unter dieser

Bezeichnung werden die alle zwei Jahre stattfindenden

Agrarstrukturerhebungen sowie die im Abstand von acht bis

zwölf Jahren durchgeführten Landwirtschaftszählungen

subsurniert. Das Grund programm der Agrarstrukturerhebung

(Bodennutzung, Viehzähtung) und das Ergänzungsprogramm

(Arbeitskräfte, ergänzende Strukturmerkmale) werden teil-

weise total, teilweise repräsentativ erfasst. Die Erhebung des

Grund- und Ergänzungsprogramms der Strukturerhebungen

wurde von bisher unterschiedlichen Erhebungszeitpunkten

auf einen gemeinsamen Erhebungszeitpunkt (03. Mai des

Erhebungsjahres) gesetzt. Mit der gleichzeitigen Anhebung

der unteren Erfassungsgrenzen von t ha landwirtschaftlich

genutzter Fläche (LD auf 2 ha LF sowie von t ha auf 10 ha

Waldfläche und der Anpassung von Mindestgrößen von

Tierbeständen und Spezialkulturen, die für sich eine Aus-

kunftspflicht des landwirtschaftlichen Betriebes begründen,

wurden die Voraussetzungen für die Einführung der "lnte-
grierten Erhebung" geschaffen. Das Organisationskonzept

der ,,lntegrierten Erhebung" ermöglicht es, zeitgleich alle
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betrieblichen Produktions- und Strukturmerkmale zu erhe-

ben. Das bisherige Auswahlkonzept der Stichprobenerhe.

bung wurde dafür in den Grundzügen beibehalten, lediglich

die Präzision von Viehmerkmalen wurde verbessert, indem

die korrespondierenden Schichten ergänzt wurden.

6.2 Auswahlplan

Die Schichtgrenzen der repräsentativen Agrarstrukturerhe-

bung werden seit Einführung der Agrarberichterstattung im

lafue 7975 anhand der Vorperioden-Ergebnisse der totalen

Erhebung (Auswahlgrundlage) festgelegt.

Die Auswahlabstände der nach fachlichen und methodischen

Gesichtspunkten abgegrenzten Schichten sind le Bundesland

gesondert auf der Grundlage der fachlichen Gliederung und

regionalen Verteilung sowie der aus den einzelbetrieblichen

Angaben des allgemeinen (totalen) Zählungsteils berechne-

ten Mittelwerte und Varianzen ermittelt worden.

Auswahl

Die Stichprobe ist als einstufiges Geschichtetes) Auswahlver-

fahren konzipiert. Jeder Betrieb wird in aufsteigender Folge

der Schichten jeweils der ersten Schicht zugerechnet, dercn

Kriterien für ihn zutreffen. Und dies unabhängig davon, ob er

auch noch Kriterien anderer Schichten erfüllt.

Die Auswahl der Stichprobenbetriebe wird in den Statisti-

schen Landesämtern mit einem maschinellen Standard-

Auswahlprogramm durchgeführt, bei dem bis 1983 systema-

tische Auswahl und Zufallsauswahl miteinander kombiniert

wurden. Für die ZufallsauswahI der Stichprobenbetriebe wird

das Verfahren der ,,Kontrollierten Auswahl" angewendet. Ziel

ist es, die Abschwächung eines zufallsbedingten Bruches in

einer Ergebnisreihe, der durch die Neuauswahl von Betrieben

entstehen kann, zu erreichen. Je Bundesland werden fünf

voneinander unabhängige Stichproben gezogen, wobei für

lede dieser Stichproben eine,,Schattenaufbereitung' von

ausgewählten wichtigen Erhebungsmerkmalen (Kontroll-

merkmalen) durchgeführt wird, die anschließend mit den

entsprechenden Totalwerten der Auswahlgrundlage vergli-

chen wird. Es wird die Stichprobe ausgewählt, die die ge-

ringsten Abweichungen (Summe der Absolutbeträge der

relativen Abweichungen zwischen den Schätzwerten der

leweiligen Stichprobe je Bundesland und den entsprechen'

den Totalwerten der Kontrollmerkmale) repräsentiert. Damit

eine gutö Repräsentation erzielt werden kann, sind die Be-

triebe vor der Auswahl je Schicht noch nach regionalen

Gliederungsmerkmalen (Regierungsbezirke, Kreise, Gemein-

den angeordnet).

Schichtung

Die Schichtung wird in regionaler Hinsicht nach Bundeslän.

dern ausgerichtet. ln sachlicher Hinsicht bietet sich kein

Gtiederungsschema der Aufbereitungstabellen an, welches

unmittelbar als Schichtungsschema dienen könnte. Deshalb

wurden die Schichtungsmerkmale und Schichtgrenzen aus.

schließlich nach stichprobenmethodischen Gesichtspunkten

festgelegt. Dabei dient die Schichtung nach Größenklassen

der landwirtschaftlich genutzten Fläche (LF) als Ansatz für

eine erfahrungsgemäß stabile und wirksame Gruppierung der

Betriebe vor der Auswahl. Darüber hinaus sind zur Steigerung

der Ergebnisgenauigkeit zusätzliche Schichten gebildet

worden. Sie umfassen die relativ geringe Zahl der Betriebe,

die sich durch ihre einseitige Produktionsrichtung oder durch

besondere Bedeutung ihrer Produktion wesentlich aus del

Masse der landwirtschaftlichen Betriebe hervorheben. Dieser

Ansatz gewährleistet, dass diese Betriebe mit genügender

Sicherheit erfasst werden, und andererseits wird dafür ge-

sorgt, dass die Betriebe innerhalb der Größenklassen der IF

hinsichtlich der Erhebungsmerkmale weitgehend homogene

Gruppen bitden.

Die Schichten wurden in den lahren 1985 und 1999 ange-

passt. Damit wurde strukturetlen Entwicklungen Rechnung

getragen bzw. die Präzision von Erhebungsmerkmalen (über

Viehbestände) verbessert.

1985 wurden gegenüber den Vorjahren fotgende Schichten

Statistlsches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

bitdet:

Schicht 1 Betriebe mit großem Geflügelbe-
stand

Schicht 2 Betriebe mit großem Zuchtsauen-
oder Mastschweinebestand

Schicht 3 Betriebe mit 200 ha LF u.m. oder 10
ha Rebland u.m.

Schicht 4 Betriebe mit Hopfen und Tabak

Schicht 5 und 6 Betriebe mit Rebland (nach Grö-

ßenklassen des Reblandes)

SchichtTbis11 Betriebe mit Gartenbau (nach Grö-

ßenklassen der L0

Schicht 12 bis 20 Sonstige Betriebe (nach Größen

klassen der LD
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lm Einzelnen wurde damit erreicht:

die totale Erfassung von Großbetrieben wurde auf das

stichprobenmethodisch erforderliche Minimum redu-

ziert,

die Schichtgrenzen für große Viehhaltungen wurden an

die spezifischen Gegebenheiten der Länder angepasst,

die Merkmalsausprägungen,,Masthühner" und,,lung-

hennen" wurden in die Schichtabgrenzung einbezogen,

auf die Größenklassengliederung der LF für die Sonder-

kulturen Tabak und Hopfen wurde verzichtet,

die Schichtgrenzen für die LF wurden im Allgemeinen

bundeseinheitlich festgelegl.

Zur Agrarstruktuerhebung/Landwirtschaftszählung 1999 ist

gegentiber den vorangegangenen Erhebungen über die Struk'

tur der landwirtschafttichen Betriebe insbesondere die Aus'

wahlschicht 2 (Zuchtsauen 100 u.m. oder Mastschweine

1000 u.m.) verändert worden, um die Präzision der Vieh'

merkmale zu verbessern. ln dieser Schicht sind in den Bun'

desländern des früheren Bundesgebietes Milchkühe, Rinder

und Schafe hinzugekommen, während in den neuen Ländern

Schafe sowie Ammen- und Mutterkühe aufgenommen wur'

den.

ln Vorbereitung der Agrarstrukturerhebung 2003 wurde der

Auswahlplan von 20 auf 26 Schichten erweitert, um in erster

Linie die Darsteltung von Merkmalen über die Viehbestände

weiter zu verbessern.

Folgende Schichten bilden die Grundlage für die Stichprobe

der ASE 2003:

Schicht 1 Tota lsc h icht-Geftügel

Schicht 2 Totatschicht-große Tierbestände (ohne

Geflüeel)

Schicht 3 Totalschicht-große Flächen

Schicht 4 Sonderkulturen (2.8. Hopfen- und
Tabakanbau)

Schicht 5 bis 7 Betriebe mit Rebland (nach Größen-

klassen des Reblandes)

Schicht 8 Milchkühe

Schicht 9 Rinder

Mit der Einrichtung der ,,konespondierenden'Schichten 8

bis 12 zu den Schichten 1 und 2 für Betriebe mit großen

Tierbeständen wurden die Ergebnisse über Tierbestände

nochmals verbessert.

Die aktuellen Schichtgrenzen der Bundesländer können dem

Auswahlplan (Übersicht 6) entnommen werden.

Die 1975 vorsorglich eingerichteten zwei Schichten für Neu-

zugänge - getrennt für Neuzugänge nach bzw. im Rahmen

der Erhebung ermittelt bzw. Neuzugänge, die vor der Auswahl

bekannt wurden, aber keiner der aktuellen Schichten.zuge-

ordnet werden konnten - sind nach wie vor Bestandteil des

Auswahlplanes. Ab der ASE 2003 besteht nur noch eine

Zugangssch icht.

Auswa hla!stii_pde

Die Aufteilung des vorgesehenen Stichprobenumfängs von

maximal rund 1OO 000 [andwirtschaftlichen Beüieben auf die

Bundesländer wurde so ausgerichtet, dass sowohl die Ergeb'

nisse der Bundesländer insgesamt als auch dieienigen für

,,Erhebungsbezirke' hinsichtlich ihrer Zuverlässigkeit ieweils

hinreichend vergleichbar sind. Die Auswahlabstände ftir die

sachlich unterschiedlichen Schichten ie Bundesland erfolgen

nach dem Prinzip der vergleichbaren Präzision mit einem

Exponenten von 0,25.2) Dieses Aufteilungsverfahren beruht

auf der Vorgabe einer Abstufung der relativen Standardfehler

eines Richtmerkmats in Abhängigkeit von den Totalwerten

dieses Merkmals in den Ergebnispositionen. Die Aufteilung

auf die Bundeständer orientiert sich an den unterschiedli'

chen Besetzungszahlen.3)

Nach der Berechnung der Schichtbesetzungszahlen und der

Streuungsparameter - hier wird das Standardbetriebsein'

kommeno) herangezogen - wird als Aufteilungsverfahren

2) Krut, W. /Naumay, M. /Schmidt, ,.: Winschafts. und Sozialstatistik . Gewinnung von 0aten -, Oldenburg.Verlag, Münchcn /Wien, 4. Auflage 1 996, S. 1 1 8 ff.

3) FUr Hamburg, Bremen und das Saarland wurde wetcn der relativ Seringen Betriebs2ahlen ein durchschnittlich€r Auswahlsatz von ca. 30 Prozent bestimmt.

4) Unter VeNendunt statistischer Quellen berechnetes Einkommen zur Kennzeichnunt der winschaftlichen Größe deI Betriebe.
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Schicht 1 0 Zuchtsauen

Schicht 1 1 Schweine

Schicht 1 2 Schafe

Schicht 13 bis 17 Betriebe mit Gartenbau (nach Größen

klassen der L0
Schicht 18 bis 26 Sonstige Betriebe (nach Größenklassen

der LF)

Schicht 27 Zugänge
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Schichtabgrenzung
der

Betriebe 1)
rylerkmal 2) Deu tsch-

land

Baden-
Württem-

berg
Bayern

Branden
burg Hessen

Übersicht 6:

Sc hic ht-
Nr,

Auswahlplan für die Agrar
(zugleich EG - Agrar

Mecklenburg-
Vor-

Große Geflügel.
bestände l)

Große Tierbestände
(ohne Gefl.) l)

LF 200 ha und mehr 1)

Hopfen-, Tabak-oder
Heil- und Gewürz.
pfla n zenan ba u

Rebla n d
unter 3 ha

Rebla n d
3 bis unter 10 ha

Rebland
10 und mehr ha t)

8 Milchkühe t)

9 Rinder r)

10 Zuchtsauen l)

11 Schweine t)

72 Schafe t)

Gartenbau 3)

unter 2 ha LF

Ga rten ba u l)
2 bis unter 5 ha LF

Schichtumfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Sc hi chtu mfang
Au swah lsatz
Sti c hproben u mfa ng
Sc h ic htum fa ng
Auswa h lsatz
Stichprobenumfang
5c h ic htu mfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Schichtumfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Schichtumfang
Au swa h lsätz
Stichprobenumfang
Sc h ic htu mfang
Au swa hlsatz
Stic h pro ben u mfang
Schichtumfang
Au swa h lsatz
Stic hp roben umfa n g

Schichtumfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Schichtumfang
Au swa h lsa tz
Stichprobenumfang
Sc h ic htu mfang
Auswa h lsatz
Stichprobenumfang
Sc h ic htu mfang
Au swah lsatz
Stic hproben umfa ng
Sc h ic htu mfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
5c h ic htu mfa ng
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Schichtumfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Schichtumfang
Au swa h lsa tz
Stic h proben umfa ng
Sch ic htum fa n g
Auswa h lsatz
Stichprobenumfang
Sc h ic htu mfang
Au swa hlsatz
Stichprobenumfang
Sc h ic htu mfa ng
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Schichtumfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Sc h ic htu mfang
Au swa h lsa tz
Stichprobenumfang
Sc h ic htum fa ng
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang
Sc h i chtumfang
Auswa h lsatz
Stichprobenumfang
Sc h ic htu mfa ng
Au swa h lsa tz
Stichprobenumfang
Schichtumfang
Auswahlsatz
Stichprobenumfang

Schichtumfang
Au swa h lsatz
Stichprobenumfang

Sc h ic htu mfang
Au swa hlsatz
Stichprobenumfang

2 424
100,0
2 424

72 752
100,0

72 752
3 392
100,0
3 392
2 643
42.8

7 732
24 427

79,9
4 868
7 220
29,5

2 737
2 050

5 5,8I 744
4 888

36,7
7 793

79 438
26,6

5 762
6 750

37,6
2 735
5 39)
42,6

2 296
7 793
38,2
685

13 030
46,4

6 046
4 767

77,8
1 2)9
2 276

8 9,1
2 029
2 272
90,9

2 066
2 3t6
9r,2

2 772
3 832

23,9
976

60 962
6,3

3 813
60 672

7,0
4 236

t19 942
1 1,3

73 502
45 7)9

77 ,7
7 701

21 645
24,7

5 209
I 519

37,7
2 700
6 101

42,5
2 593
1 622
6a,9

1052

342
100.0

342
999

100,0
999
135

100,0
735
579

49,9
259

t2 457
20,0

2 490
7 949

t t.c
650
205

7 5,1
754
324

40,7
130

2 387
25,0
597
894

24,9
223
398

40,2
160
243

33,3
81

3 236
40,0

.7 295
1 007
66,6
671
482

80,1
386
429

80,2
344
328

100,0
328
432

25,0
108

9 797
5,0
490

9 795
5,6

511
75 734

10,0
7 573
5 423
74,3
775

2 282
20,0
456
793

25,0
198
439

39,9
775

97
49,5

48

86
70 520

L9,4
73 664

420
100,0

420
1 779
1 00,0
7 779

220
100,0

220
1 861
33,4
627

2 853
25,0
773

720
100,0

720
7 459
100,0
7 459

392
1 00,0

392
22

311
49,8
155

77
100,0

7t
42

100,0
42

i4t
100,0

747

109
33,9

37
7 775
72,5
747
815

76,7
736

2 381
20,0
476

277
7 040

48,3
3 400

91
100,0

97
804

100,0
804
104

100,0
104

1
100,0

1

536
33,2
778
243

39,5
96
77

100,0
77

827
40,1
329
414

50,0
277
776

50,0
88

7 772
5 0,0
556
745

33,r
48

749
66,6
499
277

100,0
277

92
100,0

92
223

100,0
223

291
25,1

73
4 620

8,3
385

4 277
72,5
535

7 350
74,3

1 050
2 633

2 5,0
658

7 347
40,0
536
478

50,0
239
289

66,4
792
707

100,0
707

5 0,0
11

122
100,0

722
7 355
100,0
7 355

666
1 00,0

666
4

100,0
4

4

5

6

00,

00,

1
0
7

1
0
1

13

74

15

76

77

18

t9

20

27

22

23

24

25

26

Ga rten ba u,
5 bis unter 10 ha LF

474
5 0,0
207

52
100,0

52
527

40,0
277

8 393
25,O

2 098
2 707
33,3
702

1 460
40,0
584
465

33.3
155

2 524
40,0

1 009
737

7 5,0
553
447

100,0
447
261

100,0
263
295

100,0
295
732

79,9
746

18 823
4,8
897

25 930
4,8

7 235
54 731,

10,0
5 47)

L5 394
74,3

2 799
4 206

20,0
841

7 707
3),3
369
623

50,1
312

66,7
102

77
33,8

26
30

50,0
15
74

77,4
10
34

35
25,7

9
643

74,3
92

515
16,5

85
1 853
74,2
264

338
5 348

56,5
3 020

Gartenbau
1O bis unter 20 ha LF 1)

Gartenbau 3)

20 und mehr ha LF 1)

Sonst. La ndwi rtsc ha ft
unter 2 ha Lt

Son st. La ndwi rtsc ha ft
2 bis unter 5 ha LF

Son st. La ndwi rtsc ha ft
5 bis unter 10 ha LF

Sonst Landwirtschaft
1O bis unter l0 ha LF 1)

Son st. La n dwi rtsc ha ft
30 bis unter 5O ha LF 1)

Sonst. La ndwi rtsc ha ft
50 bis unter 75 ha LF l)

Son st. La ndwirtschaft
75 bis unter 1OO ha LF l)

Son st. La ndwi rtsc haft
1OO bis unter 150 ha LF 1)

Son st. La n dwi rtsc h a ft
150 bis unter 200 ha LF r)

1 00,0
34

0
27 205

27,2
7 389

Zugä n ge 4 689
445 009

22,7
707 277

0
745 976

74,6
27 303

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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strukturerhebung 2003
struktu rerh eb u ng) *)

Nieder-
sachsen

Sc hicht-
Nr.

460
100,0

460
650

100,0
650

37
100,0

37
77

100,0
77

I 477
33,4
491

t 287
25,0
322

7 764
33,3
588
660

50,0
330
772

50,0
56

1 148
40,0
459
568

80,1
455
400

66,8
267
444

80,0
355
459

80,2
368
948

20,0
190

7 098
5,6

394
6 262

6,7
477

73 782
10,0

7 379
9 677

76,7
7 672
7 700
20,0

7 540
3 637

25,O
909

2 955
33,3
985
551

60, I
337

67
6t 48t

20,5
72 675

493
100,0

493
994

100,0
994
726

100,0
726

629
33,4
210

7 284
25,0
327

7 577
25,O'380

1313
33,4
438
256

50,0
128

| 775
50,0
887
785

80,0
628
386

100,0
386
337

100,0
337
565

80,0
452
530

t6,6
88

8 788
5,9

577
6 574

8,3
548

73 923
72,5

7 747
7 354
76,7

1 226
3 483

25,0
870

1155
33,3
385
599

5 0,1
300
150

66,7
100

3 725
53 019

74 683

67
100,0

67
324

100,0
324
160

100,0
160
752

100,0
752

8 415
76,7

7 402
4 582

2 5,0
7 146
7 770

5 0,0
855
373

39,9
725

1 094
13,3
364

40
50,0

20
118

5 0,0
59

, 792' 33,3
64

983

100,0
105
277

1 00,0
277
194

24,7
48

2 822
7,1

201
2 484

8,3
207

4 775
11,1
464

1 882
25,O
471

1 021
31,4
347
450

40,0
180
322

5 0,0
767

93
7 5,3

70

0
32 280

25,0
8 060

11
100,0

11

79
100,0

19

100,0
22

74
100,0

74
1 184
100,0
1 184

656
100,0

656
27

100,0
27

772
25,0

28
73

1 00,0
13

9
1 00,0

9

6
100,0

6

168
25,0

42
59

67,8
40
35

38
100,0

38'47
100,0

47
52

25,0
13

622
1 1,1

69
385

76,9
65

663
74,2

94
270

2 0,0
54

776
25,O

44
737

32,8
45

204
33,3

68
752

39,5
60

36
5 083

53,9
2747

106
100,0

106
7 279
100,0
7 279

349
100,0

349
76

100,0
IO

749
33,4
250

4 320
25,O

1 080
256

5 0,0
128
326

5 0,0
763
364

40,1
146

49,9
188
219

79,9
775
765

t40
r 00,0

740
220

100,0
220
243

25,t
67

2 992
8,4
250

2 010
10,0
201

2 888
74,3
472

I 585
20,0
317
864

25,0
2r6
426

13,3
742
347

40.7
739
779

49,6
59

754
20 360

31,2
6 356

75
100,0

75
868

i 00,0
868

100,0
225

9
100,0

9

100,0

292
7 5,O
219

38
100,0

38
23

1 00,0
23
75

100,0
75
30

100,0
30

i11
5 0,5

56
7 297

5,0
65

763
10,0

76
866

20,1
174
198

66,7
1)2
121

100,0
721
80

7 5,0
60

110
100,0

110
81

100,0
81

216
5 204
50,2

2 615

7 984
100,0
1 984
6 257
100,0
6 257
7 756
100,0
7 756
2 560

47,4
1 060

24 272
19,8

4 797
7 790
29,2

2 101
2 038

55,5
7 732
4 882

36,6
7 787

t9 418
26,6

5 762
6 760

31,6
2 735
5 393

42,6
2 296
7 793
)8,2
685

11553
44,4

5 133
3 890
77,2

3 002
2 734
88,6

1 891
2 018
89,8

7 872
2 785
90,7

1 981
3 399

27,7
738

55 283
5,7

3 162
57 006

6,5
3 686

112 505
10,9

72 275
44 207

16,6
7 358

27 064
23,3

4 902
8 139

30,9
2 574
5 628

47,O
2 309
7 290
64,9
8J7

440
100,0

440
5 895
100,0
5 895
2 236
100,0
2 236

83
86,7

72
155

45,8
77
30

100,0
30
72

100,0
72

5
100,0

7 477
61,8
913
277

87,5
237
142

97,2
138
254

100,0
254
131

100,0
131
433

47,7
778

5 679
1 1,5
657

3 606
75,3
550

7 437
77,3

7 287
938

36,6
343
581

52,8
307
380

48,9
186
473

50,0
284
332

54,8
215

7 247
30 997

50,6
15 683

49
100,0

49
7 029
100,0
1 029

)o7
100,0

297
27

100,0
27
42

100,0
42
75

100,0
15

2
100,0

2

32
100,0

32
161

7 4,5
720

6
100,0

6
6

100,0
6

15
40,0

6
87 629

7 4,9
477

73100,0 100,033 73
l2

100,0.
72
10

100,0
10

4
100,0

4
15

100,0
15

260
5,0
13

218
9,2
20

394
39,8
757
183

40,4
74

121
66,9

81
79

100,0
79
46

80,4
17
76

100,0
t6

426
8 316

47,0
3 907

100,0 100,0 100,028 35 r6s

9
0
9

3
0
)

00

00

4

1

81,
1

00

00

7

0
1

2
0
2

6
3
3

1
100,0

7

6

7

I

97
55,

4

10
7 0,0

1
100,0

1

674
32,2
217
118

54,2
64
45

68,9
31
67

52,2
3s
37

1 00,0
37
74

64,3
9

83
18,1

15
56

27,4
72

128
20,3

26
76

34,2
26
46

45,7
27

74
92,9

73
8

100,0I
4

100,0
4

4

7 477
39,8
585

67

I
1

3

28

i 00,050,1
492
206

100,0
206
105

100,0
105
105

87
33

10

l1

72

13

74

15

76

77

18

79

20

27

22

23

24

25

26

26
100,0

26
54

100,0
54

126
5 0,0

63
7 942
74.3
278

t 728
76,7
188

7 674
76,7
279
470

33,4
757
28A

50,0
142
163
49,7

81
159

66,7
106

99
7 4,7

74

6
6
8
9

Zutänge
lnsgesamt776

49,
87
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') Sie umfa-sst: ein Grundprogramm mit Merkmalen der Bodennutzungshaupterhebung und Viehzählung und ein Ergänzungsprogramm mit Merkmalen Uber Arbeitskräfte undweitere Strukturmerkmale. die gemeinsam im Mai des Eerichtsiahres erhoben werdin.
[inbezogen wurden: [andwirtschaftliche Betriebe mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von mindestens 2 ha (bisher t ha) oder mlt weniger als
2 ha [f, wenn festgelegte Mindestgrößen an Tierbeständen oder Spezialkulturen erreicht oder überschritten wurden. - Oie Zahl dir aussewähltei'Stichprobcn.
betriebe schließt auch die zu eeartenden Zugänge bzw. Ausfälle von Betrieben(2.8. infolge von Betriebsauflösunt oder Absinken unter-die Erfassuntsirenze) ein.l) Zum Teil abweichende S(hichtabgrenzungen haben veNendet:

Schicht 1

Schicht 2

Schicht 3

Schicht 7

Schicht I

Boden-Wüfttemberg, Boyern
H esse n, Rh e i n lon d - Pfo lz,
So o rlo n d,Sch leswig. Holst.

Berlin, Etemen, Hamburg:

Bran de n b u r g, M e c kle n b u rg.
Vorpom., S o chse n - An ha I t :

Niedersochsen:

Nordrhein-Westlolen:

Sochsen:

Thüringen:

Boden-Württemberg:

Bayern, Soorlond:

Be rlin, Eremen, Ho mbu rg :

Bro n d en b u rg, M e c kle n b u rg -
Voryom., So c hse n, So chse n -
Anholt, Thüringen:

Hessen:

Niedersochsen:

Nordrhein-Westfolen:

Rheinlond-Plolz:

Schleswig-Holstein:

Niedersochsen:

Rheinlond-Pfolz:

Schleswig-Holstein

Rheinland-Plalz:

Eode n -Wü fttem be rg, Boyern,
Betlin, Brcmen, Hombury,
N ie de rsochse n, Rhe i n l.- Pfo lz,
Soo rlo n d, Sch leswi g - Holst. :

Brcnden butg, Mecklen burg-
Vorpom., Sochsen, Thü ringen :

Hessen:

Nordthein -Westlolen:

Sochsen -Anholt:

Bode n -Wü tttg., Boyern, Be rl i n,
Brcm en, Hom bu rg, Rhe i n l.- Plo lz,
Sao rla n d, Sch leswig - Holste i n :

üo nden b u rg, Mecklen b u rg -

Vorpom., Sochsen, Sdchsen-
Anhoft. rhütingen:

Niedersochsen:

Hessen:

Nordthein-Westfolen:

Bod e n-W ü rttem be rg:

Boyern:

Berlin, Bremen, Hombury:

Brc nden b u rg, Meckle n b u rg -

Vorpom,, Sachsen, Th ü ringe n :

3000 und mehr Legehennen und /oder Junghennen oder 500 und mehr MasthUhner oder 500 und mehr
Gänse, Enten, Truthühner.

1000 und mehr Legehennen und /oderlunghennen oder 100 und mehr Masthtihneroder 100 und mehrGänse,
Enten, TruthUhnet.

500 und mehr Legehennen und /oder,unghennen oder 500 und mehr Masthuhner oder 500 und mehr
Gänse, Enten, Truthühner.

40000 und mehr Legehennen und /oder Junghennen oder 40000 und mehr Masthühner oder 10000 und mehr
Gänse, Enten, Truthühner.

5000 und mehr Legehennen oder 1000 und mehr Masthühner oder 1000 und mehr Gänse, Enten, Truthtlhner.

3OOO und mehr Legehennen und / oder Junghennen oder 3000 und mehr Masthühner oder 5OO und mehr
Gänse, Enten, Truthühner.

500 und mehr Legehennen und /oder Junghennen oder 500 und mehr Masthühner oder 100 und mehr Gänse,
Enten, Truthtihner.

150 und mehrZuchtsauen oder 1000 und mehr Schweine oder 150 und mehrMilchkühe oder 300 und mehr
Rinder oder 300 und mehr Schafe oder 1000 und mehr Ferkel.

1 50 und mehr Zuchtsauen oder 1000 und mehr Schweine oder 1 50 und mehr Milchkühe oder 300 und mehr
Rinder oder 300 und mehr Schafe.

50 und mehr Zuchtsauen oder 200 und mehr Schweine oder 1 50 und mehr MilchkUhe oder 300 und mehr
Rinder oder 200 und mehr Schafe.

100 und mehr Zuchtsauen oder 100 und mehr Schweine oder 100 und mehr Milchktihe oder 100 und
mehr Rindet oder 200 und mehr Schafe oder 50 und mehr Ammen- und Mutterkuhe.

100 und mehr Zuchtsauen oder 500 und mehr Schweine oder 100 und mehr Milchkühe oder 200 und mehr
Rinder oder 200 und mehr Schafe.

300 und mehr Zuchtsauen oder 2000 und mehr Schweine oder 1 50 und mehr Milchkühe oder 400 und mehr
Rinder oder 500 und mehr Schafe.

230 und mehrZuchtsauen oder 1400 und mehr Schweine oder 140 und mehrMilchkühe oder 270 und mehr
Rinder oder 200 und mehr Schafe.

100 und mehr Zuchtsauen oder 800 und mehr Schweine oder 1 50 und mehr Milchkühe oder 300 und mehr
Rinder oder 200 und mehr Schafe.

1 50 und mehr Zuchtsauen oder 1000 und mehr Schweine oder 1 50 und mehr Milchkühe oder 300 und mihr
Rinder oder 300 und mehr Schafe oder 50 und mehrAmmen- und Mutterkühe.

500 und mehr ha LF.

200 und mehr ha LF oder 30 und mehr ha Rebland oder Hopfen.

200 und mehr ha LF oder 25 und mehr ha Kartoffelfläche oder 25 und mehr ha Zuckerrüben,

10 bis unter 30 ha Rebland.

75 bis unter 1 50 MitchkUhe.

100 Milchkühe

50 bis unter 100 Milchkühe.

75 bis unter 140 Milchkühe.

75 bis unter 100 Milchkühe.

100 bis,unter 300 Rinder.

50 Ammen. und Mutterki..ihe oder 100 Rinder.

200 bis unter 400 Rinder.

100 bis unter 200 Rinder.

1 50 bis unter 270 Rinder.

75 bis unter 1 50 Zuchtsauen oder 7OO bis unter lOOO Ferkel.

50 bis unter 1 50 Zuchtsauen.

50 Zuchtsauen.

100 Zuchtsauen.
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noch
Schicht 10

Schicht 11

Schicht 12

Schicht 16

Schlcht 17

Schlcht 21

Schicht 22

Schicht 23

Schicht 24

Schicht 25

Schicht 26

Hessen:

Niedeßochsen:

Nordrhein -Westlolen

Rh ein l.- Pfolz, So ch se n - An ho lt :

Soorlond, Sc hleswi g - Holste i n :

Boden -Wü rttem berg, 50o ilon d,
Schleswig-Holstein:

Boyern:

Berlin, Bronden bue, Bre men,
Homburg, Mecklenburg-
Vorpom., Sochsen, Sochsen -

Anholt, fhüringen:

Hessen:

Niedersachsen:

Nordhein.Westfolen:

Rheinlond-Pfolz:

Boden -Wü rttem be rg, Boyem,
So o r lo n d, Sc h leswi g - H olste i n :

Berlin, Bremen, Hombug,
Hessen:

Bron den bu rg, Mecklen b u rg -

Vorpon., Sochsen, Sochsen -

Anholt, Thüringen:

Niedeßochsen:

Norühein-westlolen:

Rheinlond-Pfolz:

Brondenburg, Hessen,
M e c kle n b u ry - Vo t p om m e rn I

Brondenburg, Hessen,
M eckle n b u rg -Vor po m m e rn :

Bron denbu rg, Meckle nbu rg-
Vorpommem:

Bronden b u rg, Me cklen b u rg -

Vorpommern:

Bron den b u rg, Mec kle n b u rg -

Vorpommetn:

Brcn den bu ry, Meckle nb u rg.
Votpommern:

Brcnden b urg, Me cklen burg -

Vorpommen:

Niedeßochsen:

Brondenburg, Mecklenburg-
Voryommern:

Niedersochsen:

50 bis unter 100 Zuchtsauen.

100 bis unter 300 zuchtsauen.

100 bis unter 230 Zuchtsauen

75 bis unter 100 Zuchtsauen.

75 bis unter 150 Zuchtsauen.

500 bis unter 1000 Schweine.

300 bis unter 1000 Schweine,

200 Schweine.

100 bis unter 500 Schweine.

1000 bis untel 2000 Schweine.

750 bis unter 1400 Schweine.

400 bis unter 800 Schweine.

100 bis unter 300 Schafe.

100 bis unter 200 Schafe.

200 Schafe

200 bis unter 500 Schafe

80 bis unter 200 Schafe.

75 bis unter 200 Schafe.

10 und mehr ha LF.

10 ha LF.

10 bis unter 200 ha tF.

30 ha LF.

50 ha LF.

75 ha LF.

100 ha LF.

100 bis unter 200 ha LF.

150 ha LF.

200 bis unter 500 ha LF.

2) Schlchtumtant: Zahl der Eetrlebe; Auswahlsatz <J6: Auswahlsatz in Pro2ent; Stichprobenumfang: Zahl der Betriebe.
3) LandwirtschaftlicheBetriebe,indenendlesummederAnbaufliichevonGem0se,spargel,Erdbeereo,Blumen,Zierpflanzen,Gartenbausämetelen,Baumschulenundobsl

mehr als 20 % de, tF des Betriebes umfasst.
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zunächst leweils das Verfahren der abgeschwächten propor.

tionalität zu den Betriebszahlen je Schicht sowie das Opti.

malverfahren von Neyman.Tschuprows) mit dem Standardbe.

triebseinkommen als Aufteilungsmerkmal angewendet. Die

Kombination mit dem an der Zahl der Betriebe orientierten

Ansatz wurde eingeführt, um vor allem die Ergebnisgenauig.

keit für den Nachweis der Zahl der Betriebe, insbesondere in

nach der LF gegliederten Tabellen, zu erhöhen. Die endgülti.

gen Auswahlsätze wurden dann durch Bildung eines gewich.

teten Mittelwertes aus den Resultaten beider Verfahren

ermittelt (dabei wurde die durch das Optimalverfahren er-

zielte Lösung dreimal so stark gewichtet wie die des wurzel-

proportionalen Ansatzes). Sehr hohe Auswahlsätze (90olo

u.a., in den neuen Ländern auch teitweise über 80 o/o) wurden

auf 100 o/o angehoben.

Für Forstbetriebe wurde bis 1999 le Land der in den Schich.

ten 1-20 auftretende kleinste Auswahlsatz angesetzt. Ab

2003 sind forstwirtschaftliche Betriebe aufgrund der Festle.

gungen im neuen Agrarstatistikgesetz für die ASE nicht aus.

kunftspflichtig und somit auch nicht in der Stichprobe enthal.

ten.

6.3 Hochrechnung

Die Ergebnisse werden durch freie Hochrechnung der für die

einzelnen Stichprobenbetriebe ermittelten Angaben gebitdet.

Sie werden in lOOO mit einer Dezimatstelle wiedergegeben.

Durch Rundungen bedingte Differenzen werden in den Ergeb-

nissen nicht ausgeglichen, da ohne Rücksicht auf die End-

summe auf- bzw. abgerundet wird.

6.4 Genauigkeit

Die mit einer Stichprobe ermittelten Ergebnisse über eine

Gesamtheit von Einheiten (2.8. Betriebe) sind in aller Regel

mit Zufallsfehtern behaftet. Diese entstehen dadurch, dass

nicht alle Einheiten der zu untersuchenden Gesamtheit

befragt werden und die zufällig ausgewählten Stichproben-

elemente nur höchst selten die Situation in der Gesamtheit

"verkleinert' darstellen. Aus Stichproben gewonnene Resul-

tate edordern daher für eine Beurteilung der Qualität der

Ergebnisse eine statistische Bewertung durch eine Fehler-

rechnung.6)

Die Fehlerrechnung basiert auf dem StandardfehlerT) als

quantitatives Maß für die Größe des (im konkreten Einzelfall

unbekannten) Zufaltsfehlers. Theoretisch ist im Durchschnitt

von 1000 analog ermittelten Stichprobenergebnissen der

Zufallsfehler von

683 Ergebnissen (rd.2l3 der Ergebnisse) kleiner als der

einfache Standardfehler,

955 Ergebnissen kleiner als der doppelte Standardfeh.

le r,

992 Ergebnissen kleiner als der dreifache Standardfeh.

ler.

Da der Standardfehler des Schätzwertes eines statistischen

Merkmals dessen Dimension besitzt und von der Maßeinheit

abhängig ist, ist es für Vergleichszwecke sinnvoll und

zweckmäßig, den Standardfehler zu relativieren, das heißt

ihn in Prozenten des zu schätzenden Wertes anzugeben.

Daher werden Zufallsfehlerschätzungen für die einzelnen

Tabellenfelder mittels einer in die Aufbereitung integrierten

Fehlerrechnung durchgeführt (Berechnung des einfachen

relativen Standardfehlers). Ergebnisse der Fehlerrechnung

werden z.B. in der Fachserie 3, Reihe 2.1.8 veröffentlicht.

7 Vorbereitung der Erhebung

Die ASE ist eine dezentrale Bundesstatistik. Gemäß § 3

Abs. 1 Nr. 1 Buchst.9 des Gesetzes über die Statistik für

Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz) obliegt die Koordi.

nierung und die methodische Vorbereitung der ASE dem

Statistischen Bundesamt, die sich anschließende Durch-

führung den Statistischen Landesämtern.

Zur organisatorischen Vorbereitung durch die StUi gehören

i nsbeson d ere:

1) die Festtegung der zum Erhebungsbereich gehörenden

Betriebe. Hierfür bildet das Betriebsregister Landwirt-

schaft (BRL) die wesentliche - wenn auch nicht die ein-

zige - Grundlage. Dieses Register enthält alle Erhe-

bungseinheiten, die in agrarstatistische Erhebungen

einbezogen werden. Für die ASE 2003 betrift das die

landwirtschaft lichen Betriebe,

5) Statistisches Bundesamt: Stichproben in der amtlichen Statisiik, Veilag W. (ohlhamder, Stuttgart und Ma inz, 1960,5. 97 lt.
6) Auf eins€itig terichtete Fehler aulgrund falscher Angaben der Auskunftspflichtigen, [ehlerhafer Abgrenzu nt der Ge5amtheit u.a. (systematische Fehler), die sowohl bel

allSemeinen (totalen)als auch bei repräsentativen Erh€bungen auftreten können, wird an dieser Stelle nicht weiter eingegangen.

7) Positive Quadratwuael aus der mittleren quadratischen Abweichung der einzelnen möglichen Stichprobenergebnisse elner Schätzfunktion von lhrem ENartungswert.
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2) bei repräsentativen Erhebungsteilen die Vornahme der

Stich probena uswa h l,

3) der maschinelle Adressaufdruck auf die Erhebungsbö-

gen usw.,

4) der Aufbau einer Erhebungsorganisation einschließlich

der Schulung des Personals sowie dessen Verpflichtung

zur Geheimhaltung bekanntwerdender Angaben,

5) der Druck der Erhebungsunterlagen in Eigenverantwor-

tung der Länder,

6) der Druck ergänzender Erhebungspapiere wie z.B.

Mitteitungen über das Zählungsvorhaben an Kreis- und

Gemeindeverwaltungen sowie Auskunftspflichtige, öf-

fentliche Aushänge, Kontrolllisten für die Abgabe der

Unterlagen an die Erheber und für den Rückfluss der Un-

terlagen, Hinweisbogen auf Betriebsänderungen, Zweit-

oder Teilbetriebe, Mahnwesen, Fertigung von Zähler

und Erheberausweisen, Unterlagen zur Einberufung und

zur Durchführung der Erheberschulungen,

7) die Prüfung des Bogenrücklaufs auf Vollzähligkeit,

Prüfung der Angaben auf vollständige - und in Form ei-

ner Blickkontrolle - wahrscheintiche Richtigkeit sowie

die Durchführung von Rückfragen im Betrieb. Die orga.

nisation und Durchführung der Erhebung wird durch

zahlreiche länderspezifische Regelungen, Vorschriften

und strukturelle Gegebenheiten im Verwattungsbereich

maßgeblich beeinflusst. Die Unterschiede reichen bis

zur Beleggestaltung, wobei oft nur geringfügige Abwei-

chungen in der Anordnung von Fragen oder im Aufbau

der Formulare zu beobachten sind oder Unterschiede in

der technischen Ausrichtung (2.8. maschinell lesbare

gegenüber manuell zu verarbeitenden Betegen)

bestehen.

Muster der bei der Erhebung verwendeten Erhebungsun.

terlagen sind im Anhang dieser Veröffentlichung enthalten

(Anlage 7).

8 Aufbereitung

8.1 Technische Vorarbeiten für die Aufbereitung

Die ASE wird in vollem Umfang maschinell aufbereitet. Die für

die maschinelle Aufbereitung erforderlichen Maschinenpro-

gramme werden im Rahmen und unter Beachtung der zwi-

schen dem Statistischen Bundesamt und den StUi für die

Verbundprogrammierung vereinbarten Regeln der Spezifi-

zierun g und Programmierung entwickelt.

Auf der Grundlage dieser Spezifizierungen wird die Program-

mierung durchgeführt, an der sich mehrere StlÄ beteiligen.

Für die Tabellenspezifizierungen, die sowohl genaue Anwei-

sungen über den sachlichen lnhalt eines ieden Tabellenfel-

des als auch die erforderlichen Vorgaben für die Gestaltung

des Druckbildes der Tabellen enthalten, zeichnet die Fachab-

teilung des Statistischen Bundesamtes verantwortlich. Die

Kontrolle der fertiggestellten Programme erfolgt anhand von

speziellen Testuntersuchungen, die in der Regel in der Fach-

abteilung des Statistischen Bundesamtes oder des pro-

grammierenden SILA erarbeitet werden.

Seil 7997 wurde das Aufbereitungskonzept ,AGRA" ange-

wendet. Eine vötlige Neuprogrammierung war somit für die

ASE 2003 nicht erforderlich. Das Aufbereitungskonzept

,,AGRA" musste allerdings um die Erfordernisse des neuen

Agrarstatistikgesetzes erweitert und in den organisatorischen

Ablauf eingepasst werden. ,,AGRA" besteht aus zwei

konespondierenden Elementen. Grundlage für die Aufberei-

tung der Ergebnisse bildet die 0nline-Anwendung, d.h. eine

im Dialog (mit dem Bildschirm) erfolgende Erstellung, Bear-

beitung und Plausibilisierung des eingelesenen Datenbe-

standes. Den einzelnen Arbeitsschritten liegt dabei ein alle

Merkmale umfassender Datensatz zugrunde. Die vorgenom-

mene Verbindung der einzelnen Erhebungsteile (Boden-

nutzungshaupterhebung, Viehzählung, Arbeitskräfte und

weitere Strukturmerkmale) zu diesem einheitlichen Daten-

satz erforderte eine durchgehende Codierung aller Merkmale,

wodurch der gewünschten, verstärkt ganzheitlichen Sicht des

landwirtschaftlichen Betriebes Rechnung getragen wird. Um

die Bereitstellung vorläufiger Ergebnisse zu beschleunigen,

können außerdem zu iedem Zeitpunkt der Aufbereitung

Eckzahlen (nicht tabeltierte Summierungen, die auch unter

regionalen Anforderungen erfolgen) und spezietle

Vorabergebnisse erstellt werden.

Die sich daran anschließende Ergebnisauflrereitung gliedert

sich in einen konstanten für iede ASE zu erstellenden Tabel-

lenteil und einen sich an die ieweiligen Besonderheiten der

einzelnen Erhebung(en) anzupassenden variablen Tabellen-

teil.
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8.2 Kontrollarbeiten

le nach der von den Bundesländern festgelegten Organisa-

tion des Erhebungsverfahrens wird teils von Erhebungsbeauf.

tragten, teils von den Stl-A die sachgerechte Eintragung der

erfragten Angaben in den Erhebungsunterlagen überprüft. Die

Erhebungsvordrucke werden dann in den SILA einer gezielten

.Eingangs- und Blickkontrolte" unterzogen. Dabei wird so-

wohl der vollzählige Eingang der ausgefüllten Vordrucke, die

Lesbarkeit und die Richtigkeit der Angaben über Anschriften-

änderungen, Neuaufnahme und Löschung von Betrieben als

auch die Richtigkeit einiger weiterer für die Aufbereitung

wichtiger einzelbetrieblicher Angaben geprüft. le nach der

Bedeutung dabei festgestellter Unklarheiten oder Fehler wird

vom Statistischen Landesamt entschieden, ob die Korrektur

eine Rückfrage erfordert.

Der Eingangs- und Blickkontrolle folgt die Übernahme der

Angaben auf Datenträger. Grundlage hierfür ist die von der

maschinellen Aufbereitung des Statistischen Bundesamtes

gefertigte ,Datenerfassungs- und Prüfanleitung'. An sie

schließt die maschinell durchgeführte Plausibilitätskontrolle

der einzelbetrieblichen Angaben an, bei der Signier-, Additi-

ons-, Maxima- und Kombinationskontrollen durchgeführt

werden. Bei der Plausibilitätskontrolte wird zwischen ,,Muss-

Fehlern', "Kann-Fehlern" und,,maschinell zu bereinigenden

Fehlern' unterschieden.

lm Einzelnen handelt es sich bei

Muss-Fehlern um solche, die auf leden Fall bereinigt

werden müssen (2.8. fehlende Altersangabe für eine

Person), atso offenkundige, nicht hinnehmbare fehler-

hafte Angaben oder Unstimmigkeiten bei Beziehungen

von Angaben zueinander,

Kann-Fehlern um Angaben oder Beziehungen von An-

gaben zueinander, die zwar möglich sind, aber entwe-

der unter Berücksichtigung der Betriebs- und Wirt-

schaftsverhältnisse in der Landwirtschaft unwahr-

scheinlich oder selten sind oder aus zeitlich unter-

schiedlichen Einzelerhebungen stammen und daher

nicht zwingend zueinander passen müssen. ln derarti-

gen Fällen wird durch Heranziehen sonstiger Angaben

geprüft, ob und ggf. in welcher Weise eine Berichtigung

der betreffenden Angaben erforderlich ist.

maschinell zu bereinigenden Fehlern um solche, deren

Korrektur aufgrund der vorliegenden Angaben zweifels.

frei und eindeutig vorgenommen werden kann.

Die Durchführung der Plausibilitätskontrollen im Rahmen der

ASE ist so angelegt, dass sowohl die Erhebungsteile Boden.

nutzungshaupterhebung, Viehzählung und weitere Merkmale

im Zusammenhang für den ganzen Betrieb als auch f{ir jeden

Erhebungsteil getrennt - gesteuert über die EVAS.Nummem -
durchgeführt werden können. Kommen in den genannten

Merkmalsbereichen gteiche Werte und Signierungen vor,

werden diese untereinander abgeglichen.

Nach Vorliegen der so überprüften tabellierten Ergebnisse

erfolgt eine abschließende manuell durchgeführte Kontrolle

auf sachliche und rechnerische Richtigkeit. Sie bezieht sich

auf die Ergebnisse innerhalb einer Tabelle und auf den inter.

tabellarischen Vergleich. Anschließend werden die Ergeb-

n isse zur Veröffentlichung zusammengestellt.

8.3 Tabellenprogramm

Das Tabellenprogramm fasst sämttiche Aufbereitungsta.

bellen der ASE zusammen. Es vermittelt damit in kompakter

Form lnformationen über die thematische Gliederung der

Tabellen sowie über die fachliche Tiefe des Ergebnisnachwei.

ses. Dem Programm ist weiterhin zu entnehmen, welche der

Tabellen dem allgemeinen (totalen) oder repräsentativen

Erhebungsteil zuzuordnen sind, wann es sich um eine Veröf.

fentlichungs- oder um eine Arbeitstabelle handelt. Arbeitsta.

bellen werden überwiegend für interne Zwecke erstellt. lm

Zusammenhang mit den Größenklassengliederungen für

Tabellenvor- und -kopfspalten wird zwischen Tabellen mit

voller (am tiefsten gegliederten) und solchen mit

eingeschränkter Gestraffter) bzw. ohne Größen-

ktassengliederung unterschieden. Den bestehenden

regionalen Besonderheiten wird durch eine spezielle Bund-,

0st-, Nord- und Südversion Rechnung getragen. Den

Regionalversionen sind ieweils bestimmte Bundesländer

zugeordnet. So haben beispielsweise die neuen Länder ihre

Ergebnisse nach der Ostversion aufbereitet. . ln
Veröffenttichungen des Statistischen Bundesamtes werden

diese Ergebnisse nach der Bundesversion nachgewiesen.

Das Tabellenprogramm ist auch zur ASE 2003 dadurch

gekennzeichnet, dass
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Tabetlen der Repräsentativerhebung den Kern der Er'

gebnisdarstellung bilden, in lahren mit einer Allgemein-

erhebung (wie 2003) wird das Tabellenprogramm durch

zusätzliche Tabellen ergänzt,

a das veränderte System der Tabellennummerierung nur

der inhaltlichen Gliederung der Tabellen dient; die Un-

terscheidung von Total- und Repräsentativtabellen wird

durch die Kennzeichnung T (totaD bzw. R (repräsentativ)

nach der jeweiligen Tabellennummer gewährleistet,

der.Tabellenrahmen für die Sachverhalte, die im zeitli-

chen Wechsel repräsentativ bzw. total erhoben werden,

einheitlich bleibt,

ie Gliederungsmerkmal eine einheittiche Größenklas'

sengliederung mit regional begründeten alternativen

.Darunter-Nachweisen" verwendöt wird,

. sich die Ergebnisdarstellung überwiegend jeweils auf

maximal zwei Tabellenseiten erstreckt und Tabellenun-

tergiiederungen stark eingeschränkt worden sind.

Ausgehend vom Tabellenprogramm zur Agrarstrukturerhe'

bung 2001 wurden die mit dem neuen Agrarstatistikgesetz

vorgegebenen Veränderungen, die in den Abschnitten 1, 2

und 3 dieser Veröffentlichung ausführtich beschrieben wur'

den, eingearbeitet.

Auf den konkreten Nachweis der Vor- und Kopfspaltengliede'

rung der einzelnen Tabellen wird im Rahmen der vorliegen'

den Veröffentlichung verzichtet. Entsprechende lnformatio-

nen können den im nachfolgenden Abschnitt 9 dieser Veröf'

fentlichung genannten Veröffentlichungen zur ASE 2003

entnommen werden.

Die Anlagen 9 und 1O vermitteln einen detaillierten Überblick

über die thematische Übersicht, die Existenz und

Nummerierung der Tabellen sowie die Vorspalten'Größen'

klassenschemata zur ASE 2003.

9 Veröffentlichung der Ergebnisse

9.1 Veröffentlichungen durch das Statistische Bun-

desamt

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht die ASE'Ergeb'

nlsse für Deutschland und die Länder. Zusätzlich werden für

das frühere Bundesgebiet einschtießlich Bertin und die

neuen Länder Teilergebnisse erstellt. Der Ergebnisnachweis

erfolgt in bundeseinheitlicher Vor- und Kopfspaltenglie-

derung sowie in der fachlich tiefsten Gliederung. Abwei-

chungen hienu ergeben sich aus Gründen des Datenschut-

zes oder haben inhaltliche Ursachen:

So werden die Länder Berlin, Bremen und Hamburg in

der Regel zum Stadtstaatenergebnis insgesamt zu-

sammengefasst.

Teilweise wird für die Länder auf einen detaitlieften

Ergebnisnachweis vezichtet oder der Ergebnisnachweis

beschränkt sich nur auf die Zusammenfassung Deutsch-

land, früheres Bundesgebiet einschtießtich Berlin, neue

Länder . (Ab der ASE 2003 wird Berlin ganzheitlich zum

früheren Bundesgebiet gezählt.)

ln Tabellen mit allgemeinen (totalen) Ergebnissen

werden auftretende Einzelangaben grundsätzlich ge-

löscht. Die betreffenden Tiibellenfelder werden durch

einen Punkt gekennzeichnet. 
"Folgegeheimhaltungen"

verhindern die rechnerische Ermittlung dieser geheim'

gehaltenen Angaben, Die gelöschten Daten sind jedoch

in den Zusammenfassungen enthalten.

a Repräsentativergebnisse werden generell in 1 000 mit

einer Kommastelle ausgewiesen, auftretende Run-

dungsdifferenzen sind dabei nicht ausgeglichen wor-

den.

a

a

Die von der Gruppe Land- und Forstwirtschaft, Fischerei des

Statistischen Bundesamtes herausgegebenen Ergebnisse

erscheinen in der Fachserie 3 "Land- und Forstwirtschaft,

Fischerei", die ASE-Ergebnisse innerhalb dieser Fachserie in

der Reihe 2.7 und 2.2,

lm lnteresse einer möglichst raschen Ergebnisbereitstellung

aus der Agrarstrukturerhebung 2003 sind ausgewählte

Ergebnisse vorab zusammengestellt und im Rahmen von

Sonderveröffentlichungen in Form der Broschüre

.Landwirtschaft in Zahlen 2003' sowie einer Pressemappe

anlässlich der lnternationalen Grünen Woche veröffentlicht

worden.

Ergebnisse über administrative und nichtadministlative

Gebietseinheiten (Arbeitsmarktregionen, Landwirtschaftliche

Wirtschaftsgebiete, Benachteiligte Gebiete) werden der

Öffentlichkeit außerhalb der Fachserie 3 als Arbeitsunterlage

zur Verfügung gestellt.
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Die veröffentlichten ASE-Ergebnisse liegen für 2003 in fol-

gender sachlicher Gtiederung vor:

- Bodennutzung der Betriebe

(Reihe 2.1.2; Tabellen 1-11)

- Viehhaltung der Betriebe

(Reihe 2.1.3; Tabetlen 51-55)

- BetriebswirtschaftlicheAusrichtungundStandard-

deckungsbeitrag

(Bis dahin: Betriebssysteme und Standardbetriebs-

einkommen)

(Reihe 2.1.4; Tabelle 101)

- SozialökonomischeVerhältnisse

(Reihe 2.1.5; Tabelle 151)

- Besitzverhältnisse in den landwirtschaftlichen Betrie-

ben

(Reihe 2.1.6; Tabellen 201-210)

- AußerbetrieblicheEinkommenundArbeitsverhältnisse

für ausgewählte Betriebsgruppen

(Reihe 2.1.7; Tabellen 301-306, 351)

- Arbeitskräfte

(Reihe 2.1.8; Tabellen 251-261)

- Betriebe mit ökologischem Landbau

(Reihe 2.2.1, Tabellen 7.2, 5.2, 6.2, 57.2, 501, 502,

5tt,512)

Mit der vorliegenden Veröffentlichung werden die methodi-

schen Grundlagen der ASE 2003 dargestellt.

Mit bundeseinheitlich abgestimmter Vor- und Kopfspalten-

gliederung liegen regionale Ergebnisse als Arbeitsunterlagen

vor. Sie beziehen sich auf

- Stadt- und Landkreise

- Arbeitsmarktregionen

- LandwirtschaftticheWirtschaftsgebiete

leweils nach folgenden Ergebniskomplexen gegliedert:

. Betriebssysteme, Bodennutzung und Viehhaltung,

o Arbeitsverhältnisse

9.2 Veröffentlichungen durch die Statistischen Lan-

desämter (5tLA)

Die SILA publizieren ihre ASE-Ergebnisse auf der Grundlage

des zwischen den Ländern vereinbarten Mindesweröffentli-

chungsprogramms. Das schließt Festlegungen der Länder

über die in den Tabellenvorspalten ausgewiesenen Größen.

klassen und über die regionale Gliederung ein. Es liegt im

Ermessen der Landesämter, mit ihren Veröffentlichungen

über das Mindesweröffentlichungsprogramm hinauszuge-

hen.

10 Unterschiede zwischen Ergebnissen aus
totaten und aus repräsentativen Zählungs.
teilen für gleiche Sachverhalte

Wie eingangs beschrieben, besteht die ASE 2003 aus einem

repräsentativen und einem allgemeinen Erhebungsteil. Dar-

aus ergibt sich, dass zu gleichen Sachverhalten totale und

repräsentative Ergebnisse vorliegen, die in unterschiedli.

chem Umfang Abweichungen voneinander aufrirreisen. Diese

Abweichungen sind teils methodischer, teils zufältiger Art.

Sie könnten begründet sein

bei totalen Erhebungen:

im nicht vollständigen Erfassen aller Auskunftspflichti-

gen aufgrund fehlender lnformationen, was sich insbe-

sondere im Bereich der unteren Erfassungsgrenze aus-

wirkt,

im Fehlen von Nachprüfungsmöglichkeiten, insbeson-

dere bei sensiblen Merkmalen, was auf mangelnde Ka-

pazität oder auf die Art des Erhebungsverfahrens zu-

rückzuführen sein kannl

bei repräsentativen Erhebungen

in der Nichtberücksichtigung von Einheiten, die zwi-

schenzeitlich z.B. durch Neugründung oder durch Tei-

lung bereits bestehender betrieblicher Einheiten ent-

standen sind,

in der Methodik des Stichprobenplans,

in der Verwendung der Stichprobe auch für die reprä-

sentative Erfassung von Merkmalen, die bei der Gestal-

tung des Stichprobenplans nicht berücksichtigt wurden,

sondern erst später einbezogen worden sind.
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Aus diesen vorstehend genannten Gründen wird ständig an

der Verbesserung der Erfassung - insbesondere die Berück-

sichtigung neu entstandener Einheiten und die Präzision des

Auswahlplanes - gearbeitet.

11 EG-Agrarstrukturerhebung 2003

Die Bundesrepublik Deutschland liefert Eurostat im Rahmen

der EG-Agrarstrukturerhebung Ergebnisse, die mit der ASE

2003 erhoben wurden. Die EG-Agrarstrukturerhebung ist

somit in die ASE 2003 integriert. Die Definitionen sind auf-

einander abgestimmt. Seit 1999 werden Eurostat die Daten in

Form von Einzeldaten übergeben.

Die Übermittlung, Auswertung und Veröffentlichung der

Daten erfolgt auf EU-Ebene mit Hilfe des EUROFARM-Systems.

Hierbei handelt es sich um ein Netz von Datenbanken, das

die Auswertung der Gemeinschaftserhebungen über die

Struktur der [andwirtschafttichen Betriebe für die Zwecke der

einzelstaatlichen und der gemeinsamen Agrarpolitik erlaubt.
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Stand 1. Februar 2003 BStatG 10

Gesetz
über die Statistik für Bundeszwecke

(Bundesstatistikgesetz - BStatG) 1)2)3)4)5)0)

Vom22. Januar 1987

(BGB|. I S.462, 565)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Statistik für Bundeszwecke

Die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistik) hat im foderativ gegliederten Gesamtsystem der
amtlichen Statistik die Aufgabe, laufend Daten über Massenerscheinungen zu erheben, zu sam-
meln, aufzubereiten, darzustellen und zu analysieren. Für sie gelten die Grundsätze der Neutrali-
tät, Objektivität und wissenschaftlichen Unabhängigkeit. Sie gewinnt die Daten unter Verwendung
wissenschaftlicher Erkenntnisse und unter Einsatz der jeweils sachgerechten Methoden und ln-
formationstechniken. Durch die Ergebnisse der Bundesstatistik werden gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und ökologische Zusammenhänge für Bund, Länder einschließlich Gemeinden und
Gemeindeverbände, Gesellschaft, Wissenschaft und Forschung aufgeschlüsselt. Die Bundessta-
tistik ist Voraussetzung für eine am Sozialstaatsprinzip ausgerichtete Politik. Die für, die Bundes-
statistik erhobenen Einzelangaben dienen ausschließlich den durch dieses Gesetz oder eine ande-
re eine Bundesstatrstik anordnende Rechtsvorschrift festgelegten Zwecken.

§2
Statistisches Bundesamt

(1) Das Statistische Bundesamt ist eine selbständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich
des Bundesministers des lnnern.

(2) Der Präsident des Statistischen Bundesamtes wird vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der
Bundesregierung ernannt.

(3) Das Statistische Bundesamt führt seine Aufgaben nach den Anforderungen der fachlich zu-
ständigen Bundesminister im Rahmen eines mit der Finanzplanung abgestimmten Aufgabenpro-
gramms und der verfügbaren Haushaltsmittel auf der Grundlage der jeweils sachgerechten Metho-
den durch.

') Geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom lT.Dezember 1990 (BGBI. I S. 2837).
? Geändert durch Artikel 6 Abs. 36 des Gesetzes vom 27 . Dezember 1993 (BGBI. i S. z3zal3) Geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juni 1998 (BGBI. I S. 13OO).
] Geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 2. August 2000 (BGBI. I S. 1253).
!)GeändertdurchArtikel 3Abs. lSdesGesetzesrorZt.Dezember2OOO(BGBI. lS. 1857)6) Geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 2'1. August 2002 (BGBl. I S. 3322).
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§3
Aufgaben des Statistischen Bundesamtes

(1)Aufgabe des Statistischen Bundesamtes ist es, vorbehaltlich der Regelung in § 26 Abs. 1 oder
sonstiger Rechtsvorschriften,

1.a)Statistiken für Bundeszwecke (Bundesstatistiken) methodisch und technisch im Benehmen
mit den statistischen Amtern der Länder vozubereiten und weiterzuentwickeln,

b) auf die einheitliche und termingemäße Durchführung der Erhebungs- und Aufbereitungspro-
gramme von Bundesstatistiken durch die Länder hinzuwirken,

c) die Ergebnisse der Bundesstatistiken in der erforderlichen sachlichen und regionalen Gliede-
rung für den Bund zusammenzustellen sowie für allgemeine Zwecke zu veröffentlichen und
darzustellen,

2.a) Bundesstatistiken zu erheben und aufzubereiten, wenn und soweit es in diesem oder einem
sonstigen Bundesgesetz bestimmt ist oder die beteiligten Länder zustimmen sowie

b) Zusatzaufbereitungen für Bundeszwecke und Sonderaufbereitungen durchzuführen, soweit
die statistischen Amter der Länder diese Aufbereitung nicht selbst durchführen,

3. im Auftrag oberster Bundesbehörden Statistiken nach § 8 zu erstellen,

4. Statistiken anderer Staaten, der Europäischen Gemeinschaften und internationaler Organisati-
onen zusammenzustellen und ihre Ergebnisse für allgemeine Zwecke zu veröffentlichen und
darzustellen,

5. auf die sachliche, zeitliche und räumliche Abstimmung der Statistiken oder statistischen Aufbe-
reitungen hinzuwirken, die in den Nummern 1 bis 3 und in den §§ B und 26 Abs. 1 genannt sind,

6. an der Vorbereitung des Programms der Bundesstatistik und der Rechts- und allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften des Bundes, die die Bundesstatistik berühren, mitzuwirken,

7. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen und sonstige Gesamtsysteme statistischer Daten für
Bundeszwecke au2ustellen sowie sie für allgemeine Zwecke zu veröffentlichen und darzustel-
len,

8. das Statistische lnformationssystem des Bundes zu führen sowie an der Koordinierung von
speziellen Datenbanken anderer Stellen des Bundes mitzuwirken; das gleiche gilt, soweit der
Bund in entsprechende Vorhaben außerhalb der Bundesverwaltung eingeschaltet wird,

9. zur Vereinfachung und Verbesserung der Datengewinnung und -verarbeitung für Zwecke der
Bundesstatistik an Nummerungsvorhaben und Bestrebungen des Bundes zur Automation von
Verwaltungsvorgängen und Gerichtsverfahren mitzuwirken; das gleiche gilt, soweit der Bund in
entsprechende Vorhaben außerhalb der Bundesverwaltung eingeschaltet wird,

10. die Bundesbehörden bei der Vergabe von Forschungsaufträgen bezüglich der Gewinnung und
Bereitstellung statistischer Daten zu beraten sowie im Auftrag der obersten Bundesbehörden
auf dem Gebiet der Bundesstatistik Forschungsaufträge auszuführen, Gutachten zu erstellen
und sonstige Arbeiten statistischer und ähnlicher Art durchzuführen.

(2) Die statistischen Amter der Länder und die sonstigen mit der Durchführung von Bundesstatisti-
ken betrauten Stellen leiten dem Statistischen Bundesamt auf Anforderung Einzelangaben zu, so-
weit dies für die methodische und technische Vorbereitung von Bundesstatistiken und die Weiter-
entwicklung nach Absatz '1 Nr. 1 Buchstabe a oder die DurchfÜhrung von Aufbereitungen nach
Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b erforderlich ist; das gleiche gilt für die ErfÜllung der entsprechenden
Aufgaben des Bundesamtes im supra- und internationalen Bereich.

(3) Bei Landesstatistiken, an deren bundeseinheitlicher Zusammenstellung ein Bundesinteresse
besteht, kann das Statistische Bundesamt die Aufgaben nach Absatz '1 Nr. 1 wahrnehmen, soweit
die beteiligten Länder zustimmen.
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§ 4 zlsl

Statistischer Beirat

(1) Beim Statistischen Bundesamt besteht ein Statistischer Beirat.

(2) Der Statistische Beirat hat die Aufgabe, das Statistische Bundesamt in Grundsatzfragen zu
beraten.

(3) Der Statistische Beirat setzt sich zusammen aus
1. je einem Vertreter der Bundesministerien, des Bundesrechnungshofes und der Deutschen Bun-

desbank, 2)

2. den Leitern der statistischen Amter der Länder,
3. dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz,
4. je einem Vertreter der kommunalen Spitzönverbände,
5. sieben Vertretern der gewerblichen Wirtschaft, einem Vertreter der freien Berufe und einem

Vertreter der Arbeitgeberverbände, 3)

6. drei Vertretern der Gewerkschaften,
7. zwei Vertretern der Landwirtschaft,
8. zwei Vertretern der wirtschaftswissenschaftlichen lnstitute,
9. zwei Vertretern der Hochschulen.

Die Geschäftsführung des Statistischen Beirats obliegt dem Statistischen Bundesamt. Der Statisti-
sche Beirat tagt unter Vorsitz des Präsidenten des Statistischen Bundesamtes. Der Präsident des
Statistischen Bundesamtes und die unter den Nummern 1 bis 3 genannten Mitglieder haben im
Falle der Beschlußfassung nur beratende Stimmen.

(4) Der Statistische Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(5) Die Landesregierungen sind zu den Sitzungen des Statistischen Beirats zu laden. lhre Vertreter
müssen jederzeit gehört werden.

(6) Die Mitglieder nach Absatz 3 Nr. 4 bis 9 sind durch den Präsidenten des Statistischen Bundes-
amtes auf Vorschlag der in Frage kommenden Verbände und Einrichtungen zu berufen; der zu-
ständige Bundesminister bestimmt die vorschlagsberechtigten Verbände und Einrichtungen.

(7) Der Statistische Beirat kann für bestirnmte Sachgebiete Fachausschüsse oder Arbeitskreise
einsetzen. Zu den Sitzungen des Statistischen Beirats, der Fachausschüsse und der Arbeitskreise
können Sachverständige hinzugezogen werden. Zu den Sitzungen der Fachausschüsse und Ar-
beitskreise sind die Bundesministerien zu laden und jederzeit zu hören.

(B) Die Tätigkeit im Statistischen Beirat, in den Fachausschüssen und in den Arbeitskreisen ist
ehrenamtlich.

§5u)
Anordnung von Bundesstatistiken

(1) Die Bundesstatistiken werden, soweit in diesem Gesetz oder in einer sonstigen Rechtsvor-
schrift nichts anderes bestimmt ist, durch Gesetz angeordnet. Die Rechtsvorschrift soll auch das
lnformationsbedürfnis der Länder berücksichtigen.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, Wirtschafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen,
Betrieben und Arbeitsstätten sowie sonstige Statistiken, die als Bundesstatistiken durchgeführt
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werden, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates mit einer Geltungsdauer bis zu
drei Jahren anzuordnen, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind:

1. Die Ergebnisse der Bundesstatistiken müssen zur Erfüllung bestimmter, im Zeitpunkt der Erhe-
bung schon festliegender Bundeszwecke erforderlich sein,

2. die Bundesstatistiken dürfen nur einen beschränkten Personenkreis erfassen,

3. die voraussichtlichen Kosten der jeweiligen Bundesstatistik ohne die Kosten für die Veröffentli-
chung dürfen beim Bund und bei den Ländern einschließlich der Gemeinden und Gemeinde-
verbände zusammen zwei Millionen Euro für die Erhebungen innerhalb eines Jahres nicht
übersteigen. 5)

Wirtschafts- und Umweltstatistiken dürfen mit Auskunftspflicht sonstige Statistiken dürfen nur ohne
Auskunftspflicht angeordnet werden.

(3) Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bundestag alle zwei Jahre, erstmals im Jahr
1988, einen Bericht über die nach Absatz 2 angeordneten Statistiken sowie Über die Statistiken
nach § 7. Dabei sind die geschätzten Kosten darzulegen, die dem Bund und den Ländern ein-
schließlich der Gemeinden und Gemeindeverbände entstehen. Ferner soll auf die Belastung der
zu Befragenden eingegangen werden.

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates bis zu vier Jahren die Durchführung einer Bundesstatistik oder die Erhebung einzelner
Merkmale auszusetzen, die Periodizitäl zu verlängern, Erhebungstermine zu verschieben sowie
den Kreis der zu Befragenden einzuschränken, wenn die Ergebnisse nicht mehr oder nicht mehr in
der ursprünglich vorgelehenen Ausführlichkeit oder Häufigkeit benötigt werden oder wenn tat-
sächliche Voraussetzungen für eine Bundesstatistik entfallen sind oder sich wesentlich geändert
haben. Die Bundesregierung wird außerdem ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates bis zu vier Jahren von der in einer Rechtsvorschrift vorgesehenen Befragung mit
Auskunftspflicht zu einer Befragung ohne Auskunftspflicht überzugehen, wenn und soweit ausrei-
chende Ergebnisse einer Bundesstatistik auch durch Befragung ohne Auskunftspflicht erreicht
werden können.

(5) Bundesstatistiken, bei denen Angaben ausschließlich aus allgemein zugänglichen Quellen
verwendet werden, bedürfen keiner Anordnung durch Gesetz oder Rechtsverordnung. Das gleiche
gilt für Bundesstatistiken, bei denen Angaben ausschließlich aus öffentlichen Registern verwendet
werden, soweit dem Statistischen Bundesamt oder den statistischen Amtern der Länder in einer
Rechtsvorschrift ein besonderes Zugangsrecht zu diesen Registern gewährt wird.

M aß na hme n .r, voru"§rii,',I n g, na Du rchfü h run g
von Bundesstatistiken

(1) Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Länder können zur Vorbereitung
und Durchführung du rch Rechtsvorschrift angeordneter Bundesstatistiken

1. zur Klärung des Kreises der zu Befragenden und deren statistischer Zuordnung Angaben erhe-
ben,

2. Fragebogen und Erhebungsverfahren auf ihre Zweckmäßigkeit erproben.

Bei Bundesstatistiken ohne Auskunftspflicht besteht auch für die Angaben nach Nummern 1 und 2
keine Auskunftspflicht. Bei Bundesstatistiken mit Auskunftspflicht gilt dies nur für die Angaben
nach Nummer 2. Die Angaben nach Nummern 1 und 2 sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu
löschen, die Angaben nach Nummer 1 spätestens nachdem die entsprechenden im Rahmen der
Durchführung der jeweiligen Bundesstatistik zu erhebenden Angaben auf ihre Schlüssigkeit und
Vollständigkeit überprüft worden sind, die Angaben nach Nummer 2 spätestens 3 Jahre nach
Durchführung der Erprobung. Bei den Angaben nach Nummer 2 sind Name und Anschrift von den
übrigen Angaben zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu trennen und gesondert aufzubewahren.
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(2) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 dürfen zum Aufbau und zur Führung des Statistikregisters
nach § 1 Abs. 1 des Statistikregistergesetzes verwendet werden, sofern sie zur VorbereituÄg und
Durchführung^.von durch Rechtsvorschrift angeordneten Wirtschafts- und UmweltstatistikenLrho-
ben wurden. 3)

(3) Das Statistische Bundesamt ist berechtigt, die Bundesstatistiken nach den Absätzen 1 und 2
durchzuführen, soweit dies in den Fällen des Absatzes 1 nicht von den statistischen Amtern der
Länder innerhalb der von den obersten Bundesbehörden gesetzten Fristen und in den Fällen des
Absatzes 2 nicht von den statistischen Amtern der Länder selbst erfolgt.

(3) Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Länder können auch zur Vorbe-
reitung einer eine Bundesstatistik anordnenden Rechtsvorschrift
1. zur Bestimmung des Kreises der zu Befragenden und deren statistischer Zuordnung Angaben

erheben,
2. Fragebogen und Erhebungsverfahren auf ihre Zweckmäßigkeit erproben.

FÜr die Angaben nach Nummern 1 und 2 besteht keine Auskunftspflicht. Sie sind zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt zu löschen, die Angaben nach Nummer 2 spätestens drei Jahre nach Durchfüh-
rung der Erprobung. Bei den Angaben nach Nummer 2 sind Name und Anschrift von den übrigen
Angaben zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu trennen und gesondert aufzubewahren. 3)

§7
Erhebungen für besondere Zwecke

(1) Zur Erfüllung eines kurzfristig auftretenden Datenbedarfs für Zwecke der Vorbereitung und Be-
gründung anstehender Entscheidungen oberster Bundesbehörden dürfen Bundesstatistiken ohne
Auskunftspflicht durchgeführt werden, wenn eine oberste Bundesbehörde eine solche Bundessta-
tistik fordert.

(2) Zur Klärung wissenschaftlich-methodischer Fragestellungen auf dem Gebiet der Statistik dürfen
Bundesstatistiken ohne Auskunftspfl icht durchgefü hrt werden.

BStatG 10

(4) Bundesstatistiken nach den Absätzen 1 und 2 dürfen jeweils höchstens zehntausend Befragte
erfassen.

(5) Wiederholungsbefragungen sind auch zum Zweck der Darstellung eines Verlaufs bis zu fünf
Jahren nach der ersten Befragung zulässig.

§8
Aufbereitung von Daten

aus dem Verwaltungsvollzug

(1) Soweit Verwaltungsstellen des Bundes aufgrund nicht-statistischer Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften Daten erheben oder bei ihnen Daten auf sonstige Weise anfallen, kann die statistische
Aufbereitung dieser Daten ganz oder teilweise dem Statistischen Bundesamt übertragen werden.
Das Statistische Bundesamt ist mit Einwilligung der auftraggebenden Stelle berechtigt, aus den
aufbereiteten Daten statistische Ergebnisse für allgemeine Zwecke darzustellen und zu veröffentli-
chen.

(2) Besondere Regelungen in einer eine Bundesstatistik anordnenden Rechtsvorschrift bleiben
unberührt.
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§e
Regelungsumfang

bundesstatistischer Rechtsvorsch riften

(1) Die eine Bundesstatistik anordnende Rechtsvorschrift muß die Erhebungsmerkmale, die Hilfs-
merkmale, die Art der Erhebung, den Berichtszeitraum, den Berichtszeitpunkt, die Periodizität und
den Kreis der zu Befragenden bestimmen.

(2) Laufende Nummern und Ordnungsnummern zur Durchführung von Bundesstatistiken bedÜrfen
einer Bestimmung in der eine Bundesstatistik anordnenden Rechtsvorschrift nur insoweit, als sie
Angaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse enthalten, die über die Erhebungs- und
Hilfsmerkmale hinausgehen.

§10
Erhebungs- und Hilfsmerkmale

(1) Bundesstatistiken werden auf der Grundlage von Erhebungs- und Hilfsmerkmalen erstellt. Er-
hebungsmerkmale umfassen Angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse, die zur statis-
tischen Verwendung bestimmt sind. Hilfsmerkmale sind Angaben, die der technischen Durchfüh-
rung von Bundesstatistiken dienen. Für andere Zwecke dürfen sie nur verwendet werden, soweit
Absatz 2 oder ein sonstiges Gesetz es zulassen.

(2) Der Name der Gemeinde und die Blockseite dürfen für die regionale Zuordnung der Erhe-
bungsmerkmale genutzt werden. Die übrigen Teile der Anschrift dürfen für die Zuordnung zu
Blockseiten für einen Zeitraum bis zu vier Jahren nach Abschluß der jeweiligen Erhebung genutzt
werden. Besondere Regelungen in einer eine Bundesstatistik anordnenden Rechtsvorschrift blei-
ben unberührt.

(3) Blockseite ist innerhalb eines Gemeindegebiets die Seite mit gleicher Straßenbezeichnung von
der durch Straßeneinmündungen oder vergleichbare Begrenzungen umschlossenen Fläche.

§ 11 ')
Erhebungsvordrucke

(1) Sind Erhebungsvordrucke durch den zu Befragenden auszufüllen, so sind die Antworten auf
den Erhebungsvordrucken in der vorgegebenen Form zu erteilen.

(2) Die Richtigkeit der Angaben ist durch Unterschrift zu bestätigen, soweit es in den Erhebungs-
vordrucken vorgesehen ist.

(3) Die Erhebungsvordrucke dürfen keine Fragen über persönliche oder sachliche Verhältnisse
änthalt"n, die übär die Erhebungs- und Hilfsmerkmale hinausgehen. 6)

(4) Die Rechtsgrundlage der jeweiligen Bundesstatistik und die bei ihrer Durchführung verwende-
ten Hilfsmerkmale sind auf den Erhebungsvordrucken anzugeben.

§12
Trennung und Löschung der Hilfsmerkmale

(1) Hilfsmerkmale sind, soweit Absatz 2, § 10 Abs.2, § 13 oder eine sonstige Rechtsvorschrift
Äiänts anOeres bestimmen, zu löschen, sobald bei den statistischen Amtern die Überprüfung der
Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schlüssigkeit und Vollständigkeit abgeschlossen ist. Sie
sind von den Erhebungsmerkmalen zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu trennen und gesondert
aufzubewahren.
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(2) Bei periodischen Erhebungen für Zwecke der Bundesstatistik dürfen die zur Bestimmung des
Kreises der zu Befragenden erforderlichen Hilfsmerkmale, soweit sie für nachfolgende Erhäbun-
gen benötigt werden, gesondert aufbewahrt werden. Nach Beendigung des Zeitäumes der wie-
derkehrenden Erhebungen sind sle zu löschen.

§ 13 'r't
Adreßdateien

(1) Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Länder führen in ihrem Zuständig-
keitsbereich Adreßdateien, soweit sie Wirtschafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Bä-
trieben und Arbeitsstätten betreffen und erforderlich sind
1. bei der Vorbereitung von Bundesstatistiken

a) zum Nachweis der Erhebungseinheiten,

b) zur Auswahl der in Stichproben nach mathematischen Verfahren einzubeziehenden Erhe-
bungseinheiten,

c) zur Aufstellung von Rotationsplänen und zur Begrenzung der Belastung zu Befragender,
2. bei der Erhebung von Bundesstatistiken für

a) den Versand der Fragebögen,

b) die Eingangskontrolle und für Rückfragen bei den Befragten,
3. zur Aufbereitung von Bundesstatistiken für

a) die Überprüfurrg der Ergebnisse auf ihre Richtigkeit,

b) statistische Zuordnungen und Auswertungen,

c) Hochrechnungen bei Stichproben.

(2) Zur Führung der Adreßdateien nach Absatz 1 dürfen folgende Hilfs- und Erhebungsmerkmale
aus Wirtschafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Betrieben und Arbeitsstätten sowie aus
allgemein zugänglichen Quellen venrvendet werden: 3)

1. Namen und Anschriften der Erhebungseinheiten, bei Unternehmen auch ihrer Teile sowie ihrer
Bevollmächtigten für die statistische Auskunftserteilung einschließlich der Telekommunikation-
sanschlußnummern, bei Betrieben auch des Unternehmenssitzes und der Hauptverwaltung so-
wie Namen der lnhaber oder Leiter der Betnebe, 3)

2. Rechtsform bei Unternehmen,
3. Wirtschaftszweig, Eintragungen in die Handwerksrolle und in das Verzeichnis der lnhaber

handwerksähnlicher Betriebe, Art der ausgeübten Tätigkeiten, Ort und Nummer der Eintragung
in das Handels-, Genossenschafts-, Vereins- oder Partnerschaftsregister, Kennzeichen zur l-
dentifikation aus den Gewerbeanzeigen sowie Zugehörigkeit zu einer Organschaft. 3)

4. Zahl der tätigen Personen,
5. Kennzeichnung der Statistiken, zu denen das Unternehmen oder der Betrieb meldet
6. Datum der Aufnahme in die Adreßdatei.

Für jede Erhebungseinheitwird eine Kennummervergeben. Sie darf keine Namen nach Satz 1 Nr
1 und keine über Satz 1 Nr. 1 bis 6 hinausgehenden Merkmale enthalten.

(3) Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Länder teilen sich die Merkmale
nach Absatz 2 Salz 1 sowie die Kennummern nach Salz 2 und die jeweiligen Anderungen mit, so-
weit in ihrem Zuständigkeitsbereich Adreßdateien geführt werden.

(4) Die Merkmale nach Absatz 2 Salz 1 und die Kennummern nach Absatz 2 Salz 2 sowie die
Kennummern in den Datensätzen mit den Erhebungsmerkmalen der Erhebungseinheiten werden
jeweils gelöscht, sobald sie für die in Absatz 1 genannten Zwecke nicht mehr benötigt werden.
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(5) Die eine Bundesstatistik anordnenden Rechtsvorschriften, die die Führung von Dateien vorse-
hen, bleiben unberührt.

§ 13a 1)

Zusammenführungen aus verschiedenen
Bundesstatistiken

(1) Zusammenführungen von Datensätzen aus Statistiken nach § 13 Abs. 1 , die auf verschiedenen
Rechtsvorschriften beruhen, dürfen durchgeführt werden, soweit es zur Gewinnung von lnformati-
onen ohne zusätzliche statistische Erhebungen erforderlich ist. Hierfür sind Nummern zu verwen-
den, die einen Rückgriff auf die Kennummern nach § 13 Abs.2Salz 2 ausschließen. Die Daten-
sätze der gleichen Erhebungseinheiten erhalten jeweils die gleiche Nummer. Die Entscheidung
über die Zusammenführungen nach Satz 1 treffen der Präsident des Statistischen Bundesamtes
und die Leiter der statistischen Amter der Länder für ihren Zuständigkeitsbereich.

(2) ln dem von der Bundesregierung nach § 5 Abs. 3 zu erstattenden Bericht ist zusätzlich über die
vom Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Länder durchgeführten Zusam-
menführungen nach Absatz 1 Satz 1 zu unterrichten.

§14
Erhebungsbeauftragte

(1) Werden bei der Durchführung einer Bundesstatistik Erhebungsbeauftragte eingesetzt, müssen
sie die Gewähr für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit bieten. Erhebungsbeauftragte dürfen
nicht eingesetzt werden, wenn aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus anderen Gründen An-
laß zur Besorgnis besteht, daß Erkenntnisse aus der Tätigkeit als Erhebungsbeauftragte zu Lasten
der Auskunftspflichtigen genutzt werden.

(2) Erhebungsbeauftragte dürfen die aus ihrer Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse nicht in ande-
ren Verfahren oder für andere Zwecke venvenden. Sie sind auf die Wahrung des Statistikgeheim-
nisses nach §'16 und zur Geheimhaltung auch solcher Erkenntnisse schriftlich zu verpflichten, die
gelegentlich ihrer Tätigkeit gewonnen werden. Die,Verpflichtung gilt auch nach Beendigung ihrer
Tätigkeit.

(3) Erhebungsbeauftragte sind verpflichtet, die Anweisungen der Erhebungsstellen zu befolgen.
Bei der Ausübung ihrer Tätigkeit haben sie sich auszuweisen.

(4) Erhebungsbeauftragte sind über ihre Rechte und Pflichten zu belehren.

§t5tr
Auskunftspflicht

(1) Die eine Bundesstatistik anordnende Rechtsvorschrift hat festzulegen, ob und in welchem
Umfang die Erhebung mit oder ohne Auskunftspflicht erfolgen soll. lst eine Auskunftspflicht fest
gelegt, sind alle natürlichen und juristischen Personen des privaten und öffentlichen Rechts, Per-
sonenvereinigungen, Behörden des Bundes und der Länder sowie Gemeinden und Gemeindever-
bände zur Beantwortung der ordnungsgemäß gestellten Fragen verpflichtet.

(2) Die Auskunftspflicht besteht gegenüber den mit der Durchführung der Bundesstatistiken amt-
lich betrauten Stellen und Personen.
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(3) Die Antwort ist wahrheitsgemäß, vollständig und innerhalb der von den statistischen Amtern
des Bundes und der Länder gesetzten Fristen zu erteilen. Die Antwort ist erteilt, wenn die ord-
nungsgemäß ausgefüllten Erhebungsvordrucke
1. bei Übermittlung in schriftlicher Form der Erhebungsstelle zugegangen sind,
2. bei Übermittlung in elektronischer Form von der für den Empfang bes-timmten Einrichtung in für

die Erhebungsstelle bearbeitbarer Weise aufgezeichnet worden sind. 6)

Die Antwort ist soweit in einer Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, für den Empfänger
kosten- und portofrei zu erteilen.

(4) Werden Erhebungsbeauftragte eingesetzt, können die in den Erhebungsvordrucken enthalte-
nen Fragen mündlich, schriftlich oder elektronisch beantwortet werden. 6)

(5) Wird in den Fällen des Absatzes 4 die Auskunft schriftlich oder elektronisch erteilt, sind die
ausgefüllten Erhebungsvordrucke den Erhebungsbeauftragten auszuhändigen oder in verschlos-
senem Umschlag zu übergeben oder bei der Erhebungsstelle abzugeben, dorthin zu übersenden
oder elektronisch zu übermitteln. 6)

(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung haben kei-
ne aufschiebende Wirkung.

§160t
Geheimhaltung

(1) Einzelangaben über persönlichä und sachliche Verhältnisse, die für eine Bundesstatistik ge-
macht werden, sind von den Amtsträgern und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,
die mit der Durchführung von Bundesstatistiken betraut sind, geheimzuhalten, soweit durch be-
sondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt nicht für
1. Einzelangaben, in deren Übermittlung oder Veröffentlichung der Befragte schriftlich eingewilligt

hat,

2. Einzelangaben aus allgemein zugänglichen Quellen, wenn sie sich auf die in § 15 Abs. 1 ge-
nannten öffentlichen Stellen beziehen, auch soweit eine Auskunftspflicht aufgrund einer eine
Bundesstdtistik anordnenden Rechtsvorschrift besteht,

3. Einzelangaben, die vom Statistischen Bundesamt oder den statistischen Amtern der Länder mit
den Einzelangaben anderer Befragter zusammengefaßt und in statistischen Ergebnissen dar-
gestellt sind,

4. Einzelangaben, wenn sie dem Befragten oder Betroffenen nicht zuzuordnen sind.

Die §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der
Abgabenordnung vom 16. Mäz 1976 (BGBI. 1S.613; 1977 I S. 269),zulelzt geändert durch Artikel 1

des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBI. I S. 2436), gelten nicht für Personen und Stellen,
soweit sie mit der Durchführung von Bundes-, Landes- oder Kommunalstatistiken betraut sind.

(2) Die Übermittlung von Einzelangaben zwischen den mit der Durchführung einer Bundesstatistik
betrauten Personen und Stellen ist zulässig, soweit dies zur Erstellung der Bundesstatistik erfor-
derlich ist.

(3) Das Statistische Bundesamt darf an die statistischen Amter der Länder die ihren jeweiligen
Erhebungsbereich betreffenden Einzelangaben für Sonderaufbereitungen auf regionaler Ebene
übermitteln. Für die Erstellung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen des Bundes und der
Länder dürfen sich das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Länder unterein-
ander Einzelangaben aus Bundesstatistiken übermitteln.
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(a) Für die Veruuendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der Pla-
nung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, dürfen den obersten Bundes- oder Landes-
behörden vom Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Länder Tabellen mit
statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall
ausweisen. Die Übermittlung nach Satz 1 ist nur zulässig, soweit in den eine Bundesstatistik an-
ordnenden Rechtsvorschriften die Übermittlung von Einzelangaben an oberste Bundes- oder Lan-
desbehörden zugelassen ist.

(5) Für ausschließlich statistische Zwecke dürfen vom Statistischen Bundesamt und den statisti-
schen Amtern der Länder Einzelangaben an die zur Durchführung statistischer Aufgaben zustän-
digen Stellen der Gemeinden und Gemeindeverbände übermittelt werden, wenn die Übermittlung
in einem eine Bundesstatistik anordnenden Gesetz. vorgesehen ist sowie Art und Umfang der zu
übermittelnden Einzelangaben bestimmt sind. Die Ubermittlung ist nur zulässig, wenn durch Lan-
desgesetz eine Trennung dieser Stellen von anderen kommunalen Venvaltungsstellen sicherge-
stellt und das Statistikgeheimnis durch Organisation und Verfahren gewährleistet ist.

(6) Für die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben dürfen vom Statistischen Bundesamt und
den statistischen Amtern der Länder Einzelangaben an Hochschulen oder sonstige Einrichtungen
mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung übermittelt werden, wenn die Einzel-
angaben nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft zuge-
ordnet werden können und die Empfänger Amtsträger, für den öffentlichen Dienst besonders Ver-
pflichtete oder Verpflichtete nach Absatz 7 sind.

(7) Personen, die Einzelangaben nach Absatz G erhalten sollen, sind vor der Übermittlung zur Ge-
heimhaltung zu verpflichten, soweit sie nicht Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichtete sind. § 1 Abs. 2, 3 und 4 Nr. 2 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974
(BGBI. I S. 469, Artikel 42), das durch Gesetz vom 15. August 1974 (BGBI. I S. 1942) geändert
worden ist, gilt entsprechend. a)

(8) Die aufgrund einer besonderen Rechtsvorschrift oder der Absätze 4, 5 oder 6 übermittelten
Einzelangaben dürfen nur für die Zwecke verwendet werden, für die sie übermittelt wurden. ln den
Fällen des Absatzes 6 sind sie zu löschen, sobald das wissenschaftliche Vorhaben durchgefÜhrt
ist. Bei den Stellen, denen Einzelangaben übermittelt werden, muß durch organisatorische und
technische Maßnahmen sichergestellt sein, daß nur Amtsträger, für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpflichtete oder Verpflichtete nach Absatz 7 Salz 1 Empfänger von Einzelangaben sind.

(9) Die Übermittlung aufgrund einer besonderen Rechtsvorschrift oder nach den Absätzen 4, 5
oder 6 ist nach lnhalt, Stelle, der übermittelt wird, Datum und Zweck der Weitergabe von den sta-
tistischen Amtern aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren.

(10) Die Pflicht zur Geheimhaltung nach Absatz 1 besteht auch für die Personen, die Empfänger
von Einzelangaben aufgrund einer besonderen Rechtsvorschrift, nach den Absätzen 5, 6 oder von
Tabellen nach Absatz 4 sind. Dies gilt nicht für offenkundige Tatsachen bei einer Übermittlung
nach Absatz 4.

§tzet
Unterrichtung

Die zu Befragenden sind schriftlich oder elektronisch zu unterrichten über 6)

1. Zweck, Art und Umfang der Erhebung,

2. die statistische Geheimhaltung (§ 16),

3. die Auskunftspflicht oder die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung (§ 5 Abs. 2 und § 15),

4. die Trennung und Löschung (§ 12),

5. die Rechte und Pflichten der Erhebungsbeauftragten (§ 14);
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6. den Ausschluß der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Aufforderung zur Auskunftserteilung (§ 15 Abs. O),

7. die Hilfs- und Erhebungsmerkmale zur Führung von Adreßdateien (§ 13 Abs. 2),
8. die Bedeutung und den lnhalt von laufenden Nummern und Ordnungsnummern (§ g Abs. 2).

§18
Statistische Erhebungen der Europäischen

Gemeinschaften

(1) Die Bundesstatistiken betreffenden Vorschriften dieses Gesetzes finden vorbehaltlich der Re-
gelungen in Absatz 2 entsprechende Anwendung auf die durch unmittelbar geltende Rechtsakte
der Europäischen Gemeinschaften angeordneten Erhebungen, soweit sich aus den Rechtsakten
der Europäischen Gemeinschaften nichts anderes ergibt.

(2) Soweit die Merkmale der durch unmittelbar geltende Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaften angeordneten Erhebungen nicht mit den Mer:kmalen einer eine Bundesstatistik anord-
nenden Rechtsvorschrift übereinstimmen oder diesen Merkmalen gleichgestellt sind, sind die Aus-
künfte freiwillig, es sei denn, die Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften sehen eine Aus-
kunftspflicht ausdrücklich vor.

§1e
Supra- und internationale Aufgaben des

Statistischen Bundesamtes

lm supra- und internationalen Bereich hat das Statistische Bundesamt insbesondere die Aufgabe,
an der Vorbereitung von statistischen Programmen und Rechtsvorschriften sowie an der methodi-
schen und technischen Vorbereitung und Harmonisierung von Statistiken sowie der Aufstellung
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen und sonstiger Gesamtsysteme statistischer Daten für
Zwecke der Europäischen Gemeinschaften und internationaler Organisationen mitzuwirken und
die Ergebnisse an die Europäischen Gemeinschaften und internationalen Organisationen weiter-
zuleiten.

§20
Kosten der Bundesstatistik

Die Kosten der Bundesstatistik werden, soweit sie bei den Bundesbehörden entstehen, vom Bund,
im übrigen von den Ländern getragen.

§21
Verbot der Reidentifizierung

Eine Zusammenführung von Einzelangaben aus Bundesstatistiken oder solcher Einzelangaben mit
anderen Angaben zum Zwecke der Herstellung eines Personen-, Unternehmens-, Betriebs- oder
Arbeitsstättenbezugs außerhalb der Aufgabenstellung dieses Gesetzes oder der eine Bundessta-
tistik anordnenden Rechtsvorschrift ist untersagt.
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§22
Strafvorschrift

Wer entgegen § 21 Einzelangaben aus Bundesstatistiken oder solche Einzelangaben mit anderen
Angaben zusammenführt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

§23ur
Bußgeldvorschrift

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 15 Abs. 1 Satz 2, Abs.2
und 3 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch; wer entgegen § 11 Abs. 1 die Antworten nicht auf den Erhebungs-
vordrucken in der vorgegebenen Form erteilt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden. 5)

§24
Venraltungsbehörde im Sinne des Gesetzes über

Ordnungswidrigkeiten (OWiG)

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das
Statistische Bundesamt, soweit es Bundesstatistiken
1. nach § 3Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a in Verbindung mit § 6 Abs. 1 vorbereitetoder
2.nach§3Abs. lNr.2Buchstabea,auchinVerbindungmit§5Abs.2und§6Abs. lerhebt

oder
3. aufgrund dieses oder eines sonstigen Bundesgesetzes aufbereitet.

Das gleiche gilt, soweit dem Statistischen Bundesamt entsprechende Aufgaben bei der Durchfüh-
rung der Erhebungen nach § 18 obliegen.

§25
Aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage

bei Landes- und Kommunalstatistiken

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Aufforderung zur Auskunftserteilung bei der Durchführung von Landes- und Kommunalstatistiken,
die durch Rechtsvorschrift angeordnet sind, keine aufschiebende Wirkung haben.

.. §26
U berleitungsvorsch rift

(1) Soweit die Bundesregierung einen Bundesminister oder eine von ihm bestimmte Stelle er-
mächtigt hat, für bestimmte Bundesstatistiken die Aufgaben des § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ganz oder
zum Teil wahzunehmen, besteht die Ermächtigung nur fort, wenn bei der beauftragten Stelle die
Trennung der mit der Durchführung statistischer Aufgaben befaßten Organisationseinheit von den
anderen Aufgabenbereichen sichergestellt und das Statistikgeheimnis durch Organisation und
Verfahren gewährleistet ist.
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(2) Soweit Erhebungen aufgrund bereits geltender eine Bundesstatistik anordnender Rechtsvor-
schriften durchgeführt werden, dürfen die Angaben als Hilfsmerkmale erfragt werden, die zur tech-
nischen Durchführung erforderlich sind und folgende Zweckbestimmung haben:
1. Feststellung der ldentität der zu Befragenden und Durchführung erforderlicher Rückfragen so-

wie Bestimmung der Anschrift für das Auskunftsersuchen, wie Namen und Anschriften, Telefon-
und Telexnummern,

2. statistische Zuordnung der zu Befragenden, wie die Zugehörigkeit zum Kreis der zu Befragen-
den und zur Art der wirtschaftlichen Tätigkeit,

3. Zuordnung und Bewertung der Erhebungsmerkmale,
4. Kennzeichnung des Betroffenen.

Kennzeichnungen nach Nummer 4 sind vorbehaltlich besonderer Rechtsvorschrift nur zulässig,
soweit sie von den statistischen Amtern des Bundes oder der Länder den Betroffenen nicht zugä-
ordnet werden können.

(3) Soweit in Rechtsvorschriften, die eine Bundesstatistik anordnen und die vor dem 31. Dezember
1984 in Kraft getreten sind, eine über § 16 Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 6 hinausgehende Übermittlung
von Einzelangaben vorgesehen ist, treten diese Regelungen spätestens vier Jahre nach lnkraft-
treten dieses Gesetzes außer Kraft.

(4) Eine Auskunftspflicht ist nach § 15 Abs. 1 Satz 2 auch festgelegt, soweit Erhebungen aufgrund
bereits geltender eine Bundesstatistik anordnender Rechtsvorschriften durchgeführt werden und
die Antwort nicht ausdrücklich freigestellt ist. Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bun-
destag bis zum 1. Januar 19BB einen Bericht zu der Frage, bei welchen Statistiken eine gesetzli-
che Auskunftspflicht der zu Befragenden besteht und in welchem Umfang sie unter Bewertung des
Zwecks der Statistik, der lnteressen ihrer Nutzer und der Belastung der zu Befragenden fortbeste-
hen sollte. Darüber hinaus ist in dem Bericht dazulegen, ob und inwieweit der mit diesem Gesetz
verfolgte Zweck zu weiteren Anderungen einzelstatistischer Rechtsvorschriften Anlaß geben kann.

§27
Berlin-Klausel

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § '13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land
Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.

§28
!nkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 26 Abs. 1 am Tage nach der Verkündung in Kraft. § 26 Abs.
1 tritt am 1. Januar 1989 in Kraft. Mit dem lnkrafttreten dieses Gesetzes treten
1. das Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke vom 14. März 1980 (BGBI. I S. 2Bg),

2, die Verordnung über die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten im Bereich der Statistik für Bundeszwecke vom 20. Dezember 1968 (BGBI. I S. 1410)

außer Kraft.
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Begründung zum Gesetz vom 22. Januar 1987
(BT-Drucks. Nr. 10/5345 vom 17. April 1986)

A. Allgemeiner Teil

l. Notwendigkeit und Ziel der Neufassung des Gesetzes

ll. Wesentliche Neuregelungen gegenüber dem Bundesstatistikgesetz vom 14.März 1980 (BGBI. I

s.28e)

B. Besonderer Teil

Zu den einzelnen Vorschriften (§§ 1 bis 27)

C. Kosten

A. Allgemeiner Teil

l. Notwendigkeit und Ziel der Neufassung des Gesetzes

Das Bundesverfassungsgericht hat mit dem Volkszählungsurteil vorn 15. Dezember 1983 (BVerf-
GE 65,1) allgemeine Grundsätze für die Durchführung von Volkszählungen aufgestellt, die von
wesentlicher Bedeutung für alle Bundesstatistiken sind. Das Gericht hat diese Grundsätze im Hin-
blick auf das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 Abs. 1

GG) und unter Berücksichtigung der besonderen Schutzwürdigkeit der Bundesstatistik (Artikel 73
Nr. 11 GG) entwickelt.

Durch das Mikrozensusgesetz vom 10. Juni 1985 (BGBI. I S. 955) sind für den Mikrozensus, eine
mit der Volkszählung eng verwandte Bevölkerungsstatistik, die notwendigen gesetzgeberischen
Konsequenzen gezogen worden. Das Volkszählungsgesetzl9ST vom 8. November 1985 (BGBI. I

S. 2078) war ein weiterer Schritt der Anpassung des Rechts der amtlichen Statistik an die Anforde-
rung des Volkszählungsurteils. Durch das neue Bundesstatistikgesetz werden nunmehr auch für
die übrigen Bundesstatistiken Folgerungen aus dem Urteil gezogen. Das Bundesstatistikgesetz
enthält die Regelungen, die grundsätzlich für alle die einzelnen Bundesstatistiken anordnenden
Rechtsvorschriften gelten. Daher wird mit der Neufassung des Gesetzes zugleich erreicht, daß die
einzelstatistischen Rechtsvorschriften in den Fällen nicht selbst geändert werden müssen, in de-
nen das Bundesstatistikgesetz - entsprechend den Vorgaben des Volkszählungsurteils - neue
oder erweiterte Vorkehrungen für die Durchführung und Organisation der Datenerhebung und -
verarbeitung trifft.

Zusätzlich wird mit dem neuen Bundesstatistikgesetz auch das statistische lnstrumentarium wei-
terentwickelt. Dies ist angesichts der fortschreitenden Methoden, deren sich - wie auch das Volks-
zählungsurteil herausgestellt hat - die amtliche Statistik ebenso wie die Sozialforschung bedienen
muß, für die Funktionsfähigkeit und Zuverlässigkeit der Bundesstatistik unverzichtbar.
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ll. Wesentliche Neuregelungen gegenüber dem Bundesstatistikgesetz vom 14. März 1980
(BGB|. r S. 28e)

1. Berücksichtigung der Auswirkungen
de s Vol kszä hlu ng su rteil s

a) Anordnung, Vorbereitung und Durchführung von Bundesstafrsfrken (§§ S, 6)

Wie schon im Bundesstatistikgesetz von 1980 gilt der Grundsatz, daß alle Bundesstatistiken durch
förmliches Gesetz angeordnet werden müssen (§ 5 Abs. 1). Soweit weiterhin Bundesstatistiken mit
Auskunftspflicht durch Rechtsverordnung angeordnet werden können, wird dies auf Wirtschafts-,
Lohn- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Betrieben und Arbeitsstätten beschränkt (§ 5 Abs.
2). Sonstige Statistiken, die als Bundesstatistiken durchgeführt werden, dürfen nur noch ohne
Auskunftspflicht angeordnet werden: Die Vorschriften über die Vorbereitung und Durchführung von
Bundesstatistiken (§ 6) sind gegenüber dem bisherigen Recht erweitert und präzisiert.

b) Vorschriften über Erhebungs- und Hilfsmerkmale sowie über Trennung und Löschung der
Hilfsmerkmale (§§ 10, 12)

Diese gegenüber dem Bundesstatistikgesetz von 1980 neuen Vorschriften sind entscheidende
Voraussetzungen zur Gewährleistung der statistischen Geheimhaltung und des Datenschutzes.

c) Besondere Anforderungen an Zähler, lnteruiewer und andere Beauftragte der sfatrstrschen
Amter (§ 14)

Die Regelungen sichern die Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit der Beauftragten; sie begrün-
den besondere Verwertungsverbote in bezug auf die aus der Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse.

d) Sfafrsfische Geheimhaltung (§ 16)

Die Vorschrift enthält gegenüber dem Bundesstatistrkgesetz von 1980 gravierende Einschränkun-
gen der Möglichkeit, Einzelangaben zu übermitteln. Sie verstärkt damit die statistische Geheim-
haltung, die grundlegende Voraussetzung für die Auskunflsbereitschaft und damit für einen mög-
lichst hohen Grad an Genauigkeit und Wahrheitsgehalt der erhobenen Daten ist.

e) Aufklärung der Befragten (§ 17)

Diese Vorschrift soll die Akzeptanz der Bundesstatistik in der Bevölkerung fördern

2. Forlentwicklung des sfatistlschen
lnstrumentariums

a) Bundesstatistiken aus allgemein zugänglichen Quellen sowie aus öffentlichen Regrstern (§ 5
Abs.4)

Der für die Weiterentwicklung der Bundesstatistik erforderliche Zugrilt auf Daten aus allgemein
zugänglichen Quellen und aus öffentlichen Registern wird unter bestimmten Voraussetzungen oh-
ne besonderä Anordnung durch förmliches Gesetz oder Rechtsverordnung für zulässig erklärt.

b) Erhebungen für besondere Zwecke (§ 7)

Diese Vorschrift stellt der Bundesstatistik erstmals ein lnstrument zur Verfügung, mit dem ein
kurzfristig auftretender Datenbedarf bewältigt und wissenschaftlich-methodische Fragen beant-
wortet werden können.
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c) Aufbereitung von Daten aus dem Verwaltungsvollzug (§ B)

Die Vorschrift bietet dem Statistischen Bundesamt die Möglichkeit, Daten aus dem Geschäftsgang
der Venaraltungsstellen des Bundes aufzubereiten und diese Daten mit Einwilligung der jeweiligen
Verwaltungsstelle für allgemeine Zwecke dazustellen und zu veröffentlichen.

d) Adreßdateien (§ 13)

Adreßdateien sind notwendige Arbeitsgrundlagen für die statistischen Amter und Rationalisie'
rungsinstrumente mit personal- und kostensparenden Auswirkungen; sie führen auch zur Begren-
zung des Auskunftsersuchens bei der Durchführung von Bundesstatistiken.

B. Besonderer Teil

Zu den einzelnen Vorschriften (§§ 1 bis 27)

Zu § 1 (Statistik für Bundeszwecke)

Zum ersten Mal werden in einer bundesstatistischen Rechtsvorschrift Aufgaben und Zweck der
Bundesstatistik in allgemeiner Form beschrieben. Hierdurch werden Auftrag und Reichweite der
Bundesstatistik und ihre Stellung im Gesamtsystem der amtlichen Statistik erläutert. Das Bundes-
verfassungsgericht hat in seinem Urteil zur Volkszählung 1983 ausgeführt, daß eine am Sozial-
staatsprinzip orientierte staatliche Politik die ökonomische, soziale und ökologische Entwicklung
nicht als unabänderliches Schicksal hinnehmen darf, sondern als permanente Aufgabe zu verste-
hen hat. Unentbehrliche Handlungsgrundlage sind hierfür zuverlässige lnformationen, die umfas-
send, differ:enziert, aktuell und vielseitig kombinierbar sein müssen. Eine der wichtigsten lnformati-
onsquellen ist die amtliche Statistik. lhre Ergebnisse vermitteln für jede moderne leistungsfähige
Gesellschaft die notwendige informationelle lnfrastruktur. Die amtliche Statistik bietet durch den
kontinuierlichen Nachweis der Fakten nicht nur quantifizierbare Aussagen, sondern sie eröffnet
auch die Möglichkeit, Probleme überhaupt erst in ihren Größenordnungen zu erkennen.

lnstitutionell ist die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistik) Teil des föderativ gegliederten
Gesamtsystems der amtlichen Statistik. Wenngleich im Programm der Bundesstatistik auch statis-
tischen Anforderungen der Länder Rechnung getragen wird, sind in diesem System Bundes-, Lan-
des- und Kommunalstatistik zu unterscheiden. Nach dem Prinzip der fachlichen Konzentration ob-
liegt die Durchführung der Bundesstatistik in der Regel den statistischen Amtern. Diese Aufgaben-
zuweisung dient nicht nur der wirkungsvollen Sicherung der statistischen Geheimhaltung und des
Datenschutzes durch die Schaffung sogenannter "abgeschotteter Bereiche", sondern gewährleis-
tet zugleich die Koordinierung aller Statistiken und Benutzerwünsche. Sie trägt dazu bei, Doppel-
arbeit und unnötige Belastungen der Befragten zu vermeiden. Sie erleichtert darüber hinaus die
Abstimmung der statistischen Ergebnisse zu einem in sich geschlossenen Gesamtbild von Staat,
Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt

Die amtliche Statistik und speziell die Bundesstatistik sind generell dem Grundsatz verpflichtet,
daß die Aufbereitung der lndividualdaten immer zu einer strukturierten, anonymen Form führen
muß. Aufgabe der Bundesstatistik ist es nicht, personen- oder institutionsbezogene Nachweise zu
liefern, sondern sich mit Massenerscheinungen auseinandezusetzen. Diese eingegrenzte Zweck-
bestimmung der Bundesstatistiken schließt es andererseits nicht aus, anonymisierte Daten für an-
dere als stätistische Zwecke zu übermitteln (§ 16 Abs.4). Das Bundesstatistikgesetz trifft keine
Regelung zu der Frage, ob in seltenen Ausnahmefällen durch besondere gesetzliche Vorschrift
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auch eine Verwendung statistischer Daten für Venvaltungsvollzugszwecke vorgesehen werden
könnte. An diese Möglichkeit wäre im Hinblick auf juristische Personen zu denke-n, denen das in-
formationelle Selbstbestimmungsrecht, das Ausdruck der natürlichen personen zukommenden
MenschenwÜrde ist, nicht zusteht. Eine solche Vorschrift müßte sicherstellen, daß aus den Anga-
ben gewonnene Erkenntnisse nicht zu Maßnahmen gegen die Betroffenen verwendet werden. §ie
müßte darüber hinaus klar erkennen lassen, daß die übermittelten personenbezogenen Daten
auch zu Venaraltungsvollzugszwecken venvendet werden. Diese Zwecke wären außeidem konkret
zu definieren.

Wesentliche Aufgabe der Bundesstatistik ist es, sachgerechte Konzepte, Methoden und techni-
sche Verfahren der lnformationsgewinnung und -darbietung einzusetzen, die dem aktuellen Stand
der wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden entsprechen. Damit erfüllt die Bundesstatistik
zugleich die Auflage aus dem Volkszählungsgesetzurteil des Bundesverfassungsgerichts, sich mit
der fortschreitenden Methodendiskussion auseinanderzusetzen.

Die Bundesstatistik stellt ihre Ergebnisse ebenso wie der öffentlichen Venrualtung allen gesell-
schaftlichen Gruppierungen und damit auch allen an der politischen Willensbildung beteiligfun ln-
stitutionen sowie der Wirtschaft und Wissenschaft zur Verfügung. Nicht zuletzt deslalb istiie den
Grundsätzen der Neutralität, Objektivität und wissenschaftlichen Unabhängigkeit verpflichtet.

Zu § 2 (Statistisches Bundesamt)

Aufgrund des Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 GG in Verbindung mit Artikel 73 Nr. 11 GG ist das Statisti-
sche Bundesamt als selbständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers
des lnnern errichtet worden.

Entsprechend seiner Aufgabenstellung als Querschnittsbehörde arbeitet das Statistische Bundes-
amt nach den fachlichen Anforderungen aller Bundesminister. Der Präsident des Statistischen
Bundesamtes ist dem jewells fachlich zuständigen Bundesminister für die ordnungsgemäße fachli-
che Durchführung der Arbeiten verantwortlich.
ln Absatz 3 ist klargestellt, daß das Statistische Bundesamt seine Aufgaben auf der Grundlage der
jeweils sachgerechten Methode durchführt. Diese Regelung entspricht der bisherigen Praxis und
ergibt sich aus den Grundsätzen der Objektivität, Neutralität und wissenschaftlichen Unabhängig-
keit des Statistischen Bundesamtes.

Zu § 3 (Aufgaben des Statistischen Bundesamtes)

ln § 3 sind die grundsätzlichen Aufgaben des Statistischen Bundesamtes näher dargelegt. Ergän-
zende Aufgabenzuweisungen ergeben sich aus anderen Vorschriften dieses Gesetzes (§§ 6, 7, 8,
11,13,18, 19 und 25).

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1 a

Die Aufgabe des Statistischen Bundesamtes, die Bundesstatistiken weiterzuentwickeln, wird ge-
genüber dem bisherigen Recht ausdrücklich im Aufgabenprogramm des Statistischen Bundesam-
tes genannt.

Zu Nummer 1 b

Die Effizienz der Bundesstatistik ist weitgehend von der einheitlichen und termingemäßen Durch-
führung der Erhebungs- und Aufbereitungsprogramme abhängig. Dies betrifft ebenso die der Er-
hebung dienenden Fragebogen oder Ausfüllungsrichtlinien wie die der Aufbereitung dienenden
Tabellenprogramme, Systematiken, Signier-, Prüf- und Korrekturanleitungen. Der Vereinheitli-
chung dient auch die Vorschrift des § 11 Abs. 1. Dort wird im einzelnen die Verantwortung für die
Gestaltung der Erhebungsvordrucke und die Festlegung der Form der Antworten geregelt.
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Zu Nummer 1 c

Vor dem Hintergrund der Nutzung neuer Kommunikations- und lnformationstechnologien, wie z. B.
Bildschirmtext, eröffnen sich dem Statistischen Bundesamt neue Möglichkeiten, die zentrale Auf-
gabe der Veröffentlichung und Darstellung der Ergebnisse der Bundesstatistik in einer Form wahr-
zunehmen, die dem vielfältigen Benutzerkreis und den zahlreichen Aufgaben der Bundesstatistik
gerecht wird. Ergebnisse zu ausgewählten Themenkreisen können einzelnen Nutzern bzw. Nut-
zergruppen gegen Kostenerstattung zur Verfügung gestellt werden.

Zu Nummern2 a und2b

Die zentrale Erhebung und Aufbereitung von Bundesstatistiken obliegt dem Statistischen Bundes-
amt grundsätzlich nur subsidiär. Auch Zusatz- und Sonderaufbereitungen unterliegen dem Subsi-
diaritätsprinzip. Der Notwendigkeit, statistische Ergebnisse problemspezifisch auszuwerten, wird
durch Zusatz- und Sonderaufbereitungen Rechnung getragen. Zusatzaufbereitungen erfolgen
ausschließlich für Bundeszwecke, Sonderaufbereitungen werden für Dritte durchgeführt.

Zu Nummer 3

Der Auftrag, Statistiken nach § 8 zu erstellen, bezieht sich auf Daten aus dem Verwaltungsvollzug.

Zu Nummer 5

Die Aufgabe, auf die sachliche, zeitliche und räumliche Abstimmung bestimmter Statistiken oder
statistischer Aufbereitungen hinzuwirken, ergänzt die Aufgabenzuweisung nach Nummer 1 b.

Zu Nummer 8

Das statistische lnformationssystem speichert das aus zahlreichen Einzelstatistiken der Bevölke-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialstatistik stammende sowie das durch Weiterverarbeitung gewonne-
ne Material (2. B. lndizes, Kaufkraftparitäten, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) in aggre-
gierter und anonymisierter, möglichst vergleichbarer und kombinierbarer Form. Ziel ist es, für einen
größeren Benutzerkreis und die verschiedensten Untersuchungs- und Planungszwecke eine mög-
iichst rasche Auswertung je nach Bedarf mit Hilfe moderner mathematisch-statistischer Methoden
zu erreichen.

Der Auftrag, das lnformationssystem zu führen, schließt auch die Weiterentwicklung dieses Sys-
tems ein, und zwar sowohl unter fachlichen und technischen Gesichtspunkten als auch hinsichtlich
des Angebots an statistischen Methoden und Verfahren. Das Statistische Bundesamt arbeitet mit
den statistischen Amtern der Länder daran, künftig lnformationen aus statistischen Datenbanken
für allgemeine Zwecke über den Bildschirmtextdienst zu verbreiten.

Das allgemeine statistische lnformationssystem des Bundes ist für die Aufnahme neuer Sachver-
halte und Zusammenhänge offen, die von allgemeinem lnteresse sind. Die Entwicklung und Ein-
richtung von lnformationssystemen für spezielle Aufgabenstellungen, wie z. B. beim Aufbau einer
Flächennutzungsdatenbank, bedürfen einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung.

Zu Absatz 2

Soweit das Statistische Bundesamt für die methodische und technische Vorbereitung oder Weiter-
entwicklung von Bundesstatistiken und für die Durchführung von Zusatzaufbereitungen sowie zur
Erfüllung entsprechender Aufgaben im supra- und internationalen Bereich Einzelangaben aus den
nicht von ihm selbst erhobenän Bundesstatistiken benötigt, leiten ihm die statistischen Amter der
Länder und die sonstigen mit der Durchführung von Bundesstatistiken betrauten Stellen die erfor-
derlichen Angaben auf Anforderung zu.
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Zu § 4 (Statistischer Beirat)

Der Statistische Beirat hat wie bisher die Aufgabe, das Statistische Bundesamt in Grundsatzfragen
zu beraten. Auf diesem Wege werden Wissen und Erfahrungen externer Sachverständiger ftir-die
Planung und Entwicklung der Bundesstatistik nutzbar gemacht.
Der Statistische Beirat ist um den Bundesbeauftragten für den Datenschutz erweitert worden. Da-
mit wird die besondere Bedeutung des Datenschutzes für die Bundesstatistik unterstrichen.

Zu § 5 (Anordnung von Bundesstatistiken)

Zu Absatz 1

Die Regelung bestimmt, in welcher Form Bundesstatistiken anzuordnen sind. Die Anordnung
durch förmliches Gesetz ist der Regelfall. Die Anordnung durch Rechtsverordnung (Absatz 2) odei
die Durchführung von Bundesstatistiken ohne Anordnung durch einzelstatistisches Gesetz oder
Rechtsverordnung (Absatz 4, § 7) sind die Ausnahme.

Zu Absatz 2

Er enthält die Ermächtigung für die Bundesregierung, Bundesstatistiken durch Rechtsverordnung
anzuordnen. Auskunftspflicht (§ 15) besteht nur noch im Bereich der Wirtschafts-, Lohn- und Um-
weltstatistiken bei Unternehmen, Betrieben und Arbeitsstätten. Sonstige Statistiken, die als Bun-
desstatistiken durchgeführt werden, dürfen dagegen auf der Grundlage von Rechtsverordnungen
nur ohne Auskunftspflicht angeordnet werden.

Mit der Beschränkung der Wirtschafts-, Lohn- und Umweltstatistiken auf Unternehmen, Betriebe
und Arbeitsstätten soll klargestellt werden, daß nur Angaben über spezifisch auf diese lnstitutionen
bezogene Tatbestände verlangt werden dürfen (2. B. auch im Rahmen von Beschäftigtenstatisti-
ken), die in den statistischen Amtern grundsätzlich keinen Rückschluß auf persönliche und sachli-
che Verhältnisse natürlicher Personen zulassen.

Zu Absatz 3

Er ermächtigt die Bundesregierung, durch Rechtsverordnung für einen Zeitraum bis zu vier Jahren
Bundesstatistiken auszusetzen oder ihre Durchführungsmodalitäten zu ändern. Die Ermächtigung
umfaßt auch die Befugnis, von einer Befragung mit Auskunftspflicht auf eine Befragung ohne Aus-
kunftspflicht überzugehen, wenn auch hierdurch ausreichende Ergebnisse erwartet werden kön-
nen.

' Zu Absatz 4

Satz 1 eröffnet ohne Anordnung durch Gesetz oder Rechtsverordnung die Möglichkeit, Bundes-
statistiken mit Hilfe von lnformationen aus allgemein zugänglichen Quellen zu erstellen.

Salz 2 macht darüber hinaus die Anordnung durch den Gesetz- oder Verordnungsgeber in den
Fällen entbehrlich, in denen für Bundesstatistiken Einzelangaben ausschließlich aus öffentlichen
Registern venruendet werden, zu denen die statistischen Amter Zugang haben. Die Vorschrift soll
ebenfalls zur Eindämmung der Zahl statistischer Rechtsgrundlagen und zur Entlastung der Bürger
beitragen. Sie bietet darüber hinaus einen Ansatz für eine verstärkte Nutzung von öffentlichen Re-
gistern für bundesstatistische Zwecke.

Zu § 6 (Vorbereitung und Durchführung von Bundesstatistiken)

Mit dieser Vorschrift werden Regelungen zur Vorbereitung und Durchführung von Bundesstatisti-
ken getroffen. Die Maßnahmen zur Vorbereitung und Durchführung einer durch Rechtsvorschrift
bereits angeordneten Bundesstatistik sind In Absatz 1, diejenigen zur Vorbereitung einer eine
Bundesstatistik anordnenden Rechtsvorschrift in Absatz 2 geregelt.
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Zu Absatz 1

Ein wesentliches Kriterium bei der Vorbereitung einer durch Rechtsvorschrift angeordneten Bun-
desstatistik, aber auch bei der Durchführung laufender Statistiken, ist die Klärung des Kreises der
zu Befragenden. Dieser Kreis wird in den einzelstatistischen Rechtsvorschriften regelmäßig durch
bestimmte statistische Zuordnungen (2. B. Zugehörigkeit zum Einzelhandel oder zum Großhandel)
bestimmt. Die Klärung des Kreises der zu Befragenden sichert, daß alle Auskunftspflichtigen voll-
zählig erfaßt werden und die eigentliche Erhebung zügig innerhalb der gesetzlich vorgesehenen
Befragungszeiträume durchgeführt werden kann. Es entspricht den bisherigen Erfahrungen und
der inneren Konsequenz der sich auf die Bundesstatistik mit Auskunftspflicht beziehenden Ge-
samtregelung, daß auch die Vorbereitungsmaßnahmen mit Auskunftspflicht durchzuführen sind.

Zu Absatz 2

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 wirkt das Statistische Bundesamt an der Vorbereitung statistischer Rechts-
und Verwaltungsvorschriften des Bundes mit. lm Rahmen der zur Vorbereitung einer Rechtsvor-
schrift notwendigen Vorarbeiten fallen auch statistische Aufgaben an, die die Bestimmung des
Kreises der zu Befragenden einschließlich der statistischen Zuordnung der zu Befragenden
betreffen. ln diesem Stadium sind auch - wie in den Fällen des Absatzes 1 - Befragungen zur Er-
probung des Fragebogens und der Zweckmäßigkeit des Erhebungsverfahrens erforderlich.

Sowohl die nach Absatz 'l als auch nach Absatz 2 anfallenden Angaben sind zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu löschen. Eine weitergehende Konkretisierung des Zeitpunktes ist dem Gesetz-
geber nicht möglich. Dieser Zeitpunkt ist beispielsweise bei den Fragen zur Klärung des Kreises
der zu Befragenden abhängig von der zeitlich nicht vorher bestimmbaren Feststellung der Zugehö-
rigkeit des Befragten zum Kreis der zu Befragenden und regelmäßig von den jeweils unterschiedli-
chen - über:dies nach § 5 Abs. 3 verschiebbaren - Zeiten der Durchführung der in Betracht kom-
menden Bundesstatistiken. Bei der Löschungsregelung nach Absätzen 1 und 2 ist im übrigen zu
berücksichtigen, daß von Beginn der Durchführung der jeweiligen Bundesstatistik an die allgemei-
nen Trennungs- und Löschungsvorschriften (§ 12) gelten.

Zu § 7 (Erhebungen für besondere Zwecke)

Die Vorschrift stellt erstmals ein lnstrument für zwei bedeutende Zielsetzungen zur Verfügung:

1. die Bewältigung eines kurzfristig auftretenden Datenbedarfs für bestimmte Zwecke oberster
Bundesbehörden und

2. zur Klärung wissenschaftlich-methodischer Fragestellungen.

Damit soll es der Bundesstatistik ermöglicht werden, ihrer Dienstleistungsfunktion auf den Gebie-
ten besonderen Datenbedarfs in flexibler Weise gerecht zu werden. Sie übernimmt damit keine
Aufgaben der Markt- oder Meinungsforschung, sondern verbleibt im Tätigkeitsfeld der Bundessta-
tistik.

Zu Absatz 4

Der Umfang der Erhebungen für besondere Zwecke ist auf eine relativ kleine Zahl von zu Befra-
genden beschränkt. Erhebungen für besondere Zwecke können daher in der Regel nur das Ziel
haben, Strukturen bzw. Entwicklungen aufzuzeigen. sie lassen grundsätzlich keine statistisch ge-
sicherten Ergebnisse in tiefer fachlicher oder regionaler Untergliederung zu. Damit wird deutlich,
daß Erhebungen für besondere Zwecke Statistiken auf der Grundlage einzelgesetzlicher Rechts-
grundlagen nicht ersetzen können.
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Zu Absatz 5

Die Wiederholungsbefragungen sind unter anderem nötig, um neuere methodische Entwicklungen
in dem Bereich der sog. Panel-Erhebung unter dem Geiicntspunkt ihrer Einsatzmöglichkeiterifür
Zwecke der Bundesstatistik testen zu können. Damit wird zugleich dem Auftrag deä Bundesver-
fassungsgerichts an die Bundesstatistik entsprochen, sich miiden fortschreitenäen wissenschaft-
lich-methodischen Fragestellungen der Statistik und der Sozialforschung auseinanderzusetzen.
Zu § 8 (Aufbereitung von Daten aus dem Verwaltungsvollzug)

Die Vorschrift trägt dem Grundsatz der fachlichen Konzentration statistischer Arbeiten im Statisti-
schen Bundesamt Rechnung. Sie erleichtert die Aufgabe des Statistischen Bundesamtes, statisti-
sche Aufbereitungen von Daten auch aus dem Venivaltungsvollzug sachlich, zeiflich und räumlich
abzustimmen, um vergleichbare und vielseitig kombinierbäre Ergebnisse zur Verfügung stellen zu
können. Das Statistische Bundesamt kann mit Einwilligung dei auftraggebenden :Stelle aus den
ihm Überlassenen Daten statistische Ergebnisse für allgemeine Zwect<Jäarstellen und veröffengi-
chen. Auch dies führt im Ergebnis zu einer Einschränkung von Erhebungen. Andererseits kann die
Nutzung der Daten aus dem Venrualtungsvollzug das statistische Programm komplettieren und
Gesamtsysteme ergänzen. Die Aufbereitung unterliegt ebenso wie die Därstellung und Veröffenili-
chung statistischer Ergebnisse für allgemeine Zwecke den gleichen datenschutzrechlichen Rege-
lungen, die für die Verarbeitung der Daten bei der auftraggebenden Verwaltungsstelle des BundLs
gelten. Diese datenschutzrechtlichen Regelungen sind auch ausschlaggebenä dafür, ob die auf-
traggebende Stelle ihre Einwilligung zur Darstellung und Veröffentlichung statistischer Ergebnisse
geben darf.

Zu § 9 (Regelungsumfang bundesstatistischer Rechtsvorschriften)

Zu Absatz 1

Mit der Regelung wird die erforderliche Transparenz der wesentlichen Grundlagen von Bundessta-
tistiken geschaffen. Zu diesen Grundlagen gehören das Erhebungsprogramm, Oie Hilfsmerkmale,
dle Art der Erhebung (2. B. Totalerhebung oder Stichprobe), der Zeitraum oder Zeitpunkt, auf den
sich die statistischen Daten beziehen, die zeitlichen Abstände wiederkehrender Erhebungen und
der Kreis der zu Befragenden.

Zu Absatz 2

Es ist aus technischen und organisatorischen Gründen notwendig, bei der Durchführung von Bun-
desstatistiken laufende Nummern und Ordnungsnummern zu verwenden. Diese Nummern sind
Hilfsmittel insbesondere bei der Organisation des jeweiligen Erhebungsverfahrens und der statisti-
schen Aufbereitung. Grundsätzlich enthalten sie keine lnformationen, die weiter gehen als die auf
der Grundlage von Erhebungs- und Hilfsmerkmalen erhobenen Angaben. Sofern hiervon abgewi-
chen werden soll, müssen die laufenden Nummern und Ordnungsnummern in der die Bundelsta-
tistik anordnenden Rechtsvorschrift ausdrücklich genannt und inhaltlich bestimmt werden.

Zu § 10 (Erhebungs- und Hilfsmerkmale)

Die erstmals im Mikrozensusgesetz und im Volkszählungsgesetz 1987 enthaltenen Vorschriften
über Erhebungs- und Hilfsmerkmale werden in einer fortentwickelten Form in das Bundesstatistik-
gesetz mit allgemeiner Geltung für die übrigen Rechtsvorschriften der Statistik übernommen. Die
Unterscheidung von Erhebungs- und Hilfsmerkmalen und ihre unterschiedliche Behandlung ist für
die Gewährleistung der statistischen Geheimhaltung von zentraler Bedeutung. Hilfsmerkmäle sind
für die technische Durchführung der Bundesstatistik unentbehrlich. Wegen ihres grundsätzlich i-
dentifizierenden Charakters dürfen sie nur in dem unumgänglich notwendigen Umfang mit den
Erhebungsmerkmalen, die zu den eigentlichen Sachaussagen der Statistik führen, verbunden blei-
ben.
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Zu Absatz 1

Die Erhebungsmerkmale und Hilfsmerkmale sind in den einzelstatistischen Rechtsvorschriften
anzugeben (§9 Abs. 1). Die in Absatz 1 enthaltene Definition verdeutlicht, daß der Begriff ,,Erhe-
bungsmerkmale" mehrere Angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse umfassen kann.
Dabäiwird hinsichtlich des Differenzierungsgrades insoweit ein unterschiedlicher Maßstab anzule-
gen sein, als sich Erhebungsmerkmale bei Unternehmens- und Betriebsstatistiken häufig auf
Merkmalskomplexe beziehen werden. Demgegenüber ist bei Bevölkerungsstatistiken - wie etwa
im Fall des Mikrozensus und der Volkszählung - oder vergleichbaren Bundesstatistiken eine stär-
kere Differenzierung nach Merkmalsausprägungen angezeigt, um den in diesen Bereichen mit
Sinn und Zweck des Frageprogramms weniger vertrauten Auskunftspflichtigen eine ausreichende
Einsicht in den jeweiligen lnhalt und Umfang der Erhebung zu geben'

Zu Absatz 2

Es ist zulässig, daß in Statistiken mit Regionalangaben das Hilfsmerkmal Gemeinde und - zeitlich
begrenzt - die übrigen Teile der Anschrift zur regionalen Darstellung der Ergebnisse genutzt wer-
Oen. Oie Gliederungstiefe Gemeindeteil darf hierbei nicht unterschritten werden, d. h. kleinere re-
gionale Einheiten dürfen nicht nachgewiesen werden. Unbeschadet davon müssen die Vorschrif-
ten über die statistische Geheimhaltung beachtet werden. Es ist daher nicht statthaft, Tabellen mit
einer so tiefen regionalen Untergliederung zu veröffentlichen, daß Einzelangaben erkennbar wer-
den.

Zu Absatz 3

Die Regelung eröffnet die Möglichkeit, bei der Aufbereitung in den statistischen Amtern aus den
Erhebungs- ünd Hilfsmerkmalen abgeleitete Erkenntnisse für die Darstellung statistischer Ergeb-
nisse zu nutzen. Beispielhaft ist dabei an die Fälle zu denken, in denen aus der Anschrift und
Rechtsform einer Firma Rückschlüsse auf die wirtschaftliche Tätigkeit und damit auf die statisti-
sche Zuordnung gezogen werden können.

Zu § 11 (Erhebungsvordrucke)

Zu Absatz 1

Die Regelung schließt andere Möglichkeiten und Formen der Antworterteilung nicht aus, wenn sie
durch besonäere Vereinbarungen zwischen den statistischen Amtern und den Befragten zugelas-
sen werden. So können die Antworten statt auf Erhebungsvordrucken auch auf anderen Datenträ-
gern (2. B. Magnetbändern) oder über Bildschirmtext gegeben werden.

Nach § 23 Abs. t handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 die Antwort nicht auf
den Erhebungsvordrucken in der dort vorgegebenen Form erteilt. Mit dieser Regelung korrespon-
diert § 11 Aba. 1 Satz 2, worin klargestellt wird, wem die Gestaltung der Erhebungsvordrucke und
die Festlegung der Form der Antworten obliegt.

Zu Absatz 2

Unterschriften sind Angaben über Namen und damit Hilfsmerkmale (§ 10 Abs.2 Nr. 1). Die Tren-
nungs- und Löschungsvorschriften für Hilfsmerkmale (§ 12) findet daher Anwendung.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift stellt sicher, daß nur solche Fragen gestellt werden dürfen, die unter die in der je-
weiligen Rechtsvorschrift angeordneten Erhebungsmerkmale subsumierbar sind oder sich im
Rahmen der bei der Durchführung der Bundesstatistik verwendeten Hilfsmerkmale halten.
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Zu Absatz 4

Die Hilfsmerkmale sind auf den Erhebungsvordrucken im einzelnen anzugeben. Diese Vorschrift
hat besondere Bedeutung für die in der Überleitungsvorschrift des § 25 Abs. 2 geregelte Behand-
lung der Hilfsmerkmale bei Bundesstatistiken, die auf Grund von Rechtsvorschiiften durchgeführt
werden, welche zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses Gesetzes bereits gelten. Da die Hilfs-
merkmale in diesen Fällen nicht konkret, sondern nur nach allgemeinen Verwendungszwecken
ausgewiesen sind, hat Absatz 4 insoweit eine speziell kompensatorische Funktion.

Zu § 12 (Trennung und Löschung)

Zu Absatz 1

Hilfsmerkmale sind grundsätzlich nach der Plausibilitätsprüfung zu löschen. Dies gilt unabhängig
davon, ob sie unverschlüsselt oder verschlüsselt vorliegen. Ausgenommen von dieser Vorschiift
sind die Tatbestände des Absatzes 2, des § 10 Abs.2, die Venvendung von Hilfsmerkmalen zur
Führung von Adreßdateien nach § 13 und besondere Regelungen in einzelstatistischen Gesetzen.
ln diesen Fällen werden die Hilfsmerkmale für bundesstatistische Zwecke dringend weiter benötigt.
Die Vorschrift trägt der Forderung im Volkszählungsurteil Rechnung, die zur ldentifizierung der
Befragten dienenden Merkmale zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu löschen.

Regelmäßig ist es erforderlich, bis zum Abschluß der Plausibilitätsprüfung die Verbindung der
Hilfsmerkmale mit den übrigen Angaben zu erhalten. Stellt sich bei der Überprüfung der Angaben
heraus, daß eine Rückfrage beim Befragten wegen Unvollständigkeit oder Unschlüssigkeit erfor-
derlich ist, muß auf die Hilfsmerkmale zurückgegriffen werden können.

Dieses Verfahren berücksichtigt auch in ausreichendem Maße den Grundsalz der Verhältnismä-
ßigkeit. Denn eine Trennung der Hilfsmerkmale vor Abschluß der Plausibilitätskontrolle würde
nicht nur einen zeitraubenden Arbeitsaufwand erfordern, sondern darüber hinaus die Vergabe und
Verwendung anderer ldentifikatoren voraussetzen, über die für eine notwendige Rückfrage der
Rückgriff auf die abgetrennten Hilfsmerkmale sichergestellt werden müßte.

Soweit nach § 13 eine Übernahme von Hilfsmerkmalen in Adreßdateien erfolgt, werden die auf
den Erhebungsunterlagen oder sonstigen Datenträgern befindlichen ldentifikatoren sogleich nach
Ubernahme in die Datei in einem Arbeitsgang getrennt und vernichtet.

Zu Absatz 2

Er betrifft die Hilfsmerkmale, die für periodische Erhebungen über den Zeitpunkt der Plausibilitäts-
prüfung hinaus (Absatz 1) benötigt werden und nicht bereits über eine Datei nach § 13 zur Verfü-
gung stehen (vgl. z. B. § 11 Abs. 4 Mikrozensusgesetz). Für die Durchführung einer auf periodi-
sche Erhebungen angelegten Bundesstatistik ist der Rückgriff auf die Hilfsmerkmale unverzichtbar,
die die Durchführung der Bundesstatistik im Rahmen nachfolgender Erhebungen überhaupt erst
ermöglichen, wie z. B. die Anschriften der Erhebungseinheiten.

Zu § 13 (Adreßdateien)

Adreßdateien sind notwendige und rationelle lnstrumente sowohl für die Vorbereitung als auch für
die Durchführung der statistischen Erhebungen. Sie ermöglichen vor allem die Begrenzung des
Auskunftsersuchens bei der Durchführung von Bundesstatistiken, indem eine gleichmäßigere
Verteilung der den Auskunftspflichtigen treffenden Belastungen - auch über den jeweiligen Erhe-
bungsbereich der einzelnen Bundesstatistik hinaus - erreicht werden kann. Praktisch tragen Cie
Adreßdateien damit wesentlich dazu bei, daß der Grundsatz der Gleichbehandlung bei statisti-
schen Befragungen realisiert Werden kann.
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ln den bestehenden statistischen Rechtsvorschriften ist die Führung von Adreßdateien oder Kar-
teien nur vereinzelt geregelt (vgl. z. B. §7 Agrarberichterstattungsgesetz, § 12 Gesetz über die
Statistik im Produzierenden Gewerbe). Nach § 13 ist nunmehr die Einrichtung und Führung sol-
cher Dateien allgemein für Wirtschafts-, Lohn- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Betrieben
und Arbeitsstätten zulässig. Die Verfassungsmäßigkeit dieser Regelung erfolgt aus der Begren-
zung der in den Adreßdateien venruendbaren Einzelangaben auf die Daten nach Absatz 2 und da-
mit auf spezifisch institutionenbezogene Tatbestände. Die Vorschrift begrenzt darüber hinaus den
Verwendungszweck auf bestimmte Vorbereitungs- und Durchführungsmodalitäten (Absatz 1 Nr. 1

und Nr. 2).

Zu Absatz 1 Nr. 1

Bei der Vorbereitung von Bundesstatistiken haben Adreßdateien die Funktion, alle Erhebungsein-
heiten, die in den Kreis der zu Befragenden fallen können, nachzuweisen. So wird bei Erhebungen
mit Abschneidegrenzen, wie z. B. bei Erhebungen, die sich auf Unternehmen mit 100 und mehr
tätigen Personen beziehen, die Auskunftspflicht mit Hilfe von Adreßdateien bestimmt. Bei Stich-
probenerhebungen können aus dem durch die Adreßdatei ausgewiesenen Kreis der in Frage
kommenden Erhebungseinheiten die tatsächlich zu Befragenden durch mathematisch-statistische
Verfahren ausgewählt werden, die streng am Zufallsprinzip orientiert sind und damit die Gleichbe-
handlung aller garantieren.

Um dem Grundsatz der möglichst schonenden Behandlung der in die Stichprobe einbezogenen
Befragten und der Gleichbehandlung aller potentiellen Erhebungseinheiten gereöht zu werden,
tauscht die Bundesstatistik bei kontinuierlich erhobenen Stichproben die in die Stichprobe einbe-
zogenen Befragten grundsätzlich nach einer angemessenen Zeit gegen andere aus dem Kreis der
potentiellen Erhebungseinheiten aus (Rotation). Diese Rotation ist nur auf der Grundlage aktueller
Adreßdateien aller potentiellen Erhebungseinheiten eines Berichtskreises möglich. Soweit mehrere
Stichproben im Rahmen der wirtschaftsstatistischen Erhebungen durchgeführt werden, ist es nach
dem Grundsatz der Gleichbehandlung notwendig, daß möglichst nicht dieselben Erhebungsein-
heiten in alle Stichproben einbezogen werden. Dieses Ziel ist nur erreichbar, wenn die Heranzie-
hung der einzelnen Befragten für andere Stichproben im Rahmen wirtschafts-, lohn- und umwelt-
statistischer Erhebungen im einzelnen bekannt ist. Entsprechende Kenntnisse können nur aus den
Adreßdateien gewonnen werden.

Bei der Durchführung von Bundesstatistiken sind Adreßdateien im übrigen das notwendige und
rationelle lnstrument zum Versand der Frag_ebögen. Sollten diese Fragebögen nicht vollzählig bzw.
vollständig ausgefüllt an die statistischen Amter zurückgeschickt werden, so erlauben die Adreß-
dateien die notwendigen Rückfragen bei den Befragten.

Bei Stichprobenerhebungen ist es erforderlich, ihre Ergebnisse auf die Grundgesamtheiten hoch-
zurechnen. Den dafür erforderlichen Hochrechnungsrahmen stellen die Adreßdateien dar.

Zu Absatz 2

Um ihre Funktionen erfüllen zu können, müssen die Adreßdateien zumindest die hier genannten
Angaben enthalten. Die Regelung, daß diese Erhebungs- und Hilfsmerkmale aus Bundesstatisti-
ken für die Führung der Adreßdateien venrvendet werden können, entlastet die potentiellen Erhe-
bungseinheiten von sonst erforderlichen Befragungen. Wenn sich statistische Erhebungen nicht
nur an das Unternehmen, sondern an seine Teile richten, ist es für die Aufbereitung der Ergebnis-
se erforderlich, diese Zusammenhänge zu erkennen. Die Angaben zur Rechtsform bei Unterneh-
men, zum Wirtschaftszweig, zu Eintragungen in die Handwerksrolle sowie zur Art der ausgeübten
Tätigkeit und die Zahl der tätigen Personen lassen gleichartige Erhebungseinheiten für Teilerhe-
bungen und/oder die Stichprobenauswahl erkennen. Sie ermöglichen gleichzeitig eine Aufberei-
tung der Ergebnisse nach diesen Kriterien, ohne daß eine erneute Befragung der Auskunftsertei-
lenden notwendig wird. Durch die Kennzeichnung der Statistiken, zu denen das Unternehmen oder
der Betrieb meldet, kann die Belastung der Befragten begrenzt werden. Das Datum der Aufnahme
in die Adreßdatei dient als Hinweis auf die Aktualität der Angaben.
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Zu Absatz 3

Adreßdateien werden sowohl für die methodische und technische Vorbereitung der Bundesstatistik
benötigt, die dem Statistischen Bundesamt obliegt, als auch bei der regelmä[ig den Ländern ob-
liegenden Durchführung der Bundesstatistiken. Um die Adreßdateien im RahÄen der jeweiligen
Zuständigkeit aktuell und vollständig führen zu können, teilen sich das Statistische Bundäsamt ünd
die statistischen Amter der Ländei die Merkmale nach Absatz 2 und die jeweitige. A;J;ilil;;
mit.

Zu Absatz 4

Auch fÜr die Adreßdateien gilt der Grundsatz, daß die Angaben nicht länger gespeichert werden
dürfen, als es für die in Absatz 1 genannten Zwecke erforderlich ist. Das ist btispielsweise dann
nicht mehr der Fall, wenn Erhebungseinheiten aus dem Kreis der potentiell Aus'kunftspflichtigen
ausscheiden (2. B. durch unternehmensliquidation, Konkurs, Geschäftsaufgabe).

Zu Absatz 5

Der Absatz stellt klar, daß bestehende Dateien, mit denen Zwecke verfolgt werden, die über Ab-
satz t hinausgehen oder die andere Bereiche als Umwelt-, Lohn- und Wirtschaftsstatistiken
betreffen, einer besonderen gesetzlichen Rechtsvorschrift bedürfen. Soweit solche Rechtsvor-
schriften bereits existieren, finden ausschließlich deren Regelungen Anwendung.

Zu § 14 (Erhebungsbeauftragte)

Die Vorschrift regelt die beim Einsatz von Erhebungsbeauftragten (2. B. Zählern, lnterviewern) zu
beachtende Auswahlgrundsätze. Erhebungsbeauftragte werden dann eingesetzt, wenn dies aus
erhebungstechnischen Gründen erforderlich ist. Dies ist z. B. bei Massenerhebungen wie der
Volkszählung der Fall und überall dort, wo die besondere Sachkunde eines mit der Materie ver-
trauten Erhebungsbeauftragten das Erhebungsverfahren erleichtert. So hat sich das lnterviewer-
verfahren bei den Mikrozensuserhebungen oder im Bereich der Landwirtschaftsstatistiken seit Jah-
ren in der Praxis bewährt. Es hat zur Vertrauensbildung zwischen der amtlichen Statistik und den
betroffenen Bürgern einen wichtigen Beitrag geleistet.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift lehnt sich an die entsprechenden Regelungen im Mikrozensusgesetz vom
10.Juni 1985 (BGBI. I S.955) sowie im Volkszählungsgesetz 1987 vom 8. November 1985
(BGBl. I s. 2078) an. Er berücksichtigt die Auflagen des volkszählungsurteils.

Zu Absatz 2 und Absatz 3

Das Venruertungsverbot und die zeitliche Fortgeltung der Geheimhaltungspflichten über die Tätig-
keit als Erhebungsbeauftragte hinaus sollen das notwendige Vertrauen in die Bundesstatistik und
damit die Qualität der statistischen Ergebnisse fördern.

Erhebungsstellen sind in der Regel die statistischen Amter des Bundes und der Länder. ln Aus-
nahmefällen, wie beispielsweise bei der Volkszählung, können die Aufgaben der Erhebungsstelle
auf andere Einrichtungen übertragen werden.

Die Erhebungsbeauftragten sind von den Erhebungsstellen in ihre Aufgaben einzuweisen und im
einzelnen darüber zu unterrichten, was zur ordnungsgemäßen Durchführung der Erhebung zu be-
achten ist. Sie unterliegen bei Ausführung ihrer Erhebungstätigkeit dem Weisungsrecht der Erhe-
bungsstelle.
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Zu § 15 (Auskunftspflicht)

Die Vorschrift geht von einer grundsätzlichen Auskunftsverpflichtung der Befragten aus. Für die
Funktionsfähigkeit der amtlichen Statistik ist ein möglichst hoher Grad an Genauigkeit und Wahr-
heitsgehalt der erhobenen Daten notwendig. Dies wird auch im Volkszählungsurteil des Bundes-
verfassungsgerichts gefordert.

Voraussetzung für einen Verzicht auf die Auskunftspflicht bei einer Erhebung ist daher, daß bei
Befragungen auf freiwilliger Grundlage die Aussagekraft der Statistik in gleicher Weise gewähr-
leistet bleibt wie bei Befragungen mit Auskunftsverpflichtung. Die Beurteilung der Notwendigkeit
der Auskunftspflicht kann sich während der Laufzeit einer Bundesstatistik verändern. Daher er-
mächtigt § 5 Abs. 3 Satz 2 von einer Befragung mit Auskunftspflicht auf eine Befragung ohne Aus-
kunftspflicht überzugehen. Das Statistische Bundesamt führt Untersuchungen über neue Metho-
den der lnformationserhebung und -verarbeitung durch. Hierbei werden auch die Voraussetzungen
für einen Verzicht auf eine Auskunftsverpflichtung geprüft. Wesentliche Erkenntnisse sind weiter
aus den nach § 14 Mikrozensusgesetz angeordneten Testerhebungen in den Jahren 1985 bis
1987 zu erwarten.

Zu Absatz 1

Die in Absatz 1 genannten Personen und Einrichtungen haben die ordnungsgemäß gestellten Fra-
gen zu beantworten. Das sind die Fragen, die auf dem Erhebungsvordruck aufgeführt und unter
die für die jeweilige Bundesstatistik angeordneten Erhebungsmerkmale subsumierbar sind.

Zu Absatz 3

Auskunft kann beispielsweise auch unter Verwendung von Magnetbändern, Disketten etc. erteilt
werden, wenn dies in einer Rechtsvorschrift vorgesehen oder zwischen dem statistischen Amt und
dem Auskunftspflichtigen vereinbart worden ist.

Grundsätzlich hat der Auskunftspflichtige, wie üblicherweise bei öffentlich-rechtlichen Mitteilungs-
pflichten, die ihm durch die Auskunftserteilung entstehenden Kosten aus eigenen Mitteln zu lra-
gen.

Satz 3 sieht die Möglichkeit vor, in einzelstatistischen Rechtsvorschriften Ausnahmen von der
Kostentragungspflicht zuzulassen. Hiervon hat das Volkszählungsgesetz 1987 Gebrauch gemacht.

Zu Absatz 4 und Absatz 5

Die Vorschrift räumt dem Auskunftspflichtigen bei Einsatz von Erhebungsbeauftragten die Mög-
lichkeit ein, zwischen verschiedenen Arten der Auskunftserteilung zu wählen. Sie berücksichtigt
damit die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts im Volkszählungsurteil.

Zu Absatz 6

Ohne den gesetzlichen Ausschluß von Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforde-
rung zur Auskunftserteilung läßt sich nicht sicherstellen, daß die Ergebnisse von Bundesstatistiken
in der erforderlichen Aktualität und Vollständigkeit dem gesetzlichen Auftrag entsprechend bereit-
gestellt werden können. Ausreichender Rechtsschutz wird den Befragten dadurch gewährt, daß
das Verwaltungsgericht nach § 80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung auf Antrag die aufschie-
bende Wirkung wiederherstellen kann.

Zu § 16 Geheimhaltung)

Die Geheimhaltung der statistischen Einzelangaben ist seit jeher das Fundament der Bundessta-
tistik. lhre Gewährleistung dient, wie bereits in der Begründung zum Bundesstatistikgesetz von
1980 (vgl. BT-Drucksa che 812517 , S. 16) ausgeführt worden ist, folgenden Zielen:
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- Schutz des Einzelnen vor der Offenlegung seiner persönlichen und sachlichen Verhältnisse,
- Erhaltung des Vertrauensverhältnisses zwischen den Befragten und den statistischen Amtern,

- Gewährleistung der Zuverlässigkeit der Angaben und der Berichtswilligkeit der Befragten.

Das Bundesverfassungsgericht hat im Volkszählungsurteil die herausragende Bedeutung des Sta-
tistikgeheimnisses hervorgehoben. Es betrachtete den Grundsatz, die zu statistischen Zwecken
erhobenen Einzelangaben strikt geheimzuhalten, nicht nur als konstitutiv für die Funktionsfähigkeit
der Bundesstatistik, sondern auch im Hinblick auf den Schutz des Rechts auf informationelle
Selbstbestimmung als unverzichtbar. Auf der Grundlage seiner Rechtsprechung sind die Ausnah-
meregelungen gegenüber dem bisherigen Recht (vgl. § 11 Abs. 3 Bundesstatistikgesetz) weiter-
gehenden Restriktionen unterworfen.

Zu Absatz 1

Einzelangaben sind Erklärungen, die von einem Auskunftspflichtigen oder Befragten in Erfüllung
seiner statistischen Auskunftspflicht nach § 15 oder - bei Erheoung ohne Auskunftspflicht - freiwil-
lig abgegeben werden. Diese Angaben sind dazu bestimmt, in einer Bundesstatistik, d. h. in der
Zusammenfassung von Einzelangaben mehrerer Befragter und damit im statistischen Ergebnis,
unterzugehen.

Wie bisher sind nach Nummer 1 nicht geheimhaltungsbedürftige Einzelangaben, wenn der Betrof-
fene in ihre Übermittlung oder Veröffentlichung ausdrücklich äingewilligt hat. Die Schriftform der
Einwilligung wurde - der Praxis entsprechend - ausdrücklich in den Gesetzestext aufgenommen.
Nicht geheimhaltungsbedürftig sind auch Sachverhalte, die juristische Personen des öffentlichen
Rechts, Behörden des Bundes und der Länder sowie Gemeinden und Gemeindeverbände betref-
fen, wenn sie unmittelbar aus allgemein zugänglichen Quellen von jedermann entnommen werden
können (Nummer 2). Darunter fallen insbesondere Einzelangaben, die bereits durch die Presse
oder andere Publikationsorgane mitgeteilt wurden. Dabei ist es unerheblich, ob diese Einzelanga-
ben aufgrund einer statistischen Auskunftsverpflichtung abgegeben wurden. Daten öffentlicher
Stellen, die nicht auch in allgemein zugänglichen Quellen der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen,
sowie alle Einzelangaben privater Betroffener, die inhaltsgleich auch allgemein zugänglich sind,
sind von der Geheimhaltungspflicht nicht ausgenommen.

Weitere Ausnahmen von der statistischen Geheimhaltung bedürfen - soweit sie nicht durch das
Bundesstatistikgesetz selbst geregelt sind (vgl. Absätze 2, 3 und 4) - einer ausdrücklichen Zulas-
sung durch besondere Rechtsvorschrift in einem eine Bundesstatistik anordnenden Bundesgesetz.
Ob und inwieweit solche Ausnahmen in Betracht kommen, entscheidet der Bundesgesetzgeber
konkret und abschließend beim Erlaß der die Statistik anordnenden Rechtsvorschrift. Er muß hier-
bei die Auflagen des Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsgerichts berücksichtigen, durch
die die Bedeutung des Grundsatzes der Trennung von Statistik und Vollzug herausgestellt worden
ist. Eine Auswirkung dieses Grundsatzes ist es, daß der Gesetzgeber bei Übermittlungsregelun-
gen an Stellen außerhalb der statistischen Amter des Bundes und der Länder berücksichtigen
muß, daß es auch dort einer Organisation bedarf, die die Zweckbindung ebenso sichert, wie es
innerhalb der statistischen Amter der Fall ist.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszählungsgesetz verpflichtet darüber hinaus
den Gesetzgeber wie auch den Rechtsanwender dazu, die Übermittlung davon abhängig zu ma-
chen, daß der Übermittlungszweck im Einzelfall nicht auf andere den Bätroffenen wenigär belas-
tende Art erfüllt werden kann. Die Übermittlung ist danach beispielsweise dann unzuläslig, wenn
Zusammenfassungen in statistischen Ergebnissen oder anonymisierte Einzelangaben ausreichen,
den lnformationszweck zu erfüllen.
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Zu Absatz 3

Satz 1 räumt den statistischen Amtern der Länder den Bedürfnissen der Praxis entsprechend die
Befugnis ein, bei Statistiken, die nach der einzelgesetzlichen Regelung vom Statistischen Bundes-
amt erhoben werden, regionale Sonderaufbereitungen für ihre Erhebungsbereiche vorzunehmen.
Das Statistische Bundesamt darf dementsprechend die dafür erforderlichen Einzelangaben zur
Verfügung stellen.

Nach Satz 2 dürfen die zur Erstellung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen des Bundes
und der Länder erforderlichen Einzelangaben zwischen dem Statistischen Bundesamt und den
statistischen Landesämtern übermittelt werden, um Vollständigkeit und Einheitlichkeit der Berech-
nung auf Bundes- und Länderebene im Rahmen der bestehenden Arbeitsteilung zu gewährleisten.

Zu Absatz 4

Satz 1 entspricht dem § 11 Abs. 5 des Bundesstatistikgesetzes von 1980. Das mit dieser Vorschrift
seinerzeit verfolgte Ziel, der Wissenschaft und anderen Stellen in gewissem Umfang Daten zur
eigenen Aufbereitung unter Wahrung des Datenschutzes zur Verfügung zu stellen, hat sich ange-
sichts der fortschreitenden Möglichkeiten der Deanonymisierung nur sehr eingeschränkt verwirkli-
chen lassen. Dieser Entwicklung wird im neuen Bundesstatistikgesetz insoweit begegnet, als
nunmehr der Wissenschaft Daten übermittelt werden können, die eine Deanonymisierung zwar
nicht mit Sicherheit ausschließen, aber Betroffenen nur zugeordnet werden können, wenn der
Datenempfänger einen unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft
erbringen müßte. Die gesetzliche Neuregelung knüpft damit an den Begriff der faktischen Anony-
mität an, wie er durch die European Science Foundation definiert worden ist (vgl. auch
4. Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz, BT-Drucksache 911243, S. 50).
ln der Regel wird faktische Anonymität nur auf der Grundlage von Stichproben aus dem Daten-
material herstellbar sein (vgl. auch 6. Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz, BT-Drucksache 101877, S. 60). Wirtschaftsstatistische Daten eignen sich zumindest gene-
rell nicht für eine Anonymisierung (Protokoll der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft des Deut-
schen Bundestages, Arbeitsgruppe ,,Statistik" vom 17. September 1979, S. 77).

Bei der Übermittlungsregelung für wissenschaftliche Zwecke wurde der Empfängerkreis mit Rück-
sicht auf das vorhandene Restrisiko einer Deanonymisierung auf Amtsträger und für den öffentli-
chen Dienst besonders Verpflichtete und damit auf einen Kreis beschränkt, der bei unbefugter Of-
fenbarung strafrechtlich belangt werden kann.

Zu Absatz 5

Die Aufzeichnungspflicht für die statistischen Amter soll elnerseits eine effektive Kontrolle durch
die Datenschutzbeauftragten über die Einhaltung der Übermittlungsvorschriften gewährleisten,
andererseits dem betroffenen die Verfolgung seiner Rechte erleichtern, wenn er sich gegen eine
Übermittlung seiner Daten wenden will.

Zu Absatz 6 und Absatz 7

Die Vorschriften verstärken als zusätzliche Sicherungsmaßnahmen die Zweckbindung und Ge-
heimhaltung übermittelter Einzelangaben.

Zu Absatz I
Das in den statistischen Amtern des Bundes und der Länder seit jeher praktizierte Verfahren bei
der Veröffentlichung statistischer Ergebnisse hat sich in der Praxis bewährt. Hiernach dürfen Ver-
öffentlichungen grundsätzlich keine Angaben über weniger als drei Auskunftspflichtige oder Be-
troffene enthalten. Bereits im Gesetzgebungsverfahren des Gesetzes über die Statistik für Bun-
deszwecke von 1953 wurde überprüft, ob die Veröffentlichung statistischer Ergebnisse davon ab-
hängig gemacht werden muß, daß ,,bei der Zusammenfassung von Angaben Rückschlüsse auf
Einzelangaben nicht möglich sind" (vgl. Kurzprotokoll des Bundestags-Ausschusses für Wirt-
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schaftspolitik zur Sitzung am24.Juni 1953). Hiervon wurde abgesehen, weil wegen der zum Teil
tiefen Gliederung der in statistischen Amtern zu verarbeiteten Angaben nicht in jedlm Einzelfall mit
dem dafür erforderlichen Aufwand an Personal und Kosten in der für aktuelle statistische Ergeb-
nisse zur Verfügung stehenden Zeit festgestellt werden kann, ob ausnahmsweise einmal aui ei-
nem statistischen Aggregat Rückschlüsse auf eine Einzelangabe möglich sind.

Zu § 17 (Unterrichtung)

Mit dieser Vorschrift wird die Verpflichtung zur Unterrichtung der zu Befragenden gegenüber dem
bisherigen Recht erheblich ausgeweitet. Die schriftliche Unterrichtung soli über die wesenflichen
Elemente der jeweiligen Erhebung und über die Rechte und Pflichten der Betroffenen aufklären.
Dadurch wird das Vertrauen des Befragten in den Schutz seiner Daten gestärkt und seine Bereit-
schaft, an statistischen Erhebungen mitzuwirken, gefördert. Die Unterrichtung über Zweck und Art
der Erhebung nach Nummer 1 erstreckt sich auf alle Erhebungsformen, auch auf Erhebungen zur
Darstellung eines Verlaufs (vgl. z. B. § 7 Abs. S).

Zu § 18 (Statistische Erhebungen der Europäischen Gemeinschaften)

Die Vorschrift regelt die Anwendbarkeit des Bundesstatistikgesetzes bei Statistiken, die durch un-
mittelbar geltende Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften angeordnet sind. Bei den
Rechtsakten handelt es sich insbesondere um EG-Verordnungen, die nach Artikel 189 EWG-
Vertrag unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gelten.

Zu § 19 (Supra- und internationale Aufgaben des Statistischen Bundesamtes)

Ebenso wie im innerstaatlichen Bereich hat das Statistische Bundesamt auch im internationalen
Bereich die Aufgabe, an der Vorbereitung von Rechtsvorschriften und statistischen Programmen
für Zwecke der Europäischen Gemeinschaften und der internationalen Organisationen mitzuwir-
ken. lm Unterschied zu seinen innerstaatlichen Aufgaben stehen dem Statistischen Bundesamt
aber hinsichtlich der methodischen und technischen Vorbereitung von Statistiken und der Aufstel-
lung Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen und sonstiger Gesamtsysteme statistischer Daten
für Zwecke der Europäischen Gemeinschaften und der internationalen Organisationen nur Mitwir-
kungsfunktionen zu.

Eine vornehmliche Aufgabe des Statistischen Bundesamtes in diesem Bereich liegt in der Mitarbeit
an der Harmonisierung innerstaatlicher Statistiken für Zwecke der Europäischen Gemeinschaften
und der internationalen Organisationen. Vorhandene Statistiken sind hierbei in ihrer begrifflichen
Abgrenzung, Gruppierung usw. den Bedürfnissen der Europäischen Gemeinschaften und der in-
ternationalen Organisationen anzupassen.

Das Statistische Bundesamt hat auch für EG-Statistiken und Statistiken internationaler Organisati-
onen die Bundesergebnisse zusammenzustellen, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen und
sonstige Gesamtsysteme statistischer Daten für Zwecke supra- und internationaler Organisationen
aufzustellen und an diese weiterzuleiten.

Seine Aufgaben im supra- und internationalen Bereich führt das Statistische Bundesamt nach den
fach lichen Anforderungen der jeweils federfü hrenden B u ndes mi n ister a us.

Zu § 20 (Kosten der Bundesstatistik)

Die Kostenregelung ist gegenüber dem bisherigen Recht unverändert geblieben.

Zu § 21 und 22(Verbot der Reidentifizierung; Strafvorschrift)

ln § 22 werden wegen der überragenden Bedeutung des Statistikgeheimnisses Verstöße gegen
das Reidentifizierungsverbot (§21) unter Strafe gestellt. Das Verbot der Reidentifizierung richtet
sich an jedermann, auch an denjenigen, der nur zufällig Kenntnis von Einzelangaben aus Bundes-
statistiken gewinnt. Strafbar ist nur eine vorsätzliche Reidentifizierung.
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Zu § 23 (Bußgeldvorschrift)

Die Bußgeldvorschrift entspricht im wesentlichen dem bisher geltenden Recht. Erweitert wurde sie
dadurch, daß nunmehr auch ordnungswidrig handelt, wer die Antwort auf den Erhebungsvordru-
cken vorsätzlich nicht in der dort vorgegebenen Form erteilt.

Zu § 24 (Verwaltungsbehörde im Sinne des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten - OW|G)

Die Regelung der Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten war
bislang für Erhebungen, die zentral durch das Statistische Bundesamt durchgeführt werden, in der
Verordnung über die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im
Bereich der Statistik für Bundeszwecke vom 20. Dezember 1968 (BGBI. I S. 1410) geregelt.

Mit der Aufnahme der Vorschrift in das Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke werden für den
Bereich des Bundes die das Bußgeld betreffenden Regelungen übersichtlich zusammengefaßt.

Zu § 25 (Überleitungsvorschrift)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt Fälle der Ermächtigung aufgrund des § 9 Abs. 2 des Bundesstatistikgesetzes
von 1980, lm Hinblick auf das Volkszählungsurteil soll die Ermächtigung nur unter bestimmten
Voraussetzungen der ,,Abschottung" fortbestehen. Bei der ermächtigten Behörde muß die mit der
Durchführung statistischer Aufgaben befaßte Organisationseinheit organisatorisch und personell
von anderen Aufgabenbereichen getrennt sein. Darüber hinaus sind weitere Vorkehrungen zu
treffen, die die Wahrung des Statistikgeheimnisses gewährleisten. Vorkehrungen dieser Art sind
neben Maßnahmen nach der Anlage zu § 6 Abs. 1 Satz 1 Bundesdatenschutzgesetz die förmliche
Verpflichtung der mit statistischen Aufgaben befaßten Bediensteten auf die Wahrung des Statistik-
geheimnisses einschließlich der Verpflichtung, die gewonnenen Erkenntnisse über den Zeitraum
der Tätigkeit im abgeschotteten Bereich hinaus nicht für andere Verfahren oder Zwecke zu ver-
wenden. Es ist zudem sichezustellen, daß nur Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichtete Kenntnis von den statistischen Einzelangaben erhalten können. Die in der Be-
hördenhierarchie angelegten Aufsichts- und Weisungsbefugnisse werden durch das Statistikge-
heimnis begrenzt.

ZU Absatz 2

Die Vorschrift betrifft Bundesstatistiken, die auf Grund von Rechtsvorschriften durchgeführt wer-
den, die zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses Gesetzes bereits gelten. ln diesen Fällen dürfen
die Angaben mit den unter Nummern 1 bis 4 dargestellten Zweckbestimmungen als Hilfsmerkmale
erfragt werden, ohne daß - abweichend vom Grundsatz des § 9 Abs. 1 - in einzelstatistischen
Rechtsvorschriften die Hilfsmerkmale besonders ausgewiesen werden müssen. Die darin liegende
Bereinigung bestehender Rechtsvorschriften, die auch für künftige Novellierungen dieser Rege-
lungen gilt, vermeidet die Notwendigkeit der Anderung einer großen Zahl einzelgesetzlicher
Rechtsgrundlagen. Bei den Angaben nach den im einzelnen aufgeführten Venvendungszwecken
handelt es sich überwiegend um Auskünfte, die unmittelbar vom Befragten selbst gegeben wer-
den.
Der technischen Durchführung der Bundesstatistik dienen auch Namen und Telefonnummern der
jeweiligen Bearbeiter von Fragebögen in Unternehmen und Betrieben. Die entsprechenden Anga-
ben fallen daher unter Nummer 1.

Die nach Nummer 2 und 3 dargestellten Verwendungszwecke sind für die Fälle von Bedeutung, in
denen die statistische Zuordnung der zu Befragenden unklar oder zweifelhaft ist, ob die Erhe-
bungsmerkmale der in Betracht kommenden Bundesstatistik auf den Auskunftsgebenden zutref-
fen. Nummer 2 und Nummer 3 bieten daher die Grundlage für Rückfragen durch die statistischen
Amter.
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Mit den unter Nummer 4 aufgeführten Hilfsmerkmalen zur Kennzeichnung des Betroffenen sind
insbesondere Angaben über solche Personen und lnstitutionen gemeint, über die Erklärungen
durch Dritte abgegeben werden (2. B. Kennzeichnungen durch Nummern, die eine auskunfts-
pflichtige Behörde vergeben hat).

Zu § 26 (Berlin-Klausel)

Die Vorschrift enthält die übliche Berlinklausel

Zu §27 (lnkrafttreten)

Diese Vorschrift regelt das lnkrafttreten des Gesetzes sowie das Außerkrafttreten des bisherigen
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke. Darüber hinaus wird im Hinblick auf die Regelung
des § 24 die Verordnung über die Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten im Bereich der Statistik für Bundeszwecke außer Kraft gesetzt.

C. Kosten

Durch das Gesetz entstehen keine Kosten.

Die organisations- und verfassungsrechtlichen Vorschriften des Gesetzes haben keine Auswirkun-
gen auf Einzelpreise und Preisniveau.
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Auszuqsweiser Abdruck:

Begründung zum Gesetz zur Anderung des Gesetzes...
und des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz)

vom 17. Dezember 1990 (BT-Drucks. 1117768 vom 31. August 1990)

A Allgemeiner Teil

2. Bundesstatistikgesetz

DieAnderung von § 13 BStatG und die Einfügung eines neuen § 13 a trägtdatenschutzrechtlichen
Anforderungen im Bereich der Statistik Rechnung. Anläßlich der Beratung des Agrarstatistikgeset-
zes sowie des Lohnstatistikgesetzes wurde geltend gemacht, daß zur Vermeidung etwaiger ver-
fassungsrechtlicher Risiken die in § 13 Abs. 1 Nr.3 Buchstabe b BStatG getroffenen Regelungen
um datenschutzrechtliche Sicherungen ergänzt werden müssen. Dies sei eine wesentliche Vor-
aussetzung für Zusammenführungen von Daten aus Wirtschafts- und Umweltstatistiken, die durch
verschiedene Rechtsvorschriften angeordnet werden. Für die betroffenen Unternehmen und Be-
triebe müsse ersichtlich sein, daß ihre Angaben, die für auf verschiedenen Rechtsvorschriften be-
ruhenden Bundesstatistiken erteilt worden sind, zur Gewinnung weiterer lnformationen zusam-
mengeführt werden dürfen.

§ 13a sieht daher ein besonderes Verfahren für die Zusammenführüngen von Daten aus ver-
schiedenen Bundesstatistiken vor. Die Zusammenführungen dürfen nur mittels einer Nummer er-
folgen, die keinen Rückgriff auf die Kennummer erlaubt, über die eine ldentifizierung der Erhe-
bungseinheiten möglich ist. Die Entscheidung über solche Zusammenführungen obliegt dem Prä-
sidenten des Statistischen Bundesamtes und den Leitern der statistischen Amter der Länder für
ihren Zuständigkeitsbereich.

Über die Zusammenführungen ist ferner der Deutsche Bundestag in dem alle zwei Jahre zu er-
stattenden Bericht nach § 5 Abs. 3 zu unterrichten.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 2 Nr. 1a

Die Streichung des Wortes,,Zusammenführungen" erklärt sich daraus, daß in § 13a eine eigen-
ständige Regelung von Zusammenführungen von Daten aus verschiedenen Bundesstatistiken
getroffen wird.

Zu Artikel 2 Nr. 1 b

Die Vergabe einer Kennummer für die in die Adreßdatei aufgenommenen Erhebungseinheiten,
ihre Speicherung in der Adreßdatei und in den Einzeldatensätzen dient der Erfüllung der in Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Zwecken in den verschiedenen Phasen der Durchführung von
Bundesstatistiken. Die Regelung stellt klar, daß Kennummern venvendet werden dürfen.

Zu Artikel 2 Nr. 1 c

Es handelt sich um eine Folgeänderung von Nummer 1 b

Zu Artikel2 Nr. 1 d

Die bereits in Absatz 4 des Gesetzes in der geltenden Fassung enthaltene Regelung, daß die in
den Adreßdateien enthaltenen Merkmale nach Absatz2 nichl länger gespeichert werden dürfen,
als es die in Absatz 1 genannten Zwecke erfordern, gilt gleichermaßen für die Kennummern.

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003 -77 -



BStatG 10

Zu Artikel 2 Nr.2

Die Vorschrift erlaubt die Zusammenführung von Daten aus Wirtschafts- und Umweltstatistiken, die
auf verschiedenen Rechtsverschriften beruhen. Diese Zusammenführungen sind nur zulässig, um
lnformationen ohne zusätzliche statistische Erhebungen zu gewinnen. Dem Statistischen Bundes-
amt und den statistischen Amtern der Länder wird ermöglicht, einen über eine Bundesstatistik hi-
nausgehenden lnformationsbedarf durch die Zusammenführung vorhandener Daten aus verschie-
denen Bundesstatistiken zu erfüllen. Auf diese Weise können Unternehmen und Betriebe von
weiteren Befragungen entlastet werden.

Als zusätzliche Maßnahme - neben den verwaltungsintern bei der Verarbeitung der zu statisti-
schen Zwecken erhobenen Daten üblichen organisatorischen und technischen Schutzvorkehrun-
gen beim Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Länder - sind für diese Zu-
sammenführungen Nummern zu venruenden, die keinen Rückgriff auf die Kennummern und die
Merkmale in der Adreßdatei erlauben. Zu diesem Zweck erfolgt eine Verschlüsselung der Ken-
nummer in den Einzeldatensätzen. Die Datensätze einer Erhebungseinheit müssen die gleiche
durch Verschlüsselung entstandene Nummer erhalten, da anderenfalls keine Zusammenführung
möglich wäre.

Die Entscheidung über solche Zusammenführungen obliegt dem Präsidenten des Statistischen
Bundesamtes und den Leitern der statistischen Arnter der Länder für ihren Zuständigkeitsbereich.

Die Bundesregierung wird verpflichtet, in dem alle zwei Jahre dem Deutschen Bundestag zu er-
stattenden Bericht nach § 5 Abs. 3 über die Zusammenführungen zu unterrichten.

Auszuqsweiser Abdruck:

Begründung zum Gesetz
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2186/93

des Rates vom22. Juli 1993 über die innergemeinschaftliche Koordinierung
des Aufbaus von Unternehmensregistern für statistische Verwendungszwecke

vom 16. Juni 1998
(BT-Drucks. Nr. 13/9696 vom22. Januar 1998)

A. Allgemeiner Teil

ilt

Darüber hinaus sind weitere Rahmenbedingungen zu schaffen, die eine effiziente Registerein-
richtung und -führung ermöglichen. Das erfordert auch eine Anderung des Bundesstatistikgesetzes
in Artikel 2. Das Statistikregister ist ein den Adreßdateien gemäß § 13 des Bundesstatistikgesetzes
entsprechendes lnstrument der amtlichen Statistik.
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C. Besonderer Teil

Zu Artikel 2 (Anderung des Bundesstatistikgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Anderung des § 6 des Bundesstatistikgesetzes soll die Nutzung der Angaben aus Erhebungen
zur Vorbereitung und Durchführung durch Rechtsvorschrift angeordneter Wirtschafts- und Umwelt-
statistiken für den Aufbau und die Führung des Statistikregisters gemäß VO Nr. 2186193 ermögli-
chen.
Hierzu sind die vorgesehene Erweiterung des Verwendungszwecks und die entsprechende An-
passung der Löschungsvorschrift erforderlich und im überwiegenden Allgemeininteresse geboten.
Durch die Verwendung dieser Angaben für das Statistikregister können nicht nur erhebliche Kos-
ten gespart werden, sondern auch die zu Befragenden merklich entlastet werden, indem insbe-
sondere nochmalige Befragungen zur Vorbereitung und Durchführung anderer Wirtschafts- und
Umweltstatistiken entfallen können.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Die VO Nr.2186/93 enthält keine Einschränkung hinsichtlich der für den Aufbau und die Führung
des Statistikregisters zulässigen Datenquellen. lm Bundesstatistikgesetz ist bereits in § 5 Abs. 5
Satz 1 geregelt, daß Bundesstatistiken, bei denen Angaben ausschließlich aus allgemein zugäng-
lichen Quellen verwendet werden, keiner Anordnung durch Gesetz oder Rechtsverordnung be-
dürfen. Damit das Statistikregister den gegenwärtigen und den künftigen lnformationsbedarf voll-
ständig erfüllen kann, sollen Angaben aus allgemein zugänglichen Quellen verwendet werden
können. Es kommen dabei nur solche Quellen in Betracht, die den Qualitätsanforderungen der
Bundesstatistik genügen, also auch als Grundlage für eine Bundesstatistik gemäß § 5 Abs. 5
Satz 1 des Bundesstatistikgesetzes geeignet wären und allgemein bekannt sind, z.B. Angaben aus
dem Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- oder Vereinsregister, aus dem Bundesanzeiger,
aus Unternehmenshandbüchern, aus veröffentlichten Mitgliederverzeichnissen von Kammern oder
Berufsverbänden oder aus den Telefonbüchern. Solche Angaben werden insbesondere für die
Bereiche, die in den Stammdateien, nach den §§ 2 bis 5 des Statistikregistergesetzes nicht voil-
ständig abgebildet sind, benötigl. Zu einem wesentlichen Teil sind diese Angaben auf maschinell
verwertbaren Datenträgern verfü gbar.

. Zu Buchstabe b

Vor allem mittelständische Unternehmen und selbständig tätige Angehörige Freier Berufe sind
daran interessiert, daß ihre Bevollmächtigten für die statistische Auskunftserteilung (2.8. Steuerbe-
rater) anstelle des Unternehmens oder eines Betriebes die Erhebungsvordrucke unmittelbar er-
halten, ausfüllen und an die statistischen Amter zurücksenden. Deshalb sollen auch Name, An-
schrift und Telekommunikationsanschlußnummern der Bevollmächtigten in das Statistikregister
aufgenommen werden. Als Bevollmächtigte kommen auch rechtlich selbständige Unternehmen in
einär Unternehmensgruppe in Betracnt, äie für das Ausfüllen bestimmt sind und an die alle Erhe-
bungsvordrucke für sämtliche Unternehmen und Betriebe der Unternehmensgruppe zu senden
sind. Derartige Vereinbarungen über die Einschaltung von Bevollmächtigten werden sowohl auf
seiten der Auskunftgebenden als auch seitens der Bevollmächtigten auf freiwilliger Grundlage ge-
troffen und bestehen im allgemeinen für längere Zeit. Die Aufnahme der Angaben über die Bevoll-
mächtigten in das Statistikregister gestattet eine automatisierte Adressierung der Erhebungsvor-
drucke an die Bevollmächtigten. Das ermöglicht eine deutliche Entlastung der Auskunftgebenden
und eine Beschleunigung bei der Durchführung der Erhebungen.
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Zu Buchstabe c

Der Ort und die Nummer der Eintragung in das Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- oder
Vereinsregister bezeichnen den Sitz des jeweils zuständigen Registergerichts und die Nummer,
unter der die Einheit in dem jeweiligen Register eingetragen ist. Die Angaben sind für den gewerb-
lichen Bereich mit Ausnahme der Angaben über das Partnerschaftsregister auch in den Gäwerbe-
anzeigen enthalten. Sie sollen außerdem von den lndustrie- und Handelskammern an die statisti-
schen Amter übermittelt werden. Darüber hinaus werden sie bei den Bekanntmachungen im Bun-
desanzeiger über die Eintragungen in die genannten Register und in Unternehmenshändbüchern
angegeben. lm Statistikregister sollen diese Angaben aufgenommen werden können, um die Zu-
ordnung der Datensälze zu erleichtern. Auch die Aufnahme von ldentifikationskennzeichen aus
den Gewerbemeldungen soll die Führung des Statistikregisters vereinfachen. Die Fortschreibung
des Statistikregisters aufgrund der Gewerbemeldungen läßt sich mit diesem Kennzeichen durch
Einsatz der Datenverarbeitung rationalisieren, selbst wenn bisher nur ein Teil der Gemeinden sol-
che Kennzeichen vergibt. Die Zugehörigkeit zu einer Organschaft (Artikel 1 § 2 Abs. 1 Nr.4) ist als
ergänzendes Merkmal insbesondere zum steuerbaren Umsatz im Statistikregister aufzunehmen.

Auszuqsweiser Abdruck:

Begründung zum Gesetz zur Anderung und Ergänzung des
Strafverfahrensrechts-Strafverfah rensänderu ngsgesetz 1 999 (StVAG 1 999)

vom 2. August 2000
(BR-Drucks. Nr. 65/99 vom 5. Februar 1999)

Zu Artikel 4 (Anderung des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke)

Die in Artikel 4 vorgeschlagene Anderung von § 16 Abs.7 des Bundesstatistikgesetzes steht in
Zusammenhang mit § 476 SIPO und Artikel 3. lm Hinblick auf die Anderung des § 203 Abs. 2
StGB (siehe Artikel 3) ist § '16 Abs. 7, wie vorgeschlagen, neu zu fassen.
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Auszuqsweiser Abdruck:

Begründung zum Dritten Gesetz zur Anderung
verwaltun gsverfahren srechtlicher Vorsch rift en vom 2 1 . Aug ust 2002

(BT-Drucks. Nr. 14/9000 vom 13. Mai2002)

Zu Artikel 13 (jetzt Artike! 16) (Anderung des Bundesstatistikgesetzes)

Bei der Erstellung von Bundesstatistiken wurden bisher schon neue lnformations- und Kommuni-
kationstechniken soweit wie möglich eingesetzt, und zwar sowohl bei der Erhebung als auch der
Verarbeitung der Daten durch das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Länder.
Für die Befragten sieht das Bundesstatistikgesetz verschiedene Möglichkeiten der Auskunftsertei-
lung vor, z.B. mündlich gegenüber Erhebungsbeauftragten, schriftlich durch Ausfüllen von Erhe-
bungsvordrucken; es schließt aber eine Antworterteilung auf anderen Datenträgern (2.8. Magnet-
trägern, Disketten) nicht aus.

Die Möglichkeit, dass grundsätzlich in allen Fachgebieten und Verfahrensarten der Verwaltung
elektronische Kommunikationsformen gleichberechtigt neben Schriftform und mündlicher Form
angewendet werden können, wird die amtliche Statistik nutzen, elektronische Erhebungsverfahren
verstärkt einzusetzen, mit dem Ziel, die Auskunftserteilung für die zu Befragenden zu vereinfa-
chen. Durch die Einführung der Wahlmöglichkeit zwischen schriftlicher und elektronischer Aus-
kunftserteilung sollen den Auskunftserteilenden keine zusätzlichen Belastungen entstehen. Die
bisher schon bestehenden Mög[ichkeiten der Auskunftserteilung, z.B. Verwendung von Diskette,
CD-ROM, einfache E-Mail etc., sollen nicht eingeschränkt werden. Daher sollen bei elektronischer
Auskunftserteilung grundsätzlich die einfachen Formen der elektronischen Kommunikation genü-
gen und auf die qualifizierte elektronische Signatur vezichtet werden. Dies trägt auch dem Um-
stand Rechnung, dass schon bisher bei zahlreichen bundesstatistischen Erhebungen keine Unter-
schrift verlangt wird. Die grundsätzliche Gleichstellung durch Rechtsvorschrift angeordneter
Schriftform mit der elektronischen Form in Verbindung mit einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur, wie sie § 3a Abs. 2 VwVfG vorsieht, erfordern die Anpassung verschiedener Vorschriften
des Bundesstatistikgesetzes, die schriftliche Auskunftserteilung vorsehen, die soweit sie durch die
elektronische Form ersetzt wird, in einfacher Form ausreichend ist.

Zu Nummer 1 (§ 11)

Die bisherige Regelung in § 11 Abs. 3 Satz 1, dass die Erhebungsvordrucke maschinenlesbar
gestaltet werden können, kann durch die generelle Möglichkeit, elektronische Verfahren einzuset-
zen, entfallen. Als Folgeänderung wird der Anfang dds bisherigen Satzes 2 angepasst, der im Üb-
rigen der bisherigen Regelung (Beschränkung der Fragen auf die Erhebungs- und Hilfsmerkmale)
entspricht.

Zu Nummer 2 (§ 11a)

§ 11a diente lediglich der Klarstellung, dass Erhebungen auch in computergestützter Form, z.B.
Einsatz von Laptops, Telefoninterviews, durchgeführt werden können. Durch die grundsätzliche
Möglichkeit, elektronische Verfahren in allen Fachbereichen der Verwaltung einzusetzen, die auch
computergestützte Erhebungsverfahren einschließen, wird der diese Form der Erhebung noch
besonders regelnde § 11a überflüssig. Die Befragten haben die Möglichkeit, auch bei elektroni-
schen Erhebungsverfahren die Auskunft schriftlich oder elektronisch zu erteilen (vgl. § 15 Abs.3
bis 5).

Zu Nummer 3 (§ 15)

Zu Buchstabe a

Die Regelung bestimmt den Zugang bei schriftlicher und elektronischer Auskunftserteilung. Maß-
gebend ist bei elektronischer Ubermittlung, wann die Empfangseinrichtung den elektronisch über-
mittelten Erhebungsvordruck in für den Empfänger bearbeitbarer Weise aufgezeichnet hat.
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Zu Buchstabe b

Die Möglichkeiten der Auskunftserteilung beim Einsatz von Erhebungsbeauftragten werden durch
die elektronische Form eruveitert.

Zu Nummer a (§ 17)

Soweit die elektronische Auskunftserteilung von den statistischen Amtern der Länder und dem
Statistischen Bundesamt angeboten wird, soll hierfür auch die elektronische Form der Unterrich-
tung der zu Befragenden zulässig sein. Eine qualifizierte elektronische Signatur der Unterrichtung
ist hierbei nicht erforderlich.
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Gesetz über Agrarstatisti ken (Agrarstatistikgesetz -
AgrStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom

08. August 2002 (BGB[. !S.3118)
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Bekanntmachung
der Neufassun g des Agrarstatistikgesetzes

Vom 8. August 2002

Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes zur Anderung des Agrarstatistikgeset-
zes und des Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen
vom 22. Mai 2002 (BGBI. I S. 1648) wird nachstehend der Wortlaut des Agrar-
statistikgesetzes in der vom 1. September 2002 an geltenden Fassung bekannt
gemacht. Die Neufassung berücksichtigt:

1. die Fassung der Bekanntmachung des Gesetzes vom 25. Juni 1998 (BGBI. I

s.1635),

2. den nach Aftikel 4 teils am 1. Januar 2002 und teils am 1. Juli 2002 in Kraft
getretenen, teils am 1. September 2002 in Kraft tretenden Artikel 1 des Geset-
zes vom 22.Mai 2002 (BGBI. I S. 1648),

3. den am 15. August 2OOZ in Kraft tretenden Artikel 3 des Gesetzes vom
8. August 2002 (BGBI. I S. 3116).

Bonn, den 8. August 2002

Die Bundesministerin
für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft

Fl enate Künast
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Gesetz
über Agrarstatistiken

(Agrarstatisti kgesetz - Ag rStatG).)
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§7e
§80
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Erhebungseinheiten

Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Erster Teil
Allgemeine Vorschrift

§1
Anordnung als Bundesstatistik

Nach Maßgabe dieses Gesetzes werden folgende
Agrarstatistiken als Bundesstatistiken durchgef ührt:

1. die BodennuEungserhebung,

2. die Erhebung über die Viehbestände,

3. die Strukturerhebungen in land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben,

4. die Emteerhebung,

5. die Gefltigelstatistik,
6. die Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik,
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8. die Hochsee- und Küstenfischereistatistik,

9. die Weinstatistik,

10. die Holzstatistik,

11. die Düngemittelstatistik.

Zweiter Teil
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ErsterAbschnitt
BodennuEungserhebung

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschritt

§2
Einzelerhebungen

Die BodennuEungserhebung umfasst folgende Eirzel'
erhebungen:
1. Flächenerhebung,

2. BodennutzungshauPterhebung,

3. Gemüseanbau- und Zerpflanzenerhebung,
4. Baumschulerhebung,

5. Baumobstanbauerhebung.

Zweiter U nterabschn ltt
Flächenerh ebu n g

§3
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Flächenerhebung sind die
Gemeinden und gemeindefreien Gebiete.

§

§
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§ss
§s6
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§s8
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VlerzehnterAbschnltt
Düngemittelstatistlk

Erhebungseinheiten

Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Drltter Tell
Gemelnsame Vorschritten

Erhebungseinheiten

Hilfsmerkmale
Auskunftspflicht
Durchführung von Bundesstatistiken
Verordnungsermächtigung
Erhebungsstellen, Efi ebungsbeauft ragte

Fortschrelbeverf ahren

Betri€bsregister
Übermittlung, Venrendung und Veöflentlichung von Ein-
zelangaben

Vlerter Tell
Schlussvorschrltt

§99 (lnkrafttreten)

1 Diosas Ges€tr di€nt der Umserung folgender Richtlinien:
1 . Bichtlinio 93/23/EWG das Flates vom 1 . Juni 1 99al bstr€tl€nd die stä-

tlstischen Erhebungen 0ber dio Schweineerzeugung ßBl. EG Nr,
L149S. r),

2. Hichuinio 93,:!4/EWG des RatBs vom 1. Junl 19!13 bottBtignd di€
statisüscheo E h€bungon äb€r dlc Binctererreugung (A8l. EG Nr.
L 149 S. 5),

3. Rlchtlini€ 93/25/EWG des Bates vom l. Junl 1993 bstrellend die
statistischan Ehebungen über dio Scütd- und Zogonezaugung
(ABl. EG Nr. L 119 S. 10),

4. Rlchüinic 9G/16/EG des Rates nom 19. März 1936 bettetlGnd dir
statistiscnen Erhebungefl üb€r Milch tnd Mllchezcugniss€ (ABL EG
Nr. L 7E S. 27),

5. Richtllnie 977-7 /EG des Bates vom 1 6. Oezlmber 1 997 anr Andanrng
d6r Rlchtllnien 93/23/EWG. 93/24lE1lrc und S/25IEWG betreflend
clie statistbchen &hebungen über dle Schrireine. Rindet- sowic
Schaf- und Zegenerzeugung (ABl. EG 1998 Nr. L 10 S. 28)'

6. Richtlinie 2OO1/1Og/EG ctes Europtliscnen Parlam€nt! urd dE Fates
vorn 19. DezEmbcr 2OOl üb€r di6 von den Mitgll€dst8aton durcha-F
tührend€n statistischen Erh€bungen aJr Erminfung dc Produktions'
potazials b€stirfirrtor Baurobstanlag€rl (ABl' EG 2002 Nt L 13 S.2U
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§4
Erhebungsad,Periodizltät. .

Berichtszeipunkt, Erhebungsmerkmate
(1) Die Flächenerhebung wird allgemein zum Berichts-

zeitpunK 31. Dezember däs jeweiligen Vorjahres durch-
geffihrt:
1. alle vier Jahre, beginnend 2001; hierbei sind Erhe-

bungsmerkmale:

-87 -



3122 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2002 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 1 4. August 2002

a) die Bodenflächen nach der Arl der tatsächlichen
Nutzung; die Art der tatsächlichen Nutzung wird
entsprechend dem Nutzungsartenvezeichnis der
Arbeitsgemeinschatt der Vermessungsverwaltun-
gen der Länder der Bundesrepublik Deutschland
ermittelt;

b) die Bodenflächen nach der im Flächennutzungs-
plan dargestellten Art der Nutzung; Bodenflächen,
die in einem Flächennutzungsplan nicht dargestellt
sind, werden unter Berücksicntigung der sonstigen
planungsrechtlichen und der tatsächlichen Verhält-
nisse entsprechend den Darstellungen in einem
Flächennutzungsplan zugeordnet;

2. in jedem Jahr mit Ausnahme der Jahre, in denen die
Erhebung nach Nummer 1 stattfindet; hierbei wird die
Siedlungs- und Verkehrsfläche nach der Art der tat-
sächlichen NuEung erhoben.

(2) Das Land Schleswig-Hotstein kann die Erhebung
nach Absatz 1 Nr.2 bis einschließlich 2004 aussetzen.

§5
(weggefallen)

Dritter Unterabschnitt
Bodennutzun gsha upterhebun g

§6
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Bodennutzungshaupterhe-
bung sind
1. bei Erhebungen nach s7Abs. 1 Nr. 1:

a) die Betriebe nach § 91 Abs. 1,

b) in den Ländem Baden-Württemberg und Bayem:
gemeinschaftlich genutäe Flächen von mindestens
zwei Hektar landwirtschaftlich genutzter'Fläche
oder zehn Hektar Waldfläche,

2. bei Erhebungen nach s 7 Abs. 1 Nr.2 und 3 die Be-
triebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1.

§7
Erhebungsart, periodizitä!

Erhebungszeitraum, Merkmale
(1) Die BodennuEungshaupterhebung wird in der Zeit

von Januar bis Mai durchgeführt:
1. allgemein alle aryei Jahre, beginnend 1g99; hierbei

werden Merkmale zur Feststellung der betrieblichen
Einheiten und über die NuEung äer Gesamtflächen
erhoben;

2. allgemein alle vier Jahre, beginnend 1g99; hierbei
werden Merkmale über die Nutrung der Bodenflächen
erhoben;

3. repräsentativ bei höchstens 100 000 Erhebungsein-
heiten in jedem Jahr mit Ausnahme derJahre, in denen
die Erhebung nach Nummer 2 stattfindet; die Länder
Berlin, Bremen und Hamburg werden nur alle vier
Jahre, beginnend 1997, in die Erhebungen einbezo-
gen. Die Merkmale entsprechen mit Ausnahme des
Zwischenfruchtanbaus denienigen der Erhebung nach
Nummer 2. Alle zwei Jahre, beginnend 2000, werden

zusätzlich Merkmale über die Nutzung der Gesamt-
fläche erhoben.

(2) Die Erhebungen nach Absatz'1 sind alle zwei Jahre,
beginnend 1999, Bestandteil der Agrarstrukturerhebung
(§§ 25 bis 29) und werden in den Jahren ohne Agrarstruk-
turerhebung, beginnend 2000, gemeinsam mit der Erhe-
bung über die Viehbestände (§§ 18 bis 20) durchgeführt.

§8
Efi ebungsmerkmale und Berichtszeit

(1) Erhebungsmerkmale der Bodennutzungshaupterhe.
bung sind:

1. zur Feststellung der betrieblichen Einheiten:
der Betriebssitz, der Bechtsgrund des BesiEes, die Art
der Bewirtschaftung, die Bechtsstellung des Betriebs-
inhabers nach Einzelpersonen und personengemein-
schaften oder juristischen Personen sowie die Art des
Betriebes,

2. bei der Nutzung der Gesamtfläche:
die Gesamtfläche nach HauptnuEungs- und Kultur-
arten sowie die Größe der abgegebenen und erhalte-
nen Flächen,

3. bei der Nutzung der Bodenflächen:
die HauptnuEungsarten nach Nutzungszweck, Kultur-
arten, Pflanzengruppen, Pflanzenarten und Kultur-
formen sowie der Zwischenfruchtanbau nach der
Pflanzengruppe, Pflanzenart und dem NuEungszweck
jeweils nach der Fläche.

(2) Der BerichtszeitpunK für die Erhebungsmerkmale
nach AbsaE 1 Nr. 1 und 2 mit Ausnahme der Größe der
abgegebenen und erhaltenen Flächen ist der Tag der
ersten Aufforderung zur Auskunftserteilung. Der Berichts-
zeitraum für die Größe der abgegebenen und erhaltenen
Flächen ist der Zeitraum seit der letzten Erhebung. Der
Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale nach Ab-
satz 1 Nr. 3 mit Ausnahme des Zwischenfruchtanbaus ist
das laufende Kalenderjahr. Der Berichtszeitraum für den
Zwischenfruchtanbau sind die Monate Juni des Vorjahres
bis Mai des laufenden Jahres.

Vierter Unterabschnitt
Gemüseanbau-

und Zierpftanzenerhebung

§e
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Gemüseanbau- und Zerpflan-
zenerhebung sind die Betriebe nach § g1 Abs. 1 Nr. 1 mit
Flächen, auf denen Gemüse, Erdbeeren, Zerpiflanzen
oder deren ieweilige Jungpflanzen angebaut werden.

§10
Erhebun gsart, periodizität

Erhebungszeitraum, Merkmale
(1) Die Gemüseanbau- und Zerpflanzenerhebung wird

in der Zeit von Mai bis August durchgeführt:
1. allgemein alle vier Jahre, beginnend2OO4; hierbei wer-

den Merkmale über den Anbau von Gemüse, Erdbee
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ren und Zierpflanzen, bei Gernüse und Zierpflanzen
auch über die Anzucht von Jungpflanzen, erhoben;

2. repräsentativ bei höchstens 12 000 Erhebungseinhei-
ten in jedem Jahr mit Ausnahme der Jahre, in denen die
Erhebung nach Nummer 1 stattfindet; hierbei werden
Merkmale über den Anbau von Gemüse und Erdbeeren. erhoben.

(2) ln den Ländem Berlin und Bremen wird nur die Erhe-
bung nach Absafz 1 Nr. 1 durchgeführt.

§ 11

Erhebun gsmerkmale und Berichtszeitraum
(1) Erhebungsmerkmale der Gemüseanbau- und Zier-

pf lanzenerhebung sind:

1. beim Anbau von Gemüse und Erdbeeren:

die Pflanzengruppen, Pflanzenärten, Kulturformen,
Arten der Eindeckung, bei Spargel und Erdbeeren
außerdem der Stand der Ertragsfähigkeit, jeweils nach
derAnbaufläche, bei den Erhebungen nach § 10Abs. 1

Nr. 1 zusätzlich bei Gemüse die Grundfläche sowie der
Anbau zur Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen bei
der Ezeugung und beim AbsaE, jeweils nach der
Anbaufläche,

2. beim Anbau von Zierpflanzen:

die Grundfläche, die Pflanzengruppen, Pflanzenarten,
Kulturformen, Arten der Eindeckung und die Venren-
dungszwecke leweils nach der Anbaufläche,

3. bei der Anzucht von Jungpflanzen:

die Grundfläche unter Glas und auf dem Freiland.
(2) Der Berichtszeitraum ist das laufende Kalenderjahr.

Fünfter Unterabschnitt
Baumschulerhebung

§12
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Baumschulerhebung (Baum-
schulen) sind die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 mit
Flächen, auf denen Baumschulgewächse herangezogen
werden mit Ausnahme von Pflanzgärten in Forstbetrieben.

§13
Erhebun gsart, Periodizität,

Erhebungszeitraum, Merkmale
Die Baumschulerhebung wird allgemein alle vier Jahre,

beginnend 2004, in der Zeit von Juli bis August durchge.
führt. Es werden Merkmale über die Nutzung der Baum-
schulflächen erhoben.

§14
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitpunkt

(1) Erhebungsmerkmale der Baumschulerhebung sind
die Baumschulfläche insgesamt und nach Pflanzengrup-
pen und Vermehrungsmerkmalen sowie die Bestände an
Forstpflanzen nach Zahl und Art.

(2) Der Berichtszeitpunkt ist der Tag der ersten Auf-
forderung zur Auskunft serteilung.

3123

Sechster Unterabschnitt
Baumobstanbauerhebung

§15
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten -der Baumobstanbauerhebung
sind die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1, deren Baum-
obstflächen mindestens 30 Ar betragen.

§16
Erhebun gsart, peri odizität,

Erhebungszeitnaum, Merkmale
Die Baumobstanbauerhebung wird allgemein alle lünf

Jahre, beginnend 1992, in der Zeit von Januar bis Juni
durchgeführt. Es werden Merkmale über die NuEung der
Baumobstflächen erhoben.

§17
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitpunkt

(1) Erhebungsmerkmale der Baumobstanbauerhebung
sind die Gesqmtfläche des Baumobstanbaus sowie die
Obstarten, die Obstsorten, die Anbausysteme, die Pflanz-
und Umveredelungszeitpunkte und die Venrendungs-
zwecke des Obstes jeweils nach der Fläche und der Zahl
der Bäume.

(2) Der Berichtszeitpunkt ist der Tag der ersten Auf-
forderung zur Auskunftserteilung.

Zweiter Abschnitt
Erhebung über die Viehbestände

§18
Erhebungseinheiten

(1) Erhebungseinheiten der Erhebung über die Vieh-
bestände sind die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1.

(2) Die Erhebungen erfassen die Bestände, die sich zum
Berichtszeitpunkt im unmittelbaren Besitz des Betriebs-
inhabers oder -leiters befinden, ohne Rücksicht auf das
Eigentum oder die sonstigen Rechtsgründe des Besitzes.
Bei vorübergehend leer stehenden Ställen in der Geflügel-
haltung zum Berichtszeitpunkt ist derjenige Bestand maB-
geblich, der vor der leEen Stalläumung vorhanden war,
sofem diese nicht mehr als sechs Wochän zunickliegrt.

§1e
Erhebungsart Periodizität,

Berichtszeitpunkt Merkmale
(1) Die Erhebung über die Viehbestände wlrd durch-

geführt:

1. allgemein alle vier Jahre; beginnend 2003, zum
Berichtszeitpunkt 3. Mai; hierbei werden Merkmale
über die Bestände an Rindem, Schweinen, Schafen,
Pferden und Geflügel erhoben;

2. repäsentativ bei höchstens 1OO 000 Erhebungsein-
heiten in jedem Jahr mit Ausnahme der Jahre, in denen
die Erhebung nach Nummer 1 stattfindet, beginnend
2oO2, zum Berichtszeitpunkt 3. Mai; hierbei werden

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2002 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 14. August 2002

Statlstisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003 -89-



3124 BundesgeseEblatt Jahrgang 2002 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 1 4. August 2002

Merkmale über die Bestände an Rindern, Schweinen
und Schafen erhoben;

3. repräsentativ bei höchstens 80 000 Erhebungseinhei-
ten in jedem Jahr zum Berichtszeitpunkt 3. November,
beginnend 2001; hierbei werden Merkmale über die
Bestände an Rindern und Schweinen erhoben.

(2)Abweichend von Absatz 1 wird in den Ländern Berlin,
Bremen und Hamburg

1. die Erhebung nach Absatz 1 Nr. 2 alle vier Jahre, be.
ginnend 2005, durchgeführt,

2. die Erhebung nach AbsaE 1 Nr. 3 nicht durchgeführt.
(3) Die Erhebungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind

alle zwei Jahre BEstandteil der Agrarstrukturerhebung
(§§ 25 bis 29) und werden in den Jahren ohne Agrarstruk-
turerhebung gemeinsam mit der Bodennutzungshaupt-
erhebung (§§ 6 bis 8) durchgeführt.

§20
Erhebungsmerkmate

Erhebungsmerkmale der Erhebung über die Viehbe.
stände sind:

1. bei den Beständen an Rindem und Schafen:
die Zahl, das Alter, das Geschlecht und der Nutzungs-
zweck der'l'ier.e,

2. bei den Beständen an Schweinen:
die Zahl der Tiere nach Lebendgewichtklassen und
Nutzungszweck, bei Zuchtschweinen außerdem das
Geschlecht und bei Zuchtsauen die Trächtigkeit,

3. bei den Beständen an Pferden:
die Zahl und, außer bei Ponys und Kleinpferden, das
Alter derTiere,

4. bei den Beständen an Geflügel:
die Zahl, die Art, das A.lter, das Geschlecht und der
Nutzungszweck der Tiere.

Dritter Abschnitt
§§ 21 bis 23

(weggefallen)

Vierter Abschnitt
Strukturerhebungen in

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben

Erster Unterabschnitt
All gemeine Vorschriften

§24
Einzelerhebungen, Programme, periodizität

(1) Die Strukturerhebungen umfassen folgende Einzel-
erhebungen:

1. Agrarstrukturerhebung:

a) Grundprogramm (§ 27),

b) Ergänzungsprogramm (s§ 28 und 29),

2. Landwirtschaftszählung:

a) Haupterhebung (§ 33),

b) Weinbauerhebung (§ 36),

c) Gartenbauerhebung (§ 39),

d) BinnenfischereierhebunS (§ 42).

(2) Grundprogramm und Ergänzungsprogramm der
Agrarstrukturerhebung gemäß Absatz 1 Nr. 1 werden
gemeinsam durchgeführt.

(3) Die Agrarstrukturerhebung wird alle zwei Jahre,
beginnend 1 999, durchgeführt.

(4) Die Haupterhebung der Landwirtschaftszählung wird
gerneinsam mit der AgrarstruKurerhebung im ersten
Halbjahr 1 999 durchgeführt.

Zwelter U nterabschnitt
Agrarstrukturerheb un g

§2s
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Agrarstrukturerhebung sind die
Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1.

§20
(weggefallen)

§27
Ertebungsart, Periodizität,

Erhebungsmerkmale des Grundprogramms
(1) Das Grundprogramm besteht aus den Erhebungs-

merkmalen der
1 . Bodennutzungshaupterhebung (§ 8 Abs. 1 ),

2. Erhebung über die Viehbestände im Mai (§ 20).
(2) Die Angaben nach AbsaE 1 werden erhoben:

1. allgemein alle vier Jahre, beginnend 1999,

2. repräsentativ für höchstens 100000 Erhebungsein-
heiten alle vier Jahre, beginnend 2001 .

§28
Erhebungsart, Periodizität,

Merkmale des Ergänzungsprogriamms
(1) Die Erhebung für das Ergänzungsprogramm nach

§ 24 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b wird durchgeführt:
1 . allgemein alle vier Jahre, beginnend 1999; hierbei wer-

den Merkmale über die Gewinnermittlung und die
Umsa?besteuerung sowie die sozialökonomischen
Verhältnisse des Betriebes und außer bei den Erhe,
bungseinheiten nach Nummer 2 über die Arbeitskräfte
nach Persionengruppen erhoben;

2. repräsentativ bei höchstens 100 000 Erhebungseinhöi-
ten alle zwei Jahre, beginnend 1999; hierbei werden
Merkmale über Eigentums- und Pachtverhältnisse an
der landwirtschaftlich genutzten Fläche, auBerbetrieb-
liche Erwerbs- und Unterhattsquellen, den Anfall und
die Aufbringung von Wirtschaftsdüngem tierischer
Herkunft sowie über die Beschäftigung des Betriebsin-
habers, seiner Familienangehörigen und der im Betrieb
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Beschäftigten, die keine Familienangehörigen sind,
erhoben; Familienangehörige des Betriebsinhabers im
Sinne dieses Gesefzes sind sein Ehegatte sowie
die auf dem Betrieb lebenden Verwandten und Ver-
schwägerlen;

3. repräsentativ bei höchstens 100000 Erhebungsein-
heiten alle vier Jahre, beginnend 2001 , für die sozial-
ökonomischen Verhältnisse des Betriebes.

(2) lm Jahr der Haupterhebung der Landwirtschafls-
zählung werden die Merkmale über Eigentums- und
Pachtverhältnisse an der landwirtschaftlich genutäen
Fläche ailgemein erhoben. Dies gilt nicht für die Erhebung
der in den letzten zwei Jahren vereinbarten Pachtentgelte
für nicht von Ehegatten, Venryandten und Verschwägerten
gepachteten Flächen.

§2s
Erhebun gsmerkmale und Berichtszeit

.(1) Erhebungsmerkmale des Ergänzungsprogramms
sind:

1. bei den Arbeitskräften nach Personengruppen:

die Gesamtzahl und die Arbeitszeiten im Betrieb, beim
Betriebsinhaber und dessen Ehegatten auch die
Arbeitszeiten im Haushalt des Betriebsinhabers und in
anderer Erwerbstätigkeit,

2. bei der Beschäftigung des Betriebsinhabers, seiner
Familienangehörigen und der im Betrieb Beschäftig-
ten, die keine Familienangehörigen sind:

a) beim Betriebsinhaber und seinen Familienangehöri-
gen:

das Geschlecht, Geburtslahr, Geburtstag im
Zeitraum 1. Januar bis 30. April oder 1. Mai bis
31. Dezember, Verwandtschafts- oder Schwäger-
schaftsverhältnis zum Betriebsinhaber, die Betriebs-
leitereigenschaft, die Arbeitszeiten im Betrieb, im
Haushalt des Betriebsinhabers und in anderer
Erwerbstätigkeit,

b) bei den ständig im Betrieb Beschäftigten, die keine
Familienangehörigen sind:

das Geschlecht, Geburtsjahr, Geburtstag im Zeit-
raum 1. Januar bis 30. April oder i. Mai bis 31 . De-
zember, die Bezeichnung der ausgeübten Tätigkeit,
die Stellung im Beruf, die Betriebsleitereigenschaft
und die Arbeitszeiten im Betrieb,

c) bei den nicht ständig im Betrieb Beschäftigten, die
keine Familienangehörigen sind:

die GesamEahl nach Geschlecht und im Betrieb
geleisteter Arbeitszeit,

3. bei der Geyvinnermittlung:

die Art,

4. bei den sozialökonomischen Verhältnissen des Be-
triebes:
Erwerbstätigkeit außerhalb des Betriebes und sonstige
außerbetriebliche Einkommensquellen des Betriebs-
inhabers sowie das geschätae Verhältnis (größer/klei-
ner) zwischen dem außerbetrieblichen Einkommen und
dem Einkommen aus dern Betrieb; bei verheirateten
Betriebsinhabem böziehen sich die Angaben jeweils
auf das Betriebsinhaberehepaar,

5. beim Anfall und der Aufbringung von Wirtschafts-
düngern tierischer Herkunft:
die Düngerart, die Lagerungsart, die Lager:kapazität
und die Lagerdauer, das Aufbringen von Flüssigmist
auf selbst bewirtschafteten oder außerbetrieblichen
Flächen sowie die Übernahme und Aufbringung von
Flüssigmist aus anderen Betrieben,

6. bei den Eigentums- und Pachtverhältnissen an der.
landwirtschaftlich genutzten Fläche:

die Größe der gesamten eigenen Fläche, die Größe der
eigenen selbst bewirtschafteten, der verpachteten und
der unentgeltlich zur Bewirtschaftung abgegebenen
Flächen, die Größe der gepachteten Flächen nach
Verpächtergruppen und der unentgeltlich zur Bewirt-
schaftung erhaltenen Flächen, die Pachtentgelte für
nicht von Ehegatten, Verwandten und Verschwägerten
gepachtete Höfe und Einzelgrundstücke, bei. Höfen
nach der Größe der betroffenen Fläche, bei Eirzel-
grundstücken zusätzlich nach der Afi der Nutzung
sowie die in den letzten zwei Jahren vereinbarten
Pachtentgelte für Einzelgrundstücke nach der Art der
Nutzung und der Große der betroffenen Flächen,

7. bei den außeöetrieblichen Enrverbs- und Unterhalts-
quellen:

das Einkommen des Betriebsinhabers und seines
Ehegatten und der auf dem Betrieb lebenden und im
Betrieb mithelfenden Venarandten und Verschwägerten
nach derArt oder Herkunft,

8. bei der UmsaEbesteuerung:
die Form.

(2) Der Berichtszeitraum lür die Erhebungsmerkmale
nach AbsaE 1 Nr. 1 , 2, 4,5, mit Ausnahme der Lagerkapa-
zität, und Nr. 7 sind die Monate Mai des Voriahres bis
April des laufenden Jahres. Der Berichtszeitraum fiir die
Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 Nr.3, 5 für die Lager-
kapazität, Nr. 6, mit Ausnahme der Pachtentgelte, und
Nr. 8 ist der Tag der ersten Autforderung zur Auskunfts-
erteilung. Der.Berichtszeitraum für die Pachtentgelte ist
das laufende Pachtjahr.

§§ 30 und 31

(weggefallen)

Dritter Unterabschnitt
Haupterhebung

der Landwirtschaftszählung

§32
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Haupterhebung sind:
1. die Erhebungseinheiten der Agrarstrukturerhebung

(§ 25) für die aus der Agrarstrukturerhebung entnom-
menen Angaben,

2. die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 für die übrigen zu
erhebenden Merkmale (§ 33).

§33
Erhebungsart Merkmale

(1) Allgemein werden die Angaben zum Grundpro-
gramm (§ 27 Abs.2 Nr. 1)und zum Ergänzungsprogramm
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(§ 28 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2) der Agrarstrukturerhebung
übernommen sowie Merkmale über die Vermietung von
Unterkünften an Ferien- oder Kurgäste und bei Betriebsin-
habern, die 45 Jahre und älter sind, über die Hofnachfolge
erhoben.

(2) Bepräsentativ bei höchstens 100 000 Erhebungsein-
heiten werden die Angaben zum Ergänzungsprogramm
der Agrarstrukturerhebung (§ 28 Abs. 1 Nr. 2) übernom-
men sowie die Merkmale über die Berufsbildung des
Betriebsinhabers, seines Ehegatten und des Betriebs-
leiters, die überbetrieblichen Bindungen beim Absatz von
Ezeugnissen sowie die soziale Sicherung des Betriebsin-
habers und seiner Familienangehörigen (§ 28 Abs. 1 Nr. 2),
soweit sie im Betrieb tätig sind oder waren, erhoben.

§34
Erhebungsmerkmale und Berlchtszeit

(1) Erhebungsmerkmale der Haupterhebung sind neben
den Erhebungsmerkmalen des Grundprogramms (§ 27
Abs. 1) und des Ergänzungsprogramms (§ 29 Abs. 1 Nr. 2
bis 7) der Agrarstrukturerhebung:

1. bei der Vermietung von Unterkünften an Ferien- oder
Kurgäste:

die Zahl der Betten nach derArt der Unterkunfl,
2. bei der Hofnachfolge:

Vereinbarung, Absprache oder sonstige Verständi-
gung über die Hofnachfolge, das Alter, das Ge-
schlecht, landwirtschaft liche und außedandwirtschaft-
liche Berufsbildung eines Hofnachfolgers sowie die
Mitarbeit im Betrieb,

3. bei der Berufsbildung des Betriebsinhabers, seines
Ehegatten und des Betriebsleiters:
landwirtschaftliche und außerlandwirtschaftliche Be-
rufsbildung jeweils nach der Art des Abschlusses,

4. bei den überbetrieblichen Bindungen beim Absatz von
Erzeugnissen:

die Mitgliedschaft in Eaeugergemeinschalten oder
-organisationen und einzelvertragliche Bindungen, die
Art und der Umfang der einbezogenen Ezeugnisse,

5. bei der sozialen Sicherung des Betriebsinhabers und
seiner Familienangehörigen:
die Mitgliedschaft in landwidschaftlichen Alterskassen
und in der gesetzlichen Rentenversicherung.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absafz 1 Nr. 1, 4 und 5 ist das dem Erhebungs-
zeitraum vorausgehende Kalenderjahr. Der Berichts-
zeitpunkt für die Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 Nr. 2
und 3 ist der Tag der ersten Autforderung zur Auskunfts-
erteilung.

Vierter Unterabschnitt
Weinbauerhebung

§35
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Weinbauerhebung sind:
'l . für die Merkmale über die bestockte Rebfläche und die

Rebsorte

a) alle Betriebe mit einer bestockten Rebfläche, auch
soweit nicht im Ertrag stehend, von insgesamt min-
destens zehn Ar,

b) alle Betriebe mit einer bestockten Rebfläche, auch
soweit nicht im Ertrag stehend, von insgesamt
weniger als zehn Ar, die Trauben, Traubenmost,
Wein oder vegetatives Vermehrungsgut zum Ver-
kauf ezeugen,

2. tür die übrigen Merkmale alle Betriebe nach s 91
Abs. 1 mit einer bestockten Rebfläche, auch soweit
nicht im Ertrag stehend, von insgesamt mindestens
dreißig Ar.

§36
Erhebun gsart, Periodizität,

Erhebungszeitraum, Merkmale
(1) Die Weinbauerhebung wird 1999 durchgeführt.
(2) Allgemein werden die Angaben zur bestockten

Rebfläche und den Rebsorten der Weinbaukartei und zu
den übrigen Flächen des Betriebes, den Eigentums- und
Pachtverhältnissen, der Flechtsstellung des Betriebs-
inhabers, den sozialökonomischen Verhältnissen des
Betriebes, der Gewinnermittlung und den Arbeitskräften
nach Personengruppen der Haupterhebung der Land-
wirtschaftszählung entnommen sowie Merkmale über die
Vermarktung erhoben.

(3) Repräsentativ werden die Angaben zu den über-
betrieblichen Bindungen beim AbsaE, zur Beschäftigung
des Betriebsinhabers, seiner Familienangehörigen und
der im Betrieb Beschäftigten, die keine Familienangehöri-
gen sind, sowie zu der Berufsbildung des Betriebsleiters
der Haupterhebung der Landwirtschaftsählung entnom-
men.

§37
Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

(1) Erhebungsmerkmale der Weinbar rerhebung sind:

1. bei den Flächen des Betriebes:

die landwirtschaftlich genutzte Fläche nach Haupt-
nutzungsarten, die bestockte Rebfläche nach der
Art der Nutzung und der Art der UnterstüEungsvor-
richtungen sowie ihre Belegenheit,

2. bei den Rebsorten:

der Name, die Anbaufläche und die Altersgruppen,

3. bei den Eigentums- und Pachtverhältnissen:
die Größe der eigenen selbst bewirtschatteten,
gepachteten und unentgeltlich zur Bewirtschaftung
erhaltenen landwirtschaft lich genutzten Fläche,

4. bei der Rechtsstellung des Betriebsinhabers:
Einzelperson und Personengemeinschaften oder
juristische Personen,

5. bei den sozialökonomischen Verhältnissen des
Betriebes:

die Erwerbstätigkeit außerhalb des Betriebes und
sonstige außerbetriebliche Einkommensquellen des
Betriebsinhabers sowie das geschätste Verhältnis
(größer:/kleiner) zwischen dem außeöetrieblichen
Einkommen und dem Einkommen aus dem Betrieb;
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bei verheirateten Betriebsinhabern beziehen sich die
Angaben ieweils auf das Betriebsinhaberehepaar,

6. bei der Gewinnermittlung:

dieAd,
7. bei der Vermarktung:

die Verwertung des Lesegutes, die Absatzarten und
Absatzwege jeweils nach dem Umfang,

8. beiden überbetrieblichen Bindungen beim AbsaE:

die Mitgliedschaft in Ezeugergemeinschaften, Win-
zergenossenschaften und einzelvertragliche Bin-
dungen sowie die dort eingebrachte Rebfläche oder
Weinmostmenge,

9. bei den Arbeitskrätten nach Personengruppen:

die GesamEahl und die Aöeitszeiten im Betrieb,

10. bei der Beschäftigung des Betriebsinhabers, seiner
Familienangehörigen und der im Betrieb Beschäftig-
ten, die keine Familienangehörigen sind:

a) beim Betriebsinhaber und seinen Familienan-
gehörigen:

das Geschlecht, Geburtsjahr, Geburtstag im
Zeitraum 1. Januar bis 30. April oder 1. Mai bis
31. Dezember, Venrandtschafts- oder Schwäger-
schaftsverhältnis zum Betriebsinhaber, die
Betriebsleitereigenschaft, die Arbeitszeiten im
Betrieb, im Haushalt des Betriebsinhabers und in
anderer Erwerbstätigkeit,

b) beiden ständig im Betrieb Beschäftigten, die keine
Familienangehörigen sind:

das Geschlecht, Geburtsjahr, Geburtstag im
Zeitraum 1. Januar bis 30. April oder 1. Mai bis
31. Dezember, die Bezeichnung der ausgeübten
Tätigkeit, die Stellung im Beruf, die Betriebs-
leitereigenschaft und die Arbeitszeiten im Betrieb,

c) bei den nicht ständig im Betrieb Beschäftigten, die
keine Familienangehörigen sind:

die Gesamtzahl nach Geschlecht und im Betrieb
geleisteter Arbeitszeit,

11. bei der Berufsbildung des Beüiebsleiters:
die landwirtschaftliche Berufsbildung jeweils nach der
Art des Abschlusses.

(2) Der Berichtszeitpunkt für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 Nr. 1, ausgenommen die landwirtschaftlich
genutzte Fläche nach HauptnuEungsarten, und Absatz 1

Nr. 2 lst der 31 . August des Erhebungszeitraums. Der
Berichtszeitpunkt für die Erhebungsmerkmale nach Ab-
satz 1 Nr. 1, ausgenommen dle Rebfläche nach derArt der
Nutzung und der Art der UnterstiiEungsvonichtungen
sowie ihre Belegenheit, Absatz 1 Nr.3,4,6 und 11 ist
der Tag der ersten Autforderung zur Auskunftserteilung.
Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale nach
Absatz 1 Nr. 7 und 8 ist das dem Erhebungszeitraum
vorausgehende Kalenderjahr. Die Berichtszeiträume für
die Erhebungsmerkmale nach AbsaE 1 Nr. 5, 9 und 10
Buchstabe c sind die Monate Mai des Vorjahres bis April
des laufenden Jahres, sowie nach Absatz 1 Nr. 10 Buch-
stabe a und b sind vier aufeinander folgende Wochen, die
ganz oder teilweise auf den April des laufenden Jahres
entfallen.

Fünfter Unterabschnitt
Gartenbauerhebung

§38
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Gartenbauerhebung sind:
1. die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 , die über eine Min-

destezeugungsfläche für Gartenbauezeugnisse nach
§ 91 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d oder e verfügen,

2. die Betriebe von Untemehmen der folgenden Unter-
klassen der Klassifikation der Wirtschäftszweige des
Statistischen Bundesamtes i

a) 01.41.2 Garten- und Landschaftsbau,

b) 01.41.3 Erbringung von gärtnerischen Dienst-
leistungen (ohne Garten- und Land-
schaftsbau).

§3e
Erhebungsart, Periodizität

Erhebungszeitraum, Merkmale
(1) Die Gartenbauerhebung wird allgemein in der Zeit

von Februar bis Juli2005 durchgeführt.

(2) Merkmale der Gartenbauerhebung bei Betrieben
nach § 38 Nr. 1 sind:

1 . die Merkmale des Grundprogramms der Agrarstruktur-
erhebung (§ 27), die für Erhebungseinheiten nach § 27
Abs. 2 Nr. 2 der Agrarstrukturerhebung entnommen,
frir die übrigen Erhebungseinheiten erhoben werden;

2. die Rechtsstellung des Betriebsinhabers, die der
Bodennutzungshaupterhebung (§ 8 Abs. 1 Nr. 1) ent-
nommen wird;

3. die sozialökonomischen Verhältnisse des Betrie-
bes, die Beschäftigung des Betriebsinhabers, seiner
Familienangehörigen und der im Betrieb Beschäftig-
ten, die keine Familienangehörigen sind, die für Erhe.
bungseinheiten nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 und 3 der
Agrarstrukturefiebung entnommen, für die übrigen
Erhebungseinheiten erhoben werden;

4. die gartenbaulich genutzten Flächen des Betriebes, die
Flächen unter Glas oder Kunststoff, die Lagenäume'
die Betriebseinnahmen, die Vermarktung sowie die
Berufsbildung des Betriebsleiters.

(3) Merkmale- der Gartenbauerhebung bei Betrieben
nach § 38 Nr.2 sind:

1. die Rechtsform,

2. der Umsatz,

3. die tätigen Personen.

§40
Erhebungsmerkmate und Berichtszeit

('1) Erhebungsmerkmale der Gartenbauerhebung bei
Betrieben nach § 38 Nr. 1 sind:

1. bei den Merkmalen des Grundprogramms der
AgrarstruKurerhebung:
die Erhebungsmerkmale der Erhebungen nach § 27
Abs.1,
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2. bei der Rechtsstellung des Betriebsinhabers:
Einzelperson und Personengemeinschaft oder juristi-
sche Person,

3. bei den sozialökonomischen Verhältnissen des
Betriebes:

Erwerbstätigkeit außerhalb des Betriebes und sons-
tige außerbetriebliche Einkommensquellen des Be-
triebsinhabers .sowie das geschätzte Verhältnis
(größer/kleiner) zwischen dem außerbetrieblichen
Einkommen und dem Einkommen aus dem Betrieb;
bei verheirateten Betriebsinhabem beziehen sich die
Angaben jeweils auf das Betriebsinhaberehepaar,

4. bei der Beschäftigung des Betriebsinhabers, seiner
Familienangehörigen und der im Betrieb Beschäftig-
ten, die keine Familienangehörigen sind:
die Merkmale nach § 29 Abs. 1 Nr. 2,

5. bei den gartenbaulich genutzten Flächen des Betris-
bes:

die Grundfläche nach Pflanzengruppen und -arten
sowie nach Eindeckung,

6. bei den Flächen unter Glas oder Kunststoff:
a1 ' die Grundfläche nach der Art und dem Alter der

Anlagen,
b) die Art und der Verbrauch der zur Beheizung ver-

wendeten Energie,
7. bei den Lagerräumen:

die Art und die Größe,
8. bei den Betriebseinnahmen:

die Herkunft sowie der jeweilige Anteil an den ge-
samten Betriebseinnahmen nach Art der Erzeugnisse
und Dienstleistungen,

9. bei derVermarkfung:
die Art und die Anteile derAbsafzwege,

10. bei der Berufsbildung des Betriebsleiters:
die fachbezogene Berufsbildung nach der Art des Ab-
schlusses.

(2) Erhebungsmerkmale der Gartenbauerhebung bei
Betrieben nach § 38 Nr.2 sind:
1. die Rechtsform,

2. beim Umsatz:
die Höhe,

3. bei den tätigen Personen:
die Zahl der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten.

(3) Die Berichtszeit für die Erhebungsmerkmale nach
Absatz 1 Nr. 1 ergibt sich aus § 8 Abs. 2 und § 19 Abs. 1.
Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale nach
Absatz 1 Nr. 5 und Nr. 6 Buchstabe a ist das laufende
Kalenderiahr. Der Berichtszeitraum für die Erhebungs-
merkmale nach Absatz 1 Nr. 6 Buchstabe b, Nr. B, 9 und
nach AbsaE 2 Nr. 2 ist das dem Erhebungszeitraum
vorausgehende Kalenderjahr. Der Berichtszeitraum für die
Erhebungsmerkmale nach AbsaE 1 Nr, 3 und 4 sind die
Monate Mai des Vorjahres bis April des laufenden Jahres.
Der Berichtszeitpunkt für das Erhebungsmerkmal nach
Absatz 2 Nr.3 ist der 31 . Mäz 2005. Der Berichtszeit-
punkt für die übrigen Erhebungsmerkmale ist der Tag der
ersten Autforderung zur Auskunfi serteilung.

Sechster Unterabschnitt
Binnenf ischereierhebung

§41
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Binnenfischereierhebung sind:
1. die Betriebe, die Fluss- oder Seenfischerei, auch in

Netzgehegen oder ähnlichen Einrichtungen, zu
Enarerbszwecken mit einem Fischfang von janiticn min-
destens zehn Dezitonnen Fisch betreiben,

2. die Betriebe, die Fischhaltung oder Fischzucht zu
Enrverbszwecken betreiben und über eine Ezeugungs-
fläche von mindestens 100 Quadratmetem Forellen-
oder 5 000 Quadratmetern Karpfenteich verfügen oder
in technischen Anlagen jährlich mindestens zehn Dezi-
tonnen Fisch ezeugen.

§42
Erhebungsart Periodizttät

Erhebungszeitraum, Merkmale
(1) Die Binnenfischereierhebung wird allgemein 2004 im

ersten Halbjahr durchgef ührt.
(2)BeiBetrieben nach § 41 Nr. 1 werden Merkmale über

die befischten Gewässer und den Fischfang erhoben.
(3) BeiBetrieben nach § 41 Nr.2 werden Merkmale über

die fischwirtschaftlich genutzten Anlagen, die Erzeugung
und die Futtermittel erhoben.

(4) Bei allen Arten der Binnenfischerei werden Merkmale
über die Betriebszweige, die Vermarktung, den Enrverbs-
charakiter, die Rechtsstellung des Betriebsinhabers und
die Arbeitskräfte nach Personengruppen erhoben.

§43
Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

(1) Erhebungsmerkmale der Binnenfischereierhebung
sind:

1. bei den befischten Gewässem:
die Art und Größe, bei Netzgehegen auch die Zahl und
dasVolumen,

2. beim Fischfang:

die Fangmenge nach der Art der Fische und des
Betriebes,

3. bei den fischwirtschaftlich genutzten Anlagen ffeiche,
Behälter und ähnliche Einrichtungen):

dieArt, Zahl, Größe und das Volumen,

4. bei der Erzeugung:

die Menge nach der Art der Fische, Ezeugungsrich-
tung und derAnlagen,

5. bei den Futtermitteln:

der Verbrauch nach der Art des Futters und der
Fische,

6. bei den Betriebszweigen:

dieArt,
7. bei der Vermarktung:

die Art und die Anteile der Absatzwege,
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8. beim Enrerbscharakter:

die Art,

9. bei der Rechtsstellung des Betriebsinhabers:

Einzelperson und Personengemeinschaft oder juristi-
sche Person,

10. bei den Arbeitskräften nach Personengruppen:

die Gesamtzahl und die Arbeitszeiten im Betrieb.

(21 Oer Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 7 und Nr. 10 ist das dem Erhe-
bungszeitraum vorausgehende Kalenderjahr. Der Ba-
richtszeitpunkt für die Erhebungsmerkmale nach AbsaE 1

Nr. 8 und 9 ist der Tag der ersten Aufforderung zur Aus-
kunftserteilung.

FünfterAbschnitt
(weggefallen)

Sechster Abschnitt
Ernteerhebung

§44
Allgemeine Vorschrift

Die Emteerhebung umfasst:
1. Emte- und Betriebsberichterstattung,

2. Besondere Ernteermittlung.

§4s
(weggefallen)

§46
Emte- und Betriebsberichterstattung

(1) Die Ernte- und Betriebsberichterstattung wird in
jedem Jahr, außer in den Ländem Berlin und Bremen, in
den Monaten April bis Dezember durchgeführt. Sie um-
fasst Schätzungen über den Wachstumsstand und
wachstumsbeeinflussende Bedingungen sowie über vor-
aussichtliche und endgüttige Naturalerträge des laufen-
den Jahres. Ergänzend werden, außer im Land Hamburg,
die Merkmale Gesamtemtemengen und Vonatsbeständd
bei einzelnen Getreidearten und Kartoffeln sowie bei Feld-
früchten die Flächen der vorangegangenen Emte und
Aussaatflächen geschätzt. Bei Reben werden zusätzlich
die Merkmale Dauer der Lese, Mostausbeute, Most-
gewicht, Säuregehalt, Güte des Mostes und Erlöse für
Mostverkäufe erhoben, bei Obst die Ernteverwendung
geschätä. Für die ergänzende SchäEung nach § 65 kön-
nen zusäElich die Merkmale Verfütterung von Milch im
Betrieb, Eigenverbrauch, Direktvermarktung sowie Anlie-
ferung an Molkereien und Milchsammelstellen jeweils
nach der Menge.sowie die Zahl der MilchkÜhe heran-
gezogen werden. Die Schätzungen werden von Emte- und
Betriebsberichterstattem vorgenommen, sie werden bei
diesen erhoben. Die Vonatsbestände bei einzelnen
Getreidearten am 30. Juni können auch durch die statisti-
schen Amter der Länder geschätzt werden'

(2) Zur Ergänzung der Schätzungen von Ernteerträgen
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 können in jedem Jahr bei
höchstens 14 000 landwirlschaftlichen Betrieben nach
§ 91 Abs. i lrtr. t oder bei Obst für höchstens 0,S vom
Hundert der Anbauflächen die Erträge repräsentativ fest-
gestellt werden. Dabei dürfen jährlich nicht mehr als fünf
Arten von Gemüse, Obst oder landwirtschaftlichen Feld_
früchten, mit Ausnahme der gemäß § 47 Abs. 2 erfassten
landwirtschaftlichen Feldfnichte, insgesamt jedoch nicht
mehr als sechs dieser Arten, sowie Weinmosi einbezogen
werden.

§47
Besondere Emteermitilung

(1) Die Besondere Emteermitflung wird repräsentativ in
jedem Jahr, außer in den Ländem Berlin, Bremen und
Harnburg, auf höchstens 14 000 Feldern landwirBchaft-
licher Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 durchgefilhrt. Der
Berichtszeitraum ist das laufende lGlenderjahr.

(2) Ermittelt werden die Naturalerträge bei landwirt-
schaftlichen Feldfnichten. Weitere Erhebungsmerkmale
sind die GröBe der in die Erhebung einbezogenen Fläche,
die Sorte und die Gesamtemtemenge. Bei Getreide
werden zusätzlich Beschatfenheitsmerkmale ermittelt. Die
Ermittlung der Beschaffenheitsmerkmale umfasst die
Untersuchung der lnhaltsstoffe und Veraöeitungseigen-
schaften sowie der Belastung mlt Schadstoffen ein-
schließlich der radioaktiven Substanzen.

(3) Die Ermittlung der Beschafienheitsmerkmale ist Auf-
gabe des Bundes. Zuständig für die Erfüllung der Aul-
gaben des Bundes nach Satz 1 ist die Bundesanstalt für
Getreide-, Kartoffel- und Fettforschüng.

Siebter Abschnitt
Geflügelstatistik

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrift

§48
Einzelerhebungen

Die Geflügelstatistik umfasst folgende Einzelerhebun-
9en:
1. Erhebung in Brütereien,

2. Erhebung in Untemehmen mit Hennenhaltung,
3. Erhebung in Geflügelschlachtereien.

Zwelter Unterabschnttt
Erhebung in Brütereien

§4s
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten sind die Brütereien mit einem Fas-
sungsvermögen von mindestens 1 000 Eiem ausschließ-
lich des Schlupfnumes. Die Untemehmen geben ihre
Meldung untergliedert nach Betrieben ab. Untemehmen
mit Betrieben in verschiedenen llindEm haben für jedes
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Land, in dem sie einen Betrieb haben, gesondert zu
fielden.

§s0
Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Die Erhebung in Brr.itereien wird allgemein in jedem
Monat durchgeführt. Es werden Merkmale über die Brut-
eiereinlagen und die Kükenezeugung erhoben.

§51
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Erhebung in Brutereien
sind:

1. die Zahl der eingelegten Bruteier zur Ezeugung von
Hühnem, Enten, Gänsen, Truthühnem und Perl-
hühnem sowie die Tahl der geschlüpften Küken, bei
Hühnem auch nach NuEun§srichtung und Verwen-
dungszweck,

2. zusätzlich das Fassungsvermögen der Brutanlagen
ausschließlich des Schlupfraumes.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkrnale
nach Absatz 1 Nr. 1 ist der jeweilige Monat, lür das Erhe-
bungsmerkmal nach Absatz 1 Nr. 2 der Monat Dezember.

Drltte r Unterabschnitt
Erhebung in

Unternehmen mlt Hennenhaltung

§52
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten sind Unternehmen mit mindestens
3 000 Hennenhaltungsplätzen. Die Untemehmen geben
ihre Meldung untergliedert nach Betrieben ab. Untemeh-
men mit Betrieben in verschiedenen Ländem haben für
jedes Land, in dem sie einen Betrieb haben, gesondert zu
melden.

§53
Erhebungsart, Periodizität, Mdrkmale

Die Erhebung in Untemehmen mit Hennenhaltung wird
allgemein in jedem Monat durchgeführt. Es werden Merk-
male über Hennenhaltung und Eierezeugung erhoben.

Vierter Unterabschnitt
Erhebung in Geflügelschlachtereien

§55
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Erhebung in Geflügelschlach-
tereien sind für die Erhebungsmerkmale nach § 57 Abs. 1

die Geflügelschlachtereien mit einer Schlachtkapazität
von mindestens 2 000 Tieren im Monat. Die Untemehmen
geben lhre Meldung untergliedert nach Betrieben ab.
Unternehmen mit Betrieben in verschiedenen Ländem
haben für jedes Land, in dem sie einen Betrieb haben,
gesondert zu melden.

§56
Efiebungsatt, Periodizität, Merkmale

Die Erhebung in Geflügelschlachtereien wird allgemein
in jedem Monat durchgeftihrt. Es werden Merkmale über
Gefl ügelschlachtungen erhoben.

§s7
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Erhebung in Geflügel-
schlachtereien sind:
1. das Schlachtgewicht des geschlachteten Geflügels

nach der Art, nach Henichtungsform und Angebots-
zustand,

2. zusätzlich die monatliche Schlachtkapazität.
(2) Der Berichtszeitraurn für die Erhebungsmerkmale

nach Absatz 1 Nr. 1 ist der jeweilige Monat, ftir das Erhe-
bungsmerkmal nach Absatz 1 Nr.2 der Monat März

AchterAbschnitt
Schlachtungs-

und Schlachtgewichtsstatistik

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrlft

§58
Einzelerhebungen

Die Schlachtungs-. und Schlachtgewichtsstatistik
urnfasst folgende Einzelerhebungen:

1. Erhebung der Schlachtungen,

2. Erhebung der Schlachtgewichte.

Zweiter Unterabschnltt
Erhebung über Schlachtungen

§ss
Erhebungsart, periodizität, Merkmale

Die Erhebung über Schlachtungen wird allgemein in
ledem Monat durchgeführt. Es werden Merkmale über
Schlachtungen von Rindem, Käbem, Schweinen, Scha-
fen, Ziegen und Pferden, an denen nach den Beslimmun-

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

§s4
Erhebungsmerkmale und Berichtszeil

(1) Erhebungsmerkmale der Erhebung in Untemehmen
mit Hennenhattung sind:
1. die Zahl der vorhandenen Hennenhaltungsplätze und

der legenden Hennen sowie die Zahl der ezeugrten
Eier,

2. zusäElich die Haltungsform und der Bestandsaufbau
nach Altersklassen und Legeperioden.

(2) Der Berichtszeitpunkt filr die Erhebungsmerkmale
nach Absatr 1 Nr. 1 ist mit Ausnahme der Zahl der ezeug-
ten Eier der 1. Tag des Monats, für die Erhebungsmerk-
male nach Absatz 1 Nr. 2 der 1. Dezember. Der Berichts-
zeitraum für die Zahl der erzeugten Eier isrt der jeweilige
Vormonat.
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gen des Fleischhygienegesetzes die Schlachttier- und
Fleischuntersuchung vorgenommen wurde, erhoben.

§60
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Schlachtungsstatistik sind
die Zahl der in § 59 genannten Tiere nach Herkunft, Tierart
und Kategorie, Art der Schlachtung sowie der Tauglich-
keit.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 ist der jeweilige Monat.

Drltter Unterabschnitt
Schlachtgewichtsstatlstlk

§61
Erhebungsart Periodizität, Merkmale

Die Schlachtgewichtsstatistik wird allgemein in jedem
Monat durchgeführt. Es werden Merkmale über Schlacht-
gewichte von Rindern, Kilbem, Schweinen und Schafen
auf Grund der nach der Vierten Vieh- und Fleischgesetz-
Durchführungsverordnung zu erstattenden Meldungen
erhoben.

§62
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1 ) Erhebungimerkmale der Schlachtgewichtsstatistik
sind das Gesamtschlachtgewicht und die Zahl der in § 61
genannten Tiere nach Kategorien und Handelsklassen.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 ist derjeweilige Monat.

Neunter Abschnitt
Milchstatistik

§63
Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Die Milchstatistik wird allgemein in jedem Monat durch-
geführt. Es werden Merkmale über die Eaeugung von
Milch auf Grund der nach der Marktordnungswaren-
Meldeverordnung vom 24. November 1999 (BGBI. I
S. 2286) in der jeweils geltenden Fassung zu erstattenden
Meldungen erhoben.

§64
Erhebungsmerkmal und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmal der Milchstatistik ist die angelie-
ferte Milchmenge nach Kreisen.

(2) Der Berichtszeitraum für das Erhebungsmerkmal
nach Absatz f. ist der jeweilige Monat.

ger jeweils nach Kreisen werden durch die statistischen
Amter der Länder geschätzt.

Zehnter Abschnitt
Hochsee- und Küstenfischereistatistik

§66
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Hochsee- und Küstenfischerei-
statistik sind die Fischereibetriebe, die Seefischmärkte,
die Fischverwertungsgenossenschaften sowie die Betrie-
be von Fischhandel und Fischverarbeitung.

§67
Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Die Hochsee- und Küstenfischereistatistik wird allge-
mein in jedem Monat durchgeftihrt. Es werden Merkmale
über die Fangreise und die Fangergebnisse von Fischen
erhoben.

§68
Erhebungsmerkmale ung Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Hochsee- und Küsten-
fischereistatistik bei Anlandungen deutscher Fischerei-
fahzeuge innerhalb und außerhalb des Geltungsberei-
ches dieses GeseEes und bei Anlandungen ausländischer
Fischereifahzeuge unmittelbar vom Fangplatz aus im
Geltungsbereich dieses Gesefzes sind:
1. Beginn und Ende der Fangreise,
2. Fangglatr.,
3. Fanggerät,

4. Veraöeitung an Bord nach Art, Menge und Form,
5. Anlandehafen,
6. Anlandegebiet,

7. Fangergebnis nach AbsaEart jeweils nach Fischart,
Menge und Erlös.

(2) Bei Anlandungen deutscher Küstenfischereifahr-
zeuge innerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetses
werden nur die in AbsaE 1 Nr, 2, S bis 7 genannten Erhe-
bungsmerkmale erhoben.

(3) Der Berichtszeitraum frir die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 ist der jeweilige Monat.

ElfterAbschnitt
Weinstatistik

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschritt

§6s
Einzelerhebungen

Die Weinstatistik umfasst folgende Einzelerhebungen :

1. Rebflächenerhebung,

2. Emteerhebung,

§65
Ergänzende Schätzung

Die Differenz zwischen angelieferter und ezeugter
Milchmenge sowie die Verwendung der Milch beim Ezeu-
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3. Erhebung der Ezeugung,

4. Bestandserhebung.

Zweiter Unterabschnitt
Rebflächenerhebung

§70
Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Die Rebflächenerhebung wird allgemein in jedem Jahr
durchgeführt. Es werden Merkmale über Hebflächen
erhoben.

§71
Erhebungsmerkmale und Berichtszelt

(1) Erhebungsmerkmale der Rebflächenerhebung sind
die Größe der mit Keltertrauben bestockten Rebfläche
und deren Veränderung nach Rebsorten, Anbaugebieten
und Ertragsklassen.

(2) Der Berichtszeitpunkt für die Größe der mit Kelter-
trauben bestocken Rebflächen ist jeweils der 31 . Juli.
Der Berichtszeitraum für deren Veränderung ist das
abgelaulene Weinwirtschaft sjahr.

Dritter Unterabschnitt
Ernteerhebung

§72
Erhebungsart, Periodizität,

Merkmale, Erhebungszeitpunkt
Die Emteerhebung wird allgemein in jedem Jahr durch-

geführt. Es werden Merkmale über die Traubenemte erho-
ben. Erhebungszeitpunkt ist spätestens der 15. Dezember
eines jeden Jahres.

§73
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Emteerhebung sind die
geemtete Traubenmenge nach Rebsorten, Art der Reb-
fläche und Bestimmung der Trauben jeweils nach roter
und weißer Traubenmenge, die Ertragsflächen sowie der
Hektarertrag jeweils nach der Art der Rebfläche.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 ist der Zeitraum zwischen dem Beginn des
Weinwirtschaft sjahres und dem ErhebungszeitpunK.

Vierter Unterabschnitt
Erhebung der Erzeugung

§74
Erhebun gsart, Periodizität,

Merkmale, Erhebungszeitpunkt
Die Erhebung der Erzeugung wird allgemein in jedem

Jahr durchgeführt. Es werden Merkmale über die Wein-
ezeugung erhoben. Erhebungszeitpunkt ist spätestens
der 10. Dezember eines jeden Jahres.

.§ 75

Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum
(1) Erhebungsmerkmale der Erhebung der Ezeugung

sind die Art der venryendeten Ezeugnisse, die Ertrags-
flächen und der Hektarertrag, die Ezeugung nach Qua-
litätsstufen jeweils untergliedert nach Trauben, Most und
Wein, bei Most und Wein auch nach roten und weißen
Trauben.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 ist der Zeitraum zwischen dem Beginn des
Weinwirtschaft sjahres und dem Erhebungszeitpun kt.

Fünfter U nterabschnitt
Bestandserhebung

§ 75a

Erhebungseinheiten

Erhebun gseinheiten der Bestandserhebung sind:

1. die in der Weinbaukartei erfassten Betriebe,

2. die nicht in der Weinbaukartei erfassten Unternehmen,
die Wein und Traubenmost zum Verkauf herstellen,

3. die Untemehmen des Großhandels mit Wein und Trau-
benmost,

soweit sie zum BerichtszeitpunH über einen Weinbestand
von mindestens 100 Hektolitem verfügen.

§76
Erhebungsar! Periodizität,

Merkmale, Erhebungszeitpunkt

Die Bestandserhebung wird allgemein in jedern Jahr
durchgeführt. Es werden Merkmale über Weinbestände
erhoben. Erhebungszeitpunkt ist spätestens der 7. August
eines jeden Jahres.

§77
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitpunkt

(1) Erhebungsmerkmale der Bestandserhebung sind
die Bestände an Wein und Traubenmost jeweils unter-
gliedert nach roten und weißen Trauben, jeweils nach
Wein inländischer Herkunft, Wein aus anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union und Wein aus Dritt-
staaten. Die Weine inlänäischer Herkunft sind nach Tafel-
wein, L-andwein, Qualitätswein und Qualitätswein mit
Prädikat, die Weine aus anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union nach Tafelwein, Landwein und
Qualitätswein zu untergliedem. Bei Tafelwein, der aus
einem Verschnitt von Weinen aus mehreren Mitglied-
staaten der Europäischen Uniqn besteht, entfällt die
Untergliederung nach Herkunft und Qualitätsstufen, bei
Schaumwein, Perlwein und Ukönrein die Untergliederung
nach Qualitätsstufen.

.(2) Der BerichtszeitpunK für die Erhebungsmerkmale
nach AbsaE 1 ist leweils der 31. Juli.
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Zwölfter Abschnitt
Holzstatistik

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrift

§78
Einzeierhebungen

Die Holzstatistik umlasst f olgende Einzelerhebungen:

1. Erhebung in forstlichen Ezeugerbetrieben,

2. Erhebung in Betrieben der Holzbearbeitung.

Zwelter Unterabschnitt
Erhebung in

lorstlichen Erzeugerbetrieben

§7e
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Erhebung in forstlichen Erzeu-
gerbetrieben sind die Betriebe, die Rohholz ezeugen.

§80
Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

(1) Die Erhebung in forstlichen Ezeugerbetrieben wird
als Stichprobe bei höchstens 15 000 Efiebungseinheiten
halbjähdich durchgeführt. Es werden Merkmale über Roh-
holz erhoben.

(Q Die Ergebnisse der Betriebe von natürlichen und
juristischen Personen des privaten Rechts können von
den Ländem durch die von ihnen zu bestimmenden
Stellen geschäEt werden.

§81
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Erhebung in forsilichen
Erzeugerbetrieben sind das Einschlassprogramm, der
'Einschlag die Einschlagsursache und der Verkauf von
Rohholz nach Holzarten und Sorten jeweils nach Wald-
eigentumsarten.

(2) Berichtszeitraum für die Erhebungsrnerkmale nach
Absatz 1 ist das jeweilige lGlenderhalbjahr.

Drltter Unterabschnltt
Erhebung in

Betrieben der Holzbearbeitung

§82
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten sind Betriebe mit mindestens
20 Beschäftigtten, in denen Ezeugnisse des Holz bearbei-
tenden Gewerbes hergestellt werden. Bel Sägewerken
liegt die Erhebungsgrenze bei einem jährlichen Ein-
schnitt - einschließlich Lohnschnitt - von mindestens
5 000 Kubikmeter Rohholz (im Festmaß).

§83
Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Die Erhebung in Betrieben der Holzbearbeitung wird all-
gemein halbjährlich durchgeführt. Es werden Merkmale
über Rohholz und Ezeugnisse des Holz bearbeitenden
Gewerbes erhoben.

§84
Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

(1) Erlaebungsmerkmale der Erhebung in Betrieben der
Holzbearbeiturig sind die Zugänge, Abgänge und Be-
stände an Rohholz und Ezeugnissen des Holz bearbei-
tenden Gewerbes nach der Herkunft und Holzart.

(2) Der Berichtszeitraum fiir die Erhebungsmerkmale
Zugänge und Abgänge sind die jeweiligen Kalenderhalb-
jahre. Der Berichtszeitpunkt für die Bestände ist das Ende
des jeweiligen Kalenderhalbjahres.

Dreizehnter Abschnitt
§§ 85 bis 87

(weggefallen)

Viezehnter Abschnitt
Düngemittelstatistik

§88
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Düngemittelstatistik sind die
Untemehmen, die Düngemittel erstmals in Verkehr
bringen.

§8e
Erhebungsart, Periodizität, Merkmale

Die Düngemittelstatistik wird allgemein vierteljährlich
durchgeführt. Es werden Merkmale über den lnlands-
absatz von Düngemitteln erhoben.

§s0
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Düngemittelstatistik sind
der lnlandsabsaE von mineralischen Düngemitteln nach
Pflanzennährstoffen, 4dsn und Absatzgebieten jeweils
nach der Menge.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 ist das jeweilige Kalendervierteljahr,

Dritter Teil
Gemeinsame Vorschriften

§s1
Erhebungseinheiten

(1) Erhebungseinheiten sind, soweit nichts anderes
bestimmt ist:
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1. Betriebe mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche
von mindestens zwei Hektar oder mit mindestens

a) jeweils acht Rindern oder Schweinen oder

b) zwanzig Schafen oder

c) jeweils zweihundert Legehennen oder Junghennen
oder Schlacht-, Masthähnen, -hühnem und sonsti-
gen Hähnen oder Gänsen, Enten und Truthühnern
oder

d) leweils dreißig Ar bestcjckter Rebfläche oder Obst-
fläche, auch soweit sie nicht im Ertrag stehen,
oder Hopfen oder Tabak oder Baumschulen oder
Gemüseanbau im Freiland oder Blumen- und
Zierptlanzenanbau im Freiland oder Anbau von
Heil- und Gewüzpflanzen oder Gartenbausäme-
reien für Erwerbszwecke oder

e) jeweils drei Ar Anbau für Enrerbszwecke unter Glas
von Gemüse oder Blumen und Zierpflanzen,

2. Betriebe mit einer Waldfläche von mindestens zehn
Hektar.

(2) Erfüllen Betriebe mindestens eine. Bedingung des
Absatzes 1, dann sind alle Merkmale der betretfenden
Erhebungen, unabhängig vom Eneichen einzelner Gren-
zen des Absatzes 1, anzugeben.

(3) Betriebe im Sinne dieses Gesetzes sind technisch-
wirtschaftliche Einheiten, die einer einheitlichen Betriebs-
führung unterliegen und land-, forst- oder fischwirlschaft-
liche Ezeugnisse hervorlrringen. Zusätzlich können die
Betriebe auch andere Erzeugnisse und Dienstleistungen
hervorbringen.

(4) Besteht ein Betrieb aüs mehreren voneinander ent-
femt liegenden Betriebsteilen, die einheitlich bewirt-
schaftet werden, sind die Meldungen nach § 1 für den
gesamten Betrieb dort abzugeben, wo sich der Hauptsitz
des Betriebs befindet.

(5) Gehören mehrere Betriebe zu einem Untemehmen,
geben die Untemehmen, soweit nichts anderes bestimmt
ist, die Meldungen für jeden ihrer inländischen Betriebe
nach § 1 ab. Untemehmen im Sinne dieses Gesefzes sind
unter einheitlicher und selbständiger Führung stehende
wirtschaftliche, finanzielle und rechtliche Einheiten. Unter-
nehmen mit Betrieben in verschiedenen Ländern haben
für jedes Land, in dem sie einen Betrieb haben, gesondert
zu melden.

(6) Die Auswahl der Erhebungseinheiten für die in die.
sem Geselz angeordneten repräsentativen Erhebungen
erfolgt nach mathematischen Auswahlverfahren.

§s2
Hilfsmerkmale

(1 ) Hilfsmerkmale sind:
1. die Vor- und Familiennamen, Firma, tnstitutsname oder

Behördenbezeichnung, Anschrift sowie Telekommuni-
kationsanschlussnummem der zu Befragenden nach
§ 93 Abs. 2, 3 und 5 Nr. 1,

2. die Vor- und Familiennamen oder Firma sowie
Anschritt der lnhaber der Betriebe nach § 91 Abs. 1,
soweit sie nicht schon unter Nummer 1 fallen,

3. die Vor- und Familiennamen sowieAnschriftdes bishe.
rigen Bewirtschafters von erhaltenen Flächen sowie

des neuen Bewirtschafters von abgegebenen Flächen
nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 oder des jeweiligen Eigentümers,

4. die Belegenheit der abgegebenen und erhaltenen
Flächen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2, der Baumobstflächen
nach § 1 5 und der Fetder nach § 47 Abs. 1,

5. der Name und die Ortsangabe der befischten Gewäs-
ser nach § 42 Abs. 2 und die Belegenheit der fischwirt-
schaftlich genutzten Anlagen nach § 42 Abs.3,

6. der Name und die Registriemummer des Fischerei-
fahzeugs bei der Erhebung nach § 67.

(2) Unterste regionale Gliederungseinheit, der die Erhe-
bungsmerkmale zugeordnet werden dürfen, ist der
Gemeindeteil.

§e3
Auskunftspflicht

(1) Für alle Statistiken nach diesem Gesetz besteht Aus-
kunftspflicht, soweit in AbsaE 5 nichts anderes bestimmt
ist.

(2) Auskunftspf lichtig sind:
1. die lnhaber oder Leiter der Betriebe und Untemehmen

nach § 6 Nr. 1 Buchstabe a und Nr.2 für die Boden-
nutzungshaupterhebung, nach § 9 für die Gemüse-
anbau- und Zierpflanzenerhebung, nach § 12 für die
Baumschulerhebung, nach § 15 für die Baumobstan-
bauerhebung, nach § 18 Abs. 1 für die Erhebung über
die Viehbestände, nach § 25 für die Agrarstruktur-
erhebung, nach § 32 für die Haupterhebung der l-and-
wirtschaftszählung, nach § 35 Nr. 2 für die Weinbau-
erhebung, nach § 38 Nr. 1 für die Gartenbauerhebung,' nach § 41 für die Binnentischereierhebung, nach. § 41
Abs. 1 für die Besondere Emteermittlung, nach § 49
fi.ir die Erhebung in Brütereien, nach § 52 für die Er-
hebung in Untemehmen mit Hennenhaltung, nach
§ 55 lür die Erhebung in Geflügelschlachtereien, nach
§ 66 für die Hochsee- und Küstenfischereistatistik,
bei Anlandungen auf Seefischmärkten die Leiter der
Seefischmarkfuerwaltungen, bei unmittelbar an Fisch-
verwertungsgenossenschaften abgegebenen Fang-
ergebnissen die Leiter dieser Genossenschaften, nach
§ 75a Nr. 2 und 3 ftir die Bestandserhebung, nach § 79
für die Erhebung in forstlichen Erzeugeqbetrieben, nach
§ 82 fürdie Erhebung in Betrieben der Holzbearbeitung
und nach § 88 für die Düngemittelstatistik,

2. die nach Landesrecht lür die Führung des Liegen-
schaftskatasters und entsprechender anderer erfor-
derlicher amtlicher Unterlagen zuständigen Stellen
für die Flächenerhebung nach § 4 Abs. 1 Nr.1 Buch-
stabe a und § 4 Abs. 1 Nr. 2 sowie für die Flächen-
erhebung nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b die
Gemeinden, für die gemeindefreien Gebiete die nach
Landesrecht zuständigen Venrvaltungsbehörden,

3. die Bewirtschafter der Flächen nach § 6 Nr. 1 Buch-
stabe b für die BodennuEungshaupterhebung,

4. die für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung
zuständigen Landesbehörden für die Erhebung nach
§ 59, die für die nach § 4 der Vierten Durchf,ihrungs-
verordnung zurn Vieh- und FleischgeseE zuständigen
Landesbehörden für die Erhebung nach § 61 jeweils
bis spätestens zurn 10. Tag des darauf folgenden
Monats,

5. die nach § 15 Abs.3 des Gesetzes über Meldungen
über Marktordnungswaren in der Fassung der Be-
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kanntmachung vom 26. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1490)
in der jeweils geltenden Fassung zuständigen Stellen
für die Erhebung nach § 63 bis spätestens zum Ende
des darauf folgenden Monats,

6. die nach Landesrecht für die auf Grund von Flechts-
akten des Rates und der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften zu ftihrende Weinbaukartei und
für die Ernte-, Erzeugungs- und Bestandsmeldungen
für Ezeugnisse des Weinsektors sowie die gemäß der
Wein-Überwachungsverordnung vom 9. Mai 1995
(BGBI. I S. 630, 655), zuletzt geändert durch Artikel 3
derVerordnung vom 19. Februar 2002 (BGBI. I S. 922),
in der leweils geltenden Fassung zuständigen Stellen
für die Angaben zur Bebfläche und den Rebsorten
nach § 36 Abs. 2 bis spätestens 1. Dezember, für die
Erhebungen nach § 70 bis spätestens 1. Dezember
einesjeden Jahres, nach den §§ 72 und 74 bis spätes-
tens 1. Februar des darauf folgenden Jahres, nach § 76
bis spätestens 1. Oktober eines jeden Jahres,

7. die nach Landesrecht für die Forstwirtschaft zuständi-
gen Stellen für die Angaben zum Einschlagsprogramm
nach § 81 Abs. 1 bis spätestens 31. Januar eines jeden
Jahres für die Berichtszeiträume des laufenden Jahres.

(3) Abweichend von der Regelung des Absatzes 2 sind
für die Angaben nach § 29 Abs. 1 Nr. 7 und § 34 Abs. 1

Nr. 5 die jeweils betroffenen Personen auskunftspflichtig.
(4) Jeder zu Befragende erhält auf Wunsch einen geson-

derten Erhebungsvordruck mit den von ihm zu beant-
wortenden Fragen.

(5) Die Angaben

1. zur Ernte- und Betriebsberichterstattung (§ 46),

2. zu dem Hilfsmerkmal Telekommunikationsanschluss-
nummern des zu Befragenden (§ 92 Abs. 1 Nr. 1)

sind freiwillig.

(6) Zur ordnungsgemäßen Durchführung der Erhebun-
gen haben die Auskunftspflichtigen im Sinne des Absat-
zes 2 Nr. 1 auf Verlangen der Erhebungsstellen Vor- und
Familiennamen der nach Absatz 3 auskunftspflichtigen
Per:sonen mitzuteilen.

fi) Die Auskünfte zur Hochsee- und Küstenfischerei-
statistik hinsichtlich der nicht der Quotenübenarachung
unterliegenden Fischarten können von den Auskunfts-
pflichtigen nach Absatz 2 Nr. 1 gemeinsam mit den
im Rahrnen der Quotenübenarachung zu erstattenden
Meldungen erteilt werden.

(8) Für die nach diesem Gesetz durchzufiihrenden
Agrarstatistiken dürfen im Rahmen von Verwaltungsmaß-
nahmen im Agrarbereich erteilte Angaben, soweit sie mit
den Merkmalen der jeweiligen Erhebung übereinstimmen
und sich auf dieselben Berichtszeitpunkte und -zeiträume
beziehen, sowie die Hilfsmerkmale Vor- und Familien-
namen oder Firma und Anschrift der lnhaber oder Leiter
der Beiriebe und Unternehrnen und das Kennzeichen zu
lhrer ldentifikation venlrendet werden. lnsoweit sind die
nach Landesrecht zuständigen Venraltungsbehörden
oder die von dieSen beauftragten Stellen auskunfts-
pflichtig.

(9) Werden für die Erhebung über die Viehbestände
(§§ 18 bis 20) im Rahmen von Verwaltungsmaßnahmen im
Agrarbereich erteilte Angaben nach Absatz 8 venarendet
und liegt der BerichtszeitpunK nach § 19 Abs. 1 innerhalb

des in der Verwaltungsmaßnahme festgelegten Antrags-
zeitraums, können auch dann alle zu Übernehmenden
Angaben auf den in § 19 Abs. 1 genannten Berichts-
zeitpunkt bezogen werden, wenn einzelne Angaben zu
anderen Zeitpunkten innerhalb des Antragszeitraumes
erteilt worden sind.

(10) Für die Erhebung über die Viehbestände (§§ 18
bis 20) dürfen auch Angaben, die auf Grund von Flechts-
al<ten der Europäischen Gemeinschaft zur Kennzeichnung
und Registrierung von landwirtschaftlichen Nutztieren
erteilt wurden, soweit diese Angaben sich auf dieselben
Berichtszeitpunktq beziehen, sowie die Hilfsmerkmale
Vor- und Familiennamen oder Firma und Anschrift der
lnhaber oder Leiter der Betriebe oder Untemehmen und
das Kennzeichen zu ihrer ldentifikation verwendet
werden. lnsoweit sind die nach Landesrecht zuständigen
Venaraltungsbehörden oder die von diesen beauftragten
Stellen auskunftspflichtig.

(11) ln den Fällen der Absätze 8 und 10 können die
statistischen Amter der Länder filr die Erhebung über die
Viehbestände (§§ 18 bis 20), soweit dies mit dem Recht
der Europäischen Gemeinschatten vereinbar ist, hin-
sichtlich der Bestände an Rindem und Schafen das
Erhebungsmerkmal Nutzungszweck sowie hinsichtlich
der Bestände an Schweinen die Erhebungsmerkmale
Lebendgewichtklasse und Nutzungszweck
1. bei den Erhebungen nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 repräsen-

tativ erheben oder schätzen,

2. bei den Erhebungen nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 und 3
schätzen.

§s4
Durchführung von Bundesstatistiken

(1) Die für die Quotenübenruachung zuständige Bundes-
behörde übemimmt die Aufbereitung der Hochsee- und
Küstenfischereistatistik (§ 1 Nr. 8) aus den ihr vorliegen-
den Meldungen sowie die Veröffentlichung und Dar-
stellung der Ergebnisse.

(2) Die Düngemittelstatistik (§ 1 Nr. 11) wird vom Statis-
tischen Bundesamt erhoben und auflrereitet.

(3) Die statistischen Amter der Länder übermitteln dem
Statistischen Bundesamt die von ihnen erhobenen Einzel-
angaben ftir Zusatzaufbereitungen des Bundes und filr'die
Erfüllung von Aufgaben im supra- und intemationalen
Bereich.

§ 94a

Verordnungsermächti gung

Das Bundesministerium für Veöraucherschutz, Er-
nährung und Landwirtschaft wird ermächtigit, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. fr-ir nach diesem Gesetz durchzufilhrende Bundes-
statistiken
a) die Durchführung einer Erhebung oder die Erha'

bung einzelner MlrXmde auszusetzen, die Periodi-
zitäizu verlängem, Erhebungstermlne zu verschie-
ben sowie den Kreis der tt Befragenden einzu-
schränken, wenn die Ergebnlsse nicht mehr oder
nicht mehr in der urspninglich vorgesehenen Aus-
führlichkeit oder Häufigkeit benötigt werden oder
wenn tatsächliche Voraussetzungen ftir eine Erhe-

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003 -101-



3136 BundesgesetzblattJahrgangl}l?Teil I Nr.5T,ausgegebenzuBonnam14.August2002

bung entfallen sind oder sich wesentlich geändert
haben;

b) bis zu vier Jahre im Bahmen einer Erhebung ein-
zelne neue Merkmale einzuführen, wenn dies zur
Deckung eines geänderten Bedarfs für Zwecke der
agrarpolitischen Planung erforderlich ist und durch
gleichzeitige AusseEung anderer Merkmale eine
Enrreiterung des Erhebungsumfangs vermieden
wird; nicht eingeführt werden können Merkmale, die
.die Höhe von Umsätren, Einnahmen oder Gewin-
nen, Bildungs- oder Sozialdaten oder besondere
Arten persönenbezogener Daten nach § 3 Abs. 9
des Bundesdatenschufzgesetzes betreff en;

c) die Erhebung von Merkmalen anzuordnen, soweit
diqs zur Umsetzung oder Durchführung von Flechts-
akten der Europäischen Gemeinschaft erforderlich
ist;

2. die Werte nach § 41 und nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
stabe a bis e neu fesEulegen;

3. die Grundsätre für die Durchführung der Besonderen
Emteermittlung (§ 47) festzulegen;

4. die jährliche Erhebung von Daten über die Eaeugung,
Verarbeitung und Einfuhr von Ezeugnissen des ökolo-
gischen Landbaus nach Artikel 1 Abs. 1 und 2 derVer-
ordnung (EWG) Nr. 2lgUgl des Rates vom 24. Junl
1991 über den ökologischen Landbau und die ent-
sprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen
Ezeugnisse und Lebensmittel (ABl. EG Nr. L 198 S. 1)
in der jeweils geltenden Fassung als Bundesstatistik
nach diesem Gesetz anzuordnen sowie für diese Bun-
desstatistik ln entsprechender Anwendung des Dritten
Teiles Regelungen über die Auskunftspflicht, die
Durchführung, die Übermitflung und Aufbereitung von
Daten sowie tiber ein Betiebsregister zu tretferu

§ss
Erhebun gsstellen, Erhebungsbeauftra gte

(1) Zur Durchführung der Ertrebungen nach § 1 können
Erhebungsstellen eingerichtet werden. Die Bestimmung
der Erhebungsstellen obliegt den Ländem. Die Landes-
regierungen werden ermächtigt, durch Reöhtsverordnung
die erfordedichen Regelungen zur Bestimmung der: Erhe.
bungsstellen, zur Sicherung des Statistikgeheimnisses
durch Organisation und Verfahren sowie zur Venivendung
der erhobenen Angaben ausschlieBlich für die in diesem
GeseE bestimmten Zwecke zu tretfen.

(2) Bei der Durchführun! der Erhebungen nach § 1 kön-
nen Erhebungsbeauftragte eingesetzt werden. Sofem die
Erhebungsbeauftragten ehrenamüich tätig sind und für
ihre Tätigkeit eine Entschädigung erhalten, gilt diese als
steuerfreie Aufwandsentschädigung im Sinne des s 3
Nr. 12 Satz 2 des EinkommensteuergeseEes.

(3) lm Rahmen der Besonderen Emteermitüung (§ 47) ist
den Erhebungsbeauftragten die Entnahme der erforder-
lichen Emteproben während der üblichen Betriebs- und
Geschättszeiten zu gestatten.

Wird dieses Ver{ahren durchgeführt, ist es bei allen zu
Befragenden eines Bundeslandes anzuwenden. Dabei
werden dem zu Befragenden die von ihm bei vorangegan-
genen Erhebungen angegebenen, bei den statistischen
Amtern der Länder gespeicherten Angaben zur Fort-
schreibung vorgelegt.

§s7
Betriebsregister

(1) Zur Voöereitung, Durchfiihrung und Aufbereltung
der Erhebungen nach § 1 Nr. 1, mit Ausnahme der Flächen-
efrebung, und nach § 1 Nr. 2 bis S, 9 (s 75a Nr. 2 und 3
bis § 77) und 10 führen die statistischen Amter der Länder
ein einheitliches Betriebsregister. Für die Erhebung nach
§ 1 Nr. 11 wird das Betriebsregister vom Statistischen
Bundesamt geführt. Das Betriebsregister kann zur Fest-
stellung und zum Nachweis der Erhebungseinheiten, zur
Zehung von Stichproben ftir die repEisentativen Erh+
bungen, zurAufstellung von Rotationsplänen, zur Begren-
zung der Belastung zu Befragender, zum Versand der
Erhebungsunterlagen, zur Eingangskontrolle und zu
RücHragen bei den Befragten, zur Durchfiihrung von
Erhebungen im Fortschreibeverfahren, zur überpräfung
der Ergebnisse auf ihre Hichtigkeit, zu Hochrechnungen
bei Stichproben venarendet werden. Für agrarstatistische
Zuordnungen und Zusarnmenführungen sowie zu sonstF
gen agrarstatistischen Auswertungen dürfen die Erhe-
bungsmerkmale der BodennuEungserhebung § 8Abs. 1,
§ i1 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 17 Abs. 1), der Etrebung
über die Mehbestände (§ 20), der furarstrukturerhebung
(§ 29 Abs. 1), der Landwirtschaftszählung (§ 34 Abs. 1,
§ 37 Abs. 1, § 40 Abs. 1, § 43 Abs. 1), der Geflügelstatistik
(§ 51 Abs. 1, § il Abs. 1, § 57 Abs. 1), der Bestandserhe
bung (§ 77 Abs. 1) und der Holzstatistik (§ 81 Abs. 1. § &4
Abs. 1) verurendet werden; dabei ist eine Verwendung
personenbezogener Angaben anderer Personen als des
Betriebsinhabers unzulässig.

(2) ln das Betriebsregister dürfen folgende Hltfs- und
Erhebungsmerkmale aufgenommen werden:
1. die Vor- und Familiennamen, Flrma, lnstthrtsname

oder Behördenbezeichnung, die Anschdfi und die
Telekommunikationsanschlussnummern der lnhaber
oder Leiter der Betriebe und Untemehmen nach den
§§ 38,41, 49,52.55,75a Nr.2 und 3, §s 79,82,88
und 91 Abs. 1 sowie der Auskunftspflichtigen nach
§ 93 Abs.2 Nr.4 und 5,

2. der Betriebssitr und die Bezeichnungen für regionale
Zuordnungen,

3. dieArt des Betriebes,

4. die Rechtsstellung des Eetriebslnhabers,
5. die landwirtschaftlich genutzte Fläche,
6. die Waldfläche,

7. der Wirtschaftsareig, die Art der produzierten Giiter,
der fährliche Rohholzeinschnitt sowie die Zahl der
tätigen Personen,

8. die Beteiligung an agrarstatistischen Erhebungen,
9. das Datum derAufnahme in das Betriebsregister.

(3) Für die in Absatz 1 genannten Zwecke wird füriede
Erhebungseinheit eine Kennnummer gebildet, die keine
über die Merkmale des Absatzes 2 Nr. 2 bis t hinaus
gehenden Angaben enthalten darf.

Statlstisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

§s6
Fortschreibeverfahren

Die BodennuEungshaupterhebung (§ 2 Nr. 2) und die
Baumobstanbauerhebung (§ 2 Nr. 5) können ganz oder
teilweise im Fortschreibeverfahren durchgeführt werden.
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(4) Die Merkmale nach Absatz 2 sowie die Kennnummer
nach Absatz 3 sind zu löschen, soweit.sie für die in Ab-
satz 1 genannten Zwecke nicht mehr benötigt werden. Bei
denjenigen Betrieben, die über einen Zeitraum von fünf
Jahren, bei der Baumobstanbauerhebung (§ 2 Nr. 5) über
einen Zeitraum von sechs Jahren, bei der Gartenbau- und
Binnenfischereierhebung (§ 2a Abs. 1 Nr, 2 Buchstabe c
und d) über einen Zeitraum von elf Jahren nicht mehr zu
Erhebungen herangezogen wurden, sind sie spätestens
nach Ablauf dieser Zeiträume zu löschen. Eine Löschung
der Kennnummer auf dem Datensatz erfolgt nicht.

(5) Die landwirtschattlichen Berufsgenossenschaften
übermitteln den statistischen Amtem der Länder alle zwei
Jahre, beginnend 2000, zur Aktualisierung des Betriebs-
registers, soweit vorhanden, auf Anfrage die Hilfs- und
Erhebungsmerkmale nach Absatz 2 Nr. 1 bis 6 und das
Kennzeichen zur ldentifikation (Betriebsnummer), bei
Anderung auch das zuletzt übermitteite Kennzeichen.

(6) Soweit von der Übermittlung nach AbsaE 5 oder den
Ermächtigungen nach § 93 Abs. 8 oder 10 Gebrauch
gemacht wird, tann das Kennzeichen zur ldentifikation
der Erhebungseinheiten für Zuordnungszwecke im
Betriebsregister gespeichert werden. Sofem das Kenn-
zeichen zur ldentifikation über einen Zeitraum von fünf
Jahren nicht mehr zu Zuordnungszwecken herangezogen
wurde, ist es spätestens nach Ablauf dieses Zeitraums zu
löschen.

(7) Die nach Landesrecht für die Binnenfischerei zustän-
digen Stellen übermitteln den statistischen Amtem der
Länder zur Aktualisierung des Betriebsregisters auf An-
frage die Hilfsmerkmale nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 für die
Erhebungseinheiten nach § 41 .

§e8
Ü bermittlung, Verrvendung

und Veröffentlichung von Einzelangaben
(1) Die Übermittlung von Einzelangaben an die zustän-

digen obersten Bundes- oder Landesbehörden ist im

Statistlsches Bundesamt. Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

Rahmen des § 16 Abs. 4 des Bundesstatistikgesetzes
zugelassen.

(2) Die statistischen Amter der Länder und das Statis-
tische Bundesamt dürfen zur Stichprobenauswahl für die
Verdiensterhebung in der l-andwirtschaft die Vor- und
Familiennamen sowie Anschriften der lnhaber der Betrie-
be, die ständige Arbeitskräfte beschäftigen, die l(eine
Familienangehörigen sind, sowie Angaben zur Stellung im
Beruf und zur ausgeübten Tätigkeit ven^renden. Zur
Bestimmung des Kreises der zu Befragenden bei der
Erhebung in Betrieben der Holzbearbeitung und bei der
Düngemittelstatistik dürfen sie die Anschriften der Betrie-
be und Untemehmen sowie Angaben zum Wirtschafts-
zweig, zur Art und Menge der produzierten Güter und zur
Zahl der tätigen Personen aus der Statistik im produzie-
renden Gewerbe sowie bei der Düngemiüelstatistik die
Anschriften der Düngemittel ein- und ausführenden Unter-
nehmen und deren Einfuhren und Ausfuhren aus der
Außenhandelsstatistik sowie bei der Bestandserhebung
(§§ 75a bis 77) die Anschriften der Untemehmen und
Angaben zum Wirtschaftsaareig aus der Statistik im
Produzierenden Gewerbe und der Statistik im Handel
venryenden. Die hierzu erforderlichen Maßnahmen sind
zum fruhestmöglichen Zeitpunkt durchzuführen; dabei
verwendete Hilfsmerkmale sind unmittelbar danach zu
löschen.

(3) Die Veröffentlichung der Ergebnisse der Fläcäen-
erhebung (§ 2 Nr. 1) für jede Gemeinde lst zugelassen.

Vierter Teil
Schlussvorschrift

§se
(lnkratttreten)
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Antage 3

Verordnung (EWG) Nr. 571,188 des Rates vom 2g.Februar
1988 zur Durchführung von Erhebungen der Gemeinschaft
über die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe (AB[. EG

Nr. L 56 vom 02. März 7988, S. 1) , zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1 4312002 der Kommission vom
24.lanuar2002 (ABl. EG Nr.L24 S. 16 vom 2'l,.lanuar

20o2)
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VERORDNLTNG (EG) Nr. 143/2002 DER KOMMTSSTON
vom 24. lanl.nr 2002

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 57U88 des Rates im Hinblick auf die Durchftihruns von
Erhebungen der Gemeinschafi über die Strukiur der landwinschaftlichen Betriebe in ZOOr,"2OOi

wd 2007

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN _
Sestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 571/88 des Rates vom
29. Februar 1988 zur Durchführung von Erhebungen der
Gemeinschaft über die Strukrur der landwinschäftlichen
Betriebe('), zuletzt geändert durch die Entstheidung 98li77l
EG (,) der Kommission, insbesondere auf Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(l) Bei der Festlegung der zu erhebenden Merkmale sollte
versucht werden, die Arbeitsbelastung der von der Erhe-
bung betroffenen Personen so weit wie möglich zu redu-
zieren.

(2) Zur Weiterentwicklung und Überwachung der Gemein-
samen Agrarpolitik sollte der Merkmalskatalog mit Blick
auf die neuen Informationsbedürfnisse überprüft und
anSepasst werden.

(3) Für die neuen politischen Zwecke einer nachhaltigen
Gemeinsamen Agrarpolitik sind mehr Informationen
insbesondere über die komplizienen Verhältnisse
zwischen Landwirtschaft und Umwelt notwendig.

(4) Für die Verwendung von Daten, die über einen langen
Zeitraum und ein großes geografisches Gebiet erhoben
werden, ist es notwendig, dass die Daten ungeachtet der
Datenquelle von gleicher Qualirär sind.

(5)

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des durch Entscheidung
72l279lEWG des Rates (r) eingesetzten Ständigen Agrar-
statistischen Ausschusses -

Anhang I der Verordnu", ä#) lr. ,rr,r, wird durch den
dieser Verordnung beigefügten Anhang ersetzt.

Artikcl 2

In den Fällen, in denen die Kommission Mitgliedsraaten
gestatret, gemäß Anikel 8 Absatz 2 der Verordnung 1fWC1 Nr.
571/88 Informationen aus anderen Quellen als statistischen
Erhebungen zu verwenden, müssen diese Mitgliedstaaten die
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass
diese Informationen von mindestens gleichwertiger Qualität
sind wie Informationen aus statistischen Erhebungen.

Artitul 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäßchen Gemehschaftar in
Kraft.

Diese Verordnung findet Anwendung auf die Erhebungen der
Gemeinschaft über die Struktur der landwirtschaftlichen
Betriebe in den Jahren 200r-07.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat

Brüssel, den 24. )antar 2002

Für die Kommission

Pedro SOLBES MIM
Mitglied der Kommßsion

(,)
f)

ABl. L 56 vom 2.1.1988, S. ].
ABl. L 168 vom 11.6.1998, S. 29. (') ABll tD vom 7.8.1972, S. I
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VEBORDNUNG (EWG) Nr.571/88 DES RATES
vom 20. Februar I 988

zur Durchführung von Erhebungen der Gemeinschaft über die Struktur der
landwirtschaftlichen Betriebe l. d. F. der Verordnung (EG) Nr. 2467/96 des Rates vom

17. Dezember 1996 ( ABL.EG Nr. 335 5.3 ),zuletzt geändeft durch Verordnung ( EG ) Nr.tttl/ 2002 der
Kommlsslon vom.24 Januar 2002 ( ABL . EG Nr. L 24 S. t6/

DER RAT DEB EUBOPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN.

stütä auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommissionl),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments2),

in Enrvägung nachstehender Gründe:

Die Entwicklungstendenzen der Strukturen der landwirtschaftli-
chdn Betriebe sind ein wesentlicher Faktor für die Ausrichtung
der gemeinsamen Agrarpolitik. Es empfiehlt.sich, die seit
1966/67 auf Gemeinschaftsebene durchgeführte Reihe von
Erhebungen über die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe
fortzüsetzen.

Die Strukturentwicklung läßt sich Jedoch auf Gemeinschatts-
ebene nur dann untersuchen, wenn vergleichbare Angaben für
alle Mitgliedstaaten verlügbar sind. lnfolgedessen lst es not-
wendig, die bisherigen Harmonisierungs- und Synchronisie-
rungsbemühungen lortzusetzen.

Die Arbeitsbelastung für die Mitgliedstaaten, und die
Kommission aus der Durchführung dieser Aufgabe muß so
gering wie möglich gehalten werden.

Die Merkmale, Begritfsbestimmungen und geographischen
Abgrenzungen, die für ähnliche früher durchgeführte
Strukturerhebungen festgelegt worden sind, sollten soweit
irgend möglich beibehalten werden.

Bei der Fostlegung der zu untersuchenden Merkmale muß
versucht werden, die Arbeitsbelastung für die mit der
Erhebung befaßten Personen so g€ring wie möglich zu halten.

1) ABl. Nr. C 179 vom 8.7. 1987, S. S und
ABl. Nr. C 4 vom 8.7.1988, S. 10.

2) Abl. Nr. C 305 vom 16.11.1997, S. 147.

Um die Lage der Landwirtschafl in der Gemeinschatt
beurteilen und die Entwicklung der Struktur der
landwirtschattlichen Betdebe verfolgen zu können, müssen
regelmäßig statistische Erhebungen bei den
landwirtschaftlichen Betrieben durchgeführt werden, die über
eine gewisse landwirtschaftlich genulzte Fläche verfügen oder
in gewissem Umfang für den Verkauf ezeugen oder deren
Ezeugung gewisse natürliche Schwellen überschreitet.

ln Anbetracht der Viglfalt der statistischen Dienststellen der
Mitgliedstaaten, der Leistungslähigkeit der Methoden zur Erhe-
bung, von Stichproben und der Notwendigkeit, zuverlässige
lnformationen zu vemünftigen Kosten zu gewinnen, ist es
erforderlich, den Mitgliedstaaten die Wahl zu überlassen, ob
sie dio. Erhebungen in Form einer Vollerhebung oder als
Stichprobe mit Zufallsauswahl durchfr.ihren, vorausgesetzt,
daß die Ergebnisse der Stichprobenerhebungen auf den
jeweiligen erforderlichen Aggregationsebenen zuverlässig
sind.

Gleichwohl ist es notwendig, zumindest alle zehn Jahre eine
Zählung (Vollerhebung) afler landwirtschaftlichen Betriebe
durchzuführen, um die Basisdateien der Betriebe . und die
sonstigen lür die Schichtung der Stichproben erlorderliohen
Angaben auf den neuesten Stand zu bringen.

Bel der Festsehung der Moctalltäten litr dte Gemeln-
schaftserhebungen ln den Jahren 1909n990 und
1999n00o slnd sowelt wle mögllch dle Emplehlungen der
Organlsatlon tür Ernährung und Landwlrtschafi der
Verelnten Natlonen (FAO) zu berückslchilgen, wonach
etwa um das Jehr 1990 und um das Jahr 2000
Weltlandwlrtschafiszählungen durchgetührt werden
sollea.

Für die Zwecke der Agrarpolttiken ist es angebrachl, den
statistischsn Diensten der Mitgliedstaaten und der Kommisslon
eln neues System der Datenanalyse und der Veöreitung der
Efiebungsergebnisse zv Verfügung zu stellen, das
anpassungsfähiger und schneller ist als das bisherige und
dennoch die Arbeitsbelastung lür die Mitgliedstaaten
verringert.
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Es sollte die Anwendung von geeigneten Verfahren erleichtert
werden, dle es der Kommisslon und den Milgliedstaaten ermögli-
chen, die §atistiken, die auf der Grundlage der im Rahmen der
Erhebungen ober die Struhur der landwirtschanlichen Betriebe
gesammelten Angaben erstellt wurden, optimal zu nulzen.

Es lst zu ber0cksichtigen, daß die lndividualangaben der statisil-
schen Vertraulichkeit unterliegen.

Bel der Erarbeitung eines neuen Ssems zur Auswertung der
Erhebungen und zur Veöreitung der Erhebungsergebnlsse ist
es a\reckmäßig,

- elnerseits den Standpunkt der Leiler der Statistischen Amter
der Mitgliedstaaten zur Ausarbeitung einer Regelung ober die
Vertraulichkeit der Angaben zu berOcksichtigen und

- andererselts eine enge Zusammenarbeil mit den Milgliedstaaten
bel der Datenanal)Ee sichezustellen.

Um den lnlormationserfordernissen der Gemeinschafl auf dem
Gebiet der LandrMrtschafl zu entsprechen und um eine einheifli-
che Auswerlung der Erhebungsergebnisse zu gewährlelsten,
bedarf es elner Koordinierung durch das Stailstische Amt der
Europälschen Gemelnschaften.

Die Durchf0hrung der genannten Erhebungen erfordert tOr die
Mitgliedstaaten und fOr die Kommission Ober mehrere Jahre
hinweg die Bereltstellung beträchUicher Haushaltsmlttel, von
denen eln großer Tell zur Deckung des Bedarfs der Gemeln-
schan bestimmt lst. Deshalb sollte ein Gemeinschaflsbeitrag fOr
dle Durchf0hrung des Programms vorgesehen werden.

Üm die Durchf0hrung dieser Verordnung zu erlelctrtem, lst
rveltethin elne enge Zusammenarbelt anlschen den Milgliedstaa-
ten und der Kommlsslon erforderlich, die insbesondere 0ber den
durch den Beschluß 72nlgEWG1) elngeseEten Ständigen
Agrarstatlstlschen Ausschuß erfolgen sollte -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artlkel I
Die Mitgliedstaaten fOhren im Rahm6n des Statistischen Erhe-

lbungsprogramms der Gemeinschafr im Zeitraum 1988 bis 2007
Erhebungen 0ber die Struktur der auf ihrem Gebiet liegenden
landu,lrtschaftllchen Betriebe durch (im folgenden .Erhebungen.
genannt). Die Bezugszelträume dieser Erhebungen sind ln den
Artikeln 2 und 3 festgelegt.

Artlkel 2

(1) Dle Mttglledstaaten tilhren artß,chen dem l. Dezen-
bet 1988 und dem 1. Mätz l99l bzvt. vttlschen dem
l.Dezember lg98 und dem l. Män 2001 tn überelnsüm-
mung mn den Emplehlungen det FAO betellend dte Welt-
lanöthtschaltszählungen lewelts elne Grunderhebung ln
elnetn oder mehreren Abschntfien als allgemetne ZÄh-

lung (Vollerhebung) alter landwhTschaft!ichen Beü:lebe
durch.

Dlese Erhebungen werden slch aut das AnbauJahr bezle-
hen, das der Emte lm Jahr 19Eg oder ,990 und lm Jahr 1999
oder 20U) entsprlchL

Dle Mitglledstaaten können ledoch bel der Grunderhebung
1989/1990 ltlr gewlse Merlonale S-tlchprobenethebungen
mll Zuhllsauswahl Qm folgenden,s.llchprobenerhebungen,
genannt) durchfilhren; dle Ergebnlsse werden hochg*
techne,.

(2) Dle Mltglledstaaten können dle Durchftlhrung det
Grunderhebung yon 1989/lgg0 um höchstens zw.ölf Monate
voruerlegen odet aufschleben; ln dlesem Fall ttlhren sle
elne Sllchprobenerhebung llber elnes der Anbaulahrc lgEg
oder 1090 durch.

Artikcl 3

Die folgenden Erhebungen (Zwlschenerhebungen) Ober die
StruKur der landwirlschaftlichen Betriebe werden ln einem oder
mehreren Abschnitten als Vollerhebungen oder als Stichpro
benerhebungen durchgef0hrl, und a,lar:

a) arrischen dem 1. Dezember 1992 und dem 1. Mäz I994 fOr
das Anbaujahr, das der Emte 1993 entspricht
(AgrarstruKurerhebung 1 993);

b) zwischen dem !. Dezember 1994 und dem 1. Mäz 1996 for
das Anbaujahr, das der Ernte 1995 entspricht
(Agrarstruldurerhebung I 995);

c) wischen dem 1. Dezember 1996 und dem L Mäz 1998 for
das Anbaujahr, das der Ernte 1997 entspricht
(Agrarstrukturerhebung I 997).

d) utlschen dem 1. Dezember 2002 und dem l. Män 20ü
lür das AnbauJahr, das der Emte 2003 entsprlcht
(A g nrctru Hu re rh ebu n g 2@ 3),

e) zulschen dem 1. Dezember 20ü1 und dem 1. März 2qrC
lllr das Anbaulahr, das der Emte 2N)5 entsprlcht
(A g r a tstru Hu r erh e b u n g 2(n 5),

und

f nrlschen dem 1. Dezember 2ü)G und dem ,. Män z(no
lllr das Anbaulahr, das der Emte 2(N7 entsprlcht
(A g n rstru Ru r erh e b u n g 2(Nl ),

Artikel 4

Dle *lltglledstaaten, dle S:üchprobenerhebungen dwchtütr
ren, tefron die ertorderllchen Maßnahmen, damll dle Er-
geDalsse aul den leweillgen vorgesehenen Aggregatlons-
ebenen txerlässlg slnd, das slnd:

- dle tn AilIiel E genannten Reglonen,

- dla ln Artlkel 8 genannten Erhebungsbezlrke (nw lüt
dle Grunderhebungen),
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1 ) ABl. Nr. L 179 vom 7.8.1972, S. ,l
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dle 'Zelgeblete' lm Slnne der Verordnung (EWG) Nr.
205488 des Rates (1) und der Entscheldung 9il197/EG
der Kommlsslon P) (nur tilr dle Grunderhebung
'tg99t2$0).

und, sowolt dle folgenden Gebletselnhellen ödllch von
Bedeutung slnd:

dle benachteiltgten lanöfllrtschafillchen Geblete lm
Slnne des Artlkek 3 der Rlchülnle 75n68/EWc (3) und
dle Berggeblete Im Slane des Aösatres 3 desselben Ar-
tlkels,

dle beülebswlrtschaltllchen Hauptausrlchtungen lm
Slnne der Entscheldung 86ft77/EWG (1),

dle beülebswlrtschaftlichen Elnzelausrlchtungen lm
Slnne derselöea Entsch e I du ng.

Dle Mllglledstaaten trcften dle eilorderllchen Maßnahmen,
um slchetzuslellen, daß dle Sllchprobennahme so süuhu-
rleft lst, daß sle es mögllch macht, Je Beüleb nur elnen
elnzlgen Koetffzlenlen zu yet'wenden, um dle durch Silch-
proben gesammetten lnforlrl4ilonen hochzurechnen.

Artikel 5

lm Slnne dieser Verordnung slnd

a) landwirtschafllicher Belrieb: eine technisch-wirtschafi liche
Einheit, die einer einheitlichen Betrlebsf0hrung unterliegt und
lanö/virtschafrliche Produkte erzeugt;

b) landnvirtscha{tlich genuEte Fläche: Gesamtheit von Ackerland,
Dauerwiesen und .weiden, Daueftulturen sotie Haus- und
NuEgärten.

Artlkel 6

Von der Erhebung werden erfaßt:

a) apdrvirtschaf,liche Betriebe mit einer landwirtschaftlich
genuüzten Fläche von I ha oder mehr:

b) landrruirtschailiche iletriebe mit einer landrrvirtschafllich ge-
nutzten Fläche von wenlger als t ha, wenn sie in gewissem
Umfang fOr den Verkauf ezeugt oder u,enn ihre Ezeugungs.
elnheit bestimmte nal0rliche Schwellen oberschreitet.

Die Mitgliedstaalen, die eine andere Erhebungsschwelle vemen-
den wollen, verpllir:trten slch Jedoch, diese Schwelle so festsule-
gen, daß nur die ldeinsten Betriebe ausgeschlossen werden,
diezusammen 1 % oder weniger zum gesamten Standard-
deckungsbeitrag - lm Sinne der Entscheidung 8SßZIEWG -
des betreffenden Milgliedstäates beitragen.

,) ABl Nt L lt6 vom 15.7.19EE, 5.9. Verordnung zuleElt
günderl durch dle Verordnung (Ec) Nr. 31g3ttt1 (ABt.
Nn L 337 vom 21.121991, S. 1t).

2) ABt.I{r L 96 vom 11.L1991, S. r.
3) ABl. Nn L ,28 von 19.63e76, S. l. Rlchtllnle zutefr,

günderl durch dle Bettrtttsaf.tie von 1991.
1) ÄBl. Nr. L 220 vom 17.8.1985, S. l. Entscheldung zuteüt

gtndert durch dte Enbcheldung g6/393/EG der
Kommlsslon (ABI. Nr. L t6J vom 7-1.1996, S. 16).
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Alle Mitgliedstaalen teilen der Kommission vor der Durchtohrung
der Erhebungen mit, nach welchen Methoden sie ihre Schwelle

festlegen.

Artikel 7

(1) Bei vergesellschaSeten Kulturen wird die landwirtschaftlich
genuläe Fläche auf die beteiligten Kulturen nach dem Antell an
der Nutsung des Bodens aufgeteilt.

Einzelheiten und Verfahren fÜr diese Aufieilung und etwaige
Ausnahmen von der allgemeinen Regbl werden von den Mit-
gliedstaaten im Einvernehmen mit der Kommisslon festgelegt.

lm Obrigen wird die Fläche der vergesellschaneten Kulturen auch
außerhalb der landwirtschaftlichen Nutzfläche entsprechend den
in Anhang I fest§elegten Grupplerungen erhoben.

(2) Die Fläche der einander folgenden Nebenkulturen wird ge'
trennt von der,landwirtschafl lich genutäen Fläche" erfaßt.

Die einander folgenden Nebenkulturen sind entsprechend den ln
Anhang I aufgeftlhrten Gruppierungen einzeln arzugeben.

Artikel I

(1) Dle Milgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen,
damit die durch die Erhebung gemäß dieser Verordnung ge-
sammelten Angaben dem Merkmalskatalog ln Anhang I entspr+.
chen. Dle Anderungen an dem Merkmalskatalog l0r die Erh+,
bungen 1993 bis 2007werden nach dem Verfahren des Artikels
15 festgeleg.

@ lm Rahmen d* F*üegung des lhtalogs der Merl<-

'male lllr dle Grunderhebung 1999n00O lonn den Mltglled-
sraaten euf lhren Anüeg und aut dü Grundlage elner ge-
elgneten Dokumentatlon von der Kommlsslon nach dem
Verlahren d* Arllkels 16 gestattet worden, lltr besümm/e
Merknale Stlchproben mit Ztfallsauswahl anttwenden.

Nach dem Vedahren des Artlkels 16 lonn den Milgiledstaa-
ten auf Antrag und auf der Grundlege elner g*lgnelen
Dokumentaüon sowle lm Rahmen der F*tlegung des
l0talogs der Erhebungsmerknale glelchfalls gestattet
werden, ab der Erhebung 1997 lür bestlmmte Merkmale
berelts vorhandene lnlormatlonen zu vetweaden, dle aus
anderen Quellen als staüsuschen Erhebungen stammen.

(3) Bel der Grunderhebung 1999nA00 wlrd dle geogra-
phlsche Lage eln* leden EetrieDs durch elnen Kode defr-
nlen der dle Aggreglerung nach Gebletselnheften unter-
halb der Ebene der Erhebungsbezlrke oder zumlndest nach
Zelgebleten erlaubl

(1) Dle Begrlflsb*tlmmungen der Merknale sowle dle
Abgrenzung und Kodlerung der Reglonen, Erhebungs-
bezlr*e und anderer Gebletselnhetten wetden nach dem
Verhhren des Artlkels I 5 festgelegl

(5) Falls lm Rahmen der Anwendung der Gemeinschaftsgpo-
logie l0r landwirtschaftliche Betriebe l0r einlge Mitgliedstaaten
Standarddeckungsbeiträge for Unterteilungen bestirtmter, ln
Anhang I aufge!0hrter Merkmale festgelegt norden sind, örheben
die davon betroffenen Mitgliedstaaten alle lnformationen, die
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notwendig sind, um diese Standarddeckungsbeiträge anwenden
zu können.

Artikel 9

Die Mitglleclstaaten treffen alle zur Durchf0hrung der Erhebun-
gen ln ihrem Gcbiet geelgnelen Maßnahmen; lnsbesondere

a) clBtellen sle dle Erhebungsbogen for die Er?rebung der lnfor-
mationen entsprechend dem ln Artikel g Abs. I genannten
Merkmalskatalog;

b) pr0fen sle riach, ob die Erhebungsbogen vollständig ausgef0llt
und die Antworlen urahrscheinlich sind; sie veranlassen erfor_
derlbhenfalls und soweit möglich die Ergänzung fehlender
Angaben und dle Berlchtigung ungenauer Angaben.

Ailikel l0

Dle *lltglledstaaten llbermltteln dern Slaüsflsc hen Amt der
Europälschen Gemelnschallen dle ln Artlket I Äbsatr ,
genanntan Angaben, dle durch dle Volluhebungen und dle
STlchproben*hebungen ge§frmmell werden, ln Form von
lndlvlduahngaben Je Beüleb gunäß dem ln Anhang ll be-
schrlebenen Verfahren, lm tolgenden,EUROFAR*l-proleH,
genannL

Dle Mttgllcdstaaaen saelten slcher, daß dte aul ELIROFARhI-
S:tandard-Bandsaf Obeftle/genen Daten votktändtg und
ptauslbet alnd, tndem dle Mltglledstaaten dle etnheltllchen
Kontollbedhryungu .t wenden, welche yora Staflstlscäen
Amt dü Europälschur Gear,etnsdhaflen ln enger Zlrczm-
menaftelt mtt den ztständlgen S1relten d* Mftglledstaaten
fusfgehgt wurden; sle vetwlenden fttr d,e überqt fung der
lndlvlduddaten .uch dle unt* Nummer g d* Anhangs ll
eru ähnten Kontolltabellen.

Artikel 11

Dle Milglledstaaten erteilen dem Statistischen Amt der Europai-
schen Gemelnschaften alle gegebenenfalls von llrn ger!,Onsch-
ten Ausk0nfie bez0gllch Organisation und Methodik der Erhe-
bungen, die Gegenstand der vorliegenden Verordnung sind; sie
liefem lnsbesondere den Zeitplan fOr die Durchf0hrung der
Datenerhebung an Orl und Stelle.

Artikel 12

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaflen sorgrt im
Rahmen des EUROFARM-ProJekts for die Verbreitung der
Erhebungsergebnisse ln Tabellenform. Die praktischen Modalitä-
ten dieser Verteilung werden ln den zuständigen Aussch0ssen
und Arbeitsgruppen lestgeleg.

Artikel 13

Die Kommlssion legt dem Rat alle drel Jahre, das erste Mal vor
dem 31. Dezember 1992, einen Bericht 0ber die Durchf0hrung
des EUROFARM-Pr<{ehs vor. Sle schlägrt die erforderlichen
Anpassungen vor, dle ln dieser Verordnung vozunehmen sind.
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Artikel 1rl

(1) Zut Durchtührung der ln den Antketn 2 und J
vorgesehenen Erhebungen werden den Milgliedstaaten als
Beilrag zu den enlstehenden Ausgaben 20 ECU tor jeden ertaß,
ten landwirtschailichen Betrieb erstattel, for den die vollständl-
gen Daten dem Statistlschen Aml der Europäischen Gemein-
schaflen 0bermitteh werden, und a/yar Jeweils bis zu einem
Htrhstbetrag je Erhebung von:

,l00 000 ECU fOr Luxemburg,

500 000 ECU Jeweils fOr Belgien und Dänemark,

C00000 ECUfürSchweden

700 000 ECU l0r die Niederlande und Flnnland,

I 100 000 ECU fOr trtand,

I 300 000 ECU for das Vereintgte Königreich,

1 &0 Un ECU ltfi östenetch,

2 m0 000 ECU Jev\ßlls for Deutschland, Grlechenhnct,
Spanien, Frankreich, ltalien und portugal.

Für *lftglledstaaten, dle ln den Jahren 1g99n0@ bet alten
lanötilrtschaltllchen Betrleben elne allgemelne ZÄhlung
(Votlerhebing) ln bezug aut alle eilorderilchen Mertnale
durchttlhren, erhöhen slch dle vorgenannten Betrläge um
80%.

Dle lährllchen Mlttel werden von der Haushaltsbehfirde
lnnerhalb der durch dle Flmnzlette Vorauschau geseäen
Gre,nzen bewililgt

(?) Der ak f,nanzleller Bezugsrahmen elng*efre !ährll-
che Höchstbeüag lllr dle Entwlcktung, dle ltnterhatutng,
dle notwendlgen Anpassungen und dle Vetualtung d*
EUROFARIü-ProJelcts, elnschlleßllch der Verbrot&tng der
Ergeäalssq beträgt:

- 4E0000 ECUltlrdaqJahrTgEg,

- 4ßON ECUlülrdasJatu,g9o,

- 240000 ECUttlrdasJahrlggt,
E0 0@ ECll ttlr dle Jahre 1992 bls 1998,

- 7@ iln ECU ltlr dle Jatrre /999 und 20ü),

- 650 0@ ECU titr dle Jahre 2(Nt bls 2010.

Dle lährllchen Mlttel wetden von der Haushattsbehörde
lnnerhalb der durch dle Flnanzlelte Vonusschau geseäen
Grenzeo bewllllgl

Artikel 15

(1) V.Vird auf das ln diesem Artikel festgelege.Verfahren pazug
genommen, eo befaßt der Vorsitsende des Ständigen Agrarsta-
tlstischen Ausschuises (lm folgenden Ausschuß. genannt)
.diesen von sich aus oder auf Ankag des Verlreters eines Mit-
gliedstaates mit der Angelegenheit.
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(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß
einen Entwurf der zu trelfenden Maßnahmen.

Der Ausschuß nlmmt zu diesem Entwurl innerhalb elner Frist
Stellung, dle der Vorsitrende le nach der Drlnglichkelt der b+,
treffenden Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme komml mil
elner Mehrheit von 02 Stimmen zustande, rvobel dle Stlmmen der
Milgliedstaaten nach Ailikel 148 Absats 2 des Vertrages
gelvogen nerden. Der VoreiEende nimmt an der Abstimmung
nicht teil.

(3) Dle lGmmlsslon crläßt Maßnahmen, dle sofort anrvendber
sind. Entsprechen diese Maßnahmen nlcht der Stellungnahme

Geschehen at Brilssel an 17. Dezenber 1996,
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des Ausschusses, so werden sie dem Rat von der Kommission
alsbald mitgeteilt; ln diesem Fall kann dh Kommission die

Anurcndung der von ihr beschlossenen Maßnahmen bis zur

Dauer ron höchstens einem Monat nach dieser Mitteilung aus'
BeEen.

Der Rat kann mlt qutlllfzierter Mehrheit binnen einem Monat
anders entscheiden.

Artikcl t6

Diese Verordnung kitt am Tag nach lhrer Veröffentlichung lm
Amtsblatt der Europäischen Gemelnschaflen ln ]taf,.

th, di" YO (EG)

Nr.2467196

Im Nanen des Rdes

Der hösident
L Yaes

Diese Verordnung ist in allen ifuen Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel an29. Februar 1988.

Im Narnen des Rates

Der Präsident

W. von GELDERN

Diese Verordnung i§ in allen ihren Teilen verbkdlich und gih unmiütelbar

h jedem Mitgliedstaal
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2.

ANHANG II

PROJEKT EUROFARM

Bcschrclbung und lnhalt

Das ProJekt EUROFARM lst eln Netz von Datenbanken, das die Auswerlung der Gemelnschallserhebungen ober die Struktur der
larürlrtschaftlichen Betrlebe fttr die Zwecke der eiruelstaatlichen und der gemeinsamen Agrarpolitik erlaubt.

Dh lGucption und die Verwirklichung dieses Projekts rvlrden ln enger Abstimmung zvrrischen den statistischen Diensten der Mit-
gliedstaaten und der lGmmlssion sonrrie mh unterstoEung der leEteren durchgef0hrt.

Die Datenbanken des ProJehs EUROFARM sind

o' dle Dalentrenk Jtlr tndtvtduatdaten ßDD, welche dle lndlvtduatdaten enthalten soll, dle kelne dlrefte ldentlltzlerung
um$llchen dorten, entweder l0r dle Gesrlmthett der Beftebe Qm Fall von Grunderhebungen) oder dle G*amthett
oder elne rcpräsenbtlve §Iclrproöe der Beütebe Qm Fall von Zwkchenerhebungen), dle es ermögllchl dle Analysen
tul den gagnphlschen EDr,nen gemäß Arflkel l derverordnung durchzttfllhren;.

- diä Tabellendatenbank (BDI), welche die Ergebnlsse der Erhebung, dargestellt ln Form von statistischen Tabellen, enthalten
soll. Der lnhalt der Tabellendatenbank wird nach dem Verfahren des Artikels 15 der Verordnung festgelegt.

Standort der Datenbanken

Die Datenbank fOr lndMdualdaten (BDl) wlrd fOr alle Mitgliedstaaten, eußer den lndlvldualdaten aus Erhebungen, dle ln
Oeubchtend ltlr den Zeltnum ßEe bß 1997 durchgellthtt wurden, ln elnem Datenverarbeitungszentrum der lGmmlsslon
angesledelt, wobel Zugang und Verualtung elruig und alleln unter der Verantrrvortung des Statistischen Amtes der Europäischen
Gemeinschaften stehen.

Dle Tabellendatenbank BDT wlrd in elnern Datenverarbeilungszentrum der Kommission angesiedelt.

Vcrfahrcn der Obermlttlung von lndivldualdaten an das Statistlschc Arnt der Europälschen Gemelnschaften

Dle lndMdualdaten rverden unter Venvendung elncs vom Statistlschen Amt der Europäischen Gemeinschaf,en ln Abstimmung mlt
den Mitglledstaaten fetgelegten elnheitllchen Code obermittelt, und arrar lnnerhalb der Fristen, die nach dem Verfahren des Arü-
kels 15 der Verordnung festgelegt rverden.

Abwelchend davon Obetmlfreft Deubchland kelne lndlvldualdatur, sondem labtleneryebntsse entspr*hend dem untet
Nummv 2 etrr.ähnten BDT-Tabell*prognnm. Dtese Ausnahmeregelung erlkcht nach den Erhebungen d* Zeltaums
1988 bls 1997.

Deulschtand verPfllchtet stch, dle lndlvlduzldaten lnnerhatb eh.rlr Frtst von zvlött Monaten nach Abschtuß der Arbelten
zur Datenerhebung Yor Oil zental auf Magnetüger ln elnem elnzlgen Datenverarbettungszentrum zu spelchem..

Verfahren rur dle 0bemttttung von TabetlGndatcn

Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten obermittelten lndividualdaten erstellt das Statistische Amt der Europäischen Gemein-
schaften

3.

4.

5.

oc.

7,

- dle Tabellen ,0r die Tabeltendatenbank (BDT) .

- die unter Nummer 15 genannten Ad-hoc-Tabellen.

E.l Falls c§ dem Statistischen Aml der Europäischen Gemelnschaien mlt den von den Mitgliedstaaten obermiüelten lndMdualdaten
nlcht möglich lst, die Gesamtheit der nach dem Verfahren des Artikels 15 der Verordnung festgelegilen Tabellen for die Tabellenda-
tenbank (BDT) zu elstellen, verpflichten sich dh betreffenden Mitgliedstaaten, die fehlenden Tabellen innerhalb von drei Monaten
nach dem Termln fOr die Übermlttlung der unter Nummer 5 genannten lndividualdaten zu obermitteln.

8.2 Falls es dem Statis{ischen Arnt der Europaischen .Gemeinschaien mit den von den Mitgliedstaaten obermittelten lndividualdaten
nlcht möglich lst, die auf den ln Anhang I aufgef0hrlen Merkmalen basierenden Ad-hoc-Tabellen zu erstellen, proi die l6mmisslon
mit den Mitgliedstaaten dle Modalitäten l0r die übermittlung der betreffenden Tabellen.

9. Die Mitgliedshaten verpflichten sich, glelctueitig mil den lndividualdaten lGntrolltabellen zu obermitteln, deren lnhalt vom Statisti-
schen Amt der Europäischen Gemeinschaften in Abstimmung mit ihnen restgelegt wird.

Wahrung der Vcrlraulichkeit dcr lndividualdaten

10. Die lndividualdaten mossen dem Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaflen ln anonymer Form obermittelt $€rden, rvelche
die direkle identifrzierung der Betriebe nlcht zuläßt.
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i t. Die Kommission ergreill lm Rahmen ihrer EDV-ArchileKur geeignete Maßnahmen, um die Vertraulichkeit der Daten sichezustellen,

und untenlchtet die Mitgliedstaaten darober.

12. Der Zugang zu den lndivldualdaten lst auf die Personen beschränkt, die lnnerhalb des Statistischen Amtes der Europaischen Ge-

meinschafien mit der Anwendung der Verordnung betrau( sind.

13. Die unter Nummer 14 genannten Tabellen dor{en keine dkekte oder indirekte ldentifzierung der Betriebe ermöglichen'

Vcnvcndung der Daten und Verbreitung dcr Ergebnlsse

14. Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschatlen verpflichtet sich, die von den Mitgliedstaaten obermittelten lndividualdaten

nur zu Btatlstischen Zwecken zu venrvenden; Jede Verwendung zu Vemaltungszrrccken ist ausgeschlossen.

Die lndividualdaten dlenen zur Ausarbeltung

- der ln der Tabellendatenbank (BDT) enthaltenen Tabellen,

- der Ad-hoc-Tabellen.

iS. Unter Aühoc-Tabellen slnd dle Tabellen zu verstehen, die urspronglich lm Gemeinschaltsprogramm zur Festlegung des lnhalts der

Tabellendatenbank (BDT) nlcht vorgesehen waren, deren Erstellung auf der Grundlage der Merkmale ln Anhang I ledoch zur

Deckung des lnformationsbedarfs der Organe der Gemeinschall oder der Statislischen Amter der Mitgliedstaaten angefordert wird.

Abetlrmung

ul6. Das §allsüscDe Amt der Europälschen Gemelnschallen und dte Mltgiledstaaten arbelten lm Rahmen lhrer lewelllgan
Ztslündlgkelten und genäß der V*ordnung (Euratom, EWG) Nn 158A90 Veilahren JOr elne rasche Konzertlerung attls, ttm

- dle Vetuaullchkeft und dle sretstscrre Zuvertlislgkeft der aul d* Grundtage der tndütdualdaten ersteltten
I nlo tm atl onen zu gannderen ;

- dle Mltglledstfiten Ober dle Vet*endung dleser Daten zu lnformleren."
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Anlage 4

Gesetz zur Gleichstellung stillgelegter und
landwirtschafttich gen utzter Flächen vom 10. Juti 1 995

(BGBt. I S. 910)
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Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1995, Teit I

Gesetz
zur Gleichstellung stillgelegter

und landwirtschaftlich genutztei Ftächen

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1
(1) Flächen, die nach Maßgabe der Verordnung (EwG) Nr. 17(v92 des Ratesvom 30- Juni 1992 zur Einführung einer stützungsiegelung für Erzeuger

bestimmter tandwirtschafUicher Kulturpflanzen (ABt. Ee rir. L iet s. tz) stitt-gelegt worden sind, getten weiterhin als landwirtschaftlich genutzte Flächen.
(2) Die für die l-andwirtschaft in anderen Rechtsgebieten geltenden Rechts-

vorschriften, insbesondere im Bereich des Bürgerlichln Recht{ des Grundstück-
verkehrsrechts, des Landpachtuerkehrsrechts, des Baurechts, des Naturschutz-
rechts, der statistik und des wasserrechts, finden auf diesen Flächen weiterhin
Anwendung. Die infolge der stillegung geänderte Beschaffenheit der Flächen
bleibt hierbei unberücksichtigt. lnsbesondere bleibt das Recht, diese Flächennach Beendigung der stillegungsperiode in derselben Art und demselben
umfang wie zum Zeitpunkt vor der stifiegung nutzen zu können, unberührt.

Vom 10. Juli 1995

§2
Oieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1994 in Kraft.

Oie verfassungsmäßigen Bechte des Bundesrates sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und im Bundesgesetzblatt

verkündet.

Berlin, den 1 0. Juli 1995

Der Bundespräsident
Roman Herzog

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Jochen Borchert
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An lage 5

Verordn ung zur Aussetzung und Ergänzung von
Merkmalen nach dem Asrarstatistikgesetz (Erste

Agrarstatistikverordnung - 1. AgrStatV)
vom 20. November 2002 (BGB[. I S. 441,5)
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Drucksache 7 32 102
lie v"rord,nung zur Aussetzung und Ergänzung von Merkmalen nach demAgrarst,atistikgeset,z (Erste AgrarstaiiEtikverordnung - 1. Agrstatv) vom 20November 2002 wurde am 29.L]-.2002 im BGB1. f (S. 4415) verkündet.

verordnung zur Aussetzung und Ergänzung von Merkmalen
nach dem Agrarstatistikgesetz

( Erste Agrarstatisti kve ro rdn un g - I . Ag rStatV)

Vom 2002

Auf Gnrnd des § 94a Nr. I Buchstabe a und c des Agrarstatistikgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. August 2002 (BGBI. I S. 3l l8) verordnet das Bundesministerium für
Verbraucherschut4 Erntihrung und Landwirtschaft :

§1
Erhebung über die Viehbestände

(l) Im Rahmen der Erhebung äber die Viehbestände werden über die in § 19 Abs. I Nr. 2 des
Agrarstatistikgesetzes genannten Merkmale hinaus zum Berichtszeitpunkt 3. Ivtai 2005 Merkmale
über die Bestände an Pferden und Geflügel erhoben.

(2) Erhebungsmerkmale sind
l. bei den Beständen an Pferden: dteZahl der Tiere;
2, bei den Bestanden an Geflügel: die Zahl, die Art sowie bei Hühnern derNutarngszweck der

Tiere.

§2
Agrarstrrrktu rerh ebun g

(l) Im Rahmen der Agrarstruknrerhebung werden über die in § 28 Abs. I Nr. 2 des Agrar-
statistiksesetzes genannten Merkmale hinaus erhoben:
l. in den Jahren 2003, 2OO5 und 2007: Merkmale über Einlarnfte aus anderen Erwerbstätigkeiten

als Landwirtschaft, die direkt mit dem Betrieb in verbindung stehen;
2. im Jahr 2003: Merkmale über Umweltteistungen des Betriebs;
3. im Jahr 2005: Merkmale über die Berufsbildung des Betriebsleiters.
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@ Erhebungsmerkmale sind

l. bei den Einlolnften aus anderen Erwerbstätigkeiten als Landwirtschafl die direkt mit dem

Betrieb in Verbindung stehen: die HCrkunft nach fuihang I Buchstabe M der Verordnung
(EWG) Nr. 571188 des Rates vom 29. Februar 1988 anr Durchfrhrung von Erhebungen der

Cremeinschaft über die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe (ABl. EGNr. L 56 S. l) in
der j eweils geltenden Fassung;

2. bei den Umweltleistungen des Bariebs: der Bezug von Prämien oder Beihilfen für umwelt-
relevante Verpflichnrngen, ausgenommen solche für den ökologischen Landbatr, sowie die
Fläche von nicht bewirtschafteten Feldabgren zungen oder Teileir von Parzelleq die yom

Betrieb urs Umweltgründen gepflegt werden und firr welche der Landwirt Unterstützung
erhält;

3. bei der Benrfsbildung des Betriebsleiters: die landwirtschaftliche Berufsbildung nach der fut
des Abschlusses.

(3) Der Berichtszeitraum ftir das Erhebungsmerkmal nach Absatz 2 Nr. I sind die Monate Mai
des Vorjahres bis April des laufenden Jahres. Der Berichtveitpunkt für die Erhebungsmerkmale

nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 ist der Tag der ersten Aufforderung anr Ausl«rnftserteilung.

§3
Emte- und Betriebsberichterstattung

Im Rahmen der Ernte- und Betriebsberichterstattung über Reben wird die Erhebung der Merkmale
Mostausbeute und Säuregehalt (§ 46 Abs. I Satz 4 des Agrarstatistikgesetzes) ausgesetzt.

§4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verktindung in Kraft.

Der Bundesrat hat angestimmt.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

l. Die Erhebung von Merkhalen auf der Crnrndlage des Agrarstatistikgesetzes wird regel-
maßig unter dem Gesichtspunkt ktinftiger Erfordernisse und des mit der Erhebung ver-
bundenen Aufirands übeqprüft. Ftir einige Merkmale ergab diese Übeqprüfirng, dass ihre
Erhebung auf absehbareZeit nicht mehr erforderlich ist.

Nach § 94a Nr. I Buchstabe a des Agrarstatistikgesetzes ist das Bundesministerium für
Veöraucherschutz, Ernähnrng und Landwirtschaft ermächtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates die Erhebung solcher Merkmale ausarsetzen. Dies soll
mit der vorliegenden Verordnung erfolgen

2. Mit der Verordnung (EG) Nr. 14312002 derKommission vom24. fanuar 2002 (ABl. EG
Nr. L 24 S. 16) wurde die Verordnung (EWG) Nr. 57Il88 des Rates geändert, indem der
Merkmalskatalog (furhang I der Ratwerordnung) zur Durchfthrung der Erhebungen der
Gemeinschaft über die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe in 2003, 2005 und 2007
aktualisiert wur(e. Mt dieser Aktualisierung verbunden war insbesondere auch eine Ver-
pflichtung anr Erhebung bestimmter neuer Merkmale bzrr. eine Aufhebung früherer
Optionen ftir die Mitgliedstaateq vorgesehene Merkmate nicht erheben an müssen.

Zwar gelten die genannten Verordnungen unmittelbar in jedem Mitgliedstaat; sie enthalten
jedoch keine Bestimmungen über die Durchführung der Erhebungeq insbesondere nicht
über die Ausl«rnftspflicht. Die zu regelnde Materie ftillt in den Anwendungsbereich des
Agrarstatistikgesetzes.

Nach § 94a Nr. I Buchstabe c des Agrarstatistikgesetzes ist das Bundesministerium ftir
Verbraucherschutz,.Ernährung und Landriirtschaft ermächtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates für nach diesem Gesetz durchzufütrende Bundesstatis-
tiken die Erhebung von Merkmalen anztrordnerl soweit dies anr Umsetanng oder Durch-
führung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft erforderlich ist. Auf dieser
Crnrndlage wird mit der vorliegenden Verordnung die Rechtsgrundlage für eine Erhebung
be§timmter Merkmale des Merkmalskatalogs der Verordnung @WG) Nr. 571/88 des Rates
geschaffen.

3. Die Aussetzung einiger Merkmale führt ar Mnderkosten, die Frhebung zusätzlicher Merk-
male ztr'Mehrkosten bei den statistischen Amtern des Bundes und der Llinder. Soweit
bereits 2003 ansätzliche Merkmale erhoben werden (Agrarstruhurerhebung siehe § 2 des

Entwurß), ist dies in den laufenden Vorbereitungen der Erhebung bereits vorgesehen. In
späteren Jahren können per saldo geringe Metrkosten entsteheq die durch den Daten-
bedarf der EU bedingt sind.
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Auch ftir die Ausl«rnftspflichtigen ergeben sich jeweils Entlashrngen (durch Aussetarng
von Merkmalen) bzur. Belastungen (durch Erhebung ansätzlicher Merkmale). Die Mehr-
belastung der Au-sl«rnftspflichtigen wird'dadurch in Grerzen gehalteq dass die zusätz-
lichen Merkmale im Rahmen bestehender agrarstatistischer Erhebungen erfrag3 werden.
lnsgesamt ergeben sich frr die Auskunftspflichtigen geringe ansätzliche Kosteq die auf rd.
70 000 € im Durchschnitt der lahre 2003 bis 2007 geschätä werden.

Durch die Anderungen sind keine messbaren Auswirkungen auf das Preisniveau, insbeson-
dere auf das Verbraucherpreisniveau an erwarten.

B. BesondererTeil

Zu§l

Die Verordnung (EWG) Nr.'571l88 des Rates verpflichtet die Mitgliedstaaten unter andereng
im Ralrmen der Agrarstrukturerhebungen 2003, 2005 und 2007 ehzelbetriebliche Daten der
Bestände an bestimmten Tierarten und -kategorien an das Statistische Amt der Europäischen
Gemeinschaften @urostat) an übermitteln.

Nach § 19 Abs. I Nr. I des Agrarstatistikgesetzes wird ab dem Jahr 2003 eine allgemeing d.tr-
eine in allen Betrieben des Berichtskreises durchzufthrendg Erhebung der Bestände an Rin-
dern, Schweineg Schafeq Pferden und Geflügel in vierjäklichem Turnus angeordnet. Nach
2003 ist die nächste allgemeine Erhebung somit frr 2007 vorgesehen. Darüber hinaus werden
(außer in den Stadtstaaten) zur Erhebung der Bestände an Rindern und Schweinen halbjähr-
licti für die Bestlinde an Schafen jätrlich repräsentative Stichprobenerhebungen durchgeführt
(§ 19 Abs. I Nr. 2 und 3). Frlr diese anletagenannten Tierarten kann die Verpflichtung aus
der Verordnung @WG) Nr. 571/88 des Rates für das Iahr 2005 aus Ergebnissen dieser Reprä-
sentativerhebungen erftillt werden.

Für die Bestände an Pferden und Geflügel in landwirtschaftlichen Betrieben ist im Hinblick
auf die gemeinschaftliche Agrarstrukfirerhebung 2005 ergäruend die Erhebung von Merk-
malen erforderlic[ um der Verpflichtung aus der Verordnung @WG) Nr. 571/88 des Rates
nachzukommen. Zur Begrerzung des Erhebungsaufirandes und der Belastung der Auskunfts-
pflichtigen werden die Merkmale lediglich bei einer Stichprobe von Betrieben erhoben.
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Zu§2
Nach dem Abschnitt M des Merkmalskatalogs der Verordnung (EWG) Nr. 571/88 des Rates
ist bei den Betrieben zu erfragen, ob Einlunfre aus lestimmten anderen Erwerüstätigkeiten
(außer Landwirtschaft), die direkt mit dem Betrieb in Verbindung steherl erzielt werden.
Erfragt wird nur die Herhinft dieser Einkünfte nach der Art der Tätigkeit (2.B. aus Fremden-
verkehr, aus der Erzeugung erneuerbarer Energien usw.), nicht deren Höhe oder Zusammen-
setamg.

Die Merkmale C/5 c und N/3 des Merkmalskatalogs der Verordnung @WG) Nr. 57tl88 des
Rates betreffen Umweltleistungen der landwirtschaftlichen Betriebe. Diese sollen nach den
Vorgaben des EG-Rechts statistisch erfasst werderl indem erfragt wird,
- ob der Betrieb Prämien oder Beihilfen frr bestimmte umweltrelevante Verpflichtungen

erhälg

- wie groß die Fläche von nicht bewirtschafteten Feldabgrerzungen oder Teilen von Parzel-
len, die vom Betrieb aus Umweltgränden gepfleg werden, ist.

Beide Fragestellungen sind von den statistischen Amtem zu konkretisiereq indem jeweils auf
einschlagige Agranrmweltprogramme der Länder Beang genommen wird.

Die landwirtschaftliche Berufsbildung des Betriebsleiters Olerkmat Bß des Merkmals-
katalogs der Verordnung @WG) Nr. 571/88 des Rates) ist im latu 2005 za erheben. Bisher
wurde dieBerußbildung lediglich im Rahmen der Landwirtschaftszählung (arl*a 1999, siehe

§ 33 Abs. 2, § 34 Abs. I Nr. 3 AgrStatG) ermittelt.

Mit § 2 dieser Verordnung wird eine bundesrechtliche Crrundlage frr die Erhebung der ge-
nannten Merkmale geschaffen. Dazu ist auch die Berichtszeit zu bestimmen. Zur Begrenanng
des Erhebungsaufir,andes und der Belastung der Ausl«rnftspflichtigen werden die Merkmale
lediglich bei einer Stichprobe von Betrieben erhoben

Zu§3

Eine unter dem Gesichtspunkt, bestehende agrarstatistische Erhebungen an vereinfachen und
zu straffeq durchgefrihne lJberpnifung ergab, dass im Rahmen der Ernte- und Betriebs-
berichterstattung über Reben die Erhebung der Merkmale Mostausbeute und Säuregehalt (§ 46
Abs. I Satz 4 des Agrarstatistikgesetzes) nicht mehr aringend erforderlich ist. Es ist deshalb
angezeigt, die Erhebung dieser Merkmale ausansetzen.

Zu§4

Die Vorsckift regelt das Inkrafttreten.
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An lage 6

Merkmatskatalog zur ASE 2003
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txA-2 t9.04.02
Merkmalskatalog fü r die Agra rstru ktu rerhebung 2003

Merkmalskatalog für die Agrarstrukturerhebung im Jahre 2003
(zugleich EG - Agrarstrukturerhebung)

in den landwirtschaftlichen Betrieben
(einschl. Gartenbau. und Weinbaubetriebe)

Merkmal/Erhebungsmerkma I Code-Nr, Inha

Abschnitt I
Rechtsform des landwirtschaftlichen Betriebes

Rechtsform des Betriebes Code 065 Einzelunternehmen
I I Einzelperson, Ehepaar, Geschwister

Personengemeinschaften/-gesellschaften
12 Nicht eingetragener Verein
13 Gesellschaft bürgerlichen Rechts (BGB-

Gesellschaft)
14 OffeneHandelsgesellschaft(OHG)
l5 Kommanditgesellschaft (KG einschl.

GmbH u. Co. KG)
l6 Sonstige Personengemeinschaft (einschl.

Erbengemeinschaft)

Juristische Personen des privaten Rechts
6l Eingetragener Verein
62 Eingetragene Genossenschaft
63 Gesellschaft mit beschränkter Haftung

(GmbH)
64 Aktiengesellschaft
65 Anstalt des privaten Rechts
66 Stiftung des privaten Rechts
67 Gemeinschaftsforsten mit ideellen Besitz-

anteilen

Juristische Personen des öffentlichen Rechts
2l Gebietskörperschaft Bund
3l CebietskörperschaftLand
4l Sonstige Gebietskörperschaften (Kreis,

Gemeinde, Kommunalverbände)
5l Sonstige juristische Personen des öffent-

lichen Rechts (Kirche, kirchliche Anstalt,
Stiftung des öffentlichen Rechts,
Personalkörperschaft en)

Statistisches Bundesamt, Fachserle 3, Meth. Grundl. 2003

A

-136-



txA-2 19.04.02
Merkmalskatalog für die Agrarstrukturerhebung 2003

Abschnitt 2
Selbstbewirtschaftete Gesamtfläche des Betriebes 2003 nach
Hauptnutzungs- und Kulturarten

Anzugeben sind die gesamten selbstbewirtschafteten Flächen des Betriebes einschl. der gepachteten oder zur
unentgeltlichen Bewirtschaftung erhaltenen Flächen, unabhängig davon, ob diese Flächen in der Cemeinde des
Betriebssitzes oder in anderen Gemeinden liegen (Betriebsprinzip).

Falls keine Flächen bewirtschaftet werden, hier ankreuzen
- Ackerland insgesamt (muss mit dem Ackerland in Ab-

schnitt 4 Code 245 übereinstimmen)
- Haus- und Nutzgärten (ohne Ziergärten)
- Obstanlagen (ohne Erdbeeren)
- Baumschulen (ohne forstliche Pflanzgärten für Eigen-

bedarf)
- Dauergrünland

- Dauerwiesen
- Mähweiden
- Dauerweiden
- Streuwiesen und Hutungenl

tr
Code 245
Code 246
Code 247

Code248

Code249
Code 250
Code 25 I
Code 255

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen

ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

- Rebland/Rebfläche (bestockte Rebfläche und derzeitige
nicht anderweitig genutzte brachliegende Rebfläche) Code 256

- Weihnachtsbaumkulturen, Korbweiden- und Pappelanla-
gen (außerhalb des Waldes) Code 251

- Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF)
(Summe Code 245 bis 257)
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Code 258

- Waldflächen (einschl. forstliche Pflanzgärten fiir Eigenbe-
darf sowie aufgeforstete Stilllegungsflächen) Code262

- Nicht mehr landwirtschaftlich genutzte Flächen
(Landwirtschaftliche Flächen, die aus wirtschaftlichen,
sozialen oder sonstigen Grtinden nicht mehr bewirtschaftet
werden und außerhalb der Fruchtfolge liegen) Code259

- Öd- und Unland, unkultivierte Moorflächen, Gewässer,
Gebäude und Hofflächen, Wegeland, Campingplätze,
Park- und Grünanlagen, Tiergärten Code 264

Code 265- Selbstbewirtschaftete Cesamtfl äche
(Summe Code 258 bis 264)

' Bayern getrennte Erfassung der Almen Code 252.
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Merkmalskatalog für die Agrarstrukturerhebung 2003

Abschnitt 3
Flächenstilllegung
Stilllegungsflächen 2003

zur Erlangung der Ausgleichszahlung, der Produktionsaufgaberente (FELEG) oder der Beihilfe nach den
Agrarumweltprogrammen der Länder

- Brache mit und ohne Begrünung
gemäß dem Grundantrag auf Agrarfdrderung (kon-
j unkturelle Flächensti I I legung)
- bitte gleichzeitig bei Code 244 angeben

- Flächen mit nachwachsenden Rohstoffen
gemäß dem Grundantrag auf Agrarförderung (kon-
junkturelle Flächensti lllegung)
- bitte gleichzeitig bei den jeweiligen Fruchtarten
des Ackerlandes und der Dauerkulturen angeben -
(2.8. Code229)

- Sonstige stillgelegte Flächen
Stillgelegte Flächen im Rahmen der Agrarumwelt-
programme der Länder sowie stillgelegte bzw. erst-
malig aufgeforstete Flächen im Rahmen der Produk-
tionsaufgaberente (FELEG)
- bitte gleichzeitig bei Code 244,262 angeben -

- Stillgelegte Flächen insgesamt
(Summe Code 268 bis 270)

Weitere Untergliederung sonstiger Flächen (Code 270)
(Für Statistische Landesämter -+ fakultativ )

- Stillgelegte bzw. erstmalig aufgeforstete Flächen im
Rahmen der Produktionsaufgaberente (FELEG)
- bitte gleichzeitig bei Code 244,262 angeben -

- Stillgelegte Flächen im Rahmen der Agrarumwelt-
programme der Länder
- bitte gleichzeitig bei Code244 angeben -

- Winterweizen (ohne Durum) einschl. Dinke12
- Dinkel3
- Sommerweizen (ohne Durum)
- Hartweizen (Durum)
- Triticale
- Roggen (Winter- und Sommerroggen)
- Wintergerste
- Sommergerste

Code 27 I ha, Ar 7 Stellen

Code272 ha, Ar F§Alenl

Code 268 ha, Ar

Code269 ha, Ar 7 Stellen

Abschnitt 4
Anbau aufdem Ackerland 2003

Falls keine Ackerflächen bewirtschaftet werden, hier ankreuzen E

Code270

Code267

Code 201
Code 2l I
Code202
Code 203
Code 204
Code 205
Code 206
Code 20'7

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

2 Nur Bundesländer, die Dinkel bzw. Verarbeitungskartoffeln fiir Speisezwecke nicht gesondert erfassen
3 Nur Bundesländer, die Dinkel bzw. Verarbeitungskartoffeln ftir Speisezwecke gesoridert erfassen.

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen
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- Hafer
- Wintermenggetreide (verschiedene Getreideaften im

gemischten Anbau)
- Sommermenggetreide (verschiedene Getreidearten im

gemischten Anbau)

- Körnermais zum Ausreifen
- Corn-Cob-Mix
- Silomais (einschl. Grünmais und Lieschkolbenschrot)
- Futtererbsen zur Körnergewinnung
- Ackerbohnen zur Körnergewinnung
- Lupinen zur Körnergewinnung
- Alle anderen Hülsenfrüchte zum Ausreifen (2.B. Speise-

erbsen und -bohnen, Wicken, auch als Gemen-
ge, Leguminosensamen)

- Frühe Speisekanoffeln
- Mittelfrühe und späte Speisekartoffeln zum Direktverzehr

ohne Be- und Verarbeitung

- Frtihe, mittelfrühe und späte Industrie-, (Verarbeitungs-)
Futter- und Pfl anzkartoffelna

- Verarbeitungskartoffeln flir Speisezwecke5
- Zuckerrüben ohne Samenanbau
- Runkelrüben ohne Samenanbau
- Alle anderen Hackfrüchte ohne Samenanbau (2.B. Futter-

möhren, Kohlrüben, Futter- und Markstammkohl)

- Winterraps zur Körnergewinnung
-,Sommerraps, Winter- und Sommerrübsen zur Körnerge-

winnung
- Flachs, Öllein zur Kömer- und Fasergewinnung
- Kömersonnenblumen
- Andere ÖlfrUchte auch ftlr technische Zwecke (2.8. Kör-

nersenf, Sojabohnen)
- Hopfen (Alt- und Junghopfen)
- Tabak
- Rilben und Gräser zur Samengewinnung
- Heil- und Gewürzpflanzen
- Alle anderen Handelsgewächse (2.B. Zichorie, Topinam-

bur, Hanf, Kanariensaat, Kenaf, Hirse, Buchweizen,
Chinaschilf)

Code 208 ha, Ar F-stelm

Code 209 ha, Ar 7 Stellen

Code 210 ha, Ar 7 Stellen

Code2l2
Code 213
Code242
Code 214
Code 215
Code 301

Code 216
Code 218

Code 217
Code 300
Code 220
Code 221

Code229

Code 230
Code 23 I
Code 233

Code232
Code234
Code 235
Code 236
Code237

Code 238

Code 223

Code224
Code 225

Code226

Code227

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

ha,

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen
7 Srellen
7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen

Ar
Ar

ha,

Code2l9 ha, Ar

Code222 ha, Ar F steäenl

F stilte,lha, Ar

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

- Gemüse einschl. Spargel, Erdbeeren ohne Samenanbau und ohne Anbau im Haus- und Nutzgarten
- im Wechsel mit landw. Kulturen (2.8. Kohl im

Wechsel mit Getreide) im Freiland
- im Wechsel mit anderen Gartengewächsen

(2.B. Gurken im Wechsel mit Blumen)
- im Freiland
- unter Glas

- Blumen, Zierpflanzen, einschl. Stauden, Jungpflanzen
- im Freiland
- unter Glas (Gewächshäuser, Folienzelte, Früh-

beete)

a Nur Bundesländer, die Dinkel bzw. Verarbeitungskartoffeln für Speisezwecke nicht gesondert erfassen.
5 Nur Bundesländer, die Dinkel bzw. Verarbeitungskartoffeln fiir Speisezwecke gesonäert erfassen.

Statistlsches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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- Gartenbausämereien, Vermehrungsanbau von Blumen-
zwiebeln und -knollen auch unter GIas

- Klee, Kleegras, Klee-Luzerne-Gemisch (einschl. Klee-
brache)

- Luzerne
- Grasanbau auf dem Ackerland zum Abmähen und Abwei-

den (kein Dauergrünland)

- Alle anderen Futterpflanzen, auch als Gemenge zur Grün-
futter-, Silage- oder Heugewinnung (2.B. Futtererbsen,
Wicken, Süßlupinen)

- Brache (Rotations- und Dauerbrache einschl. stillgelegter
Flächen zur Erlangung der Ausgleichszahlung)6

- Ackerland insgesamt

- Klee und kleeartige Pflanzen
z.B. auch Luzerne, Serradella, Kleegras und
gemischter Anbau von Kleearten

- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

darunter zur Futtergewinnung
- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

- Gräser und Getreide zur Grünnutzung
z.B. kurzlebiges Weidelgras, Grünroggen,
Wickroggen, Grünhafer, Grünmais

- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

darunter zur Futtergewinnung
- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

- Grobleguminosen
z.B. Bohnen, Erbsen, Wicken, Lupinen (auch
im gemischten Anbau z.B. Landsberger
Gemenge, Mündener Gemenge)

- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenliucht

darunter zur Futtergewinnung
- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

Code228

Code239
Code 240

Code 241

Code 243

Code244

ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

ha,

ha, Ar
ha, Ar

7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen

ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar

Abschnitt 5
Zwischen fruchtan ba u 2002/2003

Anzugeben ist der gesamte Zwischenfruchtanbau, der als Untersaat in die Hauptfrucht 2002 oder als Aussaat
nach der Hauptfrucht 2002 erfolgte. Die nach den Winterzwischenfrüchten angebauten Pflanzen gelten als
Hauptfrüchte.

Code245

Code 274
Code276

Code 275
Code 277

Code278
Code 280

Code 279
Code 281

Code 282
Code 284

Code 283
Code 285

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
Ar

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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- Ifteuzblüter
a) Raps (auch im gemischten Anbau mit Gräsern),

Senf, Ölrettich, Rübsen, Chinakohl
- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

darunter zur Futtergewinnung
- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

b) Herbstrüben (Stoppelrüben), Kohlrüben
(Steckrüben), Futterkohl (Markstammkohl)

- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

darunter zur Futtergewinnung
- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

- Sonstige Zwischenfrüchte
z.B. Phacelia, Sonnenblumen, Malven, Buchweizen

- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

darunter zur Futtergewinnung
- Sommerzwischenfrucht
- Winterzwischenfrucht

Code 286
Code 288

Code 287
Code 289

Code 290
Code292

Code29l
Code 293

Code294
Code296

Code 295
Code 297

Code 75 I

Code 752

Code 753

Code 754

Code 755

Code 756

Code 757

ha,

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar

ha, Ar

7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen

7 Stellen
7 Stellen

Ar
Ar

ha,

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

Abschnitt 6
Ökologischer Landbau

Unterliegt Ihr Betrieb dem Kontrollverfahren nach der
EWG-Verordnung Nr. 2092191 zum Ökologischen Land-
bau (EG-Öko-Verordnung)?

Wenn Code 750 mit ja beantwortet:

- Wie viel Hektar der landwirtschaftlich genutzten
Fläche sind bereits umgestellt?

- Wie viel Hektar der landwirtschaftlich genutzten
Fläche befinden sich gegenwärtig in Umstellung?

- Welche Tierarten sind in die ökologische Bewirt-
schaft ungsmethode einbezogen?

Pferde

Rinder

o Schafe

Schweine

Geflügel

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

Insgesamt
- Sommer- und Winterzwischenfrucht zusammen Code 298

darunter zur Futtergewinnung
- Sommer- und Winterzwischenfrucht zusammen Code299

Code 750 I ja
2 nein

ha, AR

ha, AR

I

2
I

2
I

2
I
2
I
2

a Ja
nein
ja
nein
ja
nein
ja
nein
ja

7 Stellen
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Abschnitt 7
Viehbestände am 03. Mai 2003
A. Falls am Stichtag vorübergehend kein Vieh gehalten wird, hier ankreuzen

B. Falls die Viehhaltung vollständig eingestellt wurde, hier ankeuzen

(A.+B.: Für Statistische Landesämter -+ fakultativ)

Code 199

Code l0l Anzahl

trr
tr2

P f e r d e

- Ponys und Kleinpferde (unter 148 cm Stockmaß)
- Andere Pferde

- unter I Jahr alt
- I bis unter 3 Jahre alt
- 3 bis unter 14 Jahre alt
- 14 Jahre und älter

- Pferde insgesamt (Summe Code l0l bis 105)

Rinder
- Kälber unter 6 Monate (oder unter 220 kg Lebend-

gewicht)
- Jungrinder (Jungvieh) 6 Monate bis unter I Jahr alt

- männlich
- weiblich

- Rinder I bis unter 2 lahre alt
- männlich
- weiblich zum Schlachten
- weibliche Nutz- und Zuchttiere

- Rinder 2 Jahre und älter
- Bullen und Ochsen
- Schlachtftirsen
- Nutz- und Zuchtftirsen
- Milchkühe
- Ammen- und Mutterkühe
- Schlacht- und Mastkühe

- Rinder insgesamt (Summe Code 107 bis I l8)

S c h a f e
- Schafe unter I Jahr alt (einschl. Lämmer)
- Schafe (l Jahr und älter)

- weibliche Schafe zur Zucht (einschl. Jährlinge)
- Schafböcke (zur Zucht)
- Hammel und übrige Schafe

Code 102
Code 103
Code 104
Code 105

Anzahl
Anzahl
Anzahl
Anzahl

Code 106 Anzahl

Code 107 Anzahl

Code 108

Code 109

Code I l0
Code lll
Code 112

Anzahl
Anzahl

Anzahl
Anzahl
Anzahl

Anzahl
Anzahl
Anzahl
Anzahl
Anzahl
Anzahl

Anzahl
Anzahl
Anzahl

Anzahl
Anzahl

Anzahl
Anzahl
Anzahl

5 Stelle

5 Stellen

5 Stellen
5 Stellen
5 Stellen

5 Stellen
5 Stellen
5 Stellen
5 Stellen
5 Stellen
5 Stellen

5 Stellen

5 Stellen
5 Stellen
5 Stellen

7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen

Code
Code
Code
Code
Code
Code

I t3
114
ll5
ll6
|7
I l8

Code I 19 Anzahl

Code 120 Anzahl

Code 12l
Code 122
Code 123

- Schafe insgesamt (Summe Code 120 bis 123)

Schweine
- Ferkel
- Jungschweine unter 50 kg Lebendgewicht
- Mastschweine (einschl. ausgemerzte Zuchttiere)

- 50 bis unter 80 kg Lebendgewicht
- 80 bis unter I l0 kg Lebendgewicht
- I l0 und mehr kg Lebendgewicht

Code 124 Anzahl

Code 125
Code 126

Code 127
Code 128
Code 129

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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- Eber zur Zucht einschl. der hierfi,ir bestimmten Jung-
schweine mit 50 und mehr kg Lebendgewicht

- Zuchtsauen einschl. der hierfi.ir bestimmten Jung-
schweine mit 50 und mehr kg Lebendgewicht

- trächtig
- Jungsauen zum l. Mal trächtig
- Andere trächtige Sauen

- nicht trächtig
- Jungsauen noch nicht trächtig
- Andere nicht trächtige Sauen

Hühner
- Hühner7 (ohne Trut-, Perl- und Zwerghühner)

- Legehennen % Jahr und älter
- Junghennen unter t/z Jahr alt (einschl. der

hierfiir bestimmten Küken)
- Schlacht-, Masthähne, -hühner und sonst.

Hähne (einschl. der hierfiir bestimmten
Küken)

- Hühner insgesamt (Summe Code 136 bis 138)

Sonstiges G e f I ü s e I
- Gänse insgesamt
- Enten insgesamt
- Truthühnef insgesamt

- Sonstiges Geflügel insgesamt (Summe
Code 140 bis 142)

Code 130 Anzahl

Code 13l
Code 132

Code 133
Code 134

Code 136

Code 137

Code 138

Code 139

Code 140
Code l4l
Code 142

Anzahl
Anzahl

Anzahl
Anzahl

Anzahl

Anzahl

Anzahl

Anzahl

Anzahl
Anzahl
Anzahl

FsiellA
lz stettenl

- Schweine insgesamt (Summe Code 125 bis 134) Code 135 Anzahl F-stAiA

F siAid

F§AIA

F srettei

rciacn

Code 143 Anzahl

Arbeitskräfte und weitere Strukturmerkmale 2003

Abschnitt 8
Eigentums- und Pachtverhältnisse an der landwirtschaftlich genutzten Fläche

- Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) des Betriebes
(übernehmen aus dem Erhebungsteil S/l der Bodennut-

zung2003, Code 258 ) Code 701
- Gepachtete LF (Grundstücks- und Hofpacht)

- von Eltern, Ehegatte und sonstigen Verwandten
undVerschwägertendesBetriebsinhabers Code702

- von anderen Verpächtern Code 703
- bitte übertragen nach Code 709 -

- Unentgeltlich zur Bewirtschaftung erhaltene LF Code 704
- Eigene selbstbewirtschaftete LF (705=701-702-703-704) Code 705
- Verpachtete LF Code 706
- Unentgeltlich zur Bewirtschaftung abgegebene LF Code 707
- Eigene LF (708 : 705 + 706 +707) Code 708

ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar

ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar
ha, Ar

7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen
7 Stellen

'Bei am 3. Mai vorübergehend leerstehenden Ställen ist derjenige Bestand einzutragen, der vor der letzten
Stallräumung vorhanden war (Eintragung nur dann, wenn Stallräumung nicht mehr als 6 Wochen zurückliegt).

Statlstisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003 -L43-
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Abschnitt 9
Pachtflächen und Pachtentgelte (Jahrespacht) für die landwirtschaftlich genutzten Flächen

- Ohne Pachtungen von Familienangehörigen -
- Von ,,anderen Verpächtern" gepachtete LF

- gepachtete Fläche
- derzeitige Jahrespacht für diese Fläche

- Grundstücks- und Parzellenpacht (Einzelgrundstücke)
- Ackerland (ohne Unterglasfl ächen)

- gepachtete Fläche
- derzeitige Jahrespacht fiir diese Fläche
- Innerhalb der letzten 2 Jafue erstmals

gepachtete Flächen und Flächen mit
Pachtpreisänderung (Angaben sind
bereits in Code 7ll batt.7l2 enthalten)

- gepachtete Fläche
- derzeitige Jahrespacht fiir

diese Fläche
- Dauergrünland

- gepachtete Fläche
- derzeitige Jahrespacht fiir diese Fläche

- Innerhalb der letzten 2 JaWe erstmals
gepachtete Flächen und Flächen mit
Pachtpreisänderung (Angaben sind
bereits in Code 715 bzw. 716 enthalren)

- gepachtete Fläche
- derzeitige Jahrespacht für

diese Fläche
- Sonstige LF (einschl. gemischter Pach-

tungen, flir die Pachtentgelte nicht ge-
trennt angegeben werden können, z.B.
von Acker- und Dauergrünland)

- gepachtete Fläche
- derzeitige Jahrespacht ftir

diese Fläche

- Innerhalb der letzten 2 Jahre erstmals
gepachtete Flächen und Flächen mit
Pachtpreisänderung (Angaben sind be-
reits in Code727 bzw.728 enthalten)

- gepachtete Fläche
- derzeitige Jahrespacht ftir

diese Fläche

Code 709
Code 710

Code 7l I
Code 712

Code 713

Code 714

Code 715
Code 716

Code 717

Code 718

Code 727

Code 728

Code 729

Code 730

ha, Ar
EUR

ha, Ar
EUR

ha, Ar

EUR

ha, Ar
EUR

ha, Ar

EUR

ha, Ar

EUR

ha, Ar

EUR

ha, Ar
EUR

7 Stellen
6 Stellen

7 Stellen

6 Stellen

6 Stellen

7 Stellen

5 Stellen

7 Stellen
6 Stellen

- Gepachtete LF innerhalb einer geschlossenen Hofoacht
- gepachtete Fläche Code 73 I
- derzeitige Jahrespacht ftir diese Fläche Code732

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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Abschnitt 10
Betriebsinhaber, Ehegatte und deren mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Familienangehörigen im
Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 (Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen)

O h n e : l. mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Verwandte und Verschwägerte des Betriebsinhabers, die
außerhalb des Betriebes leben.

2. Beschäftigte in Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften, -gesellschaften (BGB-
Gesellschaft, OHG, KG, GmbH u. Co KG u.a.).

3. Beschäftigte in Betrieben der Rechtsform ,,juristische" Personen.

Die unter l. bis 3. genannten Personen sind in Abschnitt I I anzugeben!

- Laufende Nummer der Person Code 800 001 bis ... F sdid
- Kennziffer des Verwandtschafts- oder Schwäger-

schaftsverhältnisses zum Betriebsinhaber

- Geschlecht

- Geburtstag im Zeitraum

- Geburtsjahr

- Betriebsleitereigenschaft

- Durchschnittlich geleistete Stunden je Woche im
Zeitraum Mai 2002 bis April 2003

- ftir diesen Betrieb (ohne Haushalt)
- vollbeschäftigt

(42 wd mehr Wochenstunden
:240 Tage und rnehr)

- überwiegend beschäftigt
(3 I bis unter 42 Wochenstunden: 180 Tage bis unter 240 Tage)

- teilweise beschäftigt
(21 bis unter 3l Wochenstunden: 120 Tage bis unter 180 Tage)

- gering beschäftigt
(l I bis unter 2l Wochenstunden

= 60 Tage bis unter 120 Tage)
- fallweise beschäftigt
(unter I I Wochenstunden
= unter 60 Tage)

- im Haushalt des Betriebsinhabers
(nur Betriebsinhaber und./oder Ehegatte)

- in anderer Erwerbstätigkeit

Statlstlsches Bundesamt, Fachserle 3, Meth. Grundl. 2003

I Betriebsinhaber
2 Ehegatte des Betriebsinhabers
3 Kinder (auch Stief-, Schwieger-,

Pfl ege-, Adoptivkinder)
4 Enkel
5 Eltern,Schwiegereltern
6 Großeltern
7 Sonstige

I männlich
2 weiblich

0l Januar bis April
02 Mai bis Dezember

Geburtsjahr 4 Stellen

tja

I Stelle

Anzahl der
Stunden

Anzahl der
Stunden

Code 801

Code 802

Code 803

Code 804

Code 806

Code 83 I

Code 832

Code 833

Code 834

Code 835

Code 837

-145-

Code 838
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Aus welchen Quellen wurde im Jahreszeitraum Mai2002
bis April 2003 ein außerbetriebliches Einkommen bezo-

gen?
- Einkommen aus anderer Erwerbstätigkeit

in einem anderen Betrieb

- Altersrente für Landwirte, Landabgaberente, Produktions-
aufgaberente u.A.

- Rente, Pension, ArbeitslosengeldÄhilfe, Sozialhilfe u.A.

- Einkommen aus Verpachtung, Vermietung, Kapitalver-
mögen u.A.

Code 814 I ja

Code 815

Code 816

Code 817

Code 818

Ja

Ja

2

)

Ja4

- Anzahl der Familienarbeitskräfte 3 Stellen

Bei außerbetrieblichem Einkommen (einschl. Kindergeld)
von Betriebsinhaber und/oder Ehegatte
- Welches Jahres-Nettoeinkommen von Betriebsinhaber

und/oder Ehegatte zusammen war schätzungsweise
höher? Code 821 I das aus den außerbetrieb-

lichen Quellen
das aus diesem landwirt-
schaftlichen Betrieb

Hinweis: Diese Angabe dient mit zur Unterscheidung von Haupt- und Nebenerwerbsbetrieben.

Abschnitt 1l
Ständig und nicht ständig im Betrieb Beschäftigte

Dazu zählen Personen, die
- mit dem Betriebsinhaber eines Betriebes der Rechtsform Einzelunternehmen verwandt oder

verschwägert sind, aber außerhalb des Betriebes leben,
- in Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften, -gesellschaften (BGB-Gesellschaft, OHG,

KG, GmbH und Co KG u.a.) beschaftigt sind,
- in Betrieben der Rechtsform,,juristische" Personen beschäftigt sind.

Ohne Betriebsinhaber, Ehegatte und deren mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Familienangehörigen, die in
Abschnitt l0 nachgewiesen werden.

A. Ständis im Be trieb Beschäftiete im Jahreszeitr urn Mai 2002 bisApril 2003
Zu den ständig im Betrieb Beschäftigten zählen Personen, die in einem unbefristeten oder auf mindestens drei
Monate abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb stehen.

- Laufende Nummer der Person
Alle ständig Beschäftigten mit der Bezeichnung
ihrer ausgeübten Tätigkeit (2.8. Gesellschafter,
Verwalter, Schlepperfahrer, Gärtner, Auszubi lden-
der, Praktikant)

- Geschlecht

- Geburtstag

- Geburtsjahr

- Betriebsleitereigenschaft

Code 900 001 bis..

Text eintragen

3 Stellen

Code 90 I

Code 902

Code 903

Code 905

I männlich
2 weiblich

I Januar bis April
2 Mai bis Dezember

Geburtsjahr

lja
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Beispiel für Früheres Bundesgebiet!
Für Neue Länder gelten andere tariflich festgelegte Arbeitszeiten

- Durchschnittlich geleistete Stunden je Woche im Zeitraum Mai2002 bis April2003
- fi.ir diesen Betrieb (ohne Haushalt)

- vollbeschäftigt
(38 und mehr Wochenstunden
:220Tage und mehr )
- überwiegend beschäft igt

(29 bis unter 38 Wochenstunden
= 165 Tage bis unter 220Tage)

- teilweise beschäftigt
(19 bis unter 29 Wochenstunden: I l0 Tage bis unter 165 Tage)

- gering beschäftigt
(9 bis unter l9 Wochenstunden
= 55 Tage bis unter I l0 Tage)

- fallweise beschäftigt
(unter 9 Wochenstunden: unter 55 Tage)

Code 93 I

Code 932

Code 933

Code 934

Code 935

- Stellung innerhalb des landwirtschaftlichen Betriebes Code 9l I I Auszubildender(einschl. Prakti-
kant)

2 Arbeiter
3 Angestellter
4 Beamter
5 Cesellschafter
6 Sonstige, ohne Arbeitsvertrag

Tätige (ohne Gesel lschafter)

- Anzahl der ständigen (familienfremden) Arbeitskäfte Code 912 I Stellen

B. Nicht ständie im Betrieb Beschäftiste im Jahreszeitraum
Mai 2002 bis April2003

Zu den nicht ständig im Betrieb Beschäftigten zählen Personen, die in einem befristeten, weniger als drei
Monate, abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb stehen.

Wie viele nicht ständig im Betrieb beschäftigte Personen waren für diesen Betrieb im Jahreszeitraum Mai 2002
bis April 2003 tätig (einschl. Saisonarbeitskräfte)?

- Zahl der beschäftigten Männer
- Arbeitsleistung der Männer in vollen Arbeitstagens

insgesamt
- Zahl der beschäftigten Frauen
- Arbeitsleistung der Frauen in vollen Arbeitstagens

insgesamt Arbeitstage 5 Stellen

I Stellen

Code 918

Code 919
Code 92 I

Code 922

Code 924

Personen

Arbeitstage
Personen

l Stellen

5 Stellen
I Stellen

- Anzahl der nicht ständig Beschäftigten

Statlstisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

8 8 Stunden : I Arbeitstag

-t47-

[§eria

li§erCl

IstJia

It stettel

[§Jia



txA-2 19.04.02
Merkmalskatalog für die Agrarstrukturerhebung 2003

Nichtstichprobenbetriebe

Mit betrieblichen Arbeiten Beschäftigte im Jahresieitraum trlai2002 bis April 2003 nach Personengruppen

Abschnitt 10
Betriebsinhaber, Ehegatte und seine mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Familienangehörigen
(Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen).im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003

Ohne: l. mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Verwandte und Verschwägerte des Betriebsinhabers, die
außerhalb des Betriebs leben.

2. Beschäftigte in Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften,- gesellschaften
(BGB-Gesellschaften, OHG, KG, GmbH u. Co KC u.a.).

3. Beschäftigte in Betrieben der Rechtsform,,juristische" Personen.
Die unter L bis 3. genannten Personen sind in Abschnitt I I anzugeben!

Arbeitszeiten der Familienarbeitskräfte
Laufende Nr,
der Person

001
002
003

Durchschnittlich.geleistete Stunden je
Woche im Zeitraum Mai 2002 bis
April 2003 für diesen Betrieb
(ohne Haushalt)

- vollbeschäftigt
(42 und mehr Wochenstunden
:240Tage und mehr)

- Betriebsinhaber
- Ehegatte
- Sonstige

Code 83 I

Anzahl der Personen

I Stelle
I Stelle
3 Stellen

Betriebsinhaber
Ehegatte
Sonstige

- überwiegend beschäft igt
(3 I bis unter 42 Wochenstunden: 180 Tage bis unter 240Tage)

- Betriebsinhaber
- Ehegatte
- Sonstige

- teilweise beschäftigt
(21 bis unter 3l Wochenstunden
= 120 Tage bis unter 180 Tage)

- Betriebsinhaber
- Ehegatte
- Sonstige

- gering beschäftigt
(l I bis unter 2l Wochenstunden
= 60 Tage bis unter 120 Tage)

- Betriebsinhaber
- Ehegatte
- Sonstige

I
I

Anzahl der Personen

I
I

Anzahl der Personen

I

I
Anzahl der Personen

Code 832

Code 833

Code 834

I Stelle
I Stelle
I Stellen

I Stelle
I Stelle
3 Stellen

I Stelle
I Stelle
3 Stellen
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- fallweise beschäftigt
(unter I lWochenstunden
= unter 60 Tage)

- Betriebsinhaber
- Ehegatte
- Sonstige

- Durchschnittlich geleistete Stunden je Woche
im Zeitraum Mai 2002 bis April 2003
im Haushalt des Betriebsinhabers

- Betriebsinhaber
- Ehegatte

- Durchschnittliche geleistete Stunden je Woche
im Zeitraum Mai 2002 bis April 2003
in anderer Erwerbstätigkeit

- Betriebsinhaber
- Ehegatte

- Waren Betriebsinhaber und/ oder Ehegatte
außerhalb dieses landwirtschaftl ichen
Betriebes erwerbstätig?

- Beziehen Betriebsinhaber und/ oder Ehegatte
Einkommen aus sonstigen außerbetrieblichen
Quellen?

Anzahl der Personen F St"tten

Anzahl der Stunden
Anzahl der Stunden

Anzahl der Stunden
Anzahl der Stunden

ja
nem

Code 835

Code 837

Code 838

Code 05 I

Code 052

I
I

Anzahl der Personen

I Stelle
I Stelle
I Stellen

- zusammen Code 835
- Sonstige

Weitere Angaben sind nur fi.ir den Betriebsinhaber und Ehegatten erforderlich:

Außerbetriebliche Erwerbstätigkeit und Einkommensquellen des Betriebsinhabers und/oder seines
Ehegatten in Betrieben der Rechtsform Einzetunternehmen im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003

I
2

lja
2 nein

Jahres-Nettoeinkommen des Betriebsinhabers und/oder seines Ehegatten in Betrieben der Rechtsform
Einzelunternehmen im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003

- Welches Jahres-Nettoeinkommen (Betriebs-
inhaber und/oder seines Ehegatten zusammen )
war schätzungsweise höher
- das aus diesem landwirtschaftlichen Betrieb
oder Code 053

- das aus den außerbetrieblichen Quellen?
Hinweis: Diese Angabe dient mit zur Unterscheidung von Haupt- und Nebenerwerbsbetrieben.

Abschnitt 11
Ständig und nicht ständig im Betrieb Beschäftigte

Dazn zählen Personen, die
- mit dem Betriebsinhaber eines Betriebes der Recht§form Einzeluntemehmen verwandt oder

verschwägert sind, aber außerhalb des Betriebes leben,
- in Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften, -gesellschaften (BGB-Gesellschaft, OHG,

KG, GmbH und Co KG u.a.) beschäftig1 sind,
- in Betrieben der Rechtsform,juristische" Personen beschäftigt sind.

Statlstlsches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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Ohne Betriebsinhaber, Ehegatte und deren mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Familienangehörigen, die in
Abschnitt l0 nachgewiesen werden.

A. Ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003
Zuden ständig im Betrieb Beschäftigten zählen Personen, die in einem unbefristeten oderauf mindestens
drei Monate abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb stehen.
(Beispiel fiir Früheres Bundesgebiet! Für Neue Länder gelten andere tariflich festgelegte Arbeitszeiten)

- Durchschnittlich geleistete Stunden je Woche
im Zeitraum Mai2002 bis April2003 flir
diesen Betrieb (ohne Haushalt)

- vollbeschäftigt
(38 und mehr Wochenstunden
=220Tage und mehr)

- überwiegend beschäft igt
(29 bis unter 38 Wochenstunden: 165 Tage bis unter 220Tage)

- teilweise beschäftigt
(19 bis unter 29 Wochenstunden: I l0 Tage bis unter 165 Tage)

- gering beschäftigt
(9 bis unter l9 Wochenstunden
= 55 Tage bis unter I l0 Tage)

- fallweise beschäftigt
(unter 9 Wochenstunden: unter 55 Tage)

- Wie viele nicht ständig im Betrieb beschäftigte
Personen (Saisonarbeitskräfte) waren ftir diesen
Betrieb im Jahreszeitraum Mai 2002 bis
April2003 tätig?
(Tätigkeiten im Haushalt sind nicht zu
berücksichtigen.)

- Zahl der Beschäftigten
- Arbeitsleistung in vollen Arbeitstagene

Abschnitt l2
Gewinnermittlung und Umsatzbesteuerung

A. Gewinnermittlung
Erfolgt für diesen Betrieb eine Gewinnermittlung
für steuerlich e Zw ecke?

Wenn ,ja": die zutreffende Art ankreuzen
Buchfiihrung mit Jahresabschluss
Einnahmen- Ausgaben- Überschuss-
rechnung

Code 040 lja
2 nein

Code 041 I ja

Statlstlsches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

Code 93 I

Code 932

Code 933

Code 934

Code 935

Code 925
Code 926

Anzahl der Personen

Anzahl der Personen

Anzahl der Personen

Anzahl der Personen

Anzahl der Personen

3 Stellen

F stelEl

F§Alenl

I Stellen

I Stellen

- Zusammen Code 936 3 Stellen
Anzahl der Personen

B. Nicht ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003
Zu den nicht ständig im Betrieb Beschäftigten zählen Personen, die in einem befristeten, weniger als drei
Monate, abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb stehen.

Personen
Arbeitstage

e 8 Stunden : I Arbeitstag

-150-
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nach Durchschnittsätzen (§ 13a-Landwirt)
durch Gewinnschätzung des Finanzamtes

B. Umsatzbesteuerung
Erfolgt fiir diesen Betrieb eine Umsatzbesteue-
rung in Form der Regelbesteuerung / Option?

3
4

ja
Ja

Code 042 ja
neln

I
2

Abschnitt l3
Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft

A. Übernahme von ülle (Flüssiemist)

- Ist Gülle aus anderen Betrieben im Jahreszeitraum Mai
2002 bis April 2003 übernommen und auf selbstbewirt-
schafteten Flächen dieses Betriebes aufgebracht worden? Code 733

B. Gülle (Flüssiemist)

- Ist in diesem Betrieb im Jahreszeitraum Mai 2002 bis
April 2003 betriebseigene Gülle angefallen?

I
2

ja
neln

wenn Code 734 mit,ja" beantwortet

- Ist betriebseigene Gülle auf selbstbewirtschaf-
teten Flächen dieses Betriebes aufgebracht
worden?

- Ist betriebseigene Gülle abgegeben
worden? (2.B. Abgabe an andere
Betriebe oder an die Güllebörse)

- Wie groß ist die Lagerkapazitätto des Betrie-
bes für Gülle?

- Für wie viele Monate der Stallhaltungsperiode
ist die Lagerkapazititt {iir Gülle ohne zwischen-
zeitliches Aulbringen ausreichend?

Code 734 ja
neln

Code 735 Ja
nern

Code 736 lja
2 nein

Code 737 m3

Code 738 volle Monate

I
2

I
2

C. Festmist und Jauche

- Sind in diesem Betrieb im Jahreszeitraum Mai 2002
bis April 2003 Festmist und Jauche angefallen?

wenn Code 739 mil,ja" beantwortet:

- Für wie viele Monate der Stallhaltungs-
periode ist die Lagerkapazität ohne
zwischenzeitliches Aufbringen ausreichend?

- Festmist (befestigte Dungplatte)
- Jauche

Code 739 jaI
2 neln

Code 740
Code 741

volle Monate
volle Monate

r0 Einschl. gemieteter/gepachteter oder gemeinschaftlicher Lagerkapaziläten, die von diesem Betrieb ge-
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Abschnitt l4
Einkommenskombinationen

Erzielt der Betrieb Einkünfte aus folgenden Tätigkeiten

- Fremdenverkehr, Beherbergung , Sport-
und Freizeitaktivitäten

- Herstellung von handwerklichen Erzeugnissen
im Betrieb, wie Möbel

- Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
(2.B. Fleischverarbeitung, Käseherstellung,
Weinerzeugung, Direktvermarktung)

- Be- und Verarbeitung von Holz
(2.8. im Sägewerk)

- Fischzucht und -erzeugung

- Erzeugung von erneuerbarer Energie
(Windanlagen, Biogas, Strohverbrennung,
Verkauf von Energieträgem wie Holzhack-
schnitzeln, Brennholz usw.)

- Vertragliche Arbeiten (unter Einsatz von
Geräten des Betriebes, z.B. Transport, Land-
schaftspflege, Kommunalarbeiten, Mitarbeit
in Maschinenringen)

- Sonstige Einkommenskombinationen
( z.B. Pferdepensionen)

- Erhält der Betrieb Prämien aus einem oder
mehreren der folgenden Förderprogramme
.......... (einzeln auffiihren)

Abschnitt 15:
Umwelt
A. Nicht bewirtschaftete Feldaberenzunsen

- Erhält der Betrieb Fördermittel aus einem
oder mehreren der folgenden Förderpro-
gramme................(einzeln auffiihren) Code 788 ja

Wenn "ja" bei Code 788

- Wie groß ist die Fläche für die der Betrieb
Fördermittel erhält? Code 789 ha, Ar

B. Prämien für Umweltleistuns,en

Code 780 ja
nern

Code 781 Ja
neln

Code 782 Ja
nern

Code 783 lja
2 nein

Code 784 ja
nein

Code 785 ja
neln

Code 786 lja
2 nein

Code 787 Ja

8 Stellen

lja
2 nein
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2

I
2

I
2

neln
I

2

I
2 neln
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Erhebungsvordrucke zur ASE 2003
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Staüstlsches Landesamt
Rhelnland-Plalz

- Sachgeblet 332 -
56128 Bad Ems

Telelon: 02603 71-1 140

Mantelbogen zur
,fg rarstru ktu rerhebu ng 2003

Bitte geben Sie den Mantelbogen S und den Erhebungsbogen S 1 nur bei der
örüichen Erhebungsstelle (Stadt-, Gemeinde-, Verbandsgemeindevenraltung)

oder dem Erhebungsbeauftagten ab.

SVordrudr

llclnc/unr.rt An c*idft h.t.Ht wlc iolgt g.änd.it
Nams:

Vomame:

SüaBe:

Posüeitrahl: Ort:

Rechtsgrundlagen und lnüormationen zur statistischen Auskunftspflicht entnehmen Sie bittp den
üolgenden Seiten.

BeMebsnummer Regionalkennzlffer

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Erhebungsprogramm der Agrarstrukturerhebung 2003 umfasst im Wesentlichän die BodennuEungshaupterhebung, Daten zu den
Arbeitskräften, zur Mehhaltung und weitere Strukturdaten. Sie dienen den verantwortlichen Stellen, insbesondere auch dem landwirt-
schaftlichen Berufsstand, als wichtige Orientierungshilfe zur Entscheidungsfindung. Bitte tragen Sie durch ihre Mitarbeit zur Erstellung
zuverlässiger und aussagekräftiger Ergebnisse bel. Die einzelnen Fragenbereiche zur diesjährigen Agrarstrukturerhebung haben wir
aus organisatorischen und technischen Gründen auf mehrerc Eilrebungsbelego verteilt

Wie bereits in den Vorjahren können Betriebe, die einen Fläctrennactrveis Agrarföderung erstellen ihren Aufwand tür die Bodennut-
zungshaupterhebung (Abschnitte 3 und 4 im Erhebungsbogen S 1) reduzleren, ln dem Sie von der Möglichkeit der übernahme von
Venraltungsdaten Gebrauch machen. Hiezu ist lediglich die Angabe der Unternehmensnummer erforderlich. Lelder ist es noch nic*rt
mögllcfi die Rinderdatenbank (HII) ftir die Angaben zur Viehzfilung (Abschnitt 11 im Erhebungsbogen S 1) zu nuEen. Es ist daher
nach wie vor erforderlich, die Viehbestände in den Erhebungsbogen einzutragen.

lhre Angaben dienen ausschließlich statistisbhen Zwecken und werden nicht an Steuer- oder Verwaltungsbehörden weiter gegeben.
VerÖffentlicht werden nur zusammengefasste Ergebnisse ohne Bezug auf einen einzelnen Betrieb. Alle mit der Durchführung der Erhe-
bung betrauten Personen sind zur Geheimhaltung verpflichtet worden. Weitere Einzelheiten zu den Rechtsgrundlagen und lnformatio-
nen zur statistischen Auskunftspflicht können Sie der Seite I entnehmen.

Wir bedanken uns für lhre Mltarbeit und verbleiben
mlt freundlichen GrtlBen

lhr
Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz

Hinweise zum Ausllillen der Erhebungsbogen

Der Erhebungsbogen wird maschinell gelesen. Sie können mithelfen eine reibungslose Erfassung zu gewährleisten, wenn Sie die
nachfolgenden Hinweise beachten:

Q eeOen Sie nur den Originalbeleg (keine Kopie oder Telefax) zurOck.

@ fOten Sie den Erhebungsbogen nur mit Kugelschreiber aus.

@ oie Elntragungen nur in den larbig umrandeten Feldern vornehmen. X oder 1 5 I
@ Sotern keine Eintragungen erforderlich sind, bitte die entsprechenden Felder nicht

durchstreichen oder ausnullen.

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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noch: Hinweiee zum Auslüllen der Erhebungsbogen

o Ein wlchtiges Ziel der agrarstatistischen Erhebungen ist die Darstellung von Betrleben im Sinne von Wirtschaftseinhelten nach de-
ren Zahl und GröBe. Es ist deshalb unbedingt erforderlich, dass ln dem Erhebungsbogen alle zu einem Eetdeb g€hör€nden Flächen
und Viehbestände nachgewiesen werden. Flächen oder Viehbestände, die aul getrennt€ Rechnung bewirtschaftet werden, gelten als
ein Betieb im Sinne der Agrarsfatistik, wenn dieselben Arbeitskräfte, Gebäude und Maschinen für deren Bewirtschaftung eingesetrt
werden. Sie m0ssen lolglich auch in einen eiuigen Erhebungsbogen eingetragen werden. Falsch wäre es, wenn lilr die Flächen oder
Vlehbestände der einzelnen Eigentümer (Besitzeinheiten) jeweils gesonderte Erhebungsbogen angelegt w0rden.

Bei der Übergabe eines Betriebes an einen Hofnachfolger (2. B. Kinder, Schwiegerkinder) bilden vom ehemaligen Betrlebsinhaber
noch zurückbehaltene Restflächen oder Mehbestände nur dann einen eigenen Betrieb, wenn diese auch von ihm selbst mit eige-
nen Arbeitskräften und Maschinen bewirtschaftet werden. Nur dann müssen diese Flächen in einem eigenen Erhebungsbogen
nachgewlesen werden. Ansonslen sind sle vom neuen Betrlebsinhaber mit anzugeben.
Durch diese Vorgehensweise entstehen den betoffenen Personen keinerlei steuerliche oder sonstige lfaclrteile (2.B. bei Rente, Al-
tershilfe, weingesetrllchen Regelungen), da die Angaben ausschlieBlich statistischen Zwecken dienen und der Geheimhaltung un-
terliegen.

o Jeder Betrieb erhält diesen tlantelbogen S und den eingelegten Etrebungsbogen S 1. Den uns bekannten ökologlsch wirtschaf-
tenden Beüieben wurde zusäElich der Vodnrch ÖKO beigef0gt. Sofern auf ihrem Betrieb mehr als 5 Arbeitskräfte (Abschnltt 7)
beschäftigtt sind, verutenden Sle bitte den Ergünzungsvordrud( A 1 oder A 2. Diese erhalten Sie bei der zuständigen Erhebungsstelle.
Die verschiedenen Erhebungsbelege sind vollständig ausgeftlllt bei der Erhebungsstelle abzugeben.

o Gehen Sie bltte alle Abschnitte nacheinander durch. Eine Ausnahme besteht für Betriebe, die über keine landwirtschaftlich genutz-
te Fläche und/oder Mehhaltung verlOgen sondern nur aufgrund der GröBe ihrerWaldfläche (10 hä und mehr) auskunftspflichtig sind
(Forstbetrieb). Diese brauchen nur die Abschnitte 1 und 3 auszufüllen.

o Aus Gr0nden der Übersichtlichkeit wurde auf eine geschlechtsspezifische Bezeichnung (2. B. Betriebsinhaber/in) vezlchtet

o Für dle Beantwortung der im Abschnitt 7 mit dem Buchstaben P gekennzelchneten Fragen wird aul Wunsch ein Einzelperson-Er-
gänzungsvordruck (P) ausgehändigt.

Bodennutzung 20Gl (nur Hauptnutsung, keine Zwischenfrüc{rte)

Fläctrenveränderungen
Hat sich die von lhnen bewlrtschaftete Fläche seit Mai 2O}2geändert (z.B.Zu-oder Verpachtung)?

ia

nein

Wann,,la", fOllen Sie bltte den nachlolgenden Abschnitt aus.

Wenn,,nein", bltte weiter bei Abschnltt 1 auf dem Erhebungsvordruck S 1

Zlgürye Wer hat dle Flädre voräer berrirtsdpnet?
Hektar Ar Name, Vomame Wohnort SbaBe, Haus-Nr.

Abgtngo Wer bewirtsdpftet die Flädreletzt?

Hektar Ar Name, Vomame Wohnort StraBe, Haus-Nr.

Die Rlchtlgkelt der Angaben wlrd bestätigrt:

Statlstisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003
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o Erläuterungen zu den einzelnen Abschnitten im Erhebungsbogen s 1

Die nachfolgenden Erläuterungen geben zusätzliche Hinweise, die für das Ausfüllen des Erhebungsbogens dienlich sind
Für weitergehende Fragen und Anregungen stehen wir lhnen jederzeit gerne zur Verfügung.

Abschnitt 3:

Abschnitt3A:
BodennuEung 2003 (nur Hauptn utzung, keine Zwischenf rilchte)
Übernahme von Venraltungsdaten

Allgemeine
Hinweise

Sie brauchen keine Eintragungen zu den Abschnitten 3 B und 4 vorzunehmen, wenn Sie sich an Agrarförder-
maßnahmen beteiligen und einen Flächennachweis erstellen. Sie helfen mit Aufwand und Kosten für etwaige
Rückfragen zu reduzieren, wenn Sie die lolgenden Hlnweise beachten. VorausseEung ftir die übernahme der Daten
ist, dass

- Sie den Flächennac*rweis ,Ägrarförderung 2003" erstellen und diesen zusammen mit dem entsprechenden
Antrag bei der Kreisverwaltung einreichen.

- Sie im Flächennachweis alle von lhnen beuyirtschafieten Flächen angegeben haben, auch wenn Sie nicht aus-
gleichsberechtigt sind, wie z. B. Wald, Dauergrünland, Rebfläche sowie Gebäude- und Hofflächen.

- Venrenden Sie bitte nicht den Code 429 (Sonstige Hauptfutterfläche), wenn Luzerne 423,Klee 421,Kleegras 422
oder Gras 424 angebaut werden.

Auskunftspflichtige, die die VorausseEungen erfütlen, bitten wir die Unternehmensnummer, unter der sie bei der
Kreisvenraltung geführt werden, auf der Seite 1 des Erhebungsvordruckes S 1 einzutragen. Die Untemehmensnum-
mer ist bereits in den Erhebungsbogen eingedruckt worden, wenn im Vorjahr Daten übernommen wurden. ln diesem
Fall ist die Unternehmensnummer nur zu prüfen und gegebenenfalls zu korrigieren. Beachten Sie bitte, dasssich bei
Betriebsüberyaben oder/und Anschriftenänderungen die Unternehmensnummer geändert haben kann.
Leider ist es noch nicht mäglich die Rinderdateabank (HIT) fOr die Angaben zur Viehzählung (Abschnitt 1 1) zu nuEen.
Es ist daher nach wie vor erforderlich, die Viehbestände in den Erhebungsbogen einzutragen.

Abschnitt 3 B: BodennuEung 2003

217 lndustrie-, Futter- und Pllany'<artofleln: Eine Unterscheidung nach dem Erntezeitpunkt (früh, mittelfrüh und spät) ist
hier nicht erforderlich.

aß-227

Mittetlrühe und späte Speisekartoffeln: Wenn sie weiter be- oder verarbeitet werden sollen, bitte unter Gode 211 an-
geben.

Gemüsg Sparge!, Erdbeeren, ..-/ Blumen, Zerpflamen, ...: Hier sind nur Flächen des Feldgemüse- bar. des Er-
werbsgartenbaues nachzuweisen, auch wenn sie eingezäunt sind. Siehe auch Code 246.
Heil- und Gewürzpflanzen: Hierzu gehören unter anderem auch Arnika, Baldrian, Johanniskraut, Salbei, Kamille, Pfef-
ferminz, Spihrrregerich, Basilikum, Rosmarin, Zitronenmelisse, Dill, Majoran, Holunder, Hagebutte, Thymian u. a.
Dauer' und Rotationsbrache, Sonstige Brache, Wildäcker: Hierzu gehören alle für die Erlangung der Ausgleichszah-
lungen stillgelegten Flächen (2.8. Mindeststilllegung, freiwillige Stilllegung, garantierte Dauerbrache), auf denen keine
nachwachsenden Rohstoffe angebaut werden. Stillgelegte Flächen, auf denen nachwachsende Rohstofie angebaut
werden, sind bei der jeweiligen Frucht- oder Kulturart (2.B. Winterraps) einzutragen. Aufgeforstete stillgelegte Flächen
sind unter Waldflächen (Code 262), im Rahmen der Produktionsaufgaberente stillgelegte Flächen unter Nicht mehr
landwirtschaftlich genutzte Flächen (Code 259) anzugeben.
Nutz- und Hausgärten: Flächen, auf denen Gartengewächse (Gemüse und Obst) für den eigenen Bedarf angebaut
werden. Nicht hierzu zählen die Flächen des Feldgemüseanbaues und des Enrerrbsgartenbaues, auch wenn sie ein-
gezäunt sind. Diese sind unter Code 223 bis 228 anzugepen. Parkanlagen, Rasenflächen und Ziergärten bitte unter
Code 264 nachweisen.
Obstanlagen: Anlagen von Obstbäumen im Ertrag oder nicht im Ertrag und Beerensträuchern - auch mit Unterkultu-
ren - bei denen die HauptnuEung in der Obsterzeugung liegt. Nicht zu den Obstanlagen zählen Erdbeeren sowie die
Obstbäume und -sträucheir in NuE- und Hausgärten.
Baumschulen: Hierzu gehören die Flächen der Bestände an Obstgehölzen, -unterlagen, Zier- und Rosengehölzen
sowie Forstpflanzen. Nicht zu den Baumschulflächen zählen Weihnachtsbaumkulturen und Schnittrosen.
Bestockte Reblläche: Hierzu zählen auch die Flächen die aufgrund von Wiederbepflanzungsrechten zur Wiederbe-
stockung vorgesehen sind, soweit sie derzeit nicht andenreitig genutzt werden.
Nicht mehr landwirtschaftlich genutzte Flächen: Hier sind alle landwirtschaftlichen Flächen anzugeben, die aus wirt-
schattlichen, sozialen oder sonstigen Gründen nicht mehr bewirtschaftet werden und außerhalb der Fruchtfolge liegen.
Wald: Dazu gehören sowohl regelmäßig bewirtschaftete Waldungen - Wirtschaftswald (2.8. als Hoch-, Nieder- oder
Plentenvald) - als auch Nichtwirtschaftswald mit geringer nachhaltiger Nutzung (2.8. Krüppelwald, Waldwiesen). Aul-
forstungstlächen im Rahmen mehrjähriger Flächenstilllegungen sind ebenfalls hier anzugeben.

219

237

244

246

247

248

256

2s9

262
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Abschnfü 5: Eigentums- und Pachtverhältnisse, Pachtentgelte (Jahrespacht)

702,7O3

705

708

711,712,
715,716

usw.

713,714,
717,718

usw.

731

Gepachtete LF: Gepachtete landwirtschaftlich genutde Hächen, die vom Betrieb gegen Entgelt zur NuEung über-
nommen worden sind (schriftlicher oder mündlicher Pachtvertrag) und auch von diesem bewirtschaftet werden; hier-
zu zählt auch gepachtete LF, die vorrjbergehend stillgelegt ist. Die Pachtlläche umfasst die LF aus Grundstückspach-
tungen und geschlossenen Hofpachten von Familienangehörigen (Code 702) und anderen Vepäichtem (Code 703).

Eigene selbstbewirtschaftete LF: Selbstbewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Flächen so weit sie sich im Ei-
gentum des Betriebsinhabers befinden oder Flächen, die vom Betriebsinhaber als NuEnießer oder Erbpächter be-
wirtschaftet werden. Nicht dazu gehören gepachtete oder verpachtete Flächen und unentgeltlich erhaltene oder ab-
gegebene Flächen.

Eigene LF: Die eigene LF setä sich zusammen aus "eigener selbstbewirtschafteter LF'(Code 705), "eigener ver-
pachteter LF' (Code 706) sowie "eigener unentgeltlich zur Bewirtschaftung abgegebener LP' (Code 707).

Die von anderen Verpächtem (Code 703) gepachtete LF ist nach Code 709 zu übertragen und vollständig auf die Code
711,7'15,723,727 und 731 autzugliedern in:

- Grundstücks- bzyy. Parzellenpacht nach Art ihrer Nrrtzung (Code 71 1,715,723 und 7271

- und gepachtete LF inneöalb einer geschlossenen Hofpacfit (Code 731).

Zu allen eingetragenen Pachülächen ist die Höhe der derzeitigen Jahrespacht insgesamt in vollen EUR anzugeben
(nicht ie ha); dabei sind der Geldbetrag, der Wert der Naturalpacht und sonstige Leistungen zusammen zu zählen.
Teilbeträge der Jahrespacht, die nicht für die FlächennuEung, sondem für andere Nutzungsgegenstände oder Rech-
te (2.8. Gebäude, lnventar, Milch- und Zuckerrübenkontingente) gezahlt wurden, sind von dem Gesamtbetrag der
Jahrespacht in EUR - ggf. nach SchäEungen - abzuziehen.

Falls bei gemischten Pachtungen (2.8. Acker- und Dauergrünland) der Pachtpreis nicht getrennt angegeben werden
kann, ist die betreffende LF und der Pachtpreis bei "sonstige LF'einzutragen (Code 727 und728l. {

Zur sonstigen LF zählen auch Baumschulflächen und Gewächshausflächen.

Erstpachtung und Pachtpreisänderung in den letäen znrei Jahren: Von den unter Code 71'l , 715,723 und 727 ange-
gebenen Pachtflächen, sind hier diejenigen anzugeben, die seit dem 1. Mai 2001 erstmals von diesem Betrieb als
Pachtland bewirtschaftet werden, oder für die der Pachtpreis nach dem 1. Mai 2001 geändert worden ist.

Geschlo*sene Hofpacht Hiezu rechnen Pachtungen mit Gebäuden. Einzutragen sind jedoch nur die gepachtete LF
und der dafür entrichtete Pachtpreis.

Abschnitt 6: Angaben zur Unterscheidung in Haupt- und Nebenenruerbsbetriebe

Dieser Abschnitt ist nur von Betrieben der Rechtsform ,,Einzelunternehmen" zu beantworten (lnhaber: Einzelperson,
Ehepaar oder Geschwister) und dient mit zur Unterscheidung in Haupt- und Nebenenrerbsbetriebe.

Welches Jahres-Nettoeinkommen war höher?: Anzukreuzen ist die Einkommengquelle, aus der das höhere Netto'
einkommen bezogen wurde. Sofern der Betriebsinhaber und/oder sein Ehegatte Einkommen aus auBerbetrieblir*ren
Einkommens. und Untertraltsquellen im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 bezogen, ist dieses mit dem Jahres-
Nettoeinkommen, das der Betriebsinhaber und sein Ehegatte aus diesem landwirtschaftlichen Betrieb enalrtschafte-
ten, zu vergleichen. Zu den außerbetrieblichen Einkommens- und Unterhaltsquellen zählen z. B. Einkommen aus an-
derer Enrverbstätigkeit, Renten, Pensionen, Arbeitslosengeld, Einkommen aus Verpachtung, Kindergeld, etc.

Allgemein

821
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Abschnitt 7:
Abschnitt 7A:

Arbeitskräfte des Betriebes
Ständig mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Arbeitskräfte

'.Code

Allgemeine
Hinweise

A1

Anzugeben sind alld mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Arbeitskräfte im Alter von 15 Jahre und älter, die im
Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 im Betrieb tätig waren (Definition Betriebliche Tätigkeit siehe Code 831 - 83S).
Dazu gehÖren beispielsweise Betriebsinhaber, Ehegatte, Venrandte oder Verschwägerte des Betriebsinhabers (Kin-
der, Eltern), Landarbeiter, Auszubildende und Saisonarbeitskräfte. Nicht zu berücksichtigen sind Arbeitskräfte eines
rechtlich selbständigen, nichtlandwirtschaftlichen Gewerbebetriebes, die Arbeitskräfte von Lohnunternehmen, Ma-
schinenringen sowie Arbeitskräfte, die nicht mit der Produktion von land- und forstwirtschaftlichen sowie wein- oder
gartenbaulichen Ezeugnissen belasst sind (2. B. Verkäuferinnen in einem Gartenbaubetrieb, Verkaufsfahrer, Be-
triebshandwerker).

Bei den Arbeitskräften ist zunächst zwischen ständig und nicht süindlg (Abschnitt 7 Abz.tt. T B) beschäftigten Per-
sonen zu unterscheiden. Eine Arbeitskraft gitt als ständig beschäftigt, wenn sie in einem unbefristeten oder aul min-
destens 3 Monate abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb steht
Die Eintragungen der ständig beschäftigten Personen in den Frageblöcken A 1 und/oder A 2 sind entsprechend der
jeweiligen Rechtsform des Betriebes vozunehmen. Sofern in einem Fragenblock mehr als 5 Personen einzutragen
sind, venrvenden Sie bitte den entsprechenden Ergänzungwordruck A 1 ba,v. A 2. Diese erhalten Sie bei der Erhe-
bungsstelle. Auf diesen ist auch die GesamEahl der im Betrieb ständig beschäftigten Arbeitskräfte einzutragen.
Die nicht ständig beschäftigten Personen (Saisonarbellskräfte, Aushilfskräfte) sind von den Betrieben aller Rechts-
lormen in Abschnitt 7 B einzutragen.
Der Fragenblock A 1 ist nur von Betrieben auszuftillen, die in der Rechtslorm eines ,,Einzeluntemerhmen" (2.B. Eln-
zelperson, Ehepaare) geführt werden.
Anzugeben sind:
- Betriebsinhaber und sein Ehegatte in jedem Fall
- im Betrieb beschäftigte Familienangehörige (Vennandte und Verschwägerte des Betriebsinhabers) die dem Be-

triebshaushalt angehören. Diese gehören dem Betriebshaushalt an, wenn sie in der Zeit von Mai 2002 bis April
2003 ununterbrochen oder zeitweise auf dem Betrieb lebten oder ihre Verpflegung übenrviegend vom Betrieb er-
hielten.

lm Betrieb arbeitende Familienangehörige, Venrandte und Verschwfuerte des Betriebsinhabers, die nach vorste-
hender Definition nicht dem Betriebshaushalt angetrören, sind im Fragenblock A 2 einzutragen.
lm Fragenblock A 2 sind alle ständig im Betrieb beschäftigten Arbeitskräfte, die in einem unbefristeten oder auf min-
destens drei Monate abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb stehen anzugeben.
Dazu gehören Arbeitskräfte von Betrieben
- der Rechtsform,,Fertonengesellschaft",
- der Rechtslorm,,juristisctre Ferson",
- der Rechtslorm ,,Einzelunternehmen", soweit sie nicht in Fragenblock A 1 anzugeben sind.

Bezeichnung der Arbeitskraft und Signierziffer:

IATI fUr die erste (001 ) und aryeite (002) Person ist bereits die Bezeichnung der Arbeitskraft als auch die Signierzif"
fer vorgetragen. Hat der Betriebsinhaber keinen Ehegatten, ist die Spalte 002 freizutassen. Sie darf nicht lür die Ein-
tragung eines anderen Familienmitglieds venrvendet werden. Ab der dritten (003) Person ist für jede weitere, die Be-
zeichnung der Arbeitskrafi und die Signierziffer des Venrandtschafts- oder Schwägerschaftsverhältnisses zum Be-
triebsinhaber einzutragen. Die Kennziffer braucht nicht mit der laufenden Nummer überein zu stimmen.
Bsp.: Der Betriebsinhaber hal 2 Söhne, die im Betrieb mitarbeiten. Diese sind in den Spalten mit den laufenden

Nummern 003 und 004 einzutragen. Als Bezeichnung der Arbeitskraft ist jeweils der Text ,,Sohn" und als Si-
gnierziffer jeweils die "3" zu venlrrenden.

llZ nO der ersten (001) Person ist lür jede weitere, die Bezeichnung der Arbeitskraft und die SignierzifGr ftir die
Stellung im Betrieb einzutragen. Die Kennziffer braucht nicht mit der laufenden Nummer überein zu stimmen.
Bsp.: Der Betrieb beschäftigt 2 Auszubildende. Diese sind in den Spalten mit den laufenden Nummern 001 und 002

einzutragen. Als Bezeichnung der Arbeitskraft ist jeweils der Text ,,Auszubildende" und als Signiezifler jeweils
die ,,1" zu venvenden.

E

801
(sl1)

Signlezitfern Fragenblock lTTl Signieziffern Fragenblock lTTl
1 - Betsiebsinhaber
2 = Ehegatte des Betrlebsinhabers
3 = Kinderob€r15Jehre
4 - Enkel
5 = Ettern, Schwiegereltern
6 - GroBeltern
7 : Sonstige im Betriebsheushatt lebende Familienangehörige

Auszubildende/Praktikanten
Arbeiter
Angestellte
Beamte
Gesellschafter/Mitinhab€r
Sonsüge, ohne ArbelßverEag Tätige (ohne Ges€llschafter)
Hledu zähl€n z. B. lm B€tsieb arbeitende Familienangehörige, die
nicht zum Haushalt des B€trlebsinhabers gehören und mit denen
kein Arbeibvertrag besteht dle aber regelmäBlg im B€trleb be-
schättigt sind.

l:
2:
3:
4=
5-
6=
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noch: Abschnitt 7 A: Ständig mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Arbeitskräfte

831 - 835
(931 - 935)

814 - 817

8il7

838

BetrieblicheTätigkeit (ohne Haushalt): Alle Arbeiten für den landwirtschaftlichen Betrieb, z.B. Feld-, Hof-, Stallarbeit,
Melken, Arbeit im Wald des Betriebes, Transport landwirtschaftlicher Produkte und Bedarfserzeugnisse, Be-
triebslührung einschl. Buchführung. Urlaub und ltankheit gelten als Arbeitszeit.

Anzukreuzen ist lür jeden Beschäftigten eine der 5 Arbeitszeitgruppen ,,vollbeschäftigt", ,,überwiegend beschäftigü",

',teihreise 
beschäftigrt",,,gering b€sch{iftgt" und ,,fallweise beschäfiigil. Um die Einordnung in eine Arbeitszeitgrup-

pe zu erleichtern, ist zur Orientierung in der nachfolgenden Übersicht sowohl die Anzahl der Arbeitsstunden als auch
die Anzahl der Arbeitstage je Jahr vorgegeben, wobei ein Arbeitstag mindestens 8 Arbeitsstunden umfasst. Teilbe-
schäftigungen sind dementsprechend auf Arbeitstage umzurechnen.

Für den Haushalt des Betriebsinhabers tätig: Alle Arbeiten filr den Haushalt des Be-
triebsinhabers, z. B. Beköstigung und Versorgung von Personen, die "auf dem Betrieb
leben", Wäsche- und Wohnungspflege, Arbeiten im Haus, Garten usw. Angaben sind nur
filr Betriebsinhaber und/oder Ehegatten erforderlich.
AuBerhalb des Betuiebes erweröstätig: Hierzu zählen alle auf Enverb ausgerichteten
Tätigkeiten auBerhalb des landwirtschaftlichen Betriebes, z. B. in einem Gewerbebetrieb
des Betriebsinhabers oder anderer Eigentümer (2. B. Gastwirtschaft, MeEgerei, lndu-
strie, Handel, Handwerk), im öffentlichen Dienst, in einem fremden Forstbetrieb, als
Selbständiger oder freiberuflich Tätiger usw. Nachbarschaftshilfe in anderen landwirt-
schaftlichen Betrieben zählt nicht zur anderen Enrerbstätigkeit.

Quellen au8erbetrieblichen Einkommens: Die Fragen sind zu beantworten, wenn Betriebsinhaber, Ehegatte und im
Betrieb beschäftigte Familienangehörige im Jahreszeitraum von Mai 2002 bis April 2003 aus den zu Code 814 bis 817
genannten Quellen ein Einkommen bezogen haben. Mehrfaches Ankreuzen ist möglich.
Für diese Angaben kann auf Wunsch ein Einzelperson - Erhebüngsvordruck Uordruck P) zur Verfügung gestellt
werden.

ll

Für diese Bereiche
ist die Anzahl der
Arbeitsstunden ie
Woche (im Durch-
schnitt der Arbeits-
wochen) anzuge-
ben. (Urlaub und
Krankheit gelten als
Arbeitszeit)

Fragenblock [Fl Fragenblock IEI
Wochenstundon volle Arbeitstage Wochen8tunden vollo ArbelFtag€

. vollbeschäffgt

. ob€rwl€gend b€schät$gt

. teilwels€ beschäftigt

. gering b€schäfrlgt

. fallwelEe beschätügt

42 und mehr

31 bls unter 42

21 bis unter 31

11bisunter2l
unter 1 1

240 und mehr

180 bis unter 240

120 bis untsr 1 80

60 bls unter 1 20

unter 60

38 und mehr

29 bis untEr 38

1 I bls unter 29

9 bis unter 19

unter 9

220 und mehr

1 65 bis unter 220

I 10 bis unter 165

55 bls unt6r t 10

unter 55

Abschnitt 7 B: Nicht ständig mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Arbeitskräfte (Saisonarbeitskräfte)

, Codö' . 'l ertarnbrung ,. .'

918 - 922 Nicht ständig im Betrieb Beschäftigrte: Arbeitskräfte (einschlie8lich Saisonarbeitskräfte), die im JahreszeiUaum Mai
2002 bis April 2003 unregelmäßig mit Feld-, Hof- oder Stallarbeiten oder mit Arbeiten im Wald des Betriebes be-
schäftigt waren. Die Arbeitszeit ist in vollen Aröeitstagen anzugeben. Bei stundenweise geleisteter Arbeitszeit gelten 8
Arbeitsstunden als 1 voller Arbeitstag.
Bsp.: Eine Arbeitskraft arbeitet an 6 Tagen jeweils 4 Stunden (6 Arbeitstage x 4 Stunden : 24 Stunden Gesamtiar-

beitszeit). Das entspricht 3 vollen Arbeitstagen (24 Stunden : 8 Stunden). Beträgt die tägliche Arbeitszeit eines
Erntehelfers mehr als I Stunden, so ist die Arbeitszeit als 1 Arbeitstag zu rechnen.

AbschnittS: Gewinnermittlung und UmsaEbesteuerung

Gewinnermittlung f{ir steuerliche Zwecke: Sie liegt vor, wenn eine Einkommensteuererklärung beim Finanzamt ab-
gegeben wird und auf dieser Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft angegeben werden.
Umsatsbesteuerung in Form der Regelbesteuerung: Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe brauchen nor-
malenareise keine Aufueichnungen über vereinnahmte oder gezahlte Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) zu machen. Der
Betriebsinhaber kann jedoch gegenüber den Steuerbehörden erklären, dass er entsprechende Aufzeichnungen ma-
chen will (Option). ln diesem Fall muss die Differenz aus eingenommener und gezahlter UmsaEsteuer an das Finanz-
amt abgefrjhrt werden baar. wird sie vom Finanzamt erstattet.

040

o42
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Abschnitt 9: Einkommenskombinationen

Der Abschnitt dient der lnlormationsgewinnung über weitere Erwerbstätigkeiten und Einkommensquellen, die über die
eigentlichen landwifischaftlichen Taiigkeiten hinaus ausgeübt werden und die wirtschaftliche Auswirkungen auf den
Betrieb haben. Diese weiteren Enrrerbstätigkeiten werden mit Hilfe der vorhandenen Betriebsmittel des landwirt-
schaftlichen Betriebes (Grund und Boden, Gebäude, Maschinen) oder mit im landwirtschaftlichen Betrieb ezeugten
Produkten ezielt. Hiezu zählt z.B. die Weinerzeugung als Teil des Weinbaus, die Arbeit in Maschinenringen oder die
Betreuung und Beherbergung von Touristen.

Allgemein

Abschnlttl0: WirtschafisdrJngertierischer Herkunft

Allgemein Gülle (Flüssigmisil, auch Schwemm- oderTreibmlst): Gemisch aus Kot und Harnausscheidungen von Nutztieren, auch
vermischt mit Wasser.

Fesünist Kot (mit oder ohne Einstreu) von Nutztieren.

Jauche: Harn von Nutztieren, fällt in der Regel zusammen mit Festmist an.

737,74O,
741

Lagerkapazität Als Lagerkapazität für Gülle ist der vorhandene und nutzbare Lagerraum in dafür vorgesehenen Be-
hältern, Gruben, Lagunen, u. A. zu verstehen. Wird Jauche gemeinsam mit Gülle gelagert ist die Lagerkapazität bei
Code 737 einzutragen. Für Fetmast und Jauche ist die Lagermöglichkeit in Monate anzugeben, ohne dass eine Auf-
bringung notwendig wäre.

Abschnitt 11: Viehzählung am 3. Mai 2003

Allgemein

112,115

117

120-124

125 - 135

136 - 139

Fensionwieh: Tiere, die sich auf einem anderen Betrieb zur Fütterung und Pflege befinden, werden dort geählt. Die
Eigentumsverhältnisse spielen hierbei keine Rolle.

Weibliche Rinder über 1 Jahr: Tiere, die besamt bav. gedeckt wurdenoder gedeckt werden sollen, zählen in jedem Fall
als Nutr- und Zuchttiere, auch wenn feststeht, dass sie nach dem ersten Kalb geschlachtet werden (Färsenmast mit
Vomutsung).

Ammen- und Mutterkühe: Kühe, die nicht gemolken werden und deren Milch ausschließlich von Saugkälbern ver-
braucht wird.
Schafe: Wanderschafherden sind am Betriebssitr zu erfassen, auch wenn sich die Herde am Zähltag nicht dort be-
findet
Schwein+Gewichtsklassen: Die Schweine werden nach Gewicht§klassen erhoben. Die Beziehungen aryischen Alter
und Gewicht ergeben sich aus den nachstehenden Faustzahlen.

Ferkel bis 20 kg Lebendgewicht : etwa 2 Monate alt
Jungschweine 20 bis 50 kg Lebendgewicht : etwa 2 - 4 Monate alt
Mastschweine SÖ Uis 80 kg Lebendgewicht : etwa 4 - 6 Monate alt

80 bis 110 kg Lebendgewicht : etwa 6 - 7 Monate alt
1 10 kg und mehr Lebendgewicht : über 7 Monate alt

Hühner: Trut-, Perl- und Zwerghühner werden hier nicht erfasst. Bei vorübergehend leer stehenden Ställen ist der
Bestand vor der leEten Stallräumung anzugeben, sofern diese nicht mehr als 6 Wochen zurückliegt.
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Rechtsgrundlagen und lnformationen für den Auskunftspfl iclttigen nac*r
§ 17 BundesstatistikgeseE

Arl Umlang und Zwedr der Eräebung

Die Agrarstrukturerhebung wird im Fr0dlahr 2003 durchgetührt

- allgemein zur Rechtsform des Betriebes, der BodennuEung und Flächen-
stilllegungen, zum Zwischenfruchtanbau, zur Gewinnermittlung und
UmsaEbesteuerung, zur sozialökonomischen Struktur der Betriebe, zu den
Arbeitskäften und zur Mehhaltung.

- repräsentativ bei höchstens 100 000 Erhebungseinheiten im Bundesgebiet;
hierbei werden ergänzend Fragen zu ausgewählten Bereichen gestelI u.a.
zum Wirtschaftsd0nger tierischer Herkunft, den Eigentums- und Pachfuer-
hältnissen und den Einkommenskombinationen der Behiebe.

Zel der AgrarsbuKurerhebung ist die Gewinnung umfassender, aKueller, wirk-
lichkeitsgetreuer und zwerlässiger statistischer lnformaüonen Ober die struk-
turelle, wirtsdaftliche und soziale Situation und deren Veränderungen in den
landwirtschaftlichen Betrieben. Die Daten dienen mit den Ergebnissen aus
anderen Agrarstatistiken dazu, Erntemengen zu berechnen und vorauszu-
schätren, den strukturellen Wandel in der Landwirtschaft zu erkennen und aul
seine Ursachen hin untersuchen zu können. Die Ergebnisse bieten ferner den
veräntwortlichen Slellen in Regierung, Verwaltung, Berulsstand, Wrtschaft und
Wissenschatt auf nationaler und supranationaler Ebene die notwendigen sta-
tistischen Grundlagen Iür ihre Entscheidungen und MaBnahmen.

Mit den Ergebnissen werden zugleich die.statistischen Anlorderungen der
Europäischen Union in den EG-StuKurerhebungen abgedecK. Da die Ergeb-
nlsse auch für Planungen und MaBnahmen zu Gunsten der Landwirtschafi her-
angezogen werden, verdient die Erhebung ih16 uneingeschränKe Unterstüt-
zung.

Redttsgrundhgen

1. Gesetr ober Agrarstatistiken (AgrarstatistikgeseE - AgrStaG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 08. August 2002 (BGB|. I S. 3118).

2. Verordnung zur AusseEung und Ergänzung von Merkmalen nach dem
Agrarstatislikgesetr (Erste Agrarshtistil«erordnung - 1. AgrStaM vom 20.
Nowmber 2002 (BGBI. I S. 4415).

3. Gesetr 0ber die Stalistik lür Bundeszwecke (Bundesstatlstikgesetz -
BStaG) vom 22. Januar 1987 (BGBI. I S. 462, 565), zutetzt geändCrt durch
Artikel 16 des GeseEes vom 21. August 2002 (BGBI. I S.3322).

4. Landesverordnung zur Durchlührung des AgrarstatistikgeseEes vom 25.
August 1989 (GVBI. S. 210), geändert durch die erste Landesverordnung zur
Anderung der Landesverordnung zur Durchführung des Agrarstatistikge-
sotres vom 08. Mäz 2000 (GVBI. S. 152).

5. Verordnung (EWG) Nr. 5/1/88 des Rates vom 29. Februar 1988 zur Durch-
fOhrung von Erhebungen der Gemeinschaft {iber die Shuktur der landwirt-
schaftlichen Behiebe (ABl. EG Nr. L 56 S. 1 vom 2. Mäz 1988), zutetzt geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 143/2002 der lGmmission vom 24.
Januar 2002 (ABl. EG Nr. L 24, S. t6 vom 26. Januar 2002).

Auskunltspllidrt

Die Auskunltspflicht ergibt sich aus § 93 Abs. 2, 3 und I Agrstatc in Verbin-
dung mit § 15 BStaG. Auskunltspflichtig sind:

1. Die lnhaber oder Leiter ron:

a) Bebieben und Unternehmen mit einer landwirtschattlich genutzten Rä-
che (LF) von mindestens 2 ha oder mit mindestens

- jeweils I Rindern oder Schweinen oder

- 20 Schafen oder

- jeweils 200 Legehennen oder Junghennen oder Schlachh, Masthä-
nen, -hühnern und sonstigen Hähnen oder Gänsen, Enten und Trut-
h0hnern oder

- jeweils 30 Ar bestockter Reblläcfie oder Obsmäche, auch so weit sie
nicht im Ertrag stehen, oder Hopten oder Tabak oder Baumschulen. oder Gemoseanbau im Freiland oder Blumen- und Zierpflanzenanbau
im Freiland oder Anbau von Heil- und Gewüzpflanzen oder Garten-
bausämerei€n l0r Erwerbszweci<e oder

- jeweils 3 Ar Anbau for Erurerbszwecke unter Glas von Gemüse oder
Blumen und Zerpllanzen.

b) Beüieben und Unternehmen mit einer Waldlläche von mindestens 10 ha.

2. Betriebsinhaber, Ehegatten und im Betrieb beschäftigte Familienangehöri-
ge ,0r die Angaben ober auBerbehiebliche Erwerbs- und Unterhaltsquellen.
Filr djese Angaben wlrd - auf Wunsch - ein gesonderter Erhebungsvordruck
zur Verfügung gestellt.

3. Die zuständigen Venvaltungsbehörden, lür die im Rahmen von Venral-
tungsmaßnahmen im Agrarbereich erteilten Angaben, die mit den Merkma-
len der BodennuEungshaupterhebung übereinstimmen und sich aul den-
selben Erhebungszeitpunkt und -zeitraum beziehen und die Hilfsmerkmale
Vor- und Familienname oder Firma und Anschrlft.

Widerspruch und Anlechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunfber-
teilung haben gemä8 § l5 Abs. 6 BStaG keine aufschiebende Wirkung.

Erhoben werden mit dem Erhebungsbogen Tatbestände zu §§ 8,20 und 29
AgrStaG sowie § 2 der 1. AgrStaw.

Stalidhdre Gefpimhaltung

Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStaG grundsäEllch geheim
gehalten. Nur in geseElich ausdrücklich geregelten Ausnahmefällen d0rten Ein-
zelangaben unler bestimmten Bedingungen obermittelt werden.

Nach § 98 Abs. 1 AgrStatc in Verbindung mit § 16 Abs. 4 BStatG dürlen den
zuständigen obersten Bundes- oder Landesbehörden Tabellen mil statistischen
Ergebnissen tlbermittelt werden, auch so weit Tabellenfelder nur einen einzigen
Fall ausweisen.

Nach § 16 Abs. 6 BStaG ist es zulässig, den Hochschulen oder sonstigen Ein-
richtungen mit derAufgabe unabhängiger wissenscüaf[icher Forschung für die
Durchf ührung wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben dann zur Verf0gung
zu stellen, wenn diese so anonymisiert sind, dass sie nur mit einem unrrerhätt-
nismäBig großen Aufwand an Zeit, lGsten und Arbeilskraft den Befragten oder
Betrotfenen wieder zugeordnet werden können.

Eine Übermitüung zu anderen - insbesondere steuerlichen - Zwecken ist aus-
geschlossen.

Die Pflichtzur Geheimhaltung besteht auch für die Personen, die Emplänger von
Einzelangaben sind.

Bed$e und midtten der Erhebungsbeat flragüon, Ausfüllen der Efiebungs-
vodrudre

Um die Auskunftserteilung zu erleichtem und insbesondere Rockfragen zu ver-
meiden, können zur Durchführung der Erhebung Erhebungsbeauftragte einge-
sett werden. Sie haben sich bei der Aus0bung ihrer Tätigkeit auszuweisen und
sind zur Geheidlhattung besonders verpflichtet worden. Die aus ihrcr Tätigkeil
gewonnenen Erkenntnisse dürfen sie nicht in anderen Verfahren oder l0r ande-
re Zwecke veruenden. Diese Verpflichtung gilt auch nach Beendigung ihrer
Tätigkeit.

Die Erhebungsbeauftragten sollen den Auskunftspllichtigen bei der Beantwor
tung der Fragen behilllich sein. Die in den Erhebungsvordrucken enüaltonen
Fragen können den Erhebungsbeaufhagten m0ndlich, schrifilich oder eleKro-
nisch beantwortet werden.

Aul Wunsch kann der Auskunttspflichtige äber auch

- die Angaben selbst in den Erhebungsvordruck eintragen,

- den ausgeftlltten Erhebungwordruckdem Erhebungsbeaufbagten aushän-
digen oder in einem verschlossenen Umschlag obergeben oder innerhalb
einerWodp bei der Erhebungsstelle abgeben oderdorthinausreichend
lrankiert übersenden oder eleklronisch 0bermitteln.

Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben ist vom Auskunfrspflichtigen
durch Unterschrift zu bestätigen.

Hifsmedsnale, Trelrngn und Lösdrcn

Vor- und Familienname, Flrma, lnstituts- oder Behördenname, die Anschrift
sowie die als lreiwillige Angabe erhobene Telefonnummer der zu Belragenden
und die Unterschrift der Auskunftspflichtigen sind Hilfsmerkmale.

Diese dienen le<tiglidr der technischen Durchführung der Erhebung und wer-
den nach Abschluss der Prüfung der Angaben aut Vollständigkeit vom Erhe-
bungsvordruck abgetrennt und vernichtet

B€foiebrcgbter, lGnnnummer der Erhebungsclnhell Barcodo

Die Kennnummer des Betriebes ist eine systemtrei vergebene Ordnungsnum-
mer und dient der ldentifizierung des Betiebes (s. § 97 Abs. 3 AgrStaG). Sie
wird zusammen mil Name und Anschritt des Betriebsinhabers in das gemäB
§ 97 Agrstatc zu f{lhrende Betriebsregister aufgenommen.

Der Barcode enthält die Verschlüsselung der Kennnummer und des Regional-
schlüssels. Er dient der beschleunigten und vereinfachten Bearbeitung.
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Statistisches Landesamt
Rheinland-Pfalz
Sachgebiet 332
56128 Bad Ems

Agrarstrukturcrhebung
2003

Betriebsnummer Regionalkennziffer
Präfen und korrigiemn Sie die ggf. vorgedruckte Untemehm€nsnummer.
Sofern keine Unternehmensnummer vorgedruckt ist, ergäuen Sie diese
nachfolgend. Beachten Sie jedoch, die auf Seite 2 (Abschnitt 3 A) genannten
VorausseEungen.

Untemehmensnummer (Kreiwenraft ung)
Diss€ ist nur vsg€dnrck! wenn tm tetrtm Jahr Daten aus dom Fläch€nrehwels

obdlmmmwuddt.

+0107
BITTE BEACHTEN:
Verwaftungsdaten können nur ftir die Abschnltte 3 B und 4 (BodennuEung und stillgelegte Flächen) übernommen werden.

Das Zeichen @ a"rtA auf weiterführende Erläuterungen und Hinweise in dem beiliegenden Mantelbogen hin.

Abschnitt1].:,-'..RächtsionödesBetriebes
ichlüssel-Nr.

Einzelunternehmen Einzelperson, Ehepaar, Geschwister q6s 11 tr

Personen-
gemeinschaftery'
-gesellschaften

Nicht eingekagener Verein

Gesellschaft büqerlichen Rechts (BGB-Gesellschaft)

Ofrene Handelsgesellschaft (OHG) 065

Kommanditgresellschaft (KG dnschließlich GmbH u. Co. KG)

Sonstig€ Personengemeinschaft (einschließlich Eöengemeinschaft)

12 T
13 tr
14 tr
15 u
't6 n

Juristische Personen
des privaten Rechts

Bngetragener Verein, Eingebagene Genossenschaft, Gesellschaft mit
beschränkter Haftung (GmbH), AKiengesellschaft, Anstalt des privaten Becfits,
Stiftung des privaten Rechts. Gemeinschaftstorcten mit ideellen BesiEanteilen

065 1) tr
Juristische Personen
des öffentlichen Rechts

Gebietskikperschaft Bund, Gebietskörperschafi Land, Son§ige Gebietskörper-
schaften (Krcis, Gemeinde, Kommunalverbände), Sonstige iuristische Personen
des öffentlichen Rechts ffirche,.kirchliche Anstalt, Stnung des öffentlichen
Rechts, Personalkörperschaften)

065 r)

T
1) Wird vom Statistischen Land€samt eingetragen.

Anzugeben ist der gesamte ZwischenfiUchtanbau, der als Untersaat in die Hauptfrucht 2002 oder als Aussaat nach der HauptfiUcht 2002 vfolgte.
Die nach den Winteranvischenfrtichten angebauten Pflanzen gelten als Hauptfrüchte.

Sommer - Zwischenfruchtanbaufläche Wnter - Zwlschenfruchtanbaulläche

lnsgesamt daruntor zur lnsgesaant zuf
Unter/Stoppolsaat ln der Zeit

Zwischenftüchte als

vom Sommer/Heüst 2002
bis Frühjahr 2003 H*tü N AI

K}rrlz-
Uild.r

Klee und
zB. Luzerne, Kf€ogras und gomlscfit€r 274Anbau von Xl€eart€n

und Geilrclde anr Gdlnnlrtsung
Weidolgras, Gdinroggen, Wid«roggo,r, aru

Wcken, Luplnen (auch im 9e- 282mtschten wl9

Raps (auch im Eemlschten Anb6u mit
Gräs€rn, S€n, Orottich, Rüb6en, ChinakohD 286

H€rbsüäb€n (Stoppddib€n), Kohlrüb€n
(St€ckrüb€n), Futt€rl@hl(ilrärkstammkohD 290

Sondge ZwlachenlrOctte
zB. fficdia Sonnonblum€n, Malven, Buchwetsen N4

298
A

275

279

283

2q7

2g'l

29s

2!X)
A

,
276

2n

2U

28

n2

296

N
B

,

,

I

,

t

2n

201

28s

289

N

ß7

299
B

z.B.

,,

!,

t!

,

!i

I
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Abschnitt 3 Bodennutzung 2003 (nur Hauptnutzung, keine ZwischenfrÜehte)

A Übemahme von Venraltungsdaten O * Nur für die Bodennutzung möglich! *
Haben Sie einen vottständig ausgefüllten Flächennachweis im Rahmen des Antragsverfahren: I9l{g{gryng 2lop:Plellt und enthät der
Ftäch€nnachweis auch diä üon hien bewirtschafieten nicht ausgleichsberechtigteh Flächen (2.8. Waldflächen, Rebflächen)?

,- l-l Wenn Ja", prüten und ltbnlgleren Sie gegebenenfalls di6 vorgedruckto Untemehm€nsnummer, baiv. tragen Sie titte lhre Untemehmensnummer

'" I I auf Seite 1 ein. Sie können dann zu Abschnitt 5 auf Seite 3 Übergehen.

nein I vUenn 
"neln", 

fi]llen Sie bitte den nachfolgenden Abschnitt 3 B aus.

B. Angaben zur selbsttewirtschafteten Fläche Fltte nlcht in mz elntsagen)

lch/wir bewirtschafte/n keine Flächen. I Q Weiter mit Abschnitt 5 auf Seite 3 +

Hektar HeKar

Wnteruelzen (ohn6 Durum) einschlioßlicir 201

202

203

2U

WntorapszwKömergewinnung(€inschließlich 22g

Sommerweizen (ohne Durum)

llartwsLen (Durum)

ltlücab

Roggsn

Wntsrgsrste

Somtnergorste

Hafe.

WntermongEptsir€

tlomnrsnrenggEüeld€

Kömonnals

205

206

207

208

209

210

212

I

Somm€raps, WintoF und Sommentbsen zur
Köm€rgewinnung (einschli€ßlich lndustrieraPs) 230

231

233

232

2U

235

236

Flachs,
zur Kömer- und Fasorgewinnung

KömeEonnonblumen

Aridol€ öllrfrchb auch für t€chnische Zwecke,
z.B. Kömersenf, Soiabohnen

Hopfen 0Alr- und Junghopten)

Tabak

und Grfuor
AT

I
{

I

,

,

,

{

,

,

,

t
,
I

lBl'rülf,,$#ffi"*'" (@zst

von

,

I

,

,

,
j

KJee, Kle€gras, ](l6e.lrrißmlcembcrr
(€inschlie0lich KleebGche)

238

239

240

241

243

llab Coflr - Cob - Mlx 213, i

§lllomab (elnschlleSlblt
Ueschkolb€nschrot), Griinmals 242

Futtersücen zur Kömergerrvlnnung 214

AckorÖohnen zur Kömeqowinnung 215

Luplnar zur Köm€eewinnuflg 301

aim
z.B. -bohn€n, Wickerr auch ab 216

trilho Sp€bokartotteln 218

Zrckcrrllben (ohne Samenanbau) no

Runkd- (Frrtter) rtibon (ohn6 Samenanbau) 221

Alb andoGn Hac{früchte, z.B. Futtermöhren,
Kohlrilb€n, Futter- und Marßtammkohl 222

lsndt'Ylrtschafulch€n
KulüJlrn im Fr€iland 223

Ke'rotrsh ffi-#dffi#ilo äc
trdlrsüte-, (Vatartolhlngs-),
Futter- und Pflanzkartofletn O 217

l{utz- und Hausgärlon
(ohno Erweösgart€nbau) Ozar
Obstanlagen (otrne Ett b€er€n) (Q ztt
Baumschulon (ohne loetliche Pflanzgfien
Eigenbedarl und Weihnachtsbafi kultuiEn)

fi1r

Uu€rno

G*zsanbau au{ dem Ack€rland zum Abmähen
und Abweiden (kdn

Anbau

Wald- bu. Forstflächen
forsüicho Pfl anzgärten lür

ds

,

v

1

248

Dauerwlesen 249

Itlähw€ldori 250
Daueryränlerid

Uralden 25'l

Hntmgcn,Sbeuwhsen 255

und @ zse

Wbihnechtsbaumkulürüt auß€rhalb des
Waldes, Korbw€ld€n- und Pappelarilagon

l,rndudrt3chafulch g€nutzto Fläche (lJl 2*

,

,

ffit' o
EnDccren lm
Wbchsol- Gem6se.
anbau nüt -. grdbcerrin

lm FElland 224

(oarp Haßgüfü, odef Blumonohnosam{unbau) unterclas

Blumcn. ah kn Fr€lland (einschließlbtl
zcrpaiuerr- s:chnittros€n)

unter Ghs (Gewächshäusor,
Foli€nzefte, Fühb€€te)

Gailenbaurämerclen, Vennehrungsanbau von
Blmermulebdn und -kmll€n, auch unter Glas

257
225

226

SLuden,
Jungplbnzen 227

228 Fläcten (Flel€n, dle an
od€a Gründil nlcfit rn€ar boriilshafiof

B€üleb€fräche

Gobäudo und lbmäc*ren, ÖO- und Unhnd,
Ga/valssü, Parft- und Gillnanlagen, Wbgohnd,
CampingpläE€, neEärten, unkultiviste Morf,äci€n <w

262

soz!{€n o ru,
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Abschnitt 4 Stillgelegte F!ächen 2(X)g
Flächenstilllegung zur Ertangung der Ausgleichszahlung, der Produktionsaufgaberente (FELEG) oder der Beihitfe nach
den Agrarumweltprograinmen der Länder.'

Süllgelegte Flächen ohne Anbau nachwachsender Rohstoffe (2.B. kon,iunkurelle Flächenstilllegung)
(Bitte gleichzeitig bei Code 2zt4 angeben)

Stillgelegte Flächen mit fuibau nachwachsender Rohstoffe (Bitte gleichzeitig auch bei den jeweiligen Fruchtarten
baiv. Dauerkulturen angeben, z.B. Wintenaps bei Code 229)

Sonstige stillgelegte Flächen z.B. im Rahmen von Aufforstungen, der Produktionsaufgaberente oder der
zwanzigjährigen ökologischen Stilllegung, etc. (Bitte gleichzeitig bei Code 259 oder 262 angeben)

Stillgebgte Flächen zusammen
(Summe Code 268 - 270)

Abschnitt 5 Eigentums- ünd Pachtnerhältnisse, Pachtengelte (Jahrespacht)

268

269

270

267

Bewirtschaften Sie landwirtschafüach genutzto Flächen (Lfl ?
(Angabe zur LF bei Code 258 im Abschnitt 3 B ist vorhanden)

A Elgentums- und Pachtverhältsrisse an der LF

ja fl W"nn ja", füllen Sie bitte diesen Abschnitt aus.

nein ! Wenn "nein', bifte weiter mit Abschnitt 6.

Landwirtschaftlich genutzte Fläche ([D des Betrieb€s 701

abzüglich

gepachtete LF
(Grundstücks-
und Hofpacht) von anderen Verpächtem nach Code 709 üb€rtagen -

unentgeltlich zur Beurirtschaftung erhaltene LF -704

Eigene selbstbewlrtschaftete l-F o = 705

verpachtete LF + 706
zuzriglich

unentgehlich zur Bewirtschaftung abgegebene LF + 707

Eigene LF O =7og

B. Pachtllächen und Pachtentgelte
(Jahrespacht) für die LF
- ohne Pachtungen von Famili€nangehörigen -

von anderen Veipäcttem gepactrteto
LF Übertrag von Code 703 >>>

(ohne Unterglasfl ächen) o 711 713 714

Grundstücks- Dauergräntand O 715 717 718

Rebf,äche 72s

@
LF 1elretrt. gerniscmer ercn-
trgg1. fü, di6 PachtBntsslte nlclrt
gE[t.tnt arEsgob€o wds
kthnan, z.B. m Acks- und
Daudgrürtan4 727

Gepechtete LF innerhalb einer
geschlo*senen Hofuacht o 731

Abschnitt 6 Angaben zur Unterscheidung in Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe

übertag aus Abschnitt 3 Cod6 258
oder Übernahme der LP ait aenr
Flächennachweis dar Kreisverualtung

von Ehern, Ehegatte und sonstigen Vemandten a^,
und verschwäserten des B"#ü;;;äreä'-'ö -7o2

@ r,,.--7oo I

709 710

712

716

724

und
Pazellen-
pacht
(Einzel-
grundstücke)

725

729

726

728

732

730

gepachtete Fläche derzeitige Jahrespacht
für dies€ Fläche

zwei Jahr€ eßtmals gepachtet wurden und
Fläch€n mit

gepacht€to Fläche d€zeitigo JahrB-
pacht für diese Fläche

Ar

Dieser Abschnitt ist nur von Betrleben der Rechtsform Einzelunternehmen Abschnitt auszufüllen:
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Abschnitt 7 Arbeitskräfte des Betriebes O
A. SUnOig mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Arbeitskräfte

Betriebsinhaber, Ehegatte und Gesellschafter sowie Arbeitskräfte, die in einem unbetristeten oder auf mindestens drei Monate
abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zqm Betrieb stehen (2.8. Auszubildende, landwirtschaftliche Gehilfen).

BEtriebe der Rechtsform Einzelunternehmen
(lnhab€r = Einzelperson, Ehepaar oder Geschwister, siehe Abschnitt 1)

Betriebe der Rechtsformen
Personengesellschaft

od€r
A2

iutistische Person
(2.8. GbH, BcB€€sdlschan, Cetp Abscinltt 1)

und wettarr Arffil(rmo der Rochtsilo.m
nzelunternelrmori

A1
Betrlebslnhaber, Ehegatte und mlt beuieblicfien Arbeiten b6chEiftigto Famlll€nangehörlge' die dem
Beüiebshaushalt angehören (2.8. Altenteiler, Hofnachfolged §nd hiet nachzuweisen.

Welter€ Aöeitskräfte, wie famillenlremdo Arb€ltskräfte (2.8. Auszubildende, Schlepperfahrer) sowie
FamllbnarbelBkräfi€, die nlcht dem B€üi€bshaushalt angEhören geben Si€ bitte unter A 2 an.

Saisonaöeitskrätte unter 7 B Saisonart€itskräfte unter 7 B

AJsubild€nddPraktikanten 2=ArÖ€itßr
3 = Ang€te{te
5 = Ccaüschaltürvlitinhabs
6 = SonstiS€, ohno ArtaitsvslEo

tl = B€omtra
Bei mehr als 5 Personen zu A 1 und/oderA 2 bitte den
entsprBch€ndon Ergänzungsbogen b€i d€r Efiebungs-
stell€ anfoidem.

Ud.NummerderPerson 001

801
(e11)

männlich aoz ElGeschlecht (901)

1 = 8a{riebsinhaber 2 = E}ESdte d€s Betriehinh.
3 = Kincls obs 15 Jahre 4 = Enkel
5=EltenSchwi8S€rdtm 6=GtoSottm
7 = Sonsrige im bbende Fmilisang€hfigp

(n3 (xx 005 ml
(ot'r'o GBdbcitfrs)

!z
8ß f]1

2

!r
Iz
!r
Iz

!r
!z
!r
f,z

flr
!z
Ir
!z

fr
!z
Ir
Iz

!r
tr
tr

(m

flr

fr
[]r
!r
fr
!r

!z

!r
Ir
Ir
Ir

fJr

fr
flr
!r

wiz

g
(u
§)o
ü

(m (x)4

Tragen Sie bitte die entsprechende Bezeichnung
der A6eitskraft

3Lonf5*",,,n. o

1

weiblich

Januar bis April
G€burtsmonat

Mai bis Dezember

Geburtsiahr z.B. t96tt =@@

Wer ist Botrisbsleiter?

!z

Ir
!r
!r
!r
!r

!r Ir

Ir !r

2

1

2

2

(s02)

804
po3)

(s31)

tr

!r
!rvollboschäftigt

Eetleb-
llche
Täügkelt

Ome O
Haushat§-
tätigkdten)

überwiegend b€schäft Igß

teilwelso b€schäftigt

gding b€schäftigt

faflw€is€ bGchäfiig(

Tätigkeit im Haushalt d€s Bstriehrinhabers
(Anzahl Woch€nstund€n)

Tätigkeit in andor€r E weöstätigkeit
(Auahl Wbcäenstunden)

Ars wdch€n Einkomnpn aus anderer
EMerbstätigk€it

832
(s32) !r

!r

Ir
Ir

!r
f,r
Ir
!r
Ir
fr

flr
!z

!r
!r
!r
Ir

83ii
(s33)
834

(s34)
835

837

838

ar+ f]r 1

2

3

Quollon wurde im
Jahr€szeitraum
M6l 200rlbl3Apdl
20(B ein auBer-
beulebllchee

Altersrsnt€ fiir Landwlrte, lädab- g15
gabe, Produktionsaufgaberente
Rente, Pension, ArbeiLs-
idnd"rir-iiiäsoti"rt'in"r.l. 816

?äilffilfl',o "'
fs
[+ f,r Ic

!s
!a

2 2 !z
33

Bnkommen o Enkommen

Wie viele Personen waren ftir diesen Betrieb
im Jahrcszeitraum Mai 2002 bis April 2003
nicht ständig mit betrieblichen Aöeiten
b€schäft igt (olrn€ Haushaltstätigkeiten)?

!r
818

B. lictrt ständig mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Arbeitskräfte (Saisonarbeitskräfte, Aushiltskräfte)
Bne Arbeitskraft gilt als nicht ständig beschäftigrt, wenn sie in einem auf weniger als
3 Monate befristeten Aöeitsverhältnis stehVstand.

Wird vom Slalistisch€n Landosamt
6ingetraom

Männer

912

Frauen

Zahl der Beschäftigten 918 921

922

924

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

Arbeitsleistung in vollen Aöeitstagen
(8 Stunden getten als ein Aö€itstag) 919

Wid rcm Statistishon Land6arnt
eingetragm

Umtang
der
Beschäf-
tigung im
Zeitraum
iron
|tl,ai?IJ(E
blS
Aprll
20Gt
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Abschnitt 8

A Gewinnermittlung

Gewinnermittlung und Umsatzbesteuerung

Erfolgt flir diesen Betrieb eine Gewinnermitüung für steuerliche Zwecke? o 040 jaEl neinIz
als Buchführung mit Jahresabschluss

Wenn,ja'
als Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung

041
nach Durchschnittssätzen (§ 1 3a-Landwirt)

durch Gewinnschätzung des Finanzamtes

1

Iz
Is
!a

B. Umsatzbesteuerung

Erfolgrt für diesen Betrieb die Umsatzbesteuerung in Form der Rggelbesteuerung/option? o 042 jaE 1 nein 2

Abschnitt 9

Ezielt der Betrieb Einkünfte aus folgenden Tätigkeiten:
Verarbeitung landwirtschaftlicher Ezeugnisse (2.8. Weinezeugung, DireKvermarktung,
Fleiichverarbeitung, Käseherstellurlg)

782 ia[ 1 neinflz
Fremdenverkehr, Beherbergung, Sport- und Freizeitaktivitäten 780 iaE 1 nein!2
Herstellung von handwerklichen Ezeugnissen im Betrieb wie Möbel 781 iaE 1 nemIz
Be, und Verarbeitung von Holz (2.8. im Sägewerk) 783 PE 1 nein[z
Fischzucht und -ezougung 7U jaE 1 nein ! 2

Eaeugung von emeuerbarer Energie gfVindanlagen, Biogas, Süohveörennung, Solaranlagen,
Verkauf von Energieträgem wiq !-lolzhackschniEel, Brennhots usw.)

785 I"E 1 nein!z
Vertragliche Arbeiten (unter EinsaE von Geräten des Betriebes z.B. Transport, Landschaftspflege,
Kommunalarbeiten, Mitarbeit in Mqsqhinenringen)

786 j"E 1 nan!z
Sonstige Einkommenskombinationen (zB. Pferdepenslonen) 787 jafl 1 netn ! z

Abschnittlo .I ' r'' ir" '

Wirtsch,artsdüngä1lierisäträi Herkunft',1;,
Bitte diesen Abschnttt auch dann ausfüllen, wenn keln Vleh gehalten wid.

A Übemahme von Gülle (F!üssigmist) O

"; t,i: ,.,

lst Gülle aus andercn Betrieben im Jahreszeitraum Mai 2002 bls Apdl ä)03 übernommen und auf
selbstbewirtschafteten Flächen dleses B€ülebes aufgebracht worden? 73i! jaE 1 ngn 2

B. Gülte (Ftüssigmist) O
lst in dlesem Betrieb im Jahreszeitraum Mai äDll bis Aprll äXXt betriebseigene Gülle angerlallen? 734 i"E1 nein!2

Wenn Code 734
mit,ja"
beantwortet

lst betriebseigene Gülle auf selbstbewirtschafteten Flächen dieees Bebiebes
aufgebracht woden? 735 FE 1 nein!e
lst beuiebseigene Gülle
(2.B. Abgabe an andere 736 i"E1 nemlz
Wie groß ist dle lagerkapazitätrl des Betrlebes ftir Gülle? Oßt m3

Für wie viele Monate der Stallhaltungsperiode ist die Lagerkapazität ftir Gülle ohne
zrrvischenzeitliches Auflcringen ausreichend? 738 volle Monate'

1) Einschli€Blich gemieteter/gepacht€t€r oder g€meinschaftlicher LrgerlGpartäten, die vom B€trieb genutzt werden.

C. Festmist und Jauche O
Sind in dlesem Betrieb im Jahreszeitraum MaläJx}2 bis April äXXl Fesünlst und Jauche angefallen? 739 ia 1 nein 2

Wenn Code 739
mit,ja"
beantwortet

Für wie viele Monate der Stallhahungsperiode
kapazität ohne anvischenzeitliches Aubringen

Festnlst (befestigte
Dungplatte ohns fiefstalD 740 rclle Monate

ist die Lager-
ausreichend?

Jauche 741 volle Monate

Statlstisches Bundesamt, Fachserle 3, Meth. Grundl. 2003-166-



Abschnitt 11 : Viehbestände am 3. Mai 2003 o

nzahl

Falls noch nie Vieh gehalten oder die Viehhaltung vollständig eingesteltt wurde
Zutreffendes bitte

ankreuzen

Nz
199

Falls am Stichtag vorübergehend kein Vieh gehalten wurde

Ponys und Kleinplede
148 cm

unter 1 Jahr alt 102
Ferkel

1 bis unter3 Jahre alt 1og

unter 50 126

3 bis unter 14 Jahre alt 104 50 bis unter 80 kg
127

14 Jahre und älter 105 unter 110 kg '128

'110 kg und mehr 129 |

unter
Eber zur Zucht 130unlet 220 107

männlich
zum

131108

weiblich andere 132109 Sauen

männlich 110
noch trächtige igg

101

125

zum Schlachten

und Zuchttiere
Nutr- (D rrz

Bullen und Ochsen 113

Schlachtfärsen 114

Nutr- und Zuc+rtfärsen Q rrs
Milchkühe 116

Ammen- tnd Muüerkühe@ rrz

Schlactt- und Mastkühe 1 18

andere
;"li'ä"ntp" s** 134

L l'l

unter alt

ar
Zucht

Schaböcke (zur Zucht) 122

Hammel

@ Sc*rare ncaeoamt

Die Richtigkeit der vorstehenden Angab€n wird bestätigrt:

StatlstlschÖs Bundesamt, Fachserle 3, Meth. Grundl. 2003

Legehennen t/e Jahr und älter

Schlacht- und Masthähne und -hühner
sowie sonstige Hähne (€ins.fil. Kük€n)

Hähner
(ohne Tnn-, Pql L!!d Zw€rEhohn€r)

Gänse insgesamt

Enten lnsgesamt

Truthühner insgssamt

Sonsüges Geflägel lnsgesamt

136

137

138

.oE
tt-

o
GEoo

.-r;- l l

143

o

ooEGoo
lDoo
EEI

'120

121

,!3 :l: 1gg

140

141

142

123

Freiwillige
Angabe:

Unterschrift

Jungrinder
(Jungvieh) :

6 Mondb Us
unter 1 Jahr ah

Rinder
1 bis unter
2 Jahrc alt

Rlnder
2 Jaüre
und älter

Mast-
schweine
(einschl.
ausgemerzte
Zuchttiere)g

oi,E(,o

O s"ttrr"rr* .-']i:

Scfiafe
1 Jahr
urd lllter

Ort, Dah,ln

-t67-
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Statistisches Landesamt
Rheinland-Pfalz

- Sachgebiet 332 -
56128 Bad Ems

Telefon:02603 71-1140

Ag rarstru kturerhebung 2003
Bitte geben Sie den Erhebungsbogen nur bei der örtlichen Erhebungsstelle

(Stadt-, Gemeinde-, Verbandsgemeindeverwaltung) oder dem
, Erhebungsbeauftragten ab.

Vordruck N
Meine / unserc Anschrift hat sich wie lolgü geändert
Name:

Vorname:

Straße:

PostleiEahl: Ort:

Rechtsgrundlagen und tnformationen zur statistischen Auskunftspflicht entnehmen Sie bitte dem

Die Richtigkeit der nachstehenden Angaben wird bestätigrt:

Freiwillige Angabe:

Ort, Datum Unterschrifi T€leton

,,, 
. , B€triebsnummer ,. Hegionalkennzlffer .Unternehmonsnumm€r(Kreisv€rwahung)

Prtilen und konigleren sie die ggf. vorgedruckte untemehmensnummer. D|G§E ist nul.vorg€dt".ft'Y: lm letztn Jahr Datm aus dm
sofern keine ur*änehmensnummer vorledrucK ist, ergänzen sie diese Flächonnschmb übsnomms wurdm'

narchfolgend. Beachten Sie jedoch, die auf Seite 2 (Rlscnnitt 2 B) genannten --r IVorauss€Eungen t--' 0 1 07
BITTEBEACHTEN:,
Verualtungsdaten könn€n nur für die Abschnitte 2 C und 3 @odennutsung und stillgelegrte Flächen) übemommen werden.

..1r1 . .i'' ,'.- .-.'.'

Der Erhebungsqoge! wird maschinell gelesen. Sie können mithelfen eine reibungslose Erfassung zu gewährleisten, wenn Sie

O Geben Sie nur den Originalbeleg (keine Kopie oder Telelax) zurück.

@ Füllen Sie den Erhebungsbogen nur mit Kugelschreiber aus,

O Die Eintragungen nur in den farloig umrandeten Feldern vornehmen. X oder ' 1 5 I
O Sofern keine Eintragungen erforderlich sind, bitte die entsprechenden Felder nicht

durchstreichen oder ausnullen.
Nicht so:

Das Zeichen @ a"rt"t auf weiterführende Erläuterungen und Hinweise in dem beiliegenden lnformationsblatt hin.

Dr:,a:irtt l:.U.,', .r,l:{?ii..t -:,:1 :li:::;rrr,.i ,.. l;; ,.,:: -j - -::l

.i..rr,L
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i1i. .ao#f.f"r' |-ii,'iir': ri:i,,;lljit,l,,,, Cecht§tortn'.,qe"§'a 1p--e§

Einzeluntemehmen Einzelperson, Ehepaar, Geschwister 065 11

Personen-
gemeinschafter/
-gosellschaften

Nicht eingetragener Verein

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (BGB-Gesellschaft)

Offene Handelsgesellschaft (OHG) 065

Kommanditgesellschaft (KG einschließlich GmbH u. Co. KG)

Sonstige Personengemeinschaft (einschließlich Erbengemeinschaft)

12 tr
13 T
14 tr
15

16

Juristische Personen
d6 privaten Rechts

Eingetragener Verein, Eingetragene Genossenschaft, Gesellscfraft mit
beschränkter Haftung (GmbH), Aktiengesellschaft, &rstalt des privaten Bechts,
Stiftung d6 privaten Rechts, Gemeinschaftsforsten mit ideellen BesiEanteilen

065 1)

Jurlstische Personen
des öffentlichen Rechts

Gebietskörperschafl Bund, fubietskörperschaft [and, Somtige Gebbtskörp€r-
schaften (Kreis, Gemeinde, Kommunalverbände), Sonstige jwistische Personpn
des öffentlichen Rechts ffirche, kirchliche Anstalt, Stiftung des öff,entlichen
Rechts, Perconalkörperschaften) .

1)

1) Wird vom Statistiscien Land6amt eingetrag€n.

A Flächenveränderungen
Hat sich die von lhnen bewirtschaflete Fläche seit Mai 2OO2 geändert (2.8. Zw oder Verpachtung)?

ia E Wgnn ;a", ftillen Si6 bitte den nachfolgenden m""nnitt 2 A aus. 
,.

nein ! Wenn ,nein", bitte weiter bei Abschnitt 2 B.

Zugänge Wer hat die Fläche vorher bewlrtschaftet?

Hektar Ar Name, Vorname Wbhnort Straße, Haus-Nr.

Abgänge Wer bewirtschaftet die F!äche ietz:t?
Hektar Ar Name, Vorname Wohnort Straße, Haus-Nr.

B. Übernahme von Verwaltungsdaten O * Nur für die Bodennutzung möglich! *
Haben Sie einen vollstilndig ausgelüllten Flächennachweis im Rahmen des Antragsverfahrens Agrarförderung 2OO3 erstellt und enthält der
Flächennachweis auch die von lhnen bewirtschafteten nicht ausgteichsberechtigten Flächen (2.8. Waldflächen, Rebflächen)?

iaE
nein !

Statistlsches Bundesamt, Fachserte 3, Meth. Grundl. 2003

Wenn Ja", präfen und korrigieren Siegegebenenfalls die vorgedruclie Unternehmensnummer, bzw. tragen Sie bitte lhre
Unternehmensnummer auf Seite 1 ein. Sie können dann zu Abschnitt 4 @wischenfnichte) auf Seite 4 übergehen.

Wenn ,nein", füllen Sie bitte den nachfolgenden Abschnitt C auf Seite 3 aus.
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noch: Abschnitt 2

C. AngaQep zur selbstbewirtschafteten Fläche (Bitte nicht tn m2 eintragen)

lch/wk bewirtschafte/n keine Flächen. , E cJ weiter mit Abschnitt 5 auf seite 4

Vlmerrclzon (ohne Dururn) einsc-ltieBlbtr 201

+
Hektar

zua

und

Flactrs,
aJr Körn€r- unC Fassrgptr/innung

Körnerronn€rddum€n

KOmergewituurE(oinschließllch 2Z9t:Dinkel

Sornmenrelien (ohne Dprum)

ltartwe-tq (Unm)

Rogpn

tJvmorg€trt ,. .

Soomelgcrrte

Hs e.

wlnler.rmenggEütue

Soilin€trrrcnggdboldo

Kömermah

ildc Corn: Cob

(€itrhlie8lich .'

Fstteleösen zur Kömdg€winnung

202

203

M,i

205

208

209

210

212

213

242

214 "

zvf 2§,lndusüleraps)

,,1'
Illücale

1
2«l'

aucfi für bchnis.fie Zwecke, ?32:Soiqbohnen .::,

, ..; .":

235

,'@zsz]

238

2&

i...,
Raibon und Gra$r
Afi

Luzamo .

Grasanbau ar, d€rn
wdAbloid€ri

Nufz- und

Oöstanlagon (ohne

I

;l

-4" '' i 'i-"'1

;lXJec, Kbeg[E!, lkc-kzerm-Gemlsch . ^^^i(€ißchließlicfi Kteobrach€) .ov

Grfumais

1 " *:--'' -:
i r i.

. ..-...-tgl.^--.,-.--i
:r. :i i t

--''' -;tj --':''--i'

O.rit
@ z+;t

fik

Dauerürigon 249

Mämlden 250 .

Woidon

Hut ngen, Streuwleten 255

und O 2s6

i1

-. ',

Äckeöohnqr an Körneqewinomg

Lupltr.A aJr fGqE-g€wlnnung

zum
tolmen, Mc*en, a.rch

lrlihe§pekekartoffeln : 2't8'

Keitofieln riltteltr{ihe lÜxl 3päte Spolso- .

kartollelnzum Dhektverzetn O 219

!ftfu #le-, OeraröefUrngs-),
Futr.r.undHranzxanofibln O 217

Zlrck.nlib€n (otne Sarnenanbau)

Runkd- (FuttoF) r{iüon (ohne Sam€nanbau) 221

Ale anrleron llacldrocfito. z.B. Futt€rmöhren,
Kohlrüb€.r, Futtar- und Marlctammkohl

Ciemlise, a landwLtschsfüich€n
!l Kururon im FreilandSpsrgol,

Ertlbeorun lm

301

zB.

220

Dau€rgränland
251

WocfueF
ar6du mlt...
(ohrE Haßgärlä,
ohm Sarlmbanl

Gemüse, lm F€lland 224
Ertlbesrsn

222

223

259

262

osozial€n

226

227

228

atf

Wblhnachtsbaumkultren auBefialb des
Waldes, Koöreidsn- und Pappelanlagen

Wald- bz'w. Forsülächcn
forstliche manzgärten füt

Flächen Gucts,dle rc
ods G({n bn ni,ht mdr baYirtscharld

oder Blumen unter Glas 225

9'llffi;^,o
S-taubn,
Jungpllanzon

lm Frdland (einschli€ßlich
Schnittros€n)

unter Glas (Gewächshäuser,
Folienzelte, Frühb€ete)

GaTtonbau!ärn€r€ien, Vermehrungsanbau yon
Elumenzwlcöeln und -knollen, auöh unter GIas

257

I

,

G€öäud€ und Hoffiächen, Öd- und Unland,
Gemsser, Paft- und Gdlnanlagen, I /egeland,
Campingplätze, T1qgärton, unkultivierto Moorflächen 4q

I
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Flächonstilllegung zur Erlangung der Ausgleichszahlung, der Produktionsaufgaberente (FELEG) oder der Beihilfe nach
den Agrarumwoltprogrammen der l-änder.

Stillgelogte Flächen ohne Anbau nachwachsender Rohstoffe (2.8. konjunkturelle Flächenstilllegung)
(eittä gte-ichzeütig bei Code 244 angeben/

StitlgBlegße Flächen mit Anbau nachwachsender Rohstoffe (Bitte gleichzeitig auch bei den jeweiligen Fruchtarten
barv. Dauerkulturcn angeben, z.B. Winteriaps bei Code 229)

Aufforstungen, der Produktionsaufgaberente oder der
gleichzeitig bei Code 259 cdier 262 angeben)

Süllgelegrte Flächen zusammen
(Summe Code 268 - 270)

der als Untersaat in die 2002 oder als nach der Hauptfnrcht 2mA €rfolgte.
angebauten Pflanzen golten alq

l--A' I
268

269

,',.,,.,., :': i,.::.,il'i' 11,\ii:;]*.t :'i,: -. ".. 
.1i.l:.ji;.,.i.;: r-;1,:.,,. 1..:.f1:.r'

insgesafit darunter zur insgesarnt

H6ktar H6kw AI
Kb.
zB.

Anbau von
Kleegras rind

Gdnroooen, \Mckoggen,

W'rcken, Luplnen (arrch im

274

2?8

282

286

2?5

ß1',

295.

299.A

i
t,277

:297.

und
\

Wle

arammen

' Abschnitt 5

A Gewinnermittlung

i..-:. ...-.', .--i...-.;

l" i .'i ', irtr... -..1,.. ' ..., .. ) .'l

Raps (aucfr lm grmischten Anbau mlt
Gräs€rn), S€nf, Orettlch, Rübs€n, Chinakohl

l-lst6t,üb€n (Stopp€lrübon), Kohlrüb€n
(St€ckräb€n), Futterftohl (MarkstämmkohD

Sonstige Zwlschenfülclrte
zB. Phealla, Sonn€nblumen, Malv€n, Buchw€izEn

293

,

Gewinnermittlung und Umsatzbesteuerung

Erfolgrt für diesen Betrieb eine Gewinnermittlung für steuerliche Zwecke? o 040 jaE 1 nein 2

als Buchfrihrung mit Jahresabschluss

als Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung
\ bnn "ja" 04t

nach Durchschnittssätzen (§ 1 3a-Landwirt)

durch Gewinnschätzung des Finanzamtes

!r
2

3

Ia
B. UmsaEbesteuerung

-t7L-

Erfolgt ftir diesen Betrieb die Umsatzbesteuerung in Form der Regelbesteuerung/Option? o 042 Fn1 nein!z

Weiter mit Abschnitt 6 (Angaben zur Unterscheidung in Haupt- und Nebenenrerlosbetriebe) auf Seite 5 +

Statistisches Bundesamt, Fachserle 3, Meth. Grundl. 2003
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lst der
nach

Sommor - Zwischenfruchtanbaufläche Wintor - Zwlschenlruchtaribauf,äche .

Futteeewinnung
darunter zur

Futtergewinnüng

Zwisch€fifrtichte als
Unter-ist,opbelsaat in der Z€lt' vom Sommer/Herbst 20O2

bb Frählahr 20Gl
Hektar I I Ar II N

t
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296

298
B
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,ruiilli*;f ,r;"iUäi,p.,"1zuiuntercöiiäigü$ä6,if-a.tip.1.r,
Dieser Abschnitt ist nur von Betrleben der Rechtsform Einzeluntemehmen (§ehe Abschnitt 1) ausztrfüllen:

lm Jahres-
zeitraum
Mai2002
bis April
2003

Waren Betriehsinhaber uncUoder Ehegatte außerhalb dieses hndrrlrtschafüichen Betriebes
erwerbstätig? o 051 i" fI 1 nein 2

Beziehen Beüiebsinhabei und/oder Ehegatte Einkommen arr *nstig"n a,r8"rteti.brcnen
Quellen? o 0s2 pfJ 1 nein Iz
Welches Jahrcs-Nettoeinkommen von
Betriebslnhaber uncl/oder Ehegatte zusammen
war schäEungsweise höher? Das aus ...

..- auBerbetriebllchen Quellen
053

.,: diesem hndyvirtschafüich€n Betrieb

flr

Umfang der
Beschäftigung im
Zeitraum von
Mai2(ß2
bis
April2m3.

Tätigkeit lm Haushalt des
B€triebsinhabors
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'. .., +'Betriebe aller
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, .t
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003002001
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r
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Anzahl der
duchschnitl-
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837
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Falls am S1lchtag voräbergphend kein Meh gehahen wurde []r
2Falls noch nie Vietr Zutreffendes bitte
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3 bis unter 14 Jahr6 alt

14 älter ios
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zum I. Mal
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'i'_ '_j' "-. ,':

I I I 1.

116
u0d -hühner
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sblistisch€s Landesamt
Rhoinland- Pfalz

- Sactlo€biet 332 -
56128 Bad Ems

Teloton:02603 71-11«)

Ag rarstrukturerhebung 2003
Ergänzungsvordruck

Arbeitskräfte
VorArrcf A 1

Aur dem tantelbogen S bzv. dem Ertebungabogen S I ilbemehmen:
Vomame, Nam€ Dieser Ergänzungsvordruck ist die Fortsetsung

des Abschnitts 7 A 1 zum Erhebungebogen S 1

Süaße, Hausnummer

Poatultsahl, Ort
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Tragen Sle bitte die enbprechende
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Straßa, Hausnummbr

'.'. . Posüeicahl.Ott

Betriebsnumrner

Quellen

Feqionalkennzjfter

zum Erhäbu der Agrarstrukturerhebung 2003,Abschnitt7A1

,:
des außerbetriebl ichen Ei nkommens

: Für Ehegatte des Betriebsinhäbers und im Betrieb beschäftigte sonstige Familienangehörige - : -

Laulencl€ Nummor d€r
Person aus Abschnin

Jahreszeikaum Mai 2002

bis April 2003 ein

außerbetriebliches Einkommen

bezogen?

Einkommen aus andeör Erwerbstäligkeit ' ,,, 814.. : ,. ;

Altersrente fürlandwirte, Lapdabgaberente, 81sProduktionsaufgaberente u.A. '

Pension, Aöeitslosengelü-hille, Sozialhilfe

Einkommen aus Verpachtung, Vermietung,
Kapitalvermfuen u.A. 817
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' Aus dem Mantelbogen S bzw.
Vomama, Name

dem Erhebungsbogen

7

Ein2e! um
',,,:

§svordruck

,2

816

Aus welchen Quellen wurde im





Anlage 8

Anteitu ng zur Durchführung der ASE 2003
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I Vorbemerkung

Allgemeines zur Agrarstrukturerhebung (ASE) 2003

Im Jahre 2003 wird die Agrarstrukturerhebung nach dem Agrarstatistikgesetz von 2OO2D, als eine allgemeine
(totale) Erhebung durchgefiihrt. lm jeweiligen Zählungsjahr liefert die ASE aktuelle Informarionen über die
Ariderungen der Agrarstruktur, über die wirtschaftliche und soziale Situation der Betriebe. Umfassende, aktuelle
und zuverlässige statistische Informationen bilden eine unverzichtbare Bewenungsgrundlage, zuallererst ftir den
Berufsstand selbst, fiir die Agrarpolitik und die anderen Nutzer agrarstatistischer Daten. Der zuverlässige
Nachweis der zu erfragenden Erhebungsmerkmale dient daher dem Interesse der Landwirte selbst als auch der
Allgemeinheit.

Zum Aulbau der Erhebung

Die allgemeine ASE 2003 besteht aus dem Grund- und Ergänzungsprogramm (einen überblick über Aufbau und
Organisation der ASE 2003 gibt das Schema auf Seite 7), und als Integrierte Erhebung setzt sie die zeitgleiche
Erhebung aller Produktions- und Strukturmerkmale in einem Erhebungsvordruck voraus. Möglich ist dies, da auf
EU-Ebene Termine ftir Zählungen verlegt, Zwischenzählungen selbst entfallen sind. ln erster Linie dient das der
Entlastung der Auskunftspflichtigen von statistischen Erfassungsarbeiten. Zum anderen bietet die zeitgleiche
Erfassung der Erhebungsmerkmale die Möglichkeit, korrespondierende Erhebungsmerkmale sachgerecht zu
verbinden, was zur Erhöhung der statistischen Sicherheit der Daten beitragt.
Die ASE 2003 besteht aus einem totalen und einem repräsentativen Erhebungsteil, wobei Merkmale zur
Bodennutzung, zum ökologischen Landbau, zur Viehhaltung, zu den Arbeitskräften, den sozialökonomischen
Verhältnissen und der Gewinnermittlung und Umsatzbesteuerung der Betriebe total erhoben werden.

In der vorliegenden ,,Anleitung zur Durchführung der ASE 2003« werden ausgewählte Erhebungs-
merkmale inhaltlich beschrieben und erläutert. Ab Seite 39 ist anhand eines Erhebungsvordrucks ein
Beispiel für das Ausfüllen des Ergänzungsprogramms gegeben.

Zur besonderen Beachtung!

Im Abschnitt Arbeitskräfte (ab Seite l2 der Anleitung) werden

l. die Personen, die in Betrieben der Rechtsform Einzelunternehmen tätig sind, erfasst. Dazu gehören
Einzelpersonen sowie Ehepaare oder Geschwister (ohne Gesellschaftervertrag).

2. die Personen (einschließlich der Gesellschafter), die in Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften
tätig sind (2.B. BGB-Gesellschaft, OHG, KG, Erbengemeinschaften), werden im gleichen Abschnin
nachgewiesen wie die Beschäftigten in Betrieben der Rechtsform juristische Personen (2.B. AG, GmbH,
e.V., e.C., Gebietskörperschaften, Anstalten des öffentlichen oder privaten Rechts). Siehe hierzu auch die
Seite 33 dieser Erheberanleitung.

Auf der Grundlage des ab 01. Juli 2002 gültigen Agrarstatistikgesetzes hat sich die Erfassung der
Merkmale zu den Arbeitskräften geändert. Das betrifft die Erhebungszeiträume und den Ausweis der
geleisteten Arbeitsstunden.

l) Argrarstatistikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1998 (BGBI. I S. 1635), geändert durch Arrikel I des
Gesetzes vom 22. Mai 2002 (BGBI. I S. 1648).
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2 Fragen im Erhebungsvordruck
(mit zugehöriger Codierung)

Abschnitt 6: Ökologischer Landbau

Unterliegt lhr Betrieb dem Kontrollverfahren nach der EWG- Verordnung Nr. 2092/91
zum ökologischen Landbau (EG- Öko- Verordnung)? 750 ia Ot nein Oz

Wenn Code

750 mit,ja"

beantwortet:

Wie viel Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche sind bereits umgestellt? 751
Hektar Ar

Wie viel Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche befinden sich gegenwärtig in
Umstellung ?

752
Hektar Ar

Pferde 753 )a Or nein Oz
Rinder 754 ia Or nein Oz
Schafe 755 ja Or nein Oz
Schweine 756 ja Or nein Oz
Geflügel 757 jaOrneinOz

Welche Tierarten sind in die ökologische
Bewirtschaft ungsmethode einbezogen?

Allgemeine
Hinweise

750
gG-Öko-
Verordnung

751,752,
753 - 757
Flächen und
Tierarten

Im Hinblick auf die agrarpolitische Zielsetzung einer nachhaltigen Landwirtschaft in Deutschland
kommt dem ökologischen Landbau Modellcharakter zu, der durch das gestiegene gesellschaftliche
Interesse und entsprechende Fördermaßnahmen zunehmend Beachtung findet. Zeitnahe und zu-
vertässige statistische Informationen bilden daher eine wertvolle Bewertungsgrundlage ftir den
Berufsstand selbst, die Agrarpolitik und andere interessierte Nutzer.

Wenn im landwirtschaftlichen Betrieb pflanzliche und/oder tierische Erzeugnisse als ,,Erzeugnisse aus

dem ökologischen Landbau" zum Zeitpunkt der Agrarstrukturerhebung 2003 gekennzeichnet sind, die
nach den Bestimmungen der EWG - Verordnung Nr.2092191 oder nachfolgender Rechtsvorschriften
erzeugt werden, dann ist Code Nr. 750 mit ,ja" zu beantworten, denn der Betrieb unterliegt einem
obligatorischen Kontrollverfahren seitens einer staatlich zugelassenen Kontrollstelle. Bei Beant-
wortung der Frage 750 mit , 

ja" sind Eintragungen bei den Codes 75 I und/oder 7 52 und auch bei den
Codes 753 bis 757 erforderlich.

Gelten die Bestimmungen der EG - Öko - Verordnung für alle im Betrieb produzierten pflanzlichen
und/oder tierischen Erzeugnisse und/oder sind im Betrieb gehaltene Tierarten in die ökologische
Bewirtschaftungsmethode mit einbezogen und die Umstellungsphase auf ökologische
Bewirtschaftungsmethode ist abgeschlossen, dann ist die gesamte landwirtschaftlich genutzte Fläche

des Betriebes im Erhebungsvordruck einzutragen. Die Code-Nrn.258 und 751 müssen
übereinstimmen.
Sind eine oder mehrere Tierarten in oie ökologische Bewirtschaftungsmethode einbezogen, sind die
entsprechenden Ankreuzungen bei den Codes 753 bis 757 vorzunehmen.

Sonderfälle:

Wurde nur ein Teil der landwirtschaftlich genutzten Fläche der ökologischen Bewirlschaftungs-
methode unterzogen und die Umstellung abgeschlossen, dann ist auch ,,nur" diese Fläche unter
Code 751 anzugeben. Sind im landwirtschaftlichen Betrieb gehaltene Tierarten in diese ökologische
Bewirtschaftung'smethode mit einbezogen, dann sind die entsprechenden Tierarten unter den
Code-Nrn. 753 bis 757 anzukreuzen. Der nicht oder noch nicht umgestellte Teit der LF ist daher im
Abschnitt 6 nicht anzugeben. Insofern ist Code 258 > Code 751.

Wurde für einen Teil der landwirtschaftlich genutzten Fläche die ökologische Bewirtschaftungs-
methode abgeschlossen, dann ist diese Fläche (wie beschrieben) unter Code 751 anzugeben. Befindet
sich ein Teil der landwirtschaftlich genutzten Fläche noch in der Umstellungsphase, dann ist diese
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Abschnitt 8: Eigentums- und Pachtverhältnisse an der landwirtschaftlich genutzten Fläche

Allgemeine
Hinweise

Fläche unter Code752 einzutragen. Sind im landwirtschaftlichen Betrieb gehaltene Tierarten in die
ökologische Bewirtschaftungsmethode mit einbezogen (Umstellung abgeschlossen bzw. in
Umstellung befindlich), dann sind die entsprechenden Tierarten unter den Code-Nrn. 753 bis 757
anzukreuzen.

Landwirtschaftlich genutzte Flächen, die nicht umgestellt werden sollen, sind weder unter Code 75 I
noch unter Code752 einzutragen.

Verftigt der landwirtschaftliche Betrieb zum Zeitpunkt der Agrarstrukturerhebung bereits über
umgestellte Flächen und hat zwischenzeitlich weitere landwinschaftlich genutzte Flächen in Besitz
genommen, die ebenfalls auf die ökologische Bewirtschaftungsmethode umgestellt werden sollen,
dann sind
- die bereits umgestellten Flächen unter Code 75 l,
- die umzustellenden Flächen unter Code 752
nachzuweisen. Die Summe beider Eintragungen darf die unter Code 258 bereits ausgewiesene
landwirtschaftlich genutzte Fläche nicht überschreiten. Sind im landwirtschaftlichen Betrieb gehaltene
Tierarten in die ökologische Bewirtschaftungsmethode mit einbezogen, dann sind die entsprechenden
Tierarten unter den Code-Nrn. 753 bis 757 anzukreuzen.

Die Angaben über die Eigentums- und Pachtverhältnisse beziehen sich auf die landwirtschaftlich
genutzte Fläche (nur bewirtschaftete LF) und nicht auf die Gesamtfläche des Betriebes
(Betriebsfläche) zum Erhebungszeitpunkt: (die LF umfasst auch die Fläche etwa erhaltenen
DiensJlandes, Heuerlingslandes, aufgeteilter Allmende, unentgeltlich zur Bewirtschaftung erhaltener
LF oder gegen Entgelt zur Landschaftspflege übernommener LF sowie vorübergehend stillgelegter
LF). Die Flächen sind entsprechend ihrer Nutzung.zum Zeitpunkt der Erhebung anzugeben.

Die selbstbewirtschaftete LF ist fiir die gesamte statistische Auswertung die wichtigste Gliederungs-
und Bezugsgröße; sie muss daher im Abschnitt,,Eigentums- und Pachtverhältnisse an der LF" mit der
entsprechenden Fläche im Erhebungsvordruck der Bodennutzung übereinstimmen.

Zur LF gehören: Ackerland, Dauergrünland, Obstanlagen, Baumschulflächen, Rebflächen, Haus-
und Nutzgärten (ohne Ziergärten), Korbweiden-, Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen
außerhalb des Waldes sowie vorübergehend stillgelegte LF, deren Flächen bei der Bodennutzung
2003 (Code 258) einbezogen wurden.

Zlr LF gehören nicht: nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Flächen, Öd- und Unland,
unkultivierte Moorflächen, Waldflächen, Gewässerflächen, Gebäude-, Hofflächen, Wegeland usw.;
deshalb bleiben diese Flächen im Abschnitt ,,Eigentums- und Pachtverhältnisse" unberücksichtigt.

Die vom Betrieb selbstbewirtschaftete LF setzt sich zusammen aus:
eigener selbstbewirtschafteter LF (Code 705)
+ gepachteter LF (Code 702 und/oder 703)
+ unentgeltlich erhaltener LF (Code 704)

701
LF des Betriebes
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l-'lektar Ar
Landwirtschaft lich genutzte Fläche (LF) des Bekiebes

der Bodennutzunq 2003, Code 258) 70'l(übemehmen aus dem.Erhebunqsteil |llIl
abzüglich

gepachtete LF

Grundstücks- und

Hofpacht)

von Eltern, Ehegatte und sonstigen Verwandten
Betriebsinhabersund Verschwäoerten des - 702

von anderen Verpächtern - 703

unentgeltlich zur Bewirtschaft ung erhaltene LF - 704

Eigene selbstbewirtschaftete LF = 705

zuzüglich
verpachtete LF + 706 ||ll
unentgeltlich zur Bewirtschaftung abgegqbene LF + 707 l|ll

Eigene LF = 708 lllllt
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702,703
Gepachtete LF Gepachtete landwirtschaftlich genutzte Flächen, die vom Betrieb gegen Entgelt (in Geld, Naturalien

oder sonstigen Leistungen) zur Nutzung übernommen worden sind (schriftlicher oder mündlicher
Pachtvertrag) und auch von diesem bewirtschaftet werden; hierzu zählt auch gepachtete LF, die
vorübergehend stillgelegt ist (Brachlegung, Anbau nachwachsender Rohstoffe).

Nicht einzubeziehen ist gepachtete LF, die an Dritte weiterverpachtet ist.

Die Pachtfläche umfasst Einzelgrundstücke und/oder gesamte Betriebe (,,geschlossene Hofpacht"). Es
ist zu unterscheiden, ob es sich um Pachtungen von Familienangehörigen (Code 702) oder um
Pachtungen von anderen Verpächtern handelt (Code 703).

704
Unentgeltlich zur
Bewirtschaftung
erhaltene LF Hierzu rechnen ftir befristete oder unbefristete Zeit unentgeltlich zur Bewirtschaftung erhaltene LF,

u.a. auch Flächen im Zuge der Durchführung eines Flurbereinigungsverfahrens; sowie Flächen, zu
deren Nutzung der abwesende Eigentümer keine (ausdrückliche mündliche oder schriftliche)
Zustimmung erteilt hat, die jedoch aus Gründen des allgemeinen Interesses (2.8. der
Landschaftspflege, Schutz vor Verunkrautung) bewirtschaftet werden müssen, von der Bundesanstalt
ftir vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) verwaltete bisherige volkseigene Flächen, sofem
keine Pacht gezahlt wird.

705
Eigene selbst-
bewirtschaftete LF Im Eigentum des Betriebsinhabers stehende selbstbewirtschaftete LF (also ohne gepachtete oder

unentgeltlich zur Bewirtschaftung erhaltene Flächen und ohne eigene verpachtete und/oder
unentgeltlich zur Bewirtschaftung abgegebene eigene LF). Der eigenen selbstbewirtschafteten LF
werden auch Flächen gleichgesetzt, die vom Betriebsinhaber als Nutznießer oder Erbpächter
bewirtschaftet werden.
Altenteilerland wird dann zur selbstbewirtschafteten LF des abgebenden Betriebes gerechnet, wenn
es nicht vom Altenteiler, sondern vom abgebenden Betrieb mit bewirtschaftet wird.

708
Eigene LF Die ,,eigene LF' setzt sich zusammen aus ,,eigener selbstbewirtschafteter LF" (Code 705), ,,eigener

verpachteter LF" (Code 706) sowie ,,eigener unentgeltlich zur Bewirtschaftung abgegebener LF"
(Code 707).

Abschnitt 9: Pachtflächen und Pachtentgelte (Jahrespacht) für die landwirtschaftlich genutzten Flächen

gepachtete
Fläche

derzeitige
Jahrespacht

für diese Fläche

lnnerhalb der letzten zwei Jahre erstmals
gepachtete Flächen und Flächen mit

Pachtpreisänderung (Angaben sind bereits
in Spalte 1 bzw.2 enthalten)

Hektar Ar volle EUR gepachtete
Fläche

,
714

derzeitige
Jahrespacht

für diese Fläche1 2

Von,,anderen Verpächtern"
Gepachtete LF 709 |lllt Hektar Ar volle EUR

3 4

Grundstücks-
und
Pazellen-
pacht (Einzel-
grundstücke)

Ackerland (ohne
Unterglasflächen) 711 lllt )

712 ttll
Dauergrünland 715 ,

7'.t6 717
)
718

sonstige LF (einschl. gemischter
Pachtungen, für die Pachtentgelte
nicht getrennt angegeben werden
können, z.B. von Acker- und
Dauerqrünland) 727 lllll ,

728 lllt 729
t
730

Gepachtete LF innerhalb einer
qeschlossenen Hofpacht 731

,
732 ||t

- Ohne Pachtungen von Familienangehörigen -

709,710
Von ,,anderen Ver-
pächtern" gepach-
tete LF

t
710

71

Die von ,,anderen Verpächtem" (familienfremden) zu Code 703 als gepachtet angegebene LF ist zu
übertragen (Code 709) und flir diese die gesamte Jahrespacht (Grundstücks- und Hofpacht
zusammengerechnet) einzutragen (Code 7 I 0).
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711,712,715,
716 usw.
Gepachtete Einzel-
grundstücke,
gepachtete LF
innerhalb einer
geschlossenen
Hofracht Die bei Code 709 eingetragene LF ist aufzugliedern in

- gepachtete Einzelgrundstücke (Grundstücks- bzw. Parzellenpacht nach Art ihrer Nutzung)
(Codes 711,715,727 und falls zutreffend, Codes '713,717,729.)

und

- geschlossene Hofpacht (Code 73 I ).

Hierzu rechnen Pachtungen mit Gebäuden. Einzutragen sind jedoch nur die gepachtete LF und der
daftir entrichtete Pachtpreis.

Zu jeweils eingetragenen Pachtflächen'ist die Htihe der derzeitigen Jahrespacht insgesamt in vollen
EUR anzugeben (nicht je ha); dabei sind der Geldbetrag, der Wert der Naturalpacht und sonstige
Leistungen zusammenzureÖhnen und in vollen EUR nachzuweisen.
Teilbeträge der Jahrespacht, die nicht für die Flächennutzung, sondern fiir andere Nut-
zungsgegenstände oder Rechte (2.B. Gebäude, Inventar, Milch- und Zuckerübenkontingente) gezahlt
wurden, sind nach Möglichkeit vom Gesamtbetrag der Jahrespacht in EUR - ggf. nach Schätzung -

abzuziehen.
Falls bei gemischten Pachtungen (2.B. Acker- und Dauergrünland) der Pachtpreis nicht getrennt
angegeben werden kann, ist die betreffende LF und der Pachtpreis bei ,,sonstige LF" einzutragen
(Codes 727 und 728). Unter,,sonstige LF" sind auch gepachtete Gewächshausflächen nachzuweisen.

713,714,717,
718 usw.
Erstpachtung und
Pachtpreisänderung
in den letzten zwei
Jahren Es sind diejenigen zugepachteten Grundstücke auszuweisen, die seit dem l Mai 2001 erstmals von

diesem Betrieb als Pachtland bewirtschaftet werden, oder fiir die der Pachtpreis nach dem L Mai
2001 geändert worden ist.
Die Angaben zur Erstpachtung und Pachtpreisänderung in den letäen zwei Jahren sind in äen
Angaben zur Grundstücks- und Parzellenpacht (Codes 711,712,715,716,727 und 728) enthalten.

Um die Zusammenstellung der Angaben über gepachtete Einzelgrundstücke (Grundstücks- und
Parzellenpacht) zu erleichtern, wird dem Betriebsinhaber ein Hilfsblatt (Vordruck HS zur ASE 2003)
zur Verftigung gestellt. Dieses Hilfsblatt verbleibt beim Betriebsinhaber.

Um die Zusammenstellung der Angaben über gepachtete Einzelgrundstücke, Erstpachtung und Pachtpreisänderung ftir
gepachtete Einzelgrundstücke (Grundstücks- und Parzellenpacht) zu erleichtern, wird dem Betriebsinhaber ein Hilfsblatt
(Vordruck HS zur ASE 2003) zur Verfügung gestellt. Dieses Hilfsblatt verbleibt beim Betriebsinhaber.
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Abschnitt l0: Betriebsinhaber, Ehegatte und deren mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Familienan-
gehörigen im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 in Betrieben der Rechtsform
Einzelunternehmen

Lfd. Nr. der Person Bei mehr als I Personen bitte zu-
sätzlich Zweitexemplar verwenden u f:l trl 11] trl E:l frl f:l

Nebenstehend bitte zuerst alle beschäftigten
familienangehörigen Haushaltsmitglieder mit
Venvandtschafts- oder Schwägerschaftsverhältnis zun
Betriebsinhaber eintragen

(2.B. Sohn, Schwiogermutter)
Nachstehende Kennziffern (3 bis 7) für das
y'enrvandtschaftsverhältnis ab Spalte 003 bitte
sintragen
Kinder (auch Stief-,
Schwieger-, Pflege-,
Adoptivkinder) . = 3
Enkel ................ = 4

Eltern, Schwiegereltern .... = 5
Großeltern......................... = 6 801
Sonstige............... ... . ...... = 7

Betriebs-
inhaber

Ehe-
gatte

männlich
Geschlecht 802

weiblich

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

o
o

1

2

Or
Oz

o
o

1

2

Or
Oz

Or
Oz

Januar bis April
Geburtstag 803

Mai bis Dezember

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

o
o

1

2

Or
o 2

o
o

1

2

o
o

1

2

Or
Oz

Geburtsiahr . e lrtgtepl 804 t-,-r-r-l L-,_r-l L-,-l L-r-r-l L-,_r-l L-,_r-l L-,_J Lr-r-l
Wer ist Betriebsleiter? 806 Or Or Or Or Or Or Or Or

Allgemeine
Hinweise

Beochte:

Hier dürfen Eintragungen von beschäftigten Personen nur für Betriebe der Rechtsform
Einzelunternehmen vorgenommen werden.

Geselßchafter und ßeschöftigte tler .Betriebe der Rechtsformen Personengemeinschoflen untl
,,juristische" Personen werden in Abschnitl I I und bei Bedarf im Ergdnzungsvortlruck E
ausgewiesen.

Die Betriebe nach ihren Rechtsformen sind in den Erläulerungen zum Belriebsinhsber auf S. 33
definiert.

Als ,,mit betrieblichen Arbeiten beschäf!igte Personen" sind in Betrieben der Rechtsform
Einzelunternehmen anzugeben

- der Betriebsinhaber und sein Ehegatte in jedem Fall (auch dann, wenn Haushalt und Betrieb
räumlich getrennt sind),

- beschäftigte Familienangehörige, Verwandte und Verschwägerte des Betriebsinhabers, die im
Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 ununterbrochen oder zeitweise auf dem Betrieb
(Haushalt des Betriebsinhabers) lebten oder ihre Verpflegung überwiegend vom Betrieb
erhielten.

Nicht in die Erhebung einzubeziehen sind Familienangehörige, die nur außerhalb des Betriebes
erwerbstätig sind sowie Kinder und nlchtbeschäftigte Erwachsene.

Bei mehr als 8 Personen ist ein Zweitexemplar (siehe Seite 36) zu verwenden und auf Seite I in das

Kästchen ,,Vordruck Nr." die Ziffer ,,1" einzutragen (weitere Erläuterungen auf Seite 33).
Im Betrieb arbeitende Familienangehörige, Verwandte oder Verschwägerte des Betriebsinhabers, die
nach der vorstehenden Definition als ,,nicht auf dem Betrieb lebend" einzustufen sind. sind - je nach

Art des Arbeitsverhältnisses - in Abschnitt I I ,,ständig und nicht ständig im Betrieb Beschäfiigte"
nachzuweisen.
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Verwandtschafts-
oder Schwäger-
schaftsverhältnis
zum Betriebs-
inhaber

801
Kennziffer des
Verwandtschafts-
verhältnisses

Geschlecht

803,804
Geburtstag,
Geburtsjahr

806
Betriebsleiter-
eigenschaft

802

Die Bezeichnung des Verwandtschafts- oder Schwägerschaftsverhältnisses muss sich auf die in Spalte
001 als Betriebsinhaber angegebene Person beziehen (Definition des ,,Betriebsinhabers" siehe S. 33).
Hat der Betriebsinhaber keinen Ehegatten, ist Spalte 002 freizulassen; sie darf nicht für die
Eintragung eines anderen Familienangehörigen verwendet werden.

Für die dritte (003) und jede weitere Person ist die Kennziffer des Verwandtschafts- oder
Schwägerschaftsverhältnisses zum Betriebsinhaber einzutragen.

Die Angabe des Geschlechts ,,männlich" oder ,,weiblich" muss bei Code 802 bei allen Personen
angekreuzt sein.

Geburtstag muss bei Code 803 angekreuzt werden. Geburtsjahr vollständig bei Code 804 eintragen
(4 Stellen).

siehe Seite 33

Durch-

schniftlich

geleistete

Stunden

je Woche

im

Zeitraum

Mai2002

bis

April 2003

ftir diesen

Betrieb

(ohne

Haushalt)

vollbeschäftigt 831 Or Or Or Or Or Or Or Or

überwiegend beschäftigt 832 Or Or Or Or Or Or Or Or

teilweise beschäftigt 833 Or Or Or Or Or Or Or Or

gering beschäftigt 834 Or Or Or Or Or Or Or Or

fallweise beschäftigt 835 Or Or Or Or Or Or Or Or

im Haushalt des Betriebsinhabers
(Anzahl der Stunden) 837

L_l_-] llt
in anderer Erwerbstätigkeit
(Anzahl der Stunden) 838 L_L-] L]_-] L]-.] L-1_-] t]_-] L]_] L]_-] L]-.]

831 bis 835
Durchschnittlich
geleistete Stunden
je Woche
für diesen
Betrieb im
Jahreszeitraum
Mai2002 bis
April 2003
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Bei diesen Codes sind für Personen im Alter von l5 Jahren und älter die durchschnittlich geleisteten
Arbeitsstunden je Woche (einschließlich der Arbeitszeiten an Sonn- und Feiertagen und unterstellte
Zeiten vorübergehender Krankheiten oder des Urlaubs) einer der fünf nachfolgend aufgeführten
Arbeitszeitgruppen zuzuordnen.
Als flir diesen landwinschaftlichen Betrieb (ohne Haushalt) tätig rechnen z.B. folgende vom
Betriebsinhaber und/oder seinen auf dem Betrieb beschäftigten Familienangehörigen, Verwandten und
Verschwägerten in diesem Betrieb durchgeftihrten Arbeiten:
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- sämtliche Feld-, Wald-, Hof- und Stallarbeiten,
- Tätigkeiten in den zu diesem Betrieb gehörenden, überwiegend selbsterzeugte Produkte des

Betriebes verarbeitenden Nebenbetrieben, z.B. landw. Brennereien im Rahmen des bäuerlichen
Landwirtschaft sbetriebes,

- Verkauf von selbsterzeugten landwirtschaftlichen Produkten, z.B. Verkauf ab Hof,
- Tätigkeiten für die Betreuung von Gästen im Rahmen von ,,Ferien auf dem Bauernhof'2),
- Transportleistungen, z.B. beim Absatz der selbsterzeugten Produkte dieses Betriebes und beim

Bezug von Produktionsmitteln,
- Arbeiten ftir die Unterhaltung der Betriebsgebäude und des Inventars,
- Arbeiten ftr die Betriebsorganisation und -fiihrung (einschl. ftir Gewinnermittlung und

Umsatzbesteuerung),
- Nachbarschaftshilfe in anderen landwirtschaftlichen Betrieben.

Beispiele für die Zuordnung zu den Arbeitszeitgruppen

831
Vollbeschäftigt Beschäftigte, die durchschnittlich 42 und mehr Stunden je Woche im Berichtszeitraum oder 240 und

mehr Jahresvollarbeitstage geleistet haben.

832
Überwiegend
beschäftigt Beschäftigte, deren durchschnittlich-geleistete Arbeitszeit je Woche zwischen 3l bis unter 42 Stunden

oder 180 bis unter 240 Jahresvollarbeitstage betrug.

833
Teilweise
beschäftigt Beschäftigte, deren durchschnittlich geleistete Arbeitszeit je Woche zwischen 2l bis unter 3l Stunden

oder 120 bis unter I 80 Jahresvollarbeitstage betrug.

834
Gering
beschäftigt Beschäftigte, deren durchschnittlich geleistete Arbeitszeit je Woche zwischen ll bis unter 2l Stunden

oder 60 bis unter 120 Jahresvollarbeitstage betrug.

835
Fallweise
beschäftigt Beschäftigte, deren durchschnittlich geleistete Arbeitszeit je Woche weniger als ll Stunden oder

unter 60 Jahresvollarbeitstage betrug.

Achtung!
Für die Zuordnung zu den Arbeitszeitgruppen bei den Codes 83 I bis 835 ist es ohne Belang, ob die be-
treffenden Personen in dem oben angegebenen Zeitraum regelmäßig oder nur gelegentlich tätig waren.

Berechnungsbeispiel:
Eine Familienarbeitskaft arbeitet (bezogen auf den Abrechnungszeitraum l2 Monate bzw. 52 Wochen)
im ersten Halbjahr (3 I Wochen) 40 Stunden je Woche, l7 Wochen 35 Stunden und hat 4 Wochen Urlaub,
so ergibt sich folgende durchschnittlich geleistete Stundenzahlje Woche:

. 3l Wochen x 40 Stunden = 1240 Stunden
+ 17 Wochen x 35 Stunden : 595 Stunden

48 Wochen mit insgesamt 1835 Stunden
1835 Stunden:48 Wochen:38,2 Stunden durchschnittlich je Woche. Für die 4 Wochen Urlaub werden
diese 38 Stunden zugrunde gelegt, sodass sich insgesamt eine durchschnittlich geleistete Stundenzahl je
Woche von 38 Stunden ergibt und die Familienarbeitskraft der Arbeitszeitgruppe ,,überwiegend
beschäft igt" zugeordnet wird.

') Unt., ,,Ferien auf dem Bauernhof ist die Vermietung von Unterkünften im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb an Ferien- oder
Kurgäste zu verstehen. Zur Tätigkeit fur diesen Betrieb gehört jedoch nicht die gewerbliche Betreuung von Ferien- oder Kurgästen in

einem Hotel, einem Casthof, einer Pension, in einem Kurheim, einem Sanatorium oder auf einem Campingplatz.

Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003-L92-



Es ist die Anzahl der durchschnittlich geleisteten Stunden je Woche im Zeitraurn Mai 2002 bis
April 2003 flir Arbeiten im Haushalt nur flir den Betriebsinhaber und/oder seinen Ehegatten
anzugeben. Zu den Haushaltstätigkeiten i'echnen z.B. Beköstigung und Versorgung von Personen des
Einzelunternehmens ebenso wie Wäsche- und Wohnungspflege, Arbeiten im Haus und Gaften.
Die Anzahl der durchschnittlich geleisteten Stunden je Woche ist entsprechend dem auf Seite 14
angefiihrten Beispiel zu bestimmen.

Es ist die Anzahl der durchschnittlich geleisteten Stunden je Woche im Zeitraum Mai 2002 bis
April 2003 ftir Erwerbstätigkeiten außerhalb des Iandwirtschaftlichen Betriebes einzutragen.
(Bestimmung der durchschnittlich geleisteten Stunden je Woche siehe Beispiel auf Seite l4). Zur
Erwerbstätigkeit außerhalb dieses landwirtschaftlichen Betriebes rechnen alle auf Erwerb
ausgerichteten Tätigkeiten, gleichgültig, in welcher Form und in welchem Umfang sie ausgeübt
werden, wie z.B. Arbeiten
- in anderen landwirtschaftlichen/forstwir-tschaftlichen Betrieben des Inhabers dieses Betriebes mit

eigener Rechnungslegung,
- in landwirtschaftlichen Betrieben anderer Betriebsinhaber (2.8. gewerbsmäßig als Mitglied eines

Maschinenringes),
- in gewerblichen Betrieben anderer Eigentümer (2.B. Industrie, Handel, Handwerk, in einern

Betrieb des Beherbergungsgewerbes, z.B. Hotel),
- in gewerblichen Betrieben des Betriebsinhabers (2.B. Gastwirtschaft, Metzgerei, Blumengeschäft;

gleichgtiltig, ob diese Betriebe mit dem Betrieb räumlich verbunden sind oder nicht),
- im öffentlichen Dienst,
- in Staats-, Körperschafts- oder fremden Privatforsten, z.B. als Waldarbeiter oder Ahnliches,
- aufgrund eines Heimarbeitsvertrages,
- als Selbständiger oder freiberuflich Tätiger.
Nicht zur Erwerbstätigkeit außerhalb des Betriebes zählt Nachbarschaftshilfe in anderen
landwirtschaft I ichen Betrieben.

Die Fragen zu den Codes sind in jedem Fall zu beantworten fiir den Betriebsinhaber und dessen
Ehegatten und ftir weitere Personen, wenn sie im Jahreszeitraum von Mai 2002 bis April 2003 fiir
diesen Betrieb beschäftigt waren und aus den zu Codes 814 bis 817 genannten Quellen ein
Einkommen während des gesamten Berichtszeitraums von l2 Monaten oder nur während eines Teils
dieses Zeitraumes bezogen haben.
Die Angaben zu den Codes 814 bis 817 können auf Wunsch auf dem Einzelperson-Erhe-
bungsvordruck PS zur ASE 2003 von den betreffenden Personen (Familienangehörige des
Betriebsinhabers) selbst eingetragen werden (Vorgehensweise siehe S. 34).
Beispiele fiir verbreitet vorkommende Arten des außerbetrieblichen Einkommens siehe Anhang 7.2
bzw. ftir nicht zum betrieblichen oder außerbetrieblichen Nettoeinkommen zählende Einnahmen siehe
Anhang 7.3.

Statlstlsches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003

837
lm Haushalt
des Betriebsin-
habers tätig

838
In anderer
Erwerbstätigkeit
beschäftigt

814 bis 817
Quellen außerbe-
trieblichen Ein-
kommens

P Einkommen aus anderer
Enrverbstätigkeit in einem 814
anderen Betrieb

Or Or Or Or Or Or Or Or
Altersrente für Landwirte,
Landabgaberente, Pro- ..
duktionsaufqaberente u.A.

815 Oz Oz Oz Oz Oz Oz Oz Oz
Rente, Pension, Arbeits-
losengeld^hilfe,Sozial- 816
hilfe u.A.

Os Os Os Os Os Os Os Os

Aus welchen Quellen
wurde im Jahreszeit-
raum Mai 2002 bis
April 2003 ein
betriebliches Ein-
kommen bezogen?

Einkommen aus Verpach-
tung, Vermietung, Kapital- 817
vermöoen u.A.

Oa O+ Oa Oa O+ Oa O+ Oc

818
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814
Einkommen aus
anderer Erwerbs-
tätigkeit

815
Altersrente ftir
Landwirte, Land-
abgaberente,
Produktionsauf-
gaberente u. A.

816
Rente, Pension,
Arbeitslosengeld/
-hilfe, Sozialhilfe
u. A.

817
Einkommen aus
Verpachtung, Ver-
mietung, Kapital-
vermögen u. A.

Hier ist jede Person anzukreuzen, die im Berichtszeitraum Einkommen aus
- unselbständiger Tätigkeit (als Angestellter, Beamter, Arbeiter) oder aus
- freiberufl icher/selbständiger Tätigkeit oder aus

- Tätigkeit in einem anderen landwirtschaftlichen Betrieb oder aus
- Tätigkeit in einem Gewerbebetrieb bezog.
Kreis der Personen siehe zu Codes 814 - 817.

Altersrente (regular) ist nach Vollendung des 65. Lebensjahres und bei Erfiillung einer Wartezeit von
l5 Jahren die bei Abgabe des Betriebes von der landwirtschaftlichen Alterskasse erhaltene Leistung.
Das vorzeitige , Altersgeld (bei Erwerbsunftihigkeit), Witwenaltersgeld und vorzeitiges
Witwenaltersgeld bei erworbenem Anspruch des verstorbenen Ehegatten sind hier ebenfalls zu
berücksichtigen wie Altersgeld flir m itarbeitende Fam i I ienangehörige.
Landabgaberente ist der bis 31.12.1983 erworbene Anspruch ftr Landwirte auf Leistungen aus der
landwirtschaftlichen Alterskasse durch strukturverbessernde Unternehmensaufgabe. Bewilligte
Zahlungen werden an den Unternehmer lebenslang weitergefiihrt (unter Umständen auch an
Witwen/Witwer).
Produktionsaufgaberente ist eine staatliche Leistung an landwirtschaftliche Unternehmer, die das
55. Lebensjahr vollendet haben, wenn diese ihren landwirtschaftlichen Betrieb strukturverbessernd
abgegeben haben. Diese erhalten dann eine laufende Geldleistung der Iandwirtschaftlichen
Alterskasse.
Kreis der Personen siehe zu Codes 814-817.

Hierzu rechnen Personen, die aus Alters-, Krankheits- oder Invaliditätsgründen oder als
Hinterbliebene bzw. unterhaltsberechtigte Angehörige oder Erwerbslose fiir den vollen Berichts-
zeitraum oder für einzelne Monate dieses Zeitraumes Einkommen aus den genannten Quellen bezogen
haben.
Hierzu rechnet auch Vorruhestandsgeld.
Es ist nur der jeweilige Bezieher anzukreuzen, nicht dagegen seine versorgungsberechtigten
Familienangehörigen.
Kreis der Personen siehe zu Codes 814 - 817.

Hier ist jede Person anzukeuzen, die im Berichtszeitraum eigene Pachteinnahmen (gleichgültig, ob
aus Verpachtung von Grundstücken oder von als Ganzes verpachteten Betrieben), Mieteinnahmen
oder Einktlnfte aus Kapitalvermögen, wie Aktien, Beteiligungen (2,8. an einem Cemeinschafts-
betrieb), bezogen .hat. Einnahmen aus Zimmervermietung in Verbindung mit ,,Ferien auf dem
Bauemhof' zählen im Rahmen dieser Erhebung zum Einkommen aus dem Betrieb; es sei denn, es
handelt sich um solche aus einem Hotel, einem Gasthof oder einer Pension.
Kreis der Personen siehe zu Codes 814 - 817.
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Bei außerbetrieblichem Einkommen (einschließlich Kindergeld) von Betriebsinhaber und/oder Ehegatte

Welches Jahres-Nettoeinkommen von - das aus den außerbetrieblichen Quellen
Betriebsinhaber und/oder Ehegatte oder
zusammen war schätzungsweise höher? - das aus diesem landwirtschaftlichen Betrieb

Hinweis: Oiese Angabe dient mit zur Unterscheidung von Haupt. und Nebenenverbsbetrieben.

821
Or
Oz

Zutreffendes

ankreuzen
a

82t
Welches Einkom-
men war höher? Hier ist miteinander zu vergleichen (sofern Betriebsinhaber und/oder sein Ehegatte außerbetriebliches

Einkommen bezogen):

- das Jahres-Nettoeinkommen, das der Betriebsinhaber und/oder sein Ehegatte zusammen im
Jahreszeitraum Mai 2002 biS April 2003 aus diesem landwirtschaftlichen Betrieb
erwirtschafteten, mit dem

- Jahres-Nettoeinkommen, das der Betriebsinhaber und/oder sein Ehegatte zusammen im
Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 aus außerbetrieblichen Einkommens- und Unterhalts-
quellen bezogen.

Anzukeuzen ist dabei die Einkommensquelle, aus der nach Einschätzung des Betriebsinhabers das
höhere Nettoeinkommen bezogen wurde. Zur Ermittlung des außerbetrieblichen Nettoeinkommens
siehe die Erläuterungen im Anhang 7.1.

Wichtiger Hinweis zu den Abschnitten "Ständig und nicht ständig im Betrieb Beschäftigte"

Der Abschnitt I I wird von Betrieben aller Rechtsformen ausgeftillt.
Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen weisen hier alle nicht zur Familie gehörigen
Arbeitskräfte aus, die im Betrieb des Betriebsinhabers beschäftigt sind, auch Verwandte und
Verschwägerte des Betriebsinhabers, die außerhalb des Betriebes lebten (familienfremde
Arbeitskäfte).

Abschnitt l lA: Ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum April 2002 bis Mai 2003

Lfd. Nr. der Person
Bei mehr als I Personen bitte
Ergänzungsvordruck E veMenden l-J l*rj l*rj 1"*l l-J l-r*l bl l-'l

Hier bitte alle ständig Beschäftigten mit der
Bezeichnung ihrer ausgeübten Tätigkeit

(2. B. Gesellschafter, Verwalter, Schlepper-
fahrer. Gärtner. Auszubildender, Praktikant)

Geschlecht
männlich

901
weiblich

o
o

1

2

o
o

1

2

o
o

1

2

o
o

1

2

o
o

1

2

o
o

1

2

o
o

1

2

o
o

1

2

Geburtstag
Januar bis April

902
Mai bis Dezember

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Ot
Oz

Geburtsjahr ' s. lrrsppl 903 L-,-,1 L-,-,1 L-r-,-l L-,-r-l Lr-r-,1 L-,_r-l L-,-,-l L-r-r-l
Wer ist Betriebsleiter? 905 Or Or Or Or Or Or Or Or

Allgemeine
Hinweise
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Bei mehr als 8 Personen bitte Ergänzungsvordruck E verwenden.

Aufdem ersten Ergänzungsvordruck E ist
- die Gesamtzahl der im Betrieb ständig Beschäftigten und

- die Gesamtzahl der ausgefüllten Ergänzungsvordrucke E

einzutragen (weitere Erläuterungen auf S. 36).
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Ständig im Betrieb
Beschäftigte

901
Geschlecht

902,903
Geburtstag,
Geburtsjahr

90s
Betriebsleiter-
eigenschaft

Hierzu zählen:

- alle Personen im Alter von 15 Jahren und älter, die während des Berichtszeitraumes in einem
unbefristeten oder auf mindestens drei Monate abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb
standen,

- auch Personen, die in einem Ausbildungsverhältnis zum Betrieb standen, Beschäftigte in
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), sofern dem einstellenden Betrieb die Lohnkosten ganz
oder teilweise von der BfA erstattet werden, sowie Zivildienstleistende u.4.,

- Personen, die nur teilweise mit der Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse (2.B. Betriebe im
Garten- und Landschaftsbau, in Garten- und Friedhofsämtern, in Versuchsbetrieben u.A.)
beschäftigt waren,

- ftir die Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen auch im Betrieb ständig beschäftigte
Verwandte des Betriebsinhabers oder seines Ehegatten (Verschwägerte), die im Jahreszeitraum
Mai2002 bis April 2003 außerhalb des Betriebes lebten (Definition siehe S. 12.)

Alle im Abschnitt llA aufgeftihrten Personen dürfen nicht im Abschnitt l0 (Familienangehörige)
enthalten sein.

Nicht zu den ständigen Arbeitskäften dieses Betriebes rechnen Personen (Arbeitskäfte), die

- ausschließlich in einem rechtlich selbständigen, nichtlandwirtschaftlichen Gewerbebetrieb oder
einem anderen landwirtschaftlichen oder forstwinschaftlichen Betrieb des Betriebsinhabers
arbeiten,

- filr fremde Rechnung in diesem Betrieb beschäftigt waren (2.B. Arbeitskräfte von Lohn-
unternehmen, Maschinenringen oder Bauuntemehmen),

- zwar vom Betrieb beschäftigt werden, die aber keine Tätigkeit im produzierenden Bereich der
Landwirtschaft (einschl. des Garten- und Weinbaus) oder Forstwirtschaft ausüben, sondern z.B.
ausschließlich zu Arbeiten der Landschaftspflege, als Verkäuferin im Blumengeschäft, als
Verkaufsfahrer oder in Garten- oder Friedhofsämtern (außerhalb des Anzuchtbetriebes) eingesetzt
wurden,

- in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), die über sogenannte Trägergesellschaften verminelt
werden und in den Betrieben gegen Rechnung arbeiten.

Die Angabe des Geschlechts ,,männlich" oder ,,weiblich" muss bei Code 90l bei allen Personen
angekreuzt sein.

Geburtstag muss bei Code 902 angekeuzt werden. Geburtsjahr vollständig bei Code 903 eintragen
(4 Stellen).

Siehe Seite 33
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Durch-

schnittlich

geleistete

Stunden

ieWocheim
Zeitraum

Mai 2002

bis

April 2003

für

diesen

Betrieb

(ohne

Haushalt)

vollbeschäftigt 931 Or Or Or Or Or Or Or Or

überwiegend beschäftigt 932 Or Or Or Or Or Or Or Or

teilweise beschäfligt 933 Or Or Or Or Or Or Or Or

gering beschäftigt 934 Or Or Or Or Or Or Or Or

fallweise beschäftigt 935 Or Or Or Or Or Or Or Or

931 bis 935
Durchschnittlich
geleistete Stunden
je Woche im
Jahreszeitraum
Mai2002 bis
April 2003 ftir
diesen Betrieb
(ohne Haushalt) Für die Berechnung der durchschnittlich geleisteten Stunden je Woche und Zuordnung zu den

dargestellten 5 Arbeitszeitgruppen gelten die für den Betriebsinhaber und seine Familienangehörigen
bei den Codes 83 I bis 835 aufgeführten Regelungen entsprechend. Auch hier gelten Ausfallzeiten
wegen Ifuankheit oder Urlaub als Arbeitszeit.

Beispiele für die Zuordnung zu den Arbeitszeitgruppen

931
Vollbeschäftigt Beschäftigte, die im Berichtszeitraum durchschnittlich 38 und mehr Stunden je Woche oder 220 und

mehr Jahresvollarbeitstage geleistet haben.

932
Überwiegend
beschäftigt Beschäftigte, die irh Berichtszeitraum durchschnittlich 29 bis unter 38 Stunden je Woche oder 165 bis

unter 220 Jahresvol larbeitstage gele istet haben.
933
Teilweise
beschäftigt Beschäftigte, die im Berichtszeitraum durchschnittlich l9 bis unter2g Stunden je Woche oder ll0 bis

unter I 65 Jahresvollarbeitstage gele istet haben.

934
Gering
beschäftigt Beschäftigte, die iin Berichtszeitraum durchschnittlich 9 bis unter l9 Stunden je Woche oder 55 bis

unter I l0 Jahresvollarbeitstage §eleistet haben.

935
Fallweise
beschäftigt Beschäftigte, die im Berichtszeitraum durchschnittlich weniger als 9 Stunden je Woche oder weniger

als 55 Jahresvollarbeitstage geleistet haben.
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Stellung

innerhalb

des

landwirt-

schaft-

lichen

Betriebes

Auszubildender
(einschl. Praktikant)

Arbeiter

Angestellter
911

Beamter

Gesellschafter

Sonstige, ohne Arbeitsvertrag
Tätige (ohne cesellschafter)

Or

Oz

Oa

Oa

Os

Oo

Or

Oz

Os

Oa

Os

Oo

Or

Oz

Os

Oa

Os

Oo

Or

Oz

Os

Oa

Os

Oe

Or

Oz

Os

Oa

Os

Oo

Or

Oz

Os

O+

Os

Oo

Or

Oz

Og

Oa

Os

Oo

Or

Oz

Os

Oa

Os

Oo

912

911
Stellung innerhalb
des landwirtschaft-
lichen Betriebes Für jeden ständig Beschäftigten ist die zutreffende Stellung innerhalb des landwirtschaftlichen

Betriebes (Auszubildender, Praktikant, Arbeiter, Angestellter, Beamter, Gesellschafter oder Sonstige,
ohne Arbeitsvertrag Tätige (ohne Gesellschafter) ankreuzen.

A uszu b i lde n d e r (einschl. Praktikant):
Auszubildende sind Personen, mit denen ein Ausbildungs- oder Lehrvertrag abgeschlossen worden ist.
Sie sind von dem Betrieb anzugeben, mit dem der Ausbildungsvertrag (Lehrvertrag) abgeschlossen
wurde, wenn die praktische Ausbildung auch in diesem Betrieb erfolgt. Erfolgt die praktische
Ausbildung im Rahmen von Delegierungen in anderen Betrieben, sind die Auszubildenden von
diesem Betrieb zu melden.

Nicht zu den Auszubildenden zählen Personen, mit denen im Rahmen der Erwachsenenqualifizierung
oder Umschulung ein Ausbildungsvertrag zum Erwerb des Facharbeiterbriefes abgeschlossen wurde.
Diese Personen sind unter ,,Sonstige, ohne Arbeitsvertrag Tätige" zu erfassen.

Arbeiter:
Arbeiter im Sinne der Erhebung sind Personen in abhängiger Stellung, die überwiegend manuelle
und/oder mechanische Tätigkeiten ausiiben. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um Facharbeiter,
angelernte Arbeiter, Hilfsarbeiter, Brigadiere usw. handelt.

Angestellter:
Angestellte im Sinne der Erhebung sind Personen in abhängiger Stellung, die überwiegend kauf-
männische, technische oder Verwaltungsberufe ausüben. Zu den Angestellten zählen insbesondere

- Angestellte in leitender Stellung,

- technische Angestellte im Betrieb, Büro und der Verwaltung, Meister und andere Angestellte in
ähnlicher Stellung,

- Büroangestellte, soweit sie nicht ausschließlich mit Botengängen, Reinigung, Aufiäumen oder
ähnlichen Arbeiten beschäftigt werden,

- Handlungsgehilfen und andere Angestellte fiir kaufmännische Dienste,

- Angestellte fiir die Berufsausbildung.

Beamter:
Alle Bediensteten, die auf Lebenszeit, Probe, Widemrf - durch eine Ernennungsurkunde ausdrtlcklich
in das Beamtenverhältnis berufen worden sind.

Gesellschafter:
Mitinhaber von Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften.

Statlstlsches Bundesamt, Fachserie 3, Meth. Grundl. 2003-198-



Abschnitt llB: Nicht ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003

1) I Stunden = l Arbeitstag

918,919, 921,922
Nicht ständig
Beschäftigte

Sonstige, ohne Arbeitsvertrag Tätige:
Sonstige, ohne Arbeitsvertrag Tätige sind Personen, die nicht den Kategorien - Auszubildender,
Arbeiter, Angestellter, Beamter oder Gesellschafter - zuzuordnen sind. Hierzu gehören z. B.

- im Betrieb beschäftigte Familienangehörige, die außerhalb des Betriebes des Betriebsinhabers
lebten und mit denen kein Arbeitsvertrag bestand, die aber regelmäßig im Betrieb arbeiteten.

Hierzu zählen

- alle ilbrigen Personen im Alter von 15 Jahren und älter, die während des Berichtszeitraumes in
einem befristeten, weniger als drei Monate, abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb
stehen (einschließlich Saisonarbeitskräfte) und mit Feld-, Hof- oder Stallarbeiten oder mit Arbeiten
im Wald des Betriebes beschäftigt sind und nicht in Abschnin l0 oder llA dieses Vordruckes
eingetragen wurden,

- Studenten im Arbeitseinsatz sowie Schüler in der Ferientätigkeit,

- Studenten im Praktikum, wenn ihre Vergütung aus dem Lohnfonds zu zahlen ist,

- Aushilfskräfte zur Überwindung zeitweilig auftretender Arbeitsspitzen, die regelmäßig oder
unregelmäßig eingesetzt werden,

- Beschäftigte in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), sofern dem einstellenden Betrieb die
Lohnkosten ganz oder teilweise von der BfA erstattet werden, sowie Zivildienstleistende u.4.,

- ftir die Rechtsform Einzeluntemehmen auch nicht ständig im Betrieb beschäftigte Verwandte des
Betriebsinhabers oder seines Ehegatten (Verschwägerte), die im Berichtszeitraum außerhalb des
Betriebes lebten, und die nicht im Haushalt des Betriebsinhabers tätig waren (dieser Personenkreis
wurde in den Abschnitten l0 und I lA nicht nachgewiesen).

Nicht hierzu zählen Personen,

- die in diesem Betrieb nur im Rahmen der Nachbarschaftshilfe tätig geworden sind,

- die nur ftir fremde Rechnung in diesem Betrieb gearbeitet haben, z.B. als Ärbeitskräfte von
Lohnunternehmen, Maschinenringen oder Bauuntemehmen,

- in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), die über sogenannte ABM- Trägergesellschaften ver-
mittelt werden und in den Betrieben gegen Rechnung arbeiten.

Die Arbeitszeit ist in voller{ Arbeitstagen anzugeben. Bei stundenweise geleisteten Arbeitszeiten
gelten 8 Arbeitsstunden als I voller Arbeitstag.

Statlstlsches Bundesamt, Fachserle 3, Meth. Grundl. 2003

Wie viel nicht süindig im Betrieb beschäftigte
Personen waren für diesen Betrieb im

Jahreszeitraum Mai 2002 bas April 2003 tätig?
(Einschließlich Saisonarbeitskräfte)

Männer

Zahl der
Beschäfiigten 918

Arbeitsleistung
Arbeitstagenl)

in vollen
insgesamt 919

Frauen

Zahl der
Beschäftigten 921 l',1
Arbeitsleistung
Arbeitstagenl)

in vollen
insgesamt 922

924
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Allgemeine
Hinweise

B e i s p ie I fiirdie Berechnung in vollen Arbeitstagen:

Im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 waren2 Männer und 2 Frauen im Betrieb, und zwar
I Mann OktoberA.,lovember 2002 zu je
(A. Acker) 20 vollen Arbeitstagen

MärzlApril2003 zu je
l0 vollen Arbeitstagen : 60 volle Arbeitstage

I Mann MärzlApril2D03 zu je
(8. Boden) 8 vollen Arbeitstagen : 16 volle Arbeitstage

2 Frauen Juli/August 2002 zu je
32 Arbeitsstunden
(8 Stunden: I Arbeitstag) = 16 volle Arbeitstage

Einzutragen sind also insgesamt
Männer 2
ArbeitsleistunC 76
Frauen 2
Arbeitsleistung l6

Abschnittl0 N ic h tstic h p ro be n bet rie be

Mit betrieblichen Arbeiten Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 nach
Personengruppen

Für Nichtstichprobenbetriebe werden die mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Arbeitskräfre
(15 Jahre und älter) in vereinfachter Form nach Personen: urd jeweils 5 Arbeitszeitgruppen erfasst.
Arbeitszeiten ftir Tätigkeiten im Haushalt des Betriebsinhabers sind nicht einzubeziehen.
Bei den Familienarbeitskräften sind der Betriebsinhaber und sein Ehegatte als Einzelpersonen, alle
weiteren Familienangehörigen und die ständigen (familienfremden) Arbeitskräfte jeweils als
Personengruppe fiir 5 Arbeitszeitgruppen als vollbeschäftigt, überwiegend beschäftigt, teilweise
beschäftigt, gering beschäftigt oder fallweise beschäftigt nachzuweisen. Die Arbeitszeitgruppen,
ausgedriickt als durchschnittlich geleistete Arbeitsstunden je Woche im Erfassungszeitraum Mai 2002
bis April 2003, sind aufgrund der gesetzlich festgelegten Arbeitszeit ftir eine vollbeschäftigte
Arbeitskraft nach Personengruppen differenziert.
Für die Berechnung der durchschnittlich geleisteten Stunden je Woche und Zuordnung zu den
5 Arbeitszeitgruppen gelten die ftir Stichprobenbetriebe bei den Codes 83 I bis 835 aufgeftihrten
Regelungen entsprechend.
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001 002 003

Betriebsinhaber Ehegatte Sonstige

Bitte
ankreuzen

Bitte
ankreuzen

Anzahl der
Personen

Durchschnittlich

geleistete

Stunden je

Woche im

Zeitraum

Mai2Cf,l2

bis

April 2003

für

diesen Betrieb

(ohne Haushalt)

vollbeschäftigt 831 Or Or
überwiegend beschäftigt 832 Or Or
teilweise beschäftigt 833 Or Or
gering beschäftigt 834 Or Or
fallweise beschäftigt 835 Or Or ltll
Zusammen 836 llll

Weitere Angaben sind nur für den Betriebsinhaber und
Ehegatten erforderlich

Anzahl der
Stunden

Anzahl der
Stunden

im Haushalt des Bekiebsinhabers 837 ttt ttt
in anderer Erwerbstätigkeit 838 ll l!

Betriebsinhaber , Ehegatte und seine mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten
Familienangehörigen (Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen)

Zu den ,,Familienarbeitskräften in Betrieben der Rechtsform Einzelunternehmen" zählen der
Betriebsinhaber, sein Ehegatte sowie auf dem Betrieb beschäftigte Familienangehörige, Verwandte
und Verschwägerte des Betriebsinhabers, soweit sie ununterbrochen oder zeitweise auch auf dem
Betrieb (Haushalt des Betriebsinhabers) lebten oder ihre Verpflegung überwiegend vom Betrieb
erhielten.
Der Betriebsinhaber und sein Ehegatte sind jeweils als Einzelperson einer der 5 Arbeitszeitgruppen
zuzuordnen, fiir die Familienangehörigen insgesamt ist jeweils die Anzahl der Personen bei der
entsprechenden Arbeitszeitgruppe einzutragen.

Nur für den Betriebsinhaber und seinen Ehegatten ist die Anzahl der durchschnittlich geleisteten
Arbeitsstunden je Woche ftir Tätigkeiten im Haushalt des Betriebsinhabers nachzuweisen.

Die Anzahl der durchschnittlich geleisteten Arbeitsstunden je Woche ftir außerbetriebliche Tätigkeiten
sind für den Betriebsinhaber und seinen Ehegatten einzutragen.
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Abschnitt l0:

E3l bis 836
Familienarbeits-
kräfte nach
Arbeitszeit.
gruppen

837
Im Haushalt

E38
In anderer
Erwerbstätigkeit
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Waren Betriebsinhaber und/oder Ehegatte außerhalb dieses
landwirtschaft lichen Betriebes erwerbstätig?

0sl laOt nein O 2

Zutrel l'endcs
ankreuzen a

Beziehen Betriebsinhaber und/oder Ehegatte Einkommen aus
sonstigen außerbetriebl ichen Quellen?

052 jaOt nein O 2

Außerbetriebliche Erwerbstätigkeit und Einkommensquellen des Betriebsinhabers und/oder seines Ehegatten

05r
Einkommen
aus anderer
Erwerbstätigkeit Die Frage ist zu beantworten für den Betriebsinhaber und/oder seinen Ehegatten, wenn sie im

Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 oder nur während eines Teils dieses Zeitraums Einkommen
aus anderer Erwerbstätigkeit, z.B. durch Tätigkeiten in einem anderen landwirtschaftlichen Betrieb
oder einem Gewerbebetrieb, bezogen.

Beispiele flir verbreitet vorkommende Arten des außerbetrieblichen Einkommens siehe Anhang 7.2.

052
Sonstige außerbetrieb-
liche Einkommens-
quellen Hier ist die Frage mit ,ja" oder ,,nein" anzukreuzen, wenn Betriebsinhaber und/oder sein Ehegatte im

Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 oder nur während eines Teils dieses Zeitraums Einkommen
aus sonstigen außerbetrieblichen Quellen, z.B. durch Altersrente fiir Landwirte, Arbeitslosen-
geldÄhilfe, Einkommen aus Verpachtung, bezogen.

Für diese Angaben gelten die bei den Codes 815 bis 817 aufgefilhrten Regelungen entsprechend

Beispiele flir verbreitet vorkommende Arten des außerbetrieblichen Einkomrnens siehe Anhang 7.2.

0s3
Welches
Einkommen
war höher? Hier ist miteinander zu vergleichen (sofern Betriebsinhaber und/oder sein Ehegatte außerbetriebliches

Einkommen bezogen):

- das Jahres-Nettoeinkommen, das der Betriebsinhabel undioder seiu Ehcgatte zusanttncn itti
Jahreszeitraum Mai2002 bis April 2003 aus diesem landwirtschaftlichen Betrieb
erwirtschafteten, mit dem

- Jahres-Nettoeinkommen, das der Betriebsinhaber und/oder sein Ehegatte zusammen im
Jahreszeitraum Mai2002 bis April 2003 aus außerbetrieblichen Einkommens- und
Unterhaltsquellen bezogen.

Anzukeuzen ist dabei die Einkommensquelle, aus der nach Einschätzung des Betriebsinhabers das

höhere Nettoeinkommen bezogen wurde. Zur Ermittlung des außerbetrieblichen Nettoeinkommens
siehe die Erläuterungen im Anhang 7.1 .
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- das aus außerbetrieblichen Quellen
Welches Jahres- Nettoeinkommen von
Betriebsinhaber und/oder Ehegatte zusammen oder
war schätzungsweise höher?

- das aus diesem landwirtschaftlichen Betrieb

Diese Angabe dient mit zur Unterscheidung von Haupt- und Nobenerwerb3betrleben

053

Or

Oz
aZutreffendes

ankreuzen
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Nichtstich proben betriebe

Abschnitt ll Ständig und nicht ständig im Betrieb Beschäftigte

Abschnitt llA Ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April2003

Dazu gehören alle ,,Ständig im Betrieb Beschäftigten in Betrieben der Rechtsformen
Einzelunternehmen, Personengemeinschaften und juristische Personen", die in einem
unbefristeten oder auf mindestens drei Monate abgeschlossenen Arbeitsverhältnis zum Betrieb
stehen.
In dieser Personengruppe sind auch die Familienangehörigen, Verwandten und Verschwägerten des
Betriebsinhabers von Betrieben der Rechtsform Einzelunternehmen mit einzubeziehen, die zwar im
Betrieb beschäftigt sind (mit Arbeitsvertrag), aber nicht ununterbrochen oder zeitweise auf dem
Betrieb (im Haushalt des Betriebsinhabers) lebten. Ausftihrliche Hinweise siehe allgemeine Hinweise
zum Abschnin llA (Codes93 I bis 935) in Stichprobenbetrieben, auf Seite 17. Fur die Bclechnuns
derdurchschnittlich geleisteten Stunden je Woche und Zuordnung zu den 5 Arbeitszeitgruppen gelten

die ftir Stichprobenbetriebe bei den Codes33l bis 835, auf Seite 23, aufgeftihrten Regelungen
entsprechend.

Dazu rechnen alle,,Nicht ständig im Betrieb Beschäftigten in Betriehen der Rechtsform
Einzelunternehmen, Personengemeinschaften und juristische Personen", die in einent befris-
teten, weniger als drei Monate, abgeschlossenen Arbeitsvertrag (einschließlich Saisonarbeitskräfte)
zum Betrieb stehen und nicht im Abschnitt l0 oder llA dieses Vordruckes nachgewiesen wurden.
Weitergehende Erklärungen siehe unter Codes 918 bis 922.
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931 bis 936
ständig im Betrieb
Beschäftigte

Abschnitt llB: Nicht ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April2003

925 bis 926
Nicht ständig
Beschäftigte

Anzahl der
Personen

Durchschnittlich gelebtete

Stunden jeWoche

im Zeitraum

Mai2002
bis

April 2003

für diesen Betrieb

(ohne Haushalt)

vollbeschäftigt 931 lllr
überwiegend beschäftigt 932 llll
teilweise beschäftigt 933 llrl
gering beschäftigt 934 llll
fallweise tieschäfiigt 935 lll
Zusammen 936 llll

Wie viel nicht ständig im Betrieb beschäftigte Personen

(Saisonarbeitskräfte) waren für diesen Betrieb im

Jahreszeitraum Mei 2002 bis April 2003 tätig?

(Tätigkeiten im Haushalt sind nicht zu berücksichtigen)

Zahl der Beschäftigten 925

Arbeitsleistung in vollen Arbeitstagenl) 926
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Abschnittl2: GewinnermittlungundUmsatzbesteuerung

Erfolgt für diesen Betrieb eine Gewinnermittlung für steuerliche Zwecke? 040 1a Or n",n O 2

Buchführung mit Jahresabschluss

Wenn,ja" Einnahmen- Ausgaben- Überschussrechnung

Die zutreffende
Art ankreuzen!

041
nach Durchschnittssätzen(§'l 3a-Landwirt)

durch Gewinnschätzung des Finanzamtes

Or
Oz
Oa

O+

040,041
Gewinnermittlung

Buchftihrung mit
Jahresabschluss

Einnahmen-
Ausgaben- Über-
schussrechnung

Gewinnermittlung
nach Durch-
schnittssätzen

Gewinnschät-
zung des Finanz-
amtes

Die Gewinnermittlung fiir steuerliche Zwecke kann nach einer der vier folgenden Verfahren
durchgefiihrt werden. Betriebe der Rechtsform Einzeluntemehmen, die beispielsweise eine
Einkommenssteuererklärung an das Finanzamt richten, kreuzen hier ,ja" an und markieren eine der
folgenden vier Arten der Gewinnermittlung.
Land- und forstwirtschaftliche Personengemeinschaften (GbR, OHG, KG) und juristische Personen
des Privatrechts ( GmbH, AG, Genossenschaft ) kreuzen hier ,ja" an, da ftir diese Betriebe eine
Gewinnermittlung stets auch ftir steuerliche Zwecke erfolgt.
Personengemeinschaften in Form der GbR markieren eine der folgenden vier Arten der
Cewinnermittlung.
Für OHG's und KG's sowie fijr Juristische Personen des Privatrechts kornmt nur die Gewrnn-
ermittlungsart ,,Buchfi)hrung rnit Jahresabschluss" bzw. soweit sie ihrer Buchführungspflicht nicht
ordnungsgemäß nachkommen die Gewinnschätzung des Finanzamtes in Betracht.

Für Landwirte, die verpflichtet sind Bücher zu führen und aufgrund jährlicher Bestandsaufnahme
Abschlüsse zu machen (2.B. nach der Abgabenordnung (§14l AO), oder wenn der Wirtschaftswert
20 500 €, der Gewinn im Kalenderjahr 25 000 € oder der Umsatz im Kalenderjahr 260 000 €
übersteigt) oder freiwillig Bücher fiihren.
Feld auch dann ankreuzen, wenn mit solchen Aufzeichnungen erst während der letzten zwölf Monate
begonnen wurde. Als Bestandsaufrrahme gilt die Aufstellung über das lebende und tote lnventar an
einem bestimmten Stichtag.

Für Landwirte, die nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu führen und
regelmäßig Abschlüsse zu machen oder freiwillig Bücher fiihren und solche l-andwirte, die die
Voraussetzung für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nicht erfiillen oder freiwillig aul
Antrag aus dieser Cewinnermittlungsmethode ausgeschieden sind.

Für Landwirte, die nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu ftihren und
regelmäßig Abschlüsse zu machen, erfolgt die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen, wenn

die selbstbewirtschaftete Fläche der landwirtschaftlichen Nutzung ohne Sonderkulturen nicht
20 Hektar überschreitet und

a

a

die Tierbestände insgesamt 50 Vieheinheiten nicht übersteigen und

der Wert der selbstbewirtschafteten Sondernutzungen nicht mehr als I 023 € je Sondernutzung
beträgt.

Für buchftihrungspflichtige Landwirte, die dieser Pflicht nicht oder nicht ordnungsgenräß
nachkommen oder Landwirre, die unter die Überschussrechnung fallen aber keine entsprechende
Aufzeichnung tätigen.
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Erfolgt für diesen Betrieb die Umsalzbesteuerung in Form der Regelbesteuerung / Option? 042 ;a Ot nein 02

042
Umsatzbe-
steuerung Für die Umsätze land- und forstwirtschaftlicher Betriebe sind bestimmte Durchschnittssätze

festgesetzt, deren Höhe so bemessen ist, dass sie der Vorsteuerbelastung des Sektors Land- und
Forstwirtschaft entsprechen und deshalb eine Steuerzahllast nicht entsteht. Durch eine Option können
Betriebe der Rechtsformen Einzelunternehmen und Personengemeinschaften gegenüber dem
Finanzamt erklären, dass die Umsätze nach den allgemeinen Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes
behandelt werden sollen (sog. Regelbesteuerung). Wurde eine entsprechende Option gegenüber dem
Finanzamt abgegeben, ist die Frage mit,ja" zu beantworten.
Betriebe der Rechtsform juristische Personen des Privatrechts unterliegen der Regelbesteuerung und
kreuzen stets ,ja" an.

Abschnitt13: WirtschaftsdüngertierischerHerkunft

Allgemeine
Hinweise Dieser Abschnitt ist liir jeden Betrieb zu beantworten, in dem im Jahreszeitraum Mai 2002 bis

April 2003 Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft anfiel oder nicht bzw. der aus anderen Betrieben
Gülle übemahm und auf selbstbewirtschafteten Flächen aufgebracht hat oder nicht, d.h. die
Codes 733, 734 und 739 müssen injedem Fall (ennveder,ja" oder,,nein") angekreuzt sein.

Ist Code 734 mit,ja" beantwortet, müssen die Codes 735 und 736 mit,ja" oder,,nein" beantwortet
sein und Codes 737 und 738 eine Eintragung aufweisen.

Ist Code 739 mit ,ja" beantwortet, muss Code 740 und/oder 741 eine Eintragung aufweisen, außer
wenn Festmist nur auf Grundflächen von Stallungen, die gleichzeitig als Lagerflächen von FesEnist
dienen (2.B. Tiefstall), anftillt.

Ist Code 740 beantwortet, muss einer der Codes 737 oderT4l eine Eintragung aufiveisen.

Für Betriebe, die über entsprechende Lagerkapazitäten verfügen, diese jedoch im o.g. Jahreszeitraum
nicht genutzt haben, entfallen die Codes 737,738,740 und74l.

lst Gülle aus anderen Betrieben im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 übernommen und auf
selbstbewirtschafteten Flächen dieses Betriebes aufgebracht worden? 733 ja Ot nein 02

733
Aus anderen Be-
trieben übernom-
mene Gtllle Es ist anzugeben, ob Gülle von anderen Betrieben oder von Güllebanken übernommen und auf der LF

dieses Betriebes aufgebracht wurde.

I ) Einschließlich gemieteter / gepachteter oder gemeinschafllicher Lagerkapazitäten, die von diesem Betrieb genutzl werden.
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lst in dlesem Betrieb im Jahreszeitraum Mal 2002 bis April 2003 betriebseigene Gülle angefallen? 734 ;a Ot nein 02

Wenn Code 734

mit ja"
beantwortet

lst betriebseigene Gülle auf selbstbewirtschafteten Flächen dieses Betriebes
aufgebracht worden? 735 ;a Or nein 02
lst bekiebseigene Gülle abgegeben worden?
(2.8. Abgabe an andere Betriebe oder an die Güllebörse) 736 ja Ot nein 02
Wie groß ist die Lagerkapazltätl ) des Betriebes für Gülle? 737 m3

Für wie viele Monate der Stallhaltungsperiode ist die Lagerkapazität für Gülle ohne
zwischenzeitliches Aufbringen ausreichend? 738 volle Monate l,l

Sind in dlesem Betrieb im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 Festmist und Jauche
angefallen? 739 ja Ot nein 02

Wenn Code 739
mit,ja'

beantwortet:

Festmist
(Befestigte 740

Für wie viele Monate der Stallhaltungsperiode ist die Lagerkapazität Dungplatte)
ohne zwischenzeitliches Aufbringen är.isreichend?

Jauche 741

volle Monate Lr-j
volle Monate Lr-l
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734,739
Gillle, Festmist
und Jauche Gülle (Flüssigmist): Gemisch der Kot. und Hamausscheidungen von Nutztieren - auch vermischt mit

Wasser.
Festmist: Kot (mit oder ohne Einstreu) von Nutaieren.
Jauche: Harn von Nutztieren, ftillt in der Regel zusammen mit Festmist an.

735,736
Aufbringung der
Gülle dieses
Betriebes Es ist anzugeben, ob während des Jahreszeitraumes von Mai 2002 bis April 2003 im Betrieb

angefallene Gülle
- aufder LF dieses Betriebes aufgebracht

und/oder

- abgegeben ( Abgabe an andere Betriebe oder an die Güllebörse )

worden ist.

737,73E,740,741
Lagerkapazität AIs Lagerkapazität ist der vorhandene und genutzte, befestigte Lagerplatz filr Festmist sowie der

vorhandene und genutzte Lagenaum für Jauche und Gülle in dafilr vorgesehenen Behältern, Gruben,
Lagunen u.A. zu verstehen.
Grundflächen von Stallungen, die gleichzeitig als Lagerflächen von Festmist dienen (2.B. Tiefstall),
werden nicht berücksichtigt.

Bei Einleitung von Gülle und Jauche in einen gemeinsamen Lagerbehälter ist die Lagerkapazität bei
Code 7 37 (Güllegrube) einzutragen.

Bei Einleitung von Jauche in eine ungenutzte Güllegrube ist die Lagerkapazität (Monate) bei
Code 741 (Jauchegrube) zu berücksichtigen.

738,740,741
Lagerdauer Den Angaben ist der während der Stallhaltungsperiode übliche Durchschnittsbestand an Tieren

zugrunde zu legen.

Abschnitt l4: Einkommenskombinationen

Einkünfte aus Tätigkeiten des Betriebsinhabers und/ oder seines Ehegatten (außer Landwirtschaft), die direkt mit dem Bekieb in

Verbindung stehen

Fremdenverkehr, Beherbergung, Sport- und Freizeitaktivitäten 780 ja Or nein Oz
Herstellung von handwerklichen Ezeugnissen im Betrieb wie Möbel 781 ia Or nein Oz
Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse (2.8. Fleischverarbeitung, Käseherstellung,
Weinerzeugung, Direktvermarktung) 782 ja Or nein Oz
Be- und Verarbeitung von Holz (2.B. im Sägewerk) 783 ja Or nein OZ
Fischzucht und -erzeugung 784 ja Or nein OZ
Ezeugung von erneuerbarer Energie (Windanlagen, Biogas, Strohverbrennung, Verkauf von
Energieträgern wie Holzhackschnitzel, Brennholz usw.)

785 la Or nein Oz
Vertragliche Arbeiten (unter Einsatz von Geräten des Betriebes z.B. Transport, Landschaftspflege,
Kommunalarbeiten, Mitarbeit in Maschinenringen) 786 )a Or nein Oz
Sonstige Einkommenskombinationen (2.8. Pferdepensionen) 787 ja Or nern Oz
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780 bis 787
Einkommens-
Kombinationen

780
Sport- und
Freizeitaktivitäten

781
Handwerkliche
Erzeugnisse

782
Verarbeitung
Landwirtschaft-
licher Produkte

7E3
Be-und Ver-
arbeitung von
Rohholz

784
Fischzucht und
- erzeugung

785
Alternative
Energieerzeugung

7E6
Vertragliche
Arbeiten

Sonstige
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7E7

Die Eintragung in diesem Abschnitt dienen der Informationsgewinnung über weitere Erwerbs-
tätigkeiten und Einkommensquellen, die vom landwirtschaftlichen Betrieb der Rechtsform Einzel-
unternehmen bzw. Betriebsinhaber, Ehegatte und/oder weiteren Familienangehörigen bzw. den
Iandwirtschaftlichen Betrieben der Rechtsformen Personengemeinschaften oder juristische Personen
tiber die eigentlichen landwirtschaftlichen Tätigkeiten hinaus ausgeübt werden und die wirtschaftliche
Auswirkungen auf den Betrieb haben. Diese weiteren Erwerbstätigkeiten werden mit Hilfe der
vorhandenen Betriebsmittel des Iandwirtschaftlichen Betriebes (Grund und Boden, Gebäude,
Maschinen) oder mit im landwirtschaftlichen Betrieb erzeugten Produkten erzielt

Alle Tätigkeiten im Bereich der Betreuung von Touristen (2.8. Filhrung durch den Betrieb),
Beherbergung sowie deren Sport- und Freizeitaktivitäten, bei denen der Grund und Boden oder
Arbeitsmittel oder sonstige Geräte, die sich im Besitz des Betriebes befinden,.genutzt werden.

Herstellung von handwerklichen Erzeugnissen durch Beschäftigte des landwirtschaftlichen Betriebes.
die auch ftir die Erledigung landwirtschaftlicher Tätigkeiten eingesetzt werden. Die hergestellten
Erzeugnisse müssen verkauft werden. Hierunter ftillt auch die Herstellurrg von Möbeln aus Nutzholz.

Verarbeitung von im Betrieb erzeugten oder von anderen Betrieben bezogenen landwirtschaftlichen
Erzeugnissen, die zu einem oder mehreren Produkt/-en weiterverarbeitet und verkauft werden. Hierzu
zählt u.a. die Fleischverarbeitung, die Käseherstellung und die Weinerzeugung als Teil des Weinbaus.

Be- und Verarbeitung von Rohholz / Nutzholz ftir Vermarktungszwecke (sägen von Nutzholz im
Sägewerk). Die Weiterverarbeitung des Holzes wie z.B. Nutzholz zu Möbeln ftillt unter
Code- Nr. 781.

Hierunter ftillt die Erzeugung von Speisefischen, Flusskrebsen u.ä. Früchten aus Binnengewässern.

Erzeugung von Strorn z.B. aus Windrnühlen. Biogasanlagen, Photovoltaik urrd Verkauf an [)ritre.
Hierunter fällt auch der Verkauf von landwiftschaftlichen Erzeugnissen wie Stroh oder Holz an
energieerzeugende Einrichtungen. Eigenverbrauch des landwirtschaftlichen Betriebes an eigen
erzeugter Energie ftillt nicht hierunter.

Vertragliche Arbeiten des landwirtschaftlichen Betriebes unter Einsatz eigener Geräte / Maschinen flir
Dritte. Hierunter zählen Schneeräumarbeiten, Transportarbeiten, Arbeit in Maschinenringen,
Landschaftspflege, landwinschafts- und umweltbezogene Dienstleistungen u.a.m.

Bisher unter den Code-Nrn. 780 bis 786 nicht nachgewiesene Erwerbstätigkeiten, die dem landwirt-
schaftlichen Einzeluntemehmen (Betriebsinhaber, Ehegatte und/oder weitere Familienangehörige)
bzw. den landwirtschaftlichen Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften oder juristische
Personen über die eigentlichen landwirtschaftlichen Tätigkeiten hinaus zur Verfiigung stehen und die
wirtschaftliche Auswirkungen auf den Betrieb haben. Diese weiteren Erwerbstätigkeiten werden mit
Hilfe der vorhandenen Betriebsmittel des landwirtschaftlichen Betriebes (Crund und Boden. Cebäude.
Maschinen) oder mit im landwirtschaftlichen Betrieb erzeugten Produkten erzielt. Hierzu zählen z.B.
die Unterbringung von Pferden in einer Pferdepension des landwirtschaltlichen Betriebes oder die
Pelztierzucht.
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Abschnitt l5:

Abschnitt l5 A:

Umwelt

Nicht bewirtschaftete Feldabgrenzu ngän

Erhält der Betrieb Fördermittel aus einem oder mehreren der folgenden Förderprogramme
788

(einzeln aufführen)
ja Or nein OZ

Wenn,ja": Wie groß ist die Fläche, für die der Betrieb Fördermittel erhält? 789
Hektar Ar

788,789
Nicht bewirtschaf-
tete Feldab-
grenzungen

Vom landwirtschaftlichen Betrieb gepflegte, nicht bewirtschaftete Feldabgrenzungen oder sonstige
Teile von Feldem zum Zwecke des Umweltschutzes sowie spezifischer Agrar-Umweltmaßnahmen,
fürdiederlandwirtschaftlicheBetriebZuschüsseentsprechendderVerordnunsdesRatesNr. I257r99
erhält. Diese Flächen sind über einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren aus der
landwirtschaftlichen Produktion genommen worden bzw. es sind Flächen, auf denen Maßnahmen zum
Schutz von Biotopen durchgefiihrt werden. Eine extensive Weidewirtschaft bzw. Grünlutterernte ist je
nach nationalen oder regionalen Regelungen erlaubt. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oder
Düngemitteln ist normalerweise nicht zulässig. Die üblichen Wendebereiche für Maschinen bei
Einsaat oder anderen Bodenbestellarbeiten fallen nicht hierunter. Sie zählen zur Fläche des Feldes.
Siehe auch Anhang 7.4.
Die nachgewiesenen Flächen können auch schon unter Code-Nr. 259 (nicht mehr landwirtschaftlich
genutzte Flächen) und 267 (stillgelegte Flächen) erfasst sein; sie gehören zur selbstbewirtschatteten
Fläche. Wenn dem landwirtschaftlichen Betrieb Zuschüsse gezahlt werden, dann ist Code-Nr. 788 mit
,ia" zu beantworten und unter Code-Nr. 789 die entsprechende Fläche in Hektar und Ar anzugeben.

Abschnitt l5 B: Prämien für Umweltleistungen

Erhält der Betrieb Prämien aus einem oder mehreren der folgenden Förderprogramme
(einzeln aufführen) 790 ja Or nein Oz

790
Weitere
Prämien Erhält der landwirtschaftliche Betrieb EG - Beihilfen ftir landwirtschaftliche Produktionsverfahren,

die auf den Schutz der Umwelt und die Erhaltung des ländlichen Raurnes ausgerichtet sind, dann ist
die Frage mit,ja" zu beantworten.
Es sind solche Maßnahmen einzubeziehen, die dem Betrieb im Rahmen einer Beihilferegelung des
Mitgliedstaates im Sinne von Artikel 22bis24 der Verordnung Nr. 125711999 (Abl. EG L 160/80)
oder ggf. neueren oder entsprechenden älteren Rechtsvorschriften gezahlt werden. Siehe auch
Anhang 7.4.
Nach den Zielbestimmungen des Art.22 der VO 1257/99 dienen die o.a. Beihilfen dazu,
- eine Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen zu fiirdern, die mit dem Schutz und der

Verbesserung der Umwelt, der Landschaft und ihrer Merkmale, der natürlichen Ressourcen, der
Böden und der genetischen Vielfalt vereinbar ist;

- eine umweltfreundliche Extensivierung der Landwirtschaft und eine Weidewirtschaft geringer
Intensität zu fdrdem;

- bedrohte, besonders wertvolle landwirtschaftlich genutzte Kulturlandschaften zu erhalten;
- die Landschaft und historische Merkmale auf landwirtschaftlichen Flächen zu erhalten;
- die Umweltplanung in die landwinschaftliche Praxis einzubeziehen.
Ausgeschlossen von der Frage und somit in der Antwort nicht zu nennen sind Beihilfen ftir den
ökologischen Landbau sowie folgende Beihilfen, da sie anders begründet sind und auf einer anderen
Rechtsgrundlage beruhen:
- Zahlungen zum Ausgleich von (obligatorischen) Bewirtschaftungseinschränkungen in FFH- und

Vogelschutzgebieten (Artikel I 6 der Verordnung 1257 199),
- Zuwendungen flir bestimmte Umweltschutzinvestitionen (Artikel 33 der Verordnung 1257199)
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- 3 Grundbegriffe

Technisch-wirtschaftliche Einheit, die einer einheitlichen Betriebsfi.ihrung unterliegt und land-
und/oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringt. Zusätzlich können die Betriebe auch andere
Erzeugnisse und Dienstleistungen hervorbringen

Im Einzelnen wird darunter Folgendes verstanden:

Als Betrieb im Sinne dieser Erhebung (einschl. Betriebe des Gartenbaus und des Weinbaus) gilt jede
technisch-wirtschaftliche Einheit, die unabhängig von der Rechtsforrn, der steuerlichen Zuordnung
und den Eigentumsverhältnissen

l. ftir Rechnung eines Inhabers bewirtschaftet wird (siehe Definition ,,Betriebsinhaber" auf S. 32),

2. einer einheitlichen Betriebsführung untersteht,

- Diese liegt auch vor, wenn sie von mehreren Personen gemeinsam, d.h. mit einheitlicher
Willensbildung, ausgeübt wird. Zur Unterscheidung Betriebsftihrung/Betriebsleitung siehe
Definition zu ,,Betriebsinhaber/Betriebsleiter" auf S. 32l33. -

3. dieselben Arbeitskräfte und Produktionsmittel (insbesondere Gebäude und Maschinen) einsetzt,

4. land- (auch garten- oder weinbauliche und/oder fischwirtschaftliche) und/oder forstwirtschaftliche
Erzeugnisse oder andere (nichtlandwirtschaftliche) Erzeugnisse oder Dienstleistungen (edoch nicht
in einem rechtlich selbständigen gewerblichen Betrieb) hervorbringt,
- Als solche gelten i.d.R. die (aufgrund der Rechtsgrundlage zu erfassenden) Erzeugnisse der

Bodenproduktion sowie der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung. -

5. eine der ftir die Agrarstrukturerhebung gesetzlich festgelegten Mindestgrenzen erreicht oder
überschreitet (siehe Abschnitt ,,Erfassungsbereich" auf S. 32),

- Die Erfassung der Bodenflächen erstreckt sich auf die gesamte selbstbewirtschaftete
landwirtschaftlich genutzte Fläche (Eigenland, Pachtland und unentgeltlich zur Be-
wirtschaftung erhaltene LF). -

6. über den Ort des Betriebssitzes (Anschrift) lokalisierbar ist.

- Das ist die Gemeinde (der Gemeindeteil), in der (dem) sich der überwiegende Teil der
Wirtschaftsgebäude befindet, bei Betrieben ohne Wirtschaftsgebäude die Gemeinde (der
Gemeindeteil), in der (dem) der größte Teil der betreffenden Flächen (2.B. Waldflächen,
Rebflächen, Flächen von Gräsereien) des Betriebes liegt und/oder die Viehhaltung betrieben
wird.
In den meisten Fällen ist in der Landwirtschaft der Betriebssitz mit dem Betriebsort (Anschrift
des Auskunftspfl ichtigen) identisch.

Sofern die vorstehend genannten Voraussetzungen erfüllt sind. rechnen zu den landwirtschaftlichen
unüoder forstwirtschaft lichen Betrieben auch

- Wanderschäfereien, Bullen- und Eberhaltungen, Brütereien,

- landwirtschaftliche Versuchsbetriebe, -anstalten

- landwirtschaftliche Betriebe von Heil-, Pflege- und Krankenanstalten sowie Heimen,

- landwirtschaftliche Betriebsteile gewerblicher Unternehmen,

- landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Betriebe öffentlich-rechtlicher Körperschaften,

- zurückbehaltene Altenteilerflächen, sofern sie vom Altenteiler unüoder seinem Ehegatten mit
eigenen Arbeitskräften und Produktionsmitteln bewirtschaftet werden,

- landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Betriebe, die zusätzliche Einnahmen erzielen, z.B.
durch
. ihre Verbindung mit landwirtschaftlichen Nebenbetrieben und./oder Hilfsbetrieben,

. Vermietung von Räumen, z.B. im Rahmen der Aktion ,,Ferien auf dem Bauernhof',

. Vermietung von Gebäuden, Gebäudeteilen oder Hofflächen,

. vorübergehend stillgelegte LF.
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Erfassungs-
bereich

Erhebungs-
merkmale

Betriebsinhaber

Einzelproduktgemeinschaften und Betriebszweiggemeinschaften werden als eigenständise Betriebe
erfasst, wenn sie im Wesentlichen mit eigenen Arbeitskäften und Produktionsmitteln (und nicht mit
denen der Mitgliedsbetriebe) bewirtschaftet werden; Gemeinschaftsobstanlagen, bei denen die Pflege-
und/oder Erntearbeiten überwiegend von den Teilhabern selbst durchgeftihrt werden, werden dagegen
nicht als gesonderte Betriebe, sondem bei den Teilhabem jeweils mit den eingebrachten
Flächenante i len erfasst.

Mehrere Betriebe in der Hand eines Inhabers (Betriebsinhabers) gelten als ein Betrieb, wenn filr die
Bewirtschaftung dieser Einheiten in der Regel dieselben Arbeitskräfte und Produktionsmittel
(insbesondere Gebäude und/oder Maschinen) eingesetzt werden.

Der Erfassungsbereich der allgemeinen Agrarstrukturerhebung 2003 erstreckt sich auf alle Betriebe

- mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von mindestens zwei Hektar oder mit mindestens

a) jeweils acht Rindern oder Schweinen oder

b) zwanzig Schafen oder

c) jeweils zweihundert Legehennen oder Junghennen oder Schlacht-, Masthähnen, -hühnern und
sonstigen Hähnen oder Gänsen, Enten und Truthilhnern oder

d) jeweils dreißig Ar bestockter Rebfläche oder Obstfläche, auch soweit sie nicht im Ertrag stehen,
oder Hopfen oder Tabak oder Baumschulen oder Gemüseanbau im Freiland oder Blumen- und
Zierpflanzenanbau im Freiland oder Anbau von Heil- und Gewürzpflanzen oder
Gartenbausämereien fiir Erwerbszwecke oder

e) jeweils drei Ar Anbau fiir Erwerbszwecke unter Glas von Gemüse oder Blumen und
Zierpflanzen,

Erfüllen Betriebe mindestens eine der vcrgenannten Bedingungen (Erfassungsbereich), dann sind alle
Erhebungsmerkmale des Vordrucks zur ASE 2003 anzugeben, unabhängig vom Erreichen einzelner,
im Erfassungsbereich dargestellter Grenzen.

Inhaberfuntemehmer ist diejenige Person, ftir deren Rechnung und auf deren Risiko der Betrieb
bewinschaftet wird, ohne Rücksicht auf die jeweiligen individuell gestalteten Eigentumsverhältnisse
(Eigentum, Pacht, Erbpacht, Nutznießung) an den Produktionsmitteln (insbesondere Boden, Vieh,
Gebäude, Maschinen).

Ergänzende Bemerkungen zu vorstehenden Kriterien:

Eine Übertragung von Verantwortlichkeiten an einen getriebsleiter entbindet den Betriebsinhaber
nicht von seiner Eigenschaft als Betriebsinhaber, da er Träger des wirtschaftlichen Risikos und
Nutznießer des wirtschaftlichen Erfolges bleibt.
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lnhaber/Unternehmer können sein:

a) bei Betrieben der Rechtsform ,,Einzelunternehmen"
- Einzelperson, einschließlich Ehepaar, Geschwister, Erbengemeinschaft (ohne Gesell-

schaftervertrag),

b) bei Betrieben der Rechtsform,,Personengemeinschaften"
- BGB-Gesellschaft, GbR, nicht eingetragener Verein, Offene Handelsgesellschaft, Kommandit-

gesellschaft einschließlich GmbH und Co. KG - mit Gesellschaftervertrag,

c) bei Betrieben der Rechtsform,juristische Personen"

- Gebietskörperschaften: Bund, Bundesland, Bezirk, Kreis, Gemeinde, Bezirks-, Kreis- oder
Gemeindeverband,

- Kirche, kirchliche Anstalt oder dgl. Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts,

- Anstalten oder Stiftungen des privaten Rechts (einschl. Gemeinschaftsforsten mit ideellem
Besitzanteil),

- eingetragene(r) Genossenschaft' oder Verein, Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH),
Aktiengesellschaft (AG).

Sonderfälle
zu ,,Betriebs-
inhaber" Sind zwei oder mehrere Personen Betriebsinhaber in einem Betrieb der Rechtsform Ein-

zelunternehmen (2.B. Ehepaare, Geschwister, Erbengemeinschaft (ohne Gesellschaftervertrag)), so

kann die tlberwiegend mit der Geschäftsführung betraute Person (bei gleichen Anteilen am
Betriebsrisiko und bei nach Art und Umfang vergleichbarer Arbeitsleistung fiir den Betrieb) in
Anlehnung an das Lebensalter im Sinne der Erhebung als Betriebsinhaber bestimmt werden.

Leitet ein Betriebsinhaber mehrere Betriebe, dann ist er im Sinne der Erhebung als Betriebsinhaber
mit seiner anteiligen Arbeitsleistung ftir jeden Betrieb anzugeben.

Betriebsleiter Der Betriebsleiter ist in Betrieben der Rechtsform Einzelunternehmen diejenige Person, die den
Betrieb leitet, also über den laufenden Einsatz an Produktionsmitteln bestimmt.

Dabei kann es sich um den Betriebsinhaber, einen seiner Familienangehörigen oder eine andere mit
der Leitung des Betriebes beauftragte Person handeln (2.B. Angestellter).

In den Betrieben der Rechtsformen ,,Personengemeinschaften" und ,juristische Personen" können
mehrere Betriebsleiter tätig sein. So ist i.d.R. jeder in der Personengemeinschaft tätige Gesellschafter
zugleich Betriebsleiter.

Ergänzende Anmerkungen zu vorstehenden Definitionen:

In Betrieben der Rechtsform Einzelunternehmen darf als Betriebsleiter nur eine Person je Betrieb .- entweder bei
Abschnitt l0 oder bei Abschnitt I lA des Erhebungsvordrucks - angegeben werden. Ein unterschiedliches Ausmaß in der
Übertragung von Verantwortlichkeiten an den Betriebsleiter ist möglich. Die vertragsmäßig festgesetae Zahlung eines
erfolgsabhängigen Entgeltes an den mit der Leitung eines Betriebes beauftragten Betriebsleiter macht diesen nicht zum
Betriebsinhaber.
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4 Durchführung der Erhebung

4.1 Rechte und Pflichten der Erhebungsbeauftragten

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen können Erhebungsbeauftragte eingesetzt werden. Sie haben sich auszuweisen und
sind zur Geheimhaltung besonders verpflichtet worden. Die aus ihrer Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse dürfen sie nicht
in anderen Verfahren oder fiir andere Zwecke verwenden. Diese Verpflichtung gilt auch nach Beendigung ihrer Tatigkeit.

Die Erhebungsbeauftragten sollen den Auskunftspflichtigen bei der Beantwortung der Fragen behilflich sein. Sie dürfen die
Erhebungsvordrucke nach deren Angaben ausfüllen.

4.2 Erhebungsunterlagen

Jeder Erhebungsbeauftragte erhält ftir die Befragung der Betriebe zur Agrarstrukturerhebung 2003 neben den speziellen
Anweisungen des Statistischen Landesamtes folgende Unterlagen:

- Anschriftenliste,

- voradressierte Erhebungsvordrucke,

- Erhebungsvordrucke ohne Adresse,

- Erhebungsvordrucke E,

- Einzelperson-Erhebungsvordruck PS,

- Hilfsblatt-Vordrucke HS

- Anleitung zur Durchftihrung der ASE 2003.

4.3 Durchführung der Erhebung in den Betrieben

Der Erhebungsbeauftragte muss die Erhebung selbst durchftihren; er darf seine Aufgaben keiner anderen Person
übertragen.

Auf Wunsch kann der Auskunftspflichtige aber auch

- die Angaben zu den Fragen selber in den Erhebungsvordruck eintragen; in derartigen Fällen muss der Erhe-
bungsbeauftragte dem Auskunftspflichtigen die für die sach- und termingerechte Beantwortung der Fragen erforderlichen
Hinweise und Erläuterungen schriftlich übergeben und erforderlichenfalls ausftihrlich mündlich erläutern,

- den vollständig und korrekt ausgeftillten Erhebungsvordruck dem Erhebungsbeauftragten aushändigen oder ungeknickt
in einem verschlossenen Umschlag dem Erhebungsbeauftragten übergeben oder ihn in einem ausreichend frankierten
Umschlag innerhalb einer Woche nach Erhalt an die Erhebungsstelle übersenden. Die Antwort ist gemäß

§ l5 Abs. 3 BStatG bei postalischer Übersendung erst erteilt, wenn die ordnungsgemäß ausgeftillten Erhebungsvordrucke
der Erhebungsstelle zugegangen sind.

Wünscht ein Familienangehöriger des Betriebsinhabers zv den mit einem ,,P" gekennzeichneten Fragen im
Erhebungsvordruck(außerbetriebliche Einkommensquellen (Codes 814 - 817», dass seine Angaben auf einem gesonderten
Erhebungsvordruck eingetragen werden, so sind vom Erhebungsbeauftragten Name und Anschrift dieses
auskunftspflichtigen Familienangehörigen in den Einzelperson-Erhebungsvordruck PS einzutragen und die Kenn-Nr. des

Betriebes (siebenstellig) sowie die Gemeinde-Kennziffer aus dem Erhebungsvordruck zu tlbernehmen. Außerdem ist die
lfd. Nr. der Person aus dem Abschnitt l0 des Erhebungsvordruck auf Vordruck PS zu übertragen und bei Ausgabe des

Erhebungsvordrucks PS ist die betreffende Person tiber der lfd. Nr. im Erhebungsvordruck durch ein Kreuz (x) zu
kennzeichnen.

Abschließend soll die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben auf den Erhebungsvordruck durch Unterschrift auf der
letzten Seite bestätigt werden.
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Anderung der Anschrift des Betriebsinhabers

Zunächst ist zu prüfen, ob der in der Anschriftenliste vorgegebene Name und die Anschrift des Betriebsinhabers noch
zutreffen. Etwaige Anderungen sind im Ansckiftenfeld auf dem Erhebungsvordruck und in der Anschriftenliste
einzutragen. Eine etwaige Anderung des Betriebssitzes (siehe Seite 31, lfd. Nr.6.) muss dem Statistischen Landesamt
mitgeteilt werden.

Betriebsübergabe, Betriebsteilung, Betriebsauflösung

Wurde der Betrieb an einen anderen Inhaber übergeben, so ist dieser auskunftspflichtig (Betriebsübergabe). Der Name des

neuen Inhabers ist sowohl auf dem jeweiligen Erhebungsvordruck als auch in der Anschriftenliste zu vermerken. Werden
im Falle einer Betriebsteilung die abgegebenen Flächen und/oder Viehbestände von einem irn Sinne der Definition des

Betriebes neugegründeten Betrieb (Neugründung) übernommen, ist der Inhaber des neugegründeten Betriebes zusätzlich
zum Inhaber des verbleibenden Restbetriebes auskunftspflichtig, wenn er entsprechend dem "Agrarstatistikgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1998 (BGBI. I S. 1635), geändert durch Artikel I des Gesetzes vom
22. Mai 2002 (BGBI. I S. 1648)" zum Erfassungsbereich der ASE gehört.

Falls ein Betrieb nicht mehr besteht, ist die Betriebsauflösung in der Anschriftenliste anzugeben und der Erhe-
bungsvordruck mit dem Vermerk,,aufgelöst" dem Statistischen Amt zuzuleiten.

Nähere Hinweise zur Bearbeitung dieser Veränderungen sind den speziellen Anweisungen des Statistischen Landesamtes
zu entnehmen.

Betriebsteile

Besteht ein Betrieb aus mehreren voneinander entfernt Iiegenden Betriebsteilen, die einheitlich bewirtschaftet werden, dann
ist die Meldung ftir den gesamten Betrieb dort abzugeben, wo sich der Hauptsitz des Betriebes befindet.

Unternehmen

Untemehmen i.S. der Agrarstrukturerhebung sind unter einheitlicher und selbständiger Führung stehende wirtschaftliche.
finanzielle und rechtliche Einheiten. Gehören mehrere Betriebe zu einem Unternehmen, geben die Unternehmen die
Meldungen filr jeden ihrer inländischen Betriebe ab.

Unternehmen mit Betrieben in verschiedenen Ländem haben fiir jedes Land, in dem sie einen Betrieb haben, gesondert zu
melden.

Verschriebene Erhebungsvordrucke

Sollten voradressierte Erhebungsvordrucke beim Ausftillen verschrieben worden oder sonst wie unauswertbar sein, müssen
für diese neue Erhebungsvordrucke angelegt werden. Dazu muss der Erhebungsbeauftragte Name und Anschrift des
Betriebsinhabers, die Kenn-Nummer des Betriebes (siebenstellig) und Gemeinde-Kennziffer aus der Anschriftenliste auf
mitgelieferte Erhebungsvordrucke ohne Anschrift vollständig übertragen. Neu ausgestellte Erhebungsvordrucke sind in die
vom Statistischen Landesamt voradressierten Erhebungsvordrucke einzulegen (Rückgabe auch des verschriebenen
Erhebungsvordrucks, Kennzeichnung des gültigen Vordrucks usw.); hierüber ist der Auskunftspflichtige zu unterrichten.
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Bei Betrieben, in denen zu Abschnitt l0 Angaben ftir mehr als 8 Personen eingetragen werden müssen, sind die weireren
Personen in einem Zweitexemplar des Erhebungsvordrucks einzusetzen. Im Zweitexemplar bleiben die Spalten 00 I

,,Betriebsinhaber" und 002 ,,Ehegatte" leer, die vorgedruckten Spaltennummem ,,003", ,,004" usw. sind nicht (in ,,009",
,,010" usw.) abzuändern.

Bei Betrieben, in denen zu Abschnitt llA Angaben für mehr als 8 Personen einzutragen sind, sind die 9. bis28. Person
(:20 Personen) in einem Ergänzungsvordruck E aufzuführen. Sind mehr als 28 Personen einzutragen, sind ein weirerer
bzw. mehrere weitere Ergänzungsvordrucke E auszuftillen. Im ersten und jedem weiteren Ergänzungsvordruck E ist eine
lfd. Nummer der Person nnend mit 009 auf dem ersten

Verwendung von Zweitexemplaren (Erhebungsvordruck) und Ergänzungsvordrucken (E)

Sowohl bei den Zweitexemplaren des Erhebungsvordrucks zu Abschnitt l0 als auch bei den Ergänzungsvordrucken E zu
Abschnitt I lA sind die geprüften Angaben zur Anschrift und die Kenn-Nr. des Betriebes (siebenstellig) sowie die
Gemeinde-Kennziffer aus dem Erstvordruck (Vordruck mit Adressangabe) zu übertragen und die lfd. Nr. des
Zweitvordrucks bzw. Ergänzungsvordrucks E in das daftir vorgesehene Feld einzutragen, hierüber ist der
Auskunftspflichtige zu unterrichten. Wenn der Auskunftspflichtige auf der Selbsteintragung der Angaben zu den
Abschnitten l0 und I I A besteht, muss der Erhebungsbeauftragte einen eventuellen Bedarf an Zweit- bzw.
Ergänzungsvordrucken E erfragen und dem Auskunftspflichtigen zur Verftigung stellen; hierbei sind vom
Erhebungsbeauftragten Name und Anschrift, die Kenn- Nr. des Betriebes (siebenstellig) sowie Gemeinde-Kennziffer vom
Erstvordruck zu übernehmen.

Die ftir einen Betrieb ausgefiillten Zweitexemplare und Ergänzungsvordrucke E sind in den Erhebungsvordruck
einzulegen.

Unterschiedliche Berichtszeiträume

Beachtet werden muss der Berichtszeitraum, für den die Fragen gestellt sind. Die Mehrzahl der Fragen bezieht sich auf den
Stand zum Zeitpunkt der Erhebung. Hiervon abweichende Berichtszeiträume sind bei den betreffenden Fragen bzw.
Abschnitten j eweils angegeben.

Auskun ftsverweigeru ng

Verweigert ein Auskunftspflichtiger die Beantwortung der Fragen ganz oder teilweise, so ist er in angemessener und
sachlicher Form sowohl auf seine gesetzlich begründete Auskunftspflicht als auch darauf hinzuweisen, dass alle mit der
Erhebung betrauten Personen zur Geheimhaltung verpflichtet worden sind. Darüber hinaus ist er über das generelle Verbot
der Weiterleitung von Einzelangaben an die Finanzverwaltung zu unterrichten. Weitere Regelungen hierzu sind den
speziellen Anmerkungen des Statistischen Landesamtes zu entnehmen.

Telefonnumrner, Löschung von Name und Anschrift

Zur Erleichterung etwaiger Rtickfragen wird auf der letzten Seite des Erhebungsvordrucks die
Telekommunikationsanschlussnummer des Betriebsinhabers oder -leiters erbeten. Die Beantwortung ist freiwillig.
Hierauf ist der Auskunftspflichtige ausdrilcklich hinzuweisen. Dem Auskunftspflichtigen sollte auch mitgeteilt werden,
dass die Hilfsmerkmale nach Abschluss der formalen Prüfung der Angaben auf Vollständigkeit von Erhebungsvordrucken
abgetrennt und mit Ausnahme von Name, Ansckift und Telekommunikationsanschlussnummer vemichtet werden.
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Achtung:

Die Erhebungsvordrucke dürfen nicht geknickt werden, weil hierdurch die Datenerfassung im Statistischen Landesamt
erschwert werden würde.

4.4 Eintragungstechnik

Die unterschiedlichen Möglichkeiten zur Beantwortung der Fragen sind bereits auf der ersten Seite des Erhebungs-
vordrucks kurz erläutert. Darüber hinaus ist Folgendes unbedingt zu beachten:

Ankreuzen vorgegebener Antworten zum Beispiel A

Hier sind nur diejenigen Eintragungsfelder anzukreuzen, filr die der Sachverhalt zutrifft.

LrdEintragen der zutreffenden Anzahl zum Beispiel

Zahlenangaben sind rechtsbtindig in die vorgesehenen Felder einzutragen.

Achtung:

Bei Flächenangaben (Abschnitte 8 und 9) sind die Hektar-Angaben in die ftinf ersten Spalten, die Ar-Angaben in die
beiden letzten durch einen verstärkten Strich abgehobenen Felder, einzutragen.

Nullen am Ende von Wertangaben sind in jedem Fall als solche zu schreiben und nicht durch Striche anzudeuten.

Beispiele:

zu den Abschnitten 8 und 9

67 Hektar,92 Ar

13 Hektar

Richtig

Hektar Ar

I I lanbb
I lrl:lolo

Falsch

Tochter

Bei schmalen Antwortfeldern

Eintragen der zutreffenden Kennziffer ................... zum Beispiel

Klartexteintragungen zum Beispiel

Klartexteintragungen deutlich lesbar in die vorgegebenen Antwortfelder schreiben
(Abschnine l0 und I lA) sind längere Eintragungen erforderlichenfalls zu trennen.

Zum Beispiel
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4.5 Beispiel für das Ausfüllen des Ergänzungsprogramms im Erhebungsvordruck

Erhebungsvordruck S
Erläuterungen und Hinweise zum Ausfüllen des

Für die Beantwortung der Fragen gibt es folgende Mögtichkeiten:
a) Ankreuzen vorgegebener Antworten

(soweitzutreffend) ........... zumBeispiet
b) Eintragen

-derzutreffendenAnzahl........,...... zumBeispiet I 1 | 5 I
- der zutreffenden Kennziffer zum Beispiel 3

c) Klartexteintragungen (in Worten) .......................... zum Beispiet I Tochter I
2. Aus Gründen der Übersichflichkeit wurde auf eine geschtechtsspezifisihe-

Bezeichnung (2. B. Eetriebsinhaber/in) verzichtet.
3. Für die Beantwortung der auf Vordruck S/3 mit dem Buchstaben p gekennzeich-

nelen Fragen wird aufWunsch ein Einzelperson-Erhebungsvordruck (pS) aus-
gehändigt.

Statistisches Bundesamt
Dienstort Bonn
Gruppe lX A
Graurheindorfer Straße1 98

531 1 7 Bonn
Telefon: 01 888644-0

Barcode

Gemeinde-Kennziffer Kenn-Nr. des Betriebes

Vordruck S/3
Nr.

Bei 2
und mehr

Ag rarstru ktu rerhebu ng 2003
(zugleich EG- Agrarstrukturerhebung)

in den landwirtschaftlichen Betrieben
(einschl. Gartenbau- und Weinbaubetrieben)

Erhebu ngseinheiten si nd landwirtschaft!iche Betriebe mit:

1. 2 ha und mehr landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF), soweit deren Waldfläche das 10 fache der LF nicht übersteigt

2. weniger als 2 ha LF (einschließlich Betriebe ohne LF),
wenn diese mindestens eine der nachstehend aufgeführten unteren Erfassungsgrenzen erreichen oder überschreiten:

e30

30
.30
.30
r30
r30
.30
o30
.30

Ar bestockte Rebfläche, auch soweit sie nicht im
Ertrag steht

Ar Obstfläche, auch soweit sie nicht im Ertrag steht

Ar Hopfen

Ar Tabak

Ar Baumschulen
Ar Gemüseanbau im Freiland
Ar Blumen- und Zierpflanzenanbau im Freiland

Ar Heil- und Gewüzpflanzen
Ar Gartenbausämereien für Erwerbszwecke

3 Ar Gemüse für Erwerbszwecke unter Glas
3 Ar Blumen und Zierpflanzen für Erwerbszwecke

unter Glas
r 8 Rinder
o I Schweine
. 20 Schafe
. 200 Legehennen
. 200 Junghennen
o 200 Schlacht-, Masthähne, -hühner und sonst. Hähne
. 200 Gänse, Enten und Truthühner

a

a

Erfüllt der landwirtschaftliche Betrieb mindestens eine der unter 1. oder 2. genannten Bedingungen, dann sind alle Erhebungs-
merkmale der Erhebungsteile (Bodennutzung, Viehbestände, Arbeitskräfte und weitere Strukturmerkmale), und zwar unabhängig vom
Erreichen einzelner unter 2. vorgegebener Grenzen, anzugeben.
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Informationen für den Auskunftspflichtigen nach § l7 Bundesstatistikgesetz

Rechtsgrundlagen:

1. Verordnung (EWG) Nr. 571188 des Rates vom 29. Februar
'1988 zur Durchführung von Erhebungen der Gemeinschaft
über die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe im Zeitraum
1988 bis 1997 (Abl.EG Nr. L56 S. 1), zuletzt geändert durch
Verordnung (EG) Nr. 14312002 der Kommission vom 24.
Januar 2002 zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 571/88,
des Rates im Hinblick auf die Durchführung von Erhebungen
der Gemeinschaft über die Struktur der landwirtschaftlichen
Betriebe in 2003, 2005 und 2007.

2. Agrarstatistikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
25. Juni 1998 (BGBI. I S. 1635), geände( durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22. Mai 2OO2 (BGBI. I S. 1648).

3. Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz - BStatG) vom22. Januar 1987 (BGBl. I

S.462,565), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 18 des
Gesetzes vom 21. Dezember 2000 (BGBI. I S. 1857).

4. Gesetz zur Gleichstellung stillgelegter und landwirtschaftlich
genutzter Flächen vom 10. Juli 1995 (BGBI. I S. 910).

2. Für die Angaben über die außerbetrieblichen Erwerbs-
und Unterhaltsquellen des Betriebsinhabers und seiner
Familienangehörigen sind nach § 93 Abs. 3 AgrStatG
die jeweils betroffenen Personen selbst
auskunftspflichtig.

3. Die Antworten sind gemäß § 15 Abs. 3 BStatG wahr-
heitsgemäß, vollständig und innerhalb der von den
Statistischen Amtern der Länder gesetzten Fristen zu
efteilen.

4. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Auffor-
derung zur Auskunftserteilung haben gemäß § 15 Abs.
6 BStatG keine aufschiebende Wirkung.

5. Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16
BStatG grundsätzlich geheimgehalten. Nur in aus-
drücklich geregelten Ausnahmefällen dürfen Einzel-
angaben übermittelt werden.
Eine Übermittlung der erhobenen Angaben ist nach § 98
Abs. 1 AgrStatG in Verbindung mit § 16 Abs.4 BStatG
an die zuständigen obersten Bundes- oder
Landesbehörden in Form von Tabellen mit statistischen
Ergebnissen zulässig, auch soweit Tabellenfelder nur
einen einzigen Fall ausweisen.
Nach § 16 Abs.6 BStatG ist auch möglich, den
Hochschulen oder sonstigen Einrichtungen mit der
Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für
die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben
Einzelangaben zur Verfügung zu stellen, wenn diese so
anonymisiert sind, dass sie nur mit einem unver-
hältnismäßig großen Aufwand an Zeil, Kosten und
Arbeitskraft dem Befragten oder Betroffenen zugeordnet
werden können.
Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen,
die Empfänger von Einzelangaben sind.

Kennummer des Betriebes und
Betriebsregister:
1. Nach § 97 Abs. 3 AgrStatG wird für jede Erhebungs-

einheit eine systemfreie und landesspezifische Kenn-
nummer, die der ldentifizierung des Betriebes dient,
vergeben und vom Statistischen Landesamt in das nach
§ 97 Abs. 2 AgrStatG zu führende Betriebsregister
übernommen.

2. ln das Betriebsregister werden nach § 97 Abs. 2
AgrStatG folgende Hilfs- und Erhebungsmerkmale
aufgenommen:
- Name und Anschrift der lnhaber oder Leiter der Be-

triebe, Telekommunikationsanschlussnummer,
- Betriebssitz und die Bezeichnung für regionale Zu-

ordnungen,
- Art des Betriebes,
- Rechtsstellung des Betriebsinhabers,
- landwirtschaftlich genutzte Fläche,
- Waldfläche,
- Zahl der tätigen Personen,
- Beteiligung an agrarstatistischen Erhebungen,
- Datum der Aufnahme in das Betriebsregister.

Rechte und Pflichten der Erhebungs-
beauftragten:

1. Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen können Er-
hebungsbeauftragte eingesetzt werden. Die aus ihrer
Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse dürfen sie nicht in
anderen Verfahren oder für andere Zwecke verwenden.
Diese Verpflichtung gilt auch nach Beendigung ihrer
Tätigkeit. Die Erhebungsbeauftragten sollen den
Auskunftspflichtigen bei der Beantwortung der Fragen
behilflich sein.

2. Auf Wunsch kann der Auskunftspflichtige die Angaben
auch selbst in den Erhebungsvordruck eintragen und
diesen dem Erhebungsbeauftragten übergeben oder in
einem verschlossenen Umschlag aushändigen oder bei
der Erhebungsstelle abgeben oder dorthin ausreichend
frankiert innerhalb einer Woche absenden.

Hilfsmerkmale, Trennen und Löschen:
1. Hilfsmerkmale sind Vor- und Familienname (ggf. Firma,

lnstituts- oder Behördenname), Anschrift, Datum und
Unterschrift sowie die als freiwillige Angabe erbetene
Telekommunikationsanschlussnummer.

2. Sie dienen lediglich der technischen Durchführung der
Erhebung und werden spätestens nach Abschluss der
Prüfung der Angaben auf Vollständigkeit von den
Erhebungsvordrucken abgetrennt und mit Ausnahme von
Name, Anschrift und Telekommunikationsanschluss-
nummer vernichtet.

Auskunftspflicht und Geheimhaltung :

1. Auskunftspflichtig sind nach § 93 Abs.2 Nr. 1 AgrStatG
i.V.m. § 15 BStatG lnhaber oder Leiter landwirtschaftlicher
Betriebe.
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Erhebungsteil S/3

Arbeitskräfte und weitere Strukturmerkmale 2003

LF

Hektar Ar
Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) des Betriebes
(obsmehmen aus dem Ertebungstell S/1 der Bodennutzung 2003, Code 258) 701 I I lololslz

- 702von Eltern, Ehegatte und sonstigen Verwandten
und Verschwäqerten des Betriebsinhabers

gepachtete LF

(Grundstücks-

und Hofpacht)
von anderen Verpächtern - 703 l.l.l,l,

abzüglich

- 704unentgeltlich zur Bewirtschaftung erhaltene LF

Eigene selbstbewirtschaftete LF = 705 I I lrlal+lo
verpachtete LF + 706 l+!slzzuzüglich
unentgeltlich zur Bewirtschaflung abgegebene LF + 707 l|llt

Eigene LF = 708 I I lrlslsla

gepachtete
Fläche

dezeitige
Jahrespacht

für diese Fläche

lnnerhalb der letzten ruei Jahre erstmals
gepachtete Flächen und Flächen mit

Pachtpreisänderung (Angaben sind bereits
in Spalte 1 bzw. 2 enthalten)

Hektar Ar volle EUR

1 2

gepachtete
Fläche

dezeitige
Jahrespacht für

diese Fläche

Hektar Ar volle EUR

I I lelelrlr I lalzlol+709
Von,,anderen Verpächtern"
gepachtete LF 3 4

I I lslzlrls 712
) I lslalsla711

Ackerland (ohne
Unterglasflächen)

)
714

715Dauergrünland l'l'l' t
716 l'l,lu 717 Illlt t

718 llI
Grundstücks-

und

Pazellen-
pacht

(Einzel-

grundstücke)

sonstige LF (einschl. gemischter
Pachtungen, für die Pachtentgelte
nicht getrennt angegeben werden
können, z.B. von Acker- und
Dauerorünland) 727 llllt )

728 Illt 729 lllllt ,
730 lIl

731
Gepachtete LF innerhalb einer
geschlossenen Hofpacht tlllt t

732 lIt

Abschnitt 8:
Eigentums- und Pachfuerhältnisse an der
landwirtschaftlich utzten Fläche'l

Bitte Ubertragen
nach Code 709

Abschnitt 9:
Pachtf!ächen und Pachtentgelte
(Jahrespacht) für die landwirt-
schaftlich genuEten Flächen

- Ohne Pachtungen von Familienangehörigen -

t

71

) Die Angaben über die Eigentums- und Pachtverhältnisse beziehen sich auf die landwirtschaftlich genutzte Fläche (nur bewirt-
schaftete LF) und nicht auf die Gesamtfläche des Betriebes (Betriebsfläche) zum Erhebungszeitpunkt.

Die selbstbewirtschaftete LF ist für die gesamte statistische Auswertung die wichtigste Gliederungs- und Bezugsgröße; sie muss
daher im Abschnitt ,,Eigentums- und Pachtverhältnisse an der LF" mit der entsprechenden Fläche im Erhebungsteil der Boden-
nutzung übereinstimmen.
Hinsichtlich der Zuordnung zu den Flächen siehe Erhebungsteil Bodennutzung.
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Erhebungsteil S/3
Abschnitt 10:
Betriebsinhaber, Ehegatte und deren mit betrieblichen Arbeiten beschäftioten Familienangehörigen
im Jahreszeitraum Mai 2OO2 bis April 2003 (Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen)

Ohne
1. mit betrieblichen Arbeiten beschäftigte Venivandte und Verschwägerte des Betriebsinhabers, die außerhatb des Betriebes leben.
2. Beschäfligte in Betrieben der Rechtsform Perconengemeinschaften, -gesellschaften (BG&Gesellschafi, OHG, KG, GmbH u. Co. KG u.a.)
3. Beschäfligte in Betileben der Rechtsform ,,juristische" Personen.

Die unter 1. bis 3. genannten Personen sind in Abschnitt 11 anzugeben!

Lfd. Nr. der Person Bei mehr als I Personen bitte zu-
sälzlich Zweitexemplar verwenden 11] EI trl M f:l f:l frl E:l

Nebenstehend bitte alle beschäftigten
familienangehörigen Haushaltsmitglieder mit
Verwandtschafts- oder Schwägerschaftsverhältnis zum
Betriebsinhaber eintragen

(2.8. Sohn, Schwiegermutter)
Nachstehende Kennziffern (3 bis 7) für das
Verwandtschaftsverhältnis ab Spalte 003 bitte

Kinder (auch Stief-, Eltern, Schwiegereltern .... = 5
Schwieger-, Pflege-, Große|tern......................... = 6 801
Adoptivkinde0 . = 3 Sonstige............................ = 7
Enkel ................ = 4

Betriebs-
inhaber

Ehe-
gatte

männlich
Geschlecht 802

weiblich

8t
Oz

Or
8z

o
o

1

2

Or
Oz

Or
Oz

o
o

1

2

o
o

1

2

o
o

1

2

Januar bis April
Geburtstag 803

Mai bis Dezember

8r
Oz

Or
8z

o
o

1

2

o
o

1

2

Or
Oz

Or
Oz

o
o

1

2

o
o

1

2

Geburtsjahr ..e lrtgtopl 804 t-,,rJ t*rJ Lr-.,-r-l t-r-r-r-l L-.,-r-l L*r-l t-r-r-r--l l-r---i
Wer ist Betriebsleiter? 806 8r Or Or Or Or Or Or Or

Durch-

schnittlich
geleistete

Stunden
je Woche

im

Zeitraum

Md2002
bis

April 2003

für diesen

Betrieb

(ohne

Haushalt)

vollbeschäftigt 831 8t Or Or Or Or Or Or Or
überwiegend beschäfiigt 832 Or Or Or Or Or Or Or Or
teilweise beschäftigt 833 Or 8r Or Or Or Or Or Or
gering beschäftigt 834 Or Or Or Or Or Or Or Or
fallweise beschäftigt 835 Or Or Or Or Or Or Or Or

im Haushalt des Betriebsinhabers
(Anzahl der Stunden) 837 Ll_.1 klel
in anderer Erwerbstätigkeit
(Anzahl der Stunden) 838 !.b] L]_-] L_l__l Ll_l L]--] L]_] L_l_l L]_-]

P Einkommen aus anderer
EMerbstätigkeit in einem 8'14
anderen Be[ieb 8r 8t Or Or Or Or Or Or
Altersrente für Landwirte,
Landabgaberente, Pro- ..
duktionsaufoaberente u.A.

815 Oz Oz Oz Oz Oz Oz Oz Oz
Rente, Pension, Arbeits-
losengeldÄhilfe,Sozial- 816
hilfe u.A.

Os Os Os Os Os Os Oa Og

Aus welchen Quellen
wurde im Jahreszeit-
raum Mai 2002 bis
Aprll 2003 ein
bätriebliches Eln-
kommen bezogen?

Einkommen aus Verpach-
tung, Vermietung, Kapital- 817
vermöoen u.A.

8+ O+ On On O+ On O+ Oe
818 2

Bei außerbetrieblichem Einkommen (einschließlich Kindergeld) von Betriebsinhaber und/oder Ehegatte
Welches Jahres-Nettoeinkommen von Betriebs-
inhaber und/oder Ehegatte zusammen war
schätzungsweise höher?

- das aus den außerbetrieblichen Quellen
oder

- das aus diesem landwirtschaftlichen Betrieb
821

Or
8z aZutreffendes

ankreuzen

Hinweis: Diese Angabe dient mit zur Unterscheidung von Haupt- und Nebenerwerbsbetrieben.
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Abschnitt 1l:
Ständig und nicht ständig im Betrieb Beschäftigte
Dazu zählen Personen, die
- mil dem Betriebsinhaber eines Betriebes der Rechtsform Einzelunternehmen venrvandt oder verschwägert sind, aber außerhalb des Betraebes leben,
- in Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften, -gesellschaften (BcB-Gesellschafl, OHG, KG, GmbH u. Co. KG u.a.) beschäftigt sind,
- in Betrieben der Rechtsform ,juristische" Personen beschäftigt sind.

- Ohne Betriebsinhaber, Ehegatte und deren mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten Familienangehörigen, die in Abschnitt 10 nachgewiesen werden.

A. Ständig im Betrieb Beschäftigte am Jahreszeitraum Mai2002 bis April 2003
Zu den ständig im Betrieb Beschäftigten zählen Personen, die in einem unbefristeten oder auf mindestens drei Monate abgeschlossenen
Arbeitsverhältnis zum Betrieb stehen.

Lfd. Nr. der Person Bei mehr als 8 Personen bitte
Ergänzungsvordruck E veMenden l--J l-rl l-rl l*l l-rl l-'l l-rl l-'l

Hier bitte alle ständig Beschäftigten mit der
Bezeichnung ihrer ausgeübten Tätigkeit

(2.B. Gesellschafrer, Verwalter, Schlepper-
fahrer, Gärtner, Auszubildender, Praktikant)

Geschlecht
männlich

901
weiblich

Or
8z

8t
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Geburtstag
Januar bis April

902
Mai bis Dezember

8t
Oz

Or
Ez

Or
Oz

o
o

1

2

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Or
Oz

Geburtsjahr ..e. lrtqepl 903 lrrrtJ t-,r-J L-r-l L-r-r-l L-,-r-l t-,--,-tl Lr*,-l L-r-r-l
Wer ist Betriebsleiter? 905 Or Or Or Or Or Or Or Or

Durch-
schnittlich
geleistete
Stunden

je Woche
im

Zeitraum
Mai2002

bis
April 2003

für

diesen

Betrieb

(ohne

Haushalt)

vollbeschäftigt 931 8r Or Or Or Or Or Or Or
übeMiegendbeschäftigt 932 Or Or Or Or Or Or Or Or
teilweise beschäftigt 933 Or 8r Or Or Or Or Or Or
gering beschäftigt 934 Or Or Or Or Or Or Or Or
fallweise beschäftigt 935 Or Or Or Or Or Or Or Or

Or OrOr Or Or Or Or Or

Oz8z 8z Oz Oz Oz Oz Oz

OsOs Og Os Oe Os Os Os

O+ Oa OaOa Oa O+ Or O+

Os Os Os OsOs Os Os Os

Oo OoOo Oe Oo Oo Oo Oo

Stellung
innerhalb

des

lichen
Betriebes

Sonstige, ohne Arbeitsvertrag
Tätige (ohne Gesellschafter)

91 1

Arbeiter

Gesellschafler

Angestellter

Beamter

Auszubildender
(einschl. Praktikant)

912 2

B. Nicht ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003
Zu den nicht ständig im Betrieb Beschäftigten zählen Personen, die in einem befristeten, weniger als drei Monate, abgeschlossenen Arbeits-
verhältnis zum Betrieb stehen.

Wie viel nicht ständig im Betrieb beschäftigte
Personen waren für diesen Betrieb im
Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 tätig?
(Einschließlich Saisonarbeitskräfle)

Männer

Zahl der
Beschäfligten 918 I
Arbeitsleistung in vollen
Arbeitstagenl ) insgesamt 919 2 3

Frauen

Zahl der
Beschäftigten 921 7

Arbeitsleistung
Arbeitstagenl)

in vollen
insgesamt 922 I2

924 't5
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Abschnitt {2:
Gewinnermittlung / Umsatzbesteuerun g

A. Gewinnermittlung

Erfolgt für diesen Betrieb eine Gewinnermittlung für steuerliche Zwecke? 040 ja 8t nein O 2

Buchführung mit Jahresabschluss

Wenn,ja": Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung

Die zutreffende
Art ankreuzen!

041
nach Durchschnittssätzen (§ 13a-Landwirt)

durch Gewinnschätzung des Finanzamtes

Or
8z
Oe
Oa

B. Umsatzbesteuerung

Erfolgt ftlr diesen Betrieb die Umsatzbesteuerung in Form der Regelbesteuerrrng/ Option? 042 ia Or nein 82

Abschnitt 13:
Wirtschaftsd[inger tierischer Herkunft

A. Übernahme von Gülle (Ftilssigmist)

lst Gülle aus anderen Betrieben im Jahreszeitraum Mal 2002 bis April 2003 übemommen und auf
selbstbewirtschafteten Flächen dieses Betriebes aufgebracht worden? 733 ja Ot nein 12

B. Gülle (Flüssigmist)

lst in diesem Betrieb im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 betriebseigene Gülle angefallen? 734 ja 8t nein O 2

Wenn Code 734

mit,ja"

beantwortet:

lst betriebseigene Gülle auf selbstbewirtschafteten Flächen dieses Betriebes
aufgebracht worden? 735 ja 8r nein 02
lst betriebseigene Gtille abgegeben worden?
(2.B. Abqabe an andere Betriebe oder an die Güllebörse) 736 ;a Or nein 12
Wie groß ist die Lagerkapazitätrl des Betriebes für Gülle? 737 m3 6

Für wie viele Monate der Stallhaltungsperiode ist die Lagerkapazität für Gülle ohne
zwischenzeitliches Aufbringen ausreichend? 738 volle Monate | 'ul

1) Einschließlich gemieteter/gepachteter oder gemeinschaftlicher Lagerkapazitäten, die von diesem Bekieb genutä werden.
C. Festmist und Jauche

Sind in diesem Betrieb im Jahreszeitraum Mai 2002 bls April 2003
Festmist und Jauche angefallen? 739 ja 8t nein 02

Wenn Code 739
mit,ja"

beantwortet:

Festmist
(befestigte

Dunmlatte)

740
Für wie viele Monate der Stallhaltungsperiode ist die Lagerkapazität
ohne zwischenzeitliches Aufbringen ausreichend?

Jauche 741

volle Monate LdIJvolle Monate
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Abschnitt {4:
Elnkommenskomblnationen

Ezielt der Betrieb Einktinfte aus folgenden Tätigkeiten:

Fremdenverkehr, Beherbergung, Sport- und Freizeitaktivitäten 780 ia 8r nein O Z

Herstellung von handworklichen Ezeugnissen im Betrieb wie Möbel 781 ja Or nein 8Z
Verarbeitung landwirtschafrlich6r Ezeugnisse (2.8. Fleischverarbeitung, Käseherstellung,
Weinezeugung, Direktvermarktung) 782 ja Or nein 8Z
Be- und Verarbeitung von Holz (2.B. im Sägewerk) 783 ja Or nein @z

Fischzucht und -ezeugung 784 ia 8r nein OZ
Ezeugung von erneuerbarer Energie (Windanlagen, Biogas, Strohverbrennung, Verkauf von
Energieträgern wie Holzhackschnitzel, Brennholz usw.)

785 ia 8r nein OZ
Vertraglicho Arbeiten (unter Einsatz von Geräten des Betriebes z.B. Tran9po4, Landschaftspflege,
Kommunalarbeiten, Mitarbeit in Maschinenringen) 786 ja Or nein 8z
Sonstige Einkommenskombinationen (2.8. fferdepensionen) 787 je 8r nein Oz

Abechnltt l5:
Umwelt

A. Nlcht bewlrtschaftete Feldabgrenzungen

Erhält der Betrieb Fördermittel aus einem oder mehreren der folgenden Förderprogramme
788

(einzeln auffiihren)
ja 8r nein OZ

Wenn,ja": Wie groß ist die Fläche, für die der Betrieb Fördermittel erhält? 789
Hektar Ar

2 0 1 5

B. Prämlen ftlr Umweltlolstungen

Erhält der Betrieb Prämien aus einem oder mehreren der folgenden Förderprogramme
790

(einzeln aufführen)
ia 8r nein OZ
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Die Richtigkeil der gemachten Angeben wird bestätigt:

Datum Unteßchrifl Telekommunikationsanschlussnummer
(freiwillige Angabe für evtl. Rückfragen)

Wichtige Hinweise zum Ausfüllen des Erhebungsvordrucks zu den Arbeitskräften

lm Erhebungsvordruck sind die Arbeitskräfle nachzuweisen, dle Im landwirtschaftllchen Betrieb öeschäftrgt sind.

ln den landwirtschaftlichen Betrieben der Rechtsform Elnzelunternehmen sind das

1. der Betriebsinhaber und sein Ehegatte,

2. Familienangehörige, die ununterbrochen oder zeitweise auf 'dem Betrieb leben oder ihre Verpflegung übenrviegend vom Betrieb
erhalten, bzw. die vom Haushalt und Betrieb räumlich getrennt leben, aber in einem abgeschlossenen Arbeitsverträltnis zum
Betrieb stehen,

3. ständig und nicht ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte (einschließlich Saisonarbeitskräfte), die über einen
Arbeitsvertrag (unbefristeU befristet) verfügen.

ln den landwirtschaftlichen Betrieben der Rechtsform Personengemeinschaften und Jurlstische Personen sind das:

1. Gesellschafler, soweit sie in der Personengemeinschaft tätig sind,

2. Familienangehörige der Gesellschafter, soweit sie einen Arbeitsvertrag mit der Personengemeinschafi abgeschlossen haben
und mit betrieblichen Arbeiten beschäftigt sind,

3. ständig und nicht ständig beschäftigte Arbeitskräfte (einschließlich Saisonarbeitskräfte), die einen Arbeitsvertrag mit der Per-
sonengemeinschafi oder einem Betrieb der Rechtsform ,juristische Personen" abgeschlossen haben und mit betrieblichen
Arbeiten beschäftigt sind.

Ftir den Nachweis der Arbeitszeit gilt:

1. ftir alle Familienarbeitskräfte der Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen und

2. ftir alle ständig beschäftigten Arbeitskräfte der Betriebe der Rechtsformen Einzelunternehmen, Personengemeinschaften und
juristische Personen
(Dazu zählen auch Femilienangehörige, Verwandte und Verschwägerte des Betriebsinhabers in Betrieben der Rechtsform Einzelunternehmen,
die zwar im Betrieb beschäftigt sind (mit Arbeitsverlrag), aber nicht ununterbrochen oder zeitweise auf dem Betrieb (Haushalt des
Betriebsinhabers) lebten.)
- ist für jede Person die entsprechende Arbeitszeitgruppe bzw. die Anzahl der Wochenarbeitsstunden einzutragen

im Zeitraum Mai 2002 bis April2003.

3. Für alle nicht ständig Beschäftigten der Betriebe der Rechtsformen Einzelunternehmen, Personengemeinschaften und
juristische Personen
- die Anzahl der Personen
- die Arbeitsleistung in vollen Arbeitstagen (8 Stunden = 1 Arbeitstag)

im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003 (bessere Einbindung der Saisonarbeitskräfle in den Arbeitskräftenachweis).

Bitte die Unterschrift nicht vergessen!
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4.6 Nachprüfen der Angaben in den Erhebungsvordrtlcken

l. Vollzähligkeit
Für jeden in der Anschriftenliste genannten Betrieb muss ein Erhebungsvordruck vorhanden sein.

2. Aufgelöste Betriebe oder Aussage verweigert
Wenn der Betrieb nicht mehr existiert oder der Betriebsinhaber bis zum Abschluss des Erhebungsgeschäftes die
Aussage verweigert, ist ein Vermerk auf dem Erhebungsvordruck und auf der Anschriftenliste anzubringen.

3. Übereinstimmende Kenn-Nr. des Betriebes
In sämtlichen ftlr diesen Betrieb ausgefiillten Erhebungsvordrucken muss die Kenn-Nr. des Betriebes
(siebenstellig) ilbereinstimmen.

4. Übereinstimmende Anschrift
Im Einzelperson-Erhebungsvordruck PS muss die Anschrift im Anschriftenfeld mit dem Erhebungsvordruck
übereinstimmen.

5. Betriebe der Rechtsform,,Einzelunternehmen"
Bei Abschnitt l0 muss im Erhebungsvordruck zumindest der Betriebsinhaber eingetragen sein.

6. Betriebe der Rechtsformen ,,Personengemeinschaften", ,juristische Personen"
Abschnitt l0 darf im Erhebungsvordruck keine Personeneintragung enthalten; bei Abschnitt ll müssen Angaben
fiir mindestens eine ständig oder nicht ständig beschäftigte Person eingetragen sein.

7. Abstimmung der Angaben im Erhebungsvordruck

a) Abschnitte 8,9,10, 11, 13 und 15

Die Zahlenangaben müssen rechtsbilndig eingetragen werden.

b) Abschnitte E und 9: ,,Eigentums- und Pachtverhältnisse sowie Pachtflächen und Pachtentgelte"

Die LF bei Code 701 muss mit der Angabe zu Code 258 der Bodennutzung2003 übereinstimmen.

Bei Codes 705 und 708 ist die Richtigkeit der Berechnung zu prüfen.

Ist bei Code 703 eine Fläche angegeben, darf die Übertragung der Pachtfläche nach Code 709 und die
Angabe des Pachtentgeltes (Code 710) nicht fehlen und umgekehrt.

Außerdem muss die Unterteilung der von ,,anrJeren Verpächtem" gepachteten LF (Code 709) und der
zugehörigen Jahrespacht (Code 710) nach Nutzungsaften (Ackerland, Dauergrünland usw.) vorgenommen
worden sein,

Wenn bei Codes 713,717 usw. Flächenangaben eingetragen sind, müssen auch die entsprechenden Felder für
die Jahrespacht (Codes 714,718 usw.) Eintragungen enthalten.

Bei Codes 713,717 usw. bzw. 714,718 usw. dürfen die Eintragungen zu diesen Fragen weder bei der Fläche
noch bei der Jahrespacht höher sein als die entsprechenden Angaben zu Codes 7ll,715 usw. bzw. 712,716
usw. Die Summen der Eintragungen zu den Codes 711,715 bis 727 sowie 712, 716 bis 728 milssen den
Angaben zu den Codes 709 bzw.7l0 entsprechen, wenn keine geschlossene Hofracht vorliegl.

c) Abschnitt 10: ,,Betriebsinhaber, Ehegatte und deren mit betrieblichen Arbeiten beschäftigten
Familienangehörigen im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April 2003"

Im Abschnitt l0 muss (mtlssen) ftir jede eingetragene Person

- bei Code 801 die zutreffende Kennziffer eingetragen sein,

- bei Code 802 das Geschlecht angekreuzt sein,

- bei Code 803 und 804 Gebunsmonat und Geburtsjahr angegeben sein,

- Codes 837 darfnur beim Betriebsinhaber und/oder dessen Ehegatte Eintragungen aufi,veisen.

- Eintragungen beim Code 838 dürfen nur zugelassen werden (außer beim Ehegatten), wenn auch bei
Codes 83 I bis 835 eine Eintragung vorliegt.

Im Abschnitt l0 ist bei CodeSlT (Einkommen aus Verpachtung...) in Spalte I ,,Betriebsinhaber" eine

Ankeuzung zu erwarten, wenn zu Code 706 eine verpachtete LF angegeben ist.

Wenn Code 838 eine Eintragung aufweist, muss auch Code 814 angekreuzt sein.

Im Abschnitt 10 muss bei Code821 entweder das Eintragungsfeld,,1" oder,,2" angekreuzt sein, wenn
mindestens bei einer der Codes 814 bis 817 in der Spalte 001 (Betriebsinhaber) und/oder Spalte 002
(Ehegatte) Eintragungen vorliegen. Verfligen Betriebsinhaber und Ehegatte über kein außerbetriebliches
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Einkommen (Codes 814 bis 817: Eintragungsfelder in Spalten 001 und 002 nicht angekeuzt), sollten in der

Regel auch beide Eintragungsfelder bei Code 821 nicht angekeuzt sein. Wenn allerdings Betriebsinhaber
und/oder Ehegatte noch andere (2.B. Kindergeld) als bei den Codes 814 bis 817 verbal angeftihrten
Einkommen beziehen, kann bei Code 82 I die Signierziffer ,,2" angekreuzt sein.

d) Abschnitt llA:,,Ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Ndai2002 bis April 2003"

Im Abschnitt I lA muss (müssen) ftir jede eingetragene Person

- bei Code 901 das Geschlecht angekreuzt sein,
- bei Code 902 und 903 Geburtsmonat und Geburtsjahr angegeben sein,

e) Abschnitt llB: ,,Nicht ständig im Betrieb Beschäftigte im Jahreszeitraum Mai 2002 bis April2003"

Im Abschnitt I lB müssen, sofern Beschäftigte nachgewiesen werden, auch Arbeitstage eingetragen sein.

f) Abschnitt 12:,,Gewinnermittlung / Umsatzbesteuerung6'

g) Abschnitt l3:,,Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft"

Die Codes 733, 734, 739 müisen in jedem Fall (entweder mit ,ja" oder ,,nein") angekreua sein. Ist
Code 734 mit ,ja" beantwortet, müssen die Codes 735 und 736 mit ,ja" oder ,,nein" beantwortet sein und
Codes 737 und 738 eine Eintragung aufiueisen. Ist Code 739 mit ,ja" beantwortet, muss Code 740 und/oder
741 eine Eintragung aufweisen, außer wenn Festmist nur auf Grundflächen von Stallungen, die gleichzeitig
als Lagerflächen von Festmist dienen (2.B. Tietstall), anftillt. Ist Code 740 beantwoftet, muss einer der
Codes 737 oder 741 eine Eintragung aufi,veisen.
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Gewinn-
ermittlung
für ertrag-
steuer-
liche
Zwecke

angekreuzt

werden kann

Wenn Gewinnermittlung,ja" angegeben, muss eine von

den jeweils zulässigen (mit x gekennzeichneten) Varianten

angekreuzt sein

-: unzulässig

Umsatz-
steuer
Regel-
besteuerung

angekreuzt

werden kann

Buchffthrung
mit Jahresab-

schluss

Einnahmen-
Ausgaben-
Überschuss-
rechnung
(§ 4 Abs. 3
ESIG)

nach Durch-
schnitts-
sätzen

(§13a
ESIG)

Gewinn-
schätzung

durch das

Finanzamt

Einzelunternehmen ja oder
nein

x x x x ja oder nein

Personen-
gemein-
schaften

nicht eingetragener Verein
BGB-Gesellschaft
OHG
KG einschl. GmbH & Co KG
sonstige Personengemeinschaften

i.d.R. ja
nur ja
nur ja
nur ia

x
x
x
x

x x x
x
x
x

ja oder nein
ja oder nein
ja oder nein
ia oder nein

juristische
Personen
des
privaten
Rechts

eingetragener Verein
e ingetragene Genossenschaft
GmbH
AG
Anstalt des privaten Rechts
Stiftung des privaten Rechts
Gemeinschaft sforsten mit
ideellen Besitzantei len

nur ja
nur ja
nur ja
nur ja
nur ja
nur ja
nur ja

x
x
x
x
x
x
x

x
x
x
x
x
x
i

nur Ja
nur ja
nur ja
nur ja
nur ja
nur ja
nur ja

juristische
Personen
des öffent-
lichen
Rechts

Gebietskorperschaft Bund
Gebietskörperschaft Land
sonstige Gebietskörperschaft en
sonst. juristische Personen d.
öffentlichen Rechts

sind von der

Körperschaft-
steuer befreit
und mtlssen

daher keine

Gewinner-
mittlung
durchftlhren

enttällt enrftillt entftillt entftillt ja oder nein
ja oder nein
ja oder nein
ja oder nein
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5 Rechtsgrundlagen und Auskunftspflicht

Für die Erhebung gelten folgende Rechtsgrundlagen:

1. Verordnung (EWG) Nr. 571188 des Rates vom 29. Februar 1988 zur Durchführung von Erhebungen der
Gemeinschaft über die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe im Zeitraum 1988 bis 1997
(Abl.EG Nr.L56 S. 1), zuletzt geändert .durch Verordnung (EG) Nr. 14312002 der Kommission vom
24. Januar2002 zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr.571l88, des Rates im Hinblick auf die Durchführung
von Erhebungen der Gemeinschaft über die Struktur der landwirtwirtschaftlichen Betriebe in 2003, 2005,und
2007.

2. Agrarstatistikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1998 (BGBI. lS. 1635), geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom22.Mai2002 (BGBI.lS. 1648).

3. Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz - BStatG) vom 22. Januar 1987
(8G81.15.462,565), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 18 des Gesetzes vom 21. Dezember 2000
(BGB|. rS. 1857).

4. Gesetz zut Gleichstellung stillgelegter und landwirtschaftlich genutzter Flächen vom 10. Juli 1995
(BGB|. r S.910).

Die Auskunftspllicht ergibt sich aus § 93 Abs.2 Nr. I AgrStatG in Verbindung mit § l5 BStatG.

Danach sind auskunftspflichtig die lnhaber/Unternehmer der Betriebe in der auf Seite 32 angegebenen Abgrenzung.

Für die Angaben über die außerbetrieblichen Erwerbs- und Unterhaltsquellen sowie ftir die soziale Sicherung des
Betriebsinhabers und seiner Familienangehörigen sind nach § 93 Abs. 3 AgrStatG die jeweils betroffenen Personen
selbst auskunftspflichtig. Falls dies vom Auskunftspflichtigen (Familienangehörige des Betriebsinhabers von
Einzelunternehmen) gewünscht, werden diese Angaben aufeinem gesonderten Erhebungsvordruck (PS) erhoben.

Die Antworten sind gemäß § l5 Abs.3 BStatG wahrheitsgemäß, vollständig und innerhalb der von den statistischen
Amtern der Länder gesetzten Fristen zu erteilen.

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung haben gemäß

§ l5 Abs.6 BStatG keine aufschiebende Wirkung.

6 Statistische Geheimhaltung

Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG grundsätzlich geheimgehalten. Nur in ausdrücklich
geregelten Ausnahmefäl len dürfen E i nzelangaben übermittelt werden.

Eine Übermittlung der erhobenen Angaben ist nach § 98 Abs. I AgrStatG in Verbindung mit § l6 Abs. 4 BStatG an
die zuständigen obersten Bundes- oder Landesbehörden in Form von Tabellen mit statistischen Ergebnissen
zulässig, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.

Nach § 16 Abs. 6 BStatG ist auch möglich, den Hochschulen oder sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe
unabhängiger wissenschaftlicher Forschung ftir die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben zur
Verfügung zu stellen, wenn diese so anonymisiert sind, dass sie nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufivand
an Zeit, Kosten und Arbeitskaft dem Befragten oder Betroffenen zugeordnet werden können.

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch fiir Personen, die Empftinger von Einzelangaben sind.
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7 Anhang

7.1 Ermittlung des außerbetrieblichen Nettoeinkommens

Zum außerbetrieblichen Einkommen (netto) zählen folgende Einkommensarten, die bei der Beantwortung der
Codes 814 bis 817 und 821 zu berttcksichtigen sind:

Nettoeinkommen aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger oder freiberullicher ErwerbstätigkeiC)5):
Betriebseinnahmen abztiglich der Summe aus Betriebsausgaben, Pflichtbeiträgen zur Sozialver-
sicherung und anteiliger Einkommenssteuer (entsprechend dem Anteil dieses Einkommensteiles am
Gesamteinkommen),

Nettoeinkommen aus Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmera):
Bruttolohn oder Bruttogehaltsbezüge abzüglich der Summe aus Lohnsteuer und Beiträgen zur
Sozialversicherung,

Nettoeinkommen aus Quellen der sozialen Sicherung:
Gesamteinkommen aus Pension abztlglich Lohnsteuer, Renten und sonstige Bezüge ohne Abzug,

Nettoeinkommen aus Verpachtung oder Vermietung5);
Einnahmen abzüglich der Summe aus Werbekosten (Grundsteuer, Gebäudeversicherung, Repara-
turkosten, Verwaltungskosten usw.) und anteiliger Einkommenssteuer (Anteile dieses Einkom-
menstei les am Gesamteinkommen),

Nettoeinkommen aus Kapitalvermögen:
Zins- und Dividendeneinnahmen abztiglich der Summe aus Kapitalertragssteuer, Vermögenssteuer
und Abgabe zum Lastenausgleich,

Nettoeinkommen aus sonstigen außerbetrieblichen Quellen:
Gewinne aus anderen land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben:' Betriebseinnahmen abzüglich der
Summe der Betriebsausgaben.

Zum Zwecke einer zutreffenden Erfassung des Nettoeinkommens aus den Quellen außerhalb dieses Betriebes

empfiehlt es sich, dem Auskunftspflichtigen erforderlichenfalls durch Aufzählung möglicher außerbetrieblicher
Einkommensquellen behilflich zu sein. Einen Überblick darüber - getrennt nach Einkommensarten - gibt die

Zusammenstellung auf S.51. Einen Überblick ilber häufig vorkommende Einnahmen, die jedoch nicht zum

Einkommen rechnen, bringt die Übersicht auf S. 52.

Dem Nettoeinkommen kann - im Falle des Vorliegens von Unterlagen flir die Einkommensbesteuerung - der
Einkommensbetrag zugrundegelegt werden, der sich aus dem Bruttoeinkommen aus den Quellen außerhalb dieses
Betriebes nach Abzug der Beiträge ftlr die Sozialversicherung und die jeweils zutreffenden Personensteuern (in
erster Linie Lohn- bzw. Einkommenssteuer) ergibt.

Bei Lohn- und Gehaltsempftingern kann, soweit keine genauen Unterlagen vorliegen, fiir die Ermittlung der
Einkommenshöhe von Tarifarbeitszeiten und Tariflöhnen unter Berücksichtigung von Qualifikation, Alter und

Famil ienstand ausgegangen werden.

4) Auch Einnahmen aus vorübergehender Tätigkeit sind einzubeziehen.
5) Du, Nettoeinkommen aus selbständiger oder freiberuflicher Tätigkeit und aus Verpachtung und Vermietung ist. sofern eine

genauere Schätzung in Anlehnung an entsprechende Unterlagen früherer Jahre nicht möglich ist, näherungsweise durch einen

Abschlag von 20 %o vom Bruttoeinkommen zu ermitteln.
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Einkommen aus
Gewerbebetrieb

7.2 Beispiele für verbreitet vorkommende Arten außerbetrieblichen Einkommens

Gewinne des Gewerbebetriebes oder der Gewerbebetriebe (Gastwirtschaft, Metzgerei o.ä.) aus
der laufenden Bewirtschaft ung.

Einnahmen größeren Umfangs aus der Tätigkeit in einem Maschinenring.

Gewinne aus anderen gewerblichen Unternehmen.

Gewinne aus Veräußerung oder Aufgabe von Gewerbebetrieben oder -betriebsteilen.

Gewinne aus Veräußerung von Anteilen an gewerblichen Unternehmen.

Einkommen aus
selbständiger oder
freiberuflicher Er-
werbstätigkeit Gewinne aus einer der nachstehend genannten oder ähnlichen Tätigkeit, sofern diese in eigener

Verantwortung und auf eigene Rechnung durchgeführt wurden.

Infrage kommen freie Berufe, wie z.B. Arab, Rechtsanwälte, Kilnstleq Architekten, Ver-
messungsingenieure.

Gewinne bei Aufgabe einer selbständigen oder freiberuflichen Tätigkeit.

Einkommen aus
der Erwerbstätig-
keit als Arbeit-
nehmer Lohn oder Gehalt aus einem oder mehreren Dienstverhältnis/-sen als Arbeiter, Angestellter

oder Beamter, Volontär, Auszubildender (Lekling), nichtselbständiger Vertreter o.ä.

Einzubeziehen sind auch:
Lohn- oder Gehaltsfortzah I ungen im Ift ankheitsfal l,
Lohn- oder Gehaltsnachzahlungen,
13. Monatsgehalt,
Tantiemen, Leistungs- und Treueprämien,
Weihnachts- oder Urlaubsgeld,
Lohnausgleichszahlungen,
Kurzarbeits- oder Schlechtwettergeld,
Überstundengeld,
Abfi ndungen beim Ausscheiden,
Geldwert von Sachleistungen, wie Deputate, freie Kost und Wohnung,
Essensgeldzuschuss,
Sonstige Zuschüsse des Arbeitgebers zu Versicherungs- oder Sparprämien.

Einkommen aus

Quellen der ge-
setzlichen oder
privaten sozialen
Sicherung Altersrente,

Pension auf§rund beamtenrechtlicher Bestimmungen,
Vorruhestandsgeld,
Unfallrente; Leistungen ftir Personenschäden durch private Haftpflichtversicherungen
(2.B. Kfz-Versicherungen),
Landabgaberente,
Renten aus dem Lastenausgleich,
Kriegsopferversorgun g,
Arbeitslosengeld oder -hilfe,
Sozialhilfe,
Krankengeld,
Wohngeld,
Unterhaltszahlungen durch Verwandte,
Kindergeld/Erziehungsbeih i I fe.
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Einkommen aus
Verpachtung und
Vermietung Pacht- oder Mieteinnahmen aus Überlassung

- unbeweglichen Vermögens (2.8. Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile) und Rechten
(u.a. Erbbaurecht, Erbpachtrecht, Mineralgewinnungsrecht),

Hierin sind auch einzubeziehen:

Einnahmen aus Campingplätzen, sofern ftir deren Betrieb bauliche oder sanitäre Ein-
richtungen geschaffen sind und die Flächen aus der LF ausgeschieden sind,

Einnahmen aus der Verpachtung land- oder forstwirtschaftlicher Flächen des befragten
Betriebes, die über das üblicherweise als ,,Kleinpachtungen" bezeichnete Maß
hinausgehen,

Einnahmen aus der Vermietung von Hofflächen oder Scheunen u.A. als Lagerraum oder
zum Ab- oder Unterstellen, z.B. von Wohnwagen, sofern damit die betriebliche Nutzung
dieser Flächen bzw. Gebäude auflängere Dauer unterbunden ist,

Einnahmen aus Zimmervermietung, sofern diese Räumlichkeiten nur in loser Verbindung
zu den Gebäuden des Betriebes stehen, ohne die Grenzen der steuerlich als gewerblich
bezeichneten Nutzung zu überschreiten (getrennte Gebäude, größerer Umfang der
Übernachtungen) und die Zimmervermietung nicht als "Ferien auf dem Bauernhof' zu
rechnen sind.

- beweglichen Vermögens (2.B. Überlassung von lebendem und totem lnventar).

Einkommen aus
Kapitalvermögen Gewinnanteile (Dividenden), Zinsen von Sparkassen- oder Bankkonten, sonstige Bezüge aus

Aktien, Kuxen, Genussscheinen,
Gewinnanteile aus Gesellschaften mit beschränkter Haftung,
Einnahmen aus Beteiligung als stiller Gesellschafter,
Zinsen aus Hypotheken und Grundschulden, Darlehen, Anleihen.

Einkommen aus
sonstigen außer-
betrieblichen
Quellen Gew.inne aus anderen land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben einschl. etwaiger Ver-

äußerungsgewinne.

7.3 Beispiele für weder zum betrieblichen noch zum außerbetrieblichen Nettoeinkommen zählende
Einnahmen

Zum Nettoeinkommen zählen nicht u.a.:

Heirats- und Geburtsbeihilfen des Arbeitgebers,
Schadensregulierungen durch Sach- oder Haftpflichtversicherungen (edoch ohne Personenschadensregulierungen),
Rückvergütungen oder Preisminderungen fiir Waren des privaten Bedarfs,
Auszahlung ftilliger Lebens- o.ä. Versicherungen,
Aufgenommene Kredite oder Darlehen,
Erbschaften,
Lotterie oder ähnliche Gewinne,
Aussteuerbeihilfen,
Reisekosten-, Umzugskostenverglltungen aus öffentlichen Kassen,
Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen,
Beitragserstattungen seitens privat abgeschlossener Sachversicherungen,
Erstattung privater Steuern (2.8. Einkommens-, Vermögenssteuer),
Durchlaufende Posten,
Einnahmen aufgrund der Bestimmungen des Bundes-Ausbildungsförderungs-Gesetzes (BAfbG).
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7.4 Programm/Programme(Agrarumweltmaßnahmen)imBundesland
EG- Rechtsgrundlage nach Artikel 22- 24 der VO 1257199 beruhen

* Jedes Bundesland ftihrt hier sein/e Programm/Programme auf.

*, die aufder
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Antage 9

Verzeich n is der Sachgebietstabette n a)r
ASE 2OO3
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Sachgebiet
Tabellennummer mit Kennzeichnung

T=total, R=repräsentativ,
A=Arbeitsta belle

Vorspaltengliederungen

Struktur der Bodennutzung,
Rechtsformen

1T,2T,5T-117 nach Gkt. LF

Struktur der Viehhaltung 5 1T-s6T nach Gkl. LF

Bestandsgrößen der Viehhaltung 571-697 nach Ländern und Regierungsbezirken

Tierbestände nach Kategorien 70T-7 4I

751

nach Ländern und Regierungsbezirken

Betriebe mit Viehhaltung nach Ländern und Regierungsbezirken

G roßviehein heiten A 8OT nach Gkl. LF und Großvieheinheiten

Betriebswirtschaft tiche Ausrichtung' 101.1T.101.47
A 104.1T, A704.27

nach Gkt. LF und SDB
nach Gkl. LFoderSDB

Sozialökonomische Betriebstypen 151.1T-151.67 nach Gkl. LF, SDB und Betriebswirt-
schaft [icher Ausrichtuns

Gewinnermittlung und Umsatzbe-
Steuerung

167.1T-767.31 nach Gkl. LF, SDB und Betriebswiß-
schaft licher Ausrichtung

Eigentums- und Pachtverhältnisse 201R, 202R, 204R-210R
A 2O3R

nach Gkt. LF
nach Gkt. LF

Persona[- und Arbeitsverhältnisse
(vor Klassifizierung)

2 5 1 -1 R-2 58R, 27 7R, 272R
A 251.2R
259R, 260R
257.11,4263T,2771
A25t.2I

nach Gkl. LF
nach Gkl. Arbeitskräfte
nach Altersgruppen
nach Gkt. LF
nach Gkl. Arbeitskräfte

Personal- und Arbeitsverhältn isse
(nach Klassifizierune)

301R-306R,311R,312R,
31 1T

nach Gkl. SDB und Betriebswirt-
schaft [icher Ausrichtung

Außerbetriebliche
Einkommensquellen

A 351R nach Gkt. LF

Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft 451R-454R nach Gkt. LF

ökologischer Landbau 50tT,5t2T
51 1T
A 5O2T

nach Gkl. LF
nach Gebietseinheiten
nach Ländern und Regierunssbezirken

Einkommenskombinationen A 551R nach Ländern und Regierungsbezirken

Umwelt A 561R nach Ländern und Regierungsbezirken
oder Gkt. LF

Gemeindetabellen 1T.37 nach Kreisen und Gemeinden

Kreistabellen 71,2I nach Gkl. LF, Rechtsformen,
Soziotypen

Arbeitsmarktregionen 11,27 nach Gkt. LF, Rechtsformen,
Soziotvpen

Feststeltung der betrieblichen
Einheiten

1T,31,4T,67
5T

nach Gebietseinhelten
nach Gkl. LF

Vorabtabellen 2T-6T, 8T-107

7R

nach Fruchtarten, Gkl. der Betriebe
und LF,
Tierarten, Rechtsformen, Soziospen,
Gebietseinheiten
nach Personengruppen

Verlaufsstatistische Auswertungen 1T.57 nach Gkl. LF, Betriebswirtschaftlicher
Ausrichtung. GK]. S0B. Soziotvoen

Hitfstabetlen 1 (Hochrechnung) nach Schichten

Antage 9
Verzeichnis der Sachgebietstabellen. zurAgrarstrukturerhebung

2003
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An lage 10

Gesamtüberblick über die Vorspatten-
G röße n ktassen sch em ata

für LF, SDB, Altersgruppen und Arbeitskräfte in den
Aufbereitun gsta bellen zu r AS E 2003
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Gesamtüberblick über die Vorspaiten - Größenklassenschemata
für LF, SDB, Altersgruppen und Arbeitskräfte
in den Aufbereitungstabellen zurASE 2003

Gliederungsmerkmal Gliederungsschemata

Bund Ostversion Nordversion Südversion

Landwirtschaftlich
genutzte Fläche (LD

von...bis
unter. . . ha

unter 2
25
510

10 20
20 30
30 50
50 - 100

100 u. mehr
lnsgesamt

da
100
200
500 .

ru nter:
200
500
000

unter 2
25
5 10

10 20
20 30
30 50
50 - 100

100 u. mehr
lnsgesamt

darunter:
100 200
200 - 500
500 -1 000

unter 2
25
510

10 20
20 30
30 50
50 . 100

100 u. mehr
lnsgesamt

darunter:
50 75
75 - 700

100 - 200

unter 2
2- 5
510

10 20
20 30
30 50
50 - 100

100 u. mehr
lnsgesamt

darunter:
50 75
75 - 700

100 - 200

unter 10
10 30
30 50
50 -100

100 u. mehr
lnsgesamt

darunter
100 200
200 500
500 - 1 000

unter 10
10 30
30 50
50 -1oo

100 u. mehr
lnsgesamt

darunter
100 200
200 500
500 - 1 000

unter 10
10 30
30 50
50 - 100

100 u. mehr
lnsgesamt

unter 10
10 30
30 50
50 - 100

100 u. mehr
lnsgesamt

unter 2
2-70

10 30
30 50
50 - loo

100 u. mehr
lnsgesamt

darunter:
100 200
200 500
500 .1 000
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Gtiederungsmerkmal Gliederungsschemata

Bund 0stversion Nordversion Südversion

Standard-
deckungs-
beitrag

von...bis
unter...EGEr)

1) Europäische
Größerieinheit

unter 2
28
816

76 24
24-)2
J2 40
40 60
60 u. mehr
lnsgesamt

darunter:
60- 100

100 - 250
250 u. mehr

unter 2
28
816

76 24
24-32
12-40
40 60
60 u, mehr
lnsgesamt

darunter:
60 - 100

100- 250
250 u. mehr

unter 2
28
816

t6 24
24 )2
32-40
40 60
60 u. mehr
lnsgesamt

darunter:
8 12

t2 76
28-)2

unter 2
2- 8
816

76-24
24-32
12-40
40 60
50 u. mehr
lnsgesamt

darunter:
unter 1

I 12
28-12

Attersgruppen
Altervon . .

bis . . .lahren

75-79
20-24
25-29
30-34
7s-39
40-44
45-49
50-54
55-59
60-64
65-69

70 u. mehr
lnsgesamt

Größenklassen der
Arbeitskräfte

Eetriebe mit. . .

Arbeitskräften

1

2
3

4und5
6 und mehr
lnsgesamt

daruntel:
6- 9

10 .19
20 u. mehr
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Fachserie 3: Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Reihe 1: Ausgewählte Zahlen für die Agraruvirtschaft
Die jöhrlich erscheinende Querschnittsveröffentlichung enthält zu-
sammenfassende Ergebnisse aus den verschiedenen Gebieten der
Landwirtschaftsstatistik. U.a. werden Strukturdaten über Betriebe
der Land- und Forstwirtschaft, über Arbeitskräfte, Bodennutzung, Er.
träge, Viehhaltung und tierische Erzeugnisse veröffentlicht. Angaben
aus anderen Bereichen, z.B. über Düngemittel, Preise und Löhne in
der Landwirtschaft sowie den Nahrungsmittelverbrauch, runden das
Bild ab.

1.1 : Strukturdaten zur Landwirtschaft

1.1.1: Bodennutzung und Viehhaltung der Betriebe
ln einem jährlichen Bericht (mit Vorbericht) wird die landwirtschaft-
lich genutzte Fläche nach Kultur. und Fruchtarten aufgegliedert. Zu-
dem informiert dieser Bericht über die Viehbestände der Betriebe:

als Ergebnisse der allgemeinen (totaten) Viehbestandserhebungen
(Rinder, Schweine, Schafe, Pferde, Geflügel) vom Mai jeweils der
,ungeraden'lahre bzw. der repräsentativen Erhebungen über die
Viehbestände (Rinder, Schweine, Schafe) vom Mai leweits der,ge.
raden'lahre.

Diese Reihe fasst die bisherigen Reihen 3.1.2 ,Bodennutzung der
Betriebe" sowie 4.1 "Viehbestände der Betriebe" (am 03. Mai) zu.
sammen.

Reihe 2: Betriebs-, Arbeits- und Einkommensverhält.
nisse

2.1: Betriebe

2.1.1 : Betriebsgrößenstruktur
Bis 1999 erschien dieser Bericht 7ährlich; künftig wird er zweijährlich
herausgegeben. Er enthält Daten über die Größenstruktur von land-
wirtschaftlichen Betrieben und Forstbetrieben sowie über Verände-
rungen in derzeitlichen Entvyicklung.

ln nachstehend aufgeführten Ergebnisberichten werden Ergebnisse
der zweijöhrlich stattfindenden Agrarstrukturerhebung (bis t997 Ag-
rarberichterstattung) veröffentlicht. ln lahren mit einer Landwirt.
schaftszählung (7979, 7991, 1999) ist die Agrarstrukturerhebung
Teil dieser Großzählung. Entsprechend werden alle im Rahmen der
Landwirtschaftszählung erhobenen Daten auch als Ergebnisse der
Landwirtschaft szä hlun g veröffentlicht.

2.1.2: Bodennutzung der Eetriebe (Struktur der Bodennut.
zung)

2.1.4: Betriebssysteme und Standardbetriebseinkommen

Bis einschließlich 2001 wurde diese Reihe unter diesem Titel,Be-
triebssysteme und Standardbetriebseinkommen' veröffentlicht . Die
Ergebnisse sind mit denen vorhergehender Veröffentlichungen nicht
vergleichbar, da ab 2003 das Klassifizierungssystem der EU auch na-
tional übemommen wurde.

2.1.5: Sozialökonomische Verhältnisse

2.1.6: Eigentums- und Pachtverhältnisse
Bis einschließlich 1995 "Besitzverhältnisse in den landwirtschaft.
lichen Betrieben', ab 7997 unter Einbeziehung der ehemaligen
Reihe 2.1.8 

"Pachtflächen und Pachtentgelte',

2.1.7:Außerbetriebliche Einkommen und Arbeitsverhält-
nisse für ausgewählte Betriebsgruppen

2.1.8: Arbeitskräfte
Bis 1995 wurden Angaben über Arbeitskräfte in der Reihe 2.2 veröf.
fentlicht. Ab 7997 erfolgt die Herausgabe entsprechender Ergebnisse
in der Reihe 2.1.8. Die Reihe 2.2 wird seitdem nicht mehr fortgeführt.

2.1.9: Ausstattung mit und Einsatz von landwirtschaftlichen
Maschinen
ln Auswertung der Anträge auf Gasölverbilligung erschienen in Reihe
2.3 bis einschließlich 1993 dreijährlich Nachweisungen über techni-
sche Betriebsmittel. Für 1995 wurden einmalig Angaben über die
Ausstattung mit und den Einsatz von landwirtschaftlichen Maschi-
nen im Rahmen der Agrarberichterstattung erhoben und veröffent.
licht. Diese Reihe wird nicht fortgesetzt.

2.2.1: Betriebe mit ökologischem [andbau
Diese Reihe berichtet seit 1999 zweijährlich über die Betriebe mit
ökologischem Landbau.

2.4: Kaufirverte für landwirtschaft liche Grundstücke
Diese Statistik werlel jöhrlich die Meldungen der Finanzämter über
die Veräußerungsfälle für Flächen landwirtschaftlicher Nutzung aus.

2.S.: Sonderbeiträge (unregelmäßige Folge)

Bisher erschienen:

2.5.1: Methodische Grundlagen der Agrarberichterstattung-
en / Landwirtschaftszählung (Haupterhebung) 1991
bis 7997

2.S.2: Methodische Grundlagen der Strukturerhebungen in
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben ab 1999

2.S.3: Methodische Grundlagen der Strukturerhebungen in
landwirtschaft lichen Betrieben 2003

Reihe 3: Landwirtschaftliche Bodennutzung und
pflanzliche Erzeugung
ln der lahreszusammenstellung werden die Anbaustatistiken mit den
Erntefeststellungen über landwirtschaftliche Feldfrüchte und Grün-
land, Gemüse, Obst und Weinmost ausgewiesen. Außerdem finden
sich Angaben über Baumschulgehölze, Weinbestände und -ezeu-
gung.

3.1.1: Gliederung der Gesamtflächen (erscheint ab 1989 als
Reihe 5.1)

3.1.2: Bodennutzung der Betriebe (Landwirtschaftlich ge.
nutzte Flächen; erscheint ab2002 als Reihe 1.1.1)

3.1.3: Gemüseanbauflächen
Diese Reihe berichtet jöhrlich Uber die Anbauflächen von Gemüse
und Erdbeeren.

3.1.4: Baumobstflächen
Aus den fünfiöhrlichen Obstanbauerhebungen werden Strukturan.
gaben über Betriebe, Anbauflächen und Sorten nachgewiesen.

2.1.3: Viehhaltung der Betriebe (Struktur der Viehhaltung) 3.1: Landwirtschaftliche Bodennutzung

Fortsetrung slehe foltende Seite



3.1.5: Rebflächen
Dieser jöhrliche Bericht enthält eine sachlich und regional geglie-
derte Bestandsaufnahme der mit Keltertrauben bestockten Rebflä-
chen mit marktorientierter Produktion.

3.1.6: Anbau von Zierpflanzen
Diese Verötfentlichung berichtet in vierjährlicher Periodizität über
den Anbau von Blumen und Zierpflanzen tür den Verkauf.

3.1.7:Baumschulen, Baumschulflächen und Pflanzenbe-
stände
Die vierjöhrliche Veröffentlichung enthält Angaben über die Baum-
schulfläche und die Bestände an Forstpflanzen sowie Obst- und
Ziergehö[zen.

3.1.8: Bodennutzung der Betriebe (Anbau von landwirt-
schaft lichen Zwischenfrtichten)
ln diesem zweijöhrlich erscheinenden Bericht werden die Anbauflä-
chen landwirtschaftlicher Zwischenfrüchte nach Pflanzenarten sowie
dem Nutzungszweck nachgewiesen.

3.2: Pflanzliche Erzeugung

3.2.1: Wachstum und Ernte
- Feldfrllchte, Gem0se, Obst, Trauben -
ln unregelmäßiger Folge erscheinen jöhrlich 14 Berichte mit Angaben
über den Wachstumstand, die Erntevorschätzungen und die
endgültigen Erntefeststellungen.

3.2.2: Weinerzeugung
löhrlich ein Bericht über die etzeugte Wein- und Mostmenge in der
Unterteilung nach Ländern, Regierungsbezirken und Anbaugebieten
sowie nach Qualitätsstufen.

3.2.3: Weinbestände
ldhrlich ein Bericht über die Bestände an Wein- und Traubenmost
nach Herkunft und Betriebsart in der Unterteilung nach Ländem und
Regierungsbezirken.

Reihe 4: Viehbestand und tierische Erzeugung

Das jahresheft enthält Ergebnisse der Viehbestandsstatistiken, der
Statistiken über Milchezeugung und -verwendung, Schlachtungen
und Fleischezeugung, Ezeugung von Geflüge[ und Eiern sowie
Fleisch- und Geflügelfleischuntersuchung.

4.1: Rinder- und Schweinebestand landwirtschaftlicher Be-
triebe
Dieser Bericht infofiieft jöhrlich über die Rinder- und Schweinebe-
stände landwirtschaftlicher Betriebe am 03. November. Bis 2001
veröffentlichte Ergebnisse vom 03. Mai ieden lahres werden ab 2002
in der Reihe 1.1.1 veröffentlicht.

4.2: Tierische Erzeugung
Zu dieser Reihe erscheinen folgende Veröffentlichungen

4.2.1: Schlachtungen und Fleischerzeugung (vierteliöhrlich)

4.2.2: Milcherzeugung und -verwendung Aöh rlich)

4.2.3: Eneugung von Geflligel (holbiöhrlich)

4.3: Fleischuntersuchung 0öhrli ch)

4.4: (unbesetzt)

4.5: Hochsee- und Klistenfischerei
Die Vierteliahres- und ,lahresberichte enthalten Angaben über Anlan-
deergebnisse in der Gliederung nach Fischarten, Fanggebieten und
Anlandeplätzen.

Reihe 5: Allgemeine Flächennutzung

5.1: Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung
(bis 1985 als Reihe 3.1 erschienen)
Dieser Bericht informiert in vierjlihrlichem Abstand bis zur Kreis-
ebene über die tatsächliche Nutzung der Bodenfläche. Datengrund-
lage sind die Liegenschaftskataster.

5.2: Bodenfläche nach Art der geplanten Nutzung
ln diesem Heft wird ab 1989 vierjöhrlich bis zur Kreisebene die ge-
plante Nutzung der Bodenfläche, wie sie in der gemeindlichen Bau-
leitplanung zum Ausdruck kommt, dargestellt. Als Erhebungsgrund-
lage dienen die F[ächennutzungspläne der Gemeinden.

Einzelveröffentlichungen im Rahmen der Landwirt-
schaftszählung

- Landwirtschaftszählung (Haupterhebung) 1999
Außer den in der Reihe 2.7.2 - 2.1.8 veröffentlichten Ergebnissen
der Agrarstrukturerhebungen, die in lahren mit einer Landwiil-
schaftszählung Bestandteil dieser Großzählung sind, werden zu-
sätzlich folgende Veröffentlichungen veröffentlicht:

o Heft 1 Landwirtschaftliche und außerlandwirtschaftliche
Berufsbildung

o Heft 2 Betriebe und Arbeitskräfte in land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben

o Heft 3 Vermietungvon Unterkünften an Ferien- oderKurgäste
1998

o Heft 4 Hofnachfolge in [andwirtschaftlichen Betrieben.
(vorgesehen)

o Heft 5 Soziale Sicherung t999

- Gartenbauerhebung 1994, Teil I und Teil ll

- WeinbauerhebungT999

- Binnenfischereierhebung 1994

Klassifikation
Klassifikation der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe
7993i

Systematisches Gütervezeichnis für Produktionsstatistiken, Aus-
gabe 7995.
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